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4 Beilesheim. Ungültigkeit der anglikanischen Weihen. 

Collegien zu Douay und Rheiras die Namen mancher Engländer, 
welche, zur Kirche zurückgekehrt, in ihrem Vaterlande dem Dienste 
derselben sich widmeten: aber eine neue glänzende Epoche in dieser 
Hinsicht leitete erst das Jahr 1829 ein. Da sehen wir Männer, 
die durch Geburt, Talente, Reichthum hervorragten, zu dem Glau- 
ben der Väter zurückkehren; usd die Schwierigkeiten, mit denen 
manche von ihnen dabei zu kämpfen hatten, die oft bedeutenden 
zeitlichen Vortheile , welche sie ihre* Ueberzeugung zum Opfer 
brachten, lassen den Glaubenseifer dieser Männer in einem um so 
helleren Lichte erscheinen. Insonderheit verdienen unsere aufrich- 
tige Bewunderung die vielen Geistlichen der Hochkirche, welche 
ihren praktischen Wirkungskreis darangaben, sowie manche Fellows, 
welche ihre einträglichen Stellen zu Oxford und Cambridge der alten 
Kirche zu liebe verliessen. 

Zu manchen dieser üonversionen hat unzweifelhaft die soge- 
nannte anglo-katbolische Bewegung beigetragen. In den dreissiger 
Jahren strebte nämlich ein Theil der englischen Geistlichkeit, unbe- 
friedigt mit der calvinischen Dogmatik der 39 Artikel und be- 
kümmert über den Verfall der Kirchenzucht, eine grössere Annäherung 
an die alte Kirche an; ein Schritt, welchen man durch die Be- 
hauptung zu rechtfertigen suchte, die römisch-katholische und die 
anglikanische Hochkirche seien gleichberechtigte Zweige der einen 
Kirche Christi. Zur Verbreitung dieser Ansicht dienten die von 
Oxford ausgehenden zeitgemässen Broschüren (Iracts for the times). 
In neuester Zeit ist diese Bewegung mancherorts bis zur Annahme 
eine]- Menge von Ceremonien und der liturgischen Gewänder der 
katholischen Kirche fortgeschritten. Diesen für die englische Hoch- 
kirche betrübenden Erscheinungen gegenüber klammerten sich viele 
Anglikaner um so fester an die Landeskirche, worin sie namentlich 
durch eine für sie günstige Lösung der Frage nach der Gültigkeit 
der Weihen der Hochkirche bestärkt wurden. Sind die Weihen 
unserer Geistlichen gültig und ist die Hochkirche ein Zweig der 
allgemeinen, wahren Kirche Christi, so liegt, das was der Schluss, 
ein Grund, das establishment zu verlassen, nicht vor. Namentlich 
ist es Dr. Pusey, Professor der Theologie zu Oxford, welcher die 
Lehre vorträgt, es könne nicht daran gezweifelt werden, dass die 
anglikanischen Bischöfe die rechtmässigen Nachfolger der alten katho- 
lischen Bischöfe seien. Hat die neueste Bewegung des continen- 
talen Protestantismus ihren Crystallisationskern in der Kirchenfrage, 
so tritt in der Hochkirche Englands die Frage nach der Gültigkeit 
der Weihen der anglikanischen Geistlichen in den Vordergrund. Da- 
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her die Erscheinung, dass viele Geistliche der Hochkirche, die alte 
Bezeichnung »clergyman« bei Seite legend, sich mit Vorliebe >Tiatko- 
lische Priester* nennen, das Brevier beten; ja die 
abgehaltene Convocation der Bischöfe musste es erleb 
mit den Namen von zweitausend Geistlichen und 
Petition um Wiedereinführung des Beicht Instituts un 
(Chnrch Times, May 16. 1873). 

Was die katholische Kirche von der behauptetei 
Weihen der Hochkirche hält, geht aus mehreren 1 
gationeu des Concüs und der Inquisition entschiede 
hervor, was die Anglikaner aber nicht hindert, Ent 
heiligen Stuhles in andern Fällen,' welche orientali 
treffen, zu ihren Gunsten auszulegen. Es soll unte 
eingegangen werden. Hier wollen wir darauf aufm* 
dass in sämmtlichen uusern Gegenstand berührenden 
des heiligen Stuhles sich eine seit der sogenann' 
constant fortgepflanzte Tradition abspiegelt, dass nä-t 
Weihen der Hochkirche keine sacramentale Bedeutn 
Anspruch nehmen können, vielmehr unter dem Gesic 
blos äussern Berufung und Bestallung aufgefasst 
(culling and appointment). Schon die unter Koi 
(1558 — 1603) zur Verteidigung des alten Glaubei 
Werke von Harding (gegen Jewell , anglikanisch* 
Chichester), Sanders (de schism. Angl.), Slapleton i 
faith) werfen den anglikanischen Bischöfen vor, das 
Weihen nicht ertheilt, und sie somit als wahre Bis 
zusehen seien. In neuerer Zeit sind dazu noch ei 
entdeckt worden, welche auf den Ursprung der n 
ein' überraschendes Licht werfen. Unter Benützun 
schriftlichen Materialien uud Verwendung der ganze 
alten und neuen Literatur auf katholischer uud angl 
ist das oben bezeichnete Werk des ehemals dem' 1 
Oxford als fellow angehörenden, nunmehrigen Domes 
mingham Edgar Edmund Estcourt entstanden. Das; 
der Approbation des Bischofs Ullathome von Birn 
stattet und ist geeignet, jeden Unbefangenen, der d( 
den oft recht mühevollen Untersuchungen nachgeht, 
an das Urtheil der Censoren zu vermögen: »Argi 
theologicis sanis quidera et soüdis conclusionem c 
tarnen summa modestia pertraetat, ita ut charitatis 
inviolata consistant.« Estcourt hat sein Werk mit pb 
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von drei Handschriften ausgestattet, enthaltend 1) die 
itgenossen des Erzbischofs von Canterbury Matthias 
;ssen Weihe; 2) einen mit Randglossen Cecil's, des 
istlings und Ministers der Königin Elisabeth , und 
enen Entwurf zu einem Formular für die Weihe eines 
las Orginal ruht im kgl. Staats- Archiv ; 3) den Entwurf 
ichen Patent, für die Ernennung des Parker zum Erz- 
lanterbury saramt den Unterschriften you sieben zu 
en Recht&gelehrten. Ein Appendix von 36 Nummern 
Scheidungen der römischen Congregationen über den 
Gegenstand, Mittheilnngen aus den Archiven der eng- 
en zu Rom und Douay u. s. w. u. s. w. 
theilt sein Werk, in nenn Capitel. In dem ersten ein- 
lel werden diejenigen Gesichtspunkte, von denen aus 
snchnng anstellt, angegeben, sie liegen in der Lehre 
n der Weihe als einem Sacramente. Hierin stimmen 

überein ; Meinungsverschiedenheit besteht Mos hin- 
rage, worin die Materie und Form dieses Sacramentes 

Die orientalische Kirche wendet Handauflegung mit 
rufung des heiligen Geistes an, die lateinische Kirche 
h die Darreichung der heiligen Gefasse sammt ent- 
bieten bei. Im zweiten bis fünften Capitel haben wir 
e der Controverse in ihren verschiedenen Phasen. Ca- 
: einen Emirs über die alten Weiheriten der morgen- 
ischen Kirche und stellt ihnen die im Common-Prayer- 
i Grundsätzen der Reformatoren eingeführten Verände- 
rn. Im 6. und 7. Capitel werden die einschlägigen 
leformation über die Weihe und das hl. Messopfer 
iaraus der Schluss gezogen, dass die anglikanische 

auf dem Boden protestantischer Dogmatik stehend, 
h auf Anerkennung ihrer Weihen Seitens der katho- 

nicht erheben könne. Im 9. Capitel wird die den 
teatanten geläufige Fabel gewürdigt, als habe Pins IV. 
der Königin Elisabeth das Anerbieten machen lassen, 
1 durch calvinische Common-Prayer-Book zu bestätigen, 
ne Suprematie wieder anerkenne, 
ersuchungen Bscourt's über unsern Gegenstand lassen 
Sätze zusammenfassen : Die Weihen der HochMrehe 
igültig betrachtet werden 1) weil sich ein Beweis für 
rlow's, von welchem Parker, der Vater der anglikani- 
hie, die Consecration als Erzbischof von Canterbury em- 
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pfing, nicht erbringen lässt, viele seh werwiegende lndicien im Gegentheil 
die Vermuthung nahelegen, dass Barlow zeitlebens Mos Priester ge- 
blieben sei; 2) weil, auch die Consecration Barlow's vorausgesetzt, bei 
der Consecration des Erzbischofs Parker sowohl, wie allen folgenden 
Weihen der sogenannten anglikanischen Bischöfe, Priester und Dia- 
conen einerseits die von der Kirche hiefür vorgeschriebene Form 
nicht beobachtet, andererseits die bei diesen heiligen Handlangen 
erforderliche Intention der Kirche (intentio faciendi quod facit Ec- 
clesia) durch das dogmatische Bewnsstsein der Neuerer gänzlich aus- 
geschlossen wird. 

Was den Ursprung der Gontroverse anlangt, so kam dieselbe 
zuerst zur Sprache bei der unter Königin Maria durch ihren Ver- 
wandten, Cardinal Reginald Pole im Auftrage Julius* III. vollzogenen 
Wiedervereinigung Englands mit der Kirche. Die dem Cardinal 
gegebenen päpstlichen Facultäten lauten unter Anderem {Estcourt 
S. 41 ff.) »zu absolviren Bischöfe und andere Kleriker von der 
Häresie, dem Schisma und anderen Verbrechen, sowie von den da- 
durch ineurrirten Censuren und ihnen Dispense zu ertheilen, damit 
sie ihre Weihen im Dienste des Altares ausüben können, voraus- 
gesetzt, dass sie vor ihrem Falle in die Häresie recht- und gesetz- 
massig promovirt und geweiht worden , alle , auch Curatbeneficien 
behalten , sollten sie aber nicht geweiht sein , zu allen , auch den 
heiligen Weihen befördert werden und kirchliche Beneficien erhal- 
ten und behalten dürfen, nachdem sie ihnen in canonischer Weise 
übertragen sein werden.« Da diese Facultäten blos zwei Classen 
von Geistlichen umfassten, solche, welche vor dem Schisma recht- 
mässig geweiht, und solche, welche noch in den niederen Weihen, 
rasch im Subdiaconat oder Diaconat standen, so erbat sich Pole, 
dessen Cognition noch weitere Fälle unterbreitet waren, neue Facul- 
täten vom heiligen Stuhl. Diese lauten unter Anderem (Estcourt 
S. 41) »zu Gunsten von Bischöfen, Prälaten und andern niederen 
Klerikern , sogar mit Bezug auf Weihen , welche sie entweder gar 
nickt oder in ungesetzmässiger Weise empfangen haben, und auch 
für den Fall, dass sie die Consecration von andern häretischen und 
schismatischen Bischöfen, oder in anderer Hinsicht in nicht vorge- 
schriebener Weise, und ohne Beobachtung der üblichen Form der 
Kirche empfangen haben, auch dann, wenn sie diese Weihen, selbst 
im Dienste des Altares ausgeübt haben sollten, c Diese Worte des 
Breves haben die während des Schismas gespendeten Weihen vor 
Augen. Innerhalb des letzteren sind aber zwei Perioden zu unter- 
scheiden, die Regierung Heinriche VIII. und die seines unmündigen 
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Sohnes Eduard's VI., den Heinrich, unter Ausschliessung seiner bei« 
den Töchter Maria und Elisabeth, zum Thronerben ernannte. Hein- 
rich wollte bei seiner Action gegen Born nur die Suprematie des 
Papstes über die englische Kirche beseitigen; die Glaubenslehre der 
alten Kirche sollte dagegen unversehrt erhalten bleiben, wie aus 
den bekannten sechs Artikeln 1 ), welche er publicirte, hervorgeht. 
Mit Principien soll man indess kein frevles Spiel treiben, und der 
alte Satz, dass das Schisma die Häresie wie im Keime in sich 
schliesse, bewährte sich anch hier wieder. Die schon unter Hein- 
riche Regierung von Cranmer und Barlow, aus Furcht vor dem 
Tyrannen in verschämter Weiße gehegten lutherischen Ansichten 
hinsichtlich des Sacramentes der Weihe, verschafften sich unter der 
Regierung Eduard's VI., namentlich seitdem des Königs Oheim, der 
Herzog von Somerset, ein entschiedener Anhänger der neuen Lehre, 
die Vormundschaft über den jungen Regenten führte, entschieden 
Geltung. Im Jahre 1549 wurde die Axt an die altehrwürdige 
Liturgie der Kirche gelegt, indem Cranmer, Erzbischof von Canter- 
bury und Ridley, Bischof von London ein neues Ritual, das soge- 
nannte Gommon-Prayer-Book fertig stellten. Viele Formen der alten 
Kirche sehen wir hier noch beibehalten; es ist aber eben nur ein 
Gerippe, aus dem der belebende Geist entschwunden; der Inhalt ist 
durchaus lutherisch. Aeusserst sonderbar aber nimmt sich der da- 
mals schon gegen die alte Kirche erhobene Vorwurf, sie sei von der 
ursprünglichen Kirche Christi abgewichen und habe durch Bei- 
fügung menschlichen Beiwerkes die Form der Sacramente während 
des Mittelalters alterirt, im Munde jener Männer aus, welche aus 
den alten Pontificalien in das Ordinal Eduard's VI. die Uebergabe 
des N. T. für die Weihe der Diaconen, die der heiligen Schrift 
sammt Kelch und Hostie für die Priesterweihe, sowie die Auflegung 
der heiligen Schrift auf den Rücken des zur bischöflichen Würde zu 
Erhebenden nebst Uebergabe des Hirtenstabes beibehielten. Denn 
entweder war den englischen Neuerern die Thatsache, dass auch die 
abendländische Kirche vor dem zehnten 3 ) Jahrhundert die Ueber- 
gabe der heiligen Geßsse bei der Spendung der Weihen nicht kannte, 
sondern sich nur der Handauflegung und des Gebetes bediente, be- 
kannt oder nicht; im ersten Falle rauss man billigerweise fragen, 
wesshalb dennoch auch im neuen Ritual die so schwer verschrieene 
Uebergabe der heiligen Gefässe beibehalten wurde; im letzeren war 



1) Waterworth, origin and developments of Anglicanism. Lond. 1854. 

2) Chardon, hist. des sacr. p. 2. chap. 4. (in Migne theol. curs. compl.) 
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die ganze Procednr überhaupt, unnöthig. Im Jahre 1 
das Ritual einer Revision unterzogen, in Folge deren die 
des Kelches und der Hostie 1 bei der Priesterweihe, sow 
Hirten stabes bei der bischoflichen Weihe eliminirt, ans 
Legen der Bibel auf den Rücken des zu Consecriretid 
einer TJebergabe derselben in dessen Hand verwandelte. 

Es entsteht nun die Frage ,* wie Cardinal Pole die 
neuen Ritus gespendeten Weihen, angesehen und beha 
Das obenerwähnte zweite Breve des Papstes an Cardinal 
scheidet zwei Classen von Priestern und Bischofen — i 
ordines nmiquam, aut male suscepernnt — , und in glei 
werden die Bischöfe unterschieden , — munere consec 
hactenus impenso, vel si illud eis nondum impensum eis 
ertheilte Cardinal Pole einer Reihe von Bischöfen, welc 
Zeiten Heinrich's VIII. nach katholischem Ritus gewt 
unter denen wir Bonner, Bischof von London und Kitchi 
von Llandaff als die bekanntesten Namen hervorbeben 
weil sie von häretischen Bischöfen und in anderer Hins 
rite geweiht worden waren ; andere dagegen, welche nach 
Ordinal Eduard's VI. die Weihen empfangen hatten, v 
Bischof von Gloucester '} , — wurden zu Priestern degi 
court S. 56). Darauf berief Pole die englischen Bischöl 
Versammlung nach London und subdelegirte ihnen die 
Facultfiten für die niedere Geistlichkeit, bei deren Weibe 
liehen Unterscheidungen wie bei den Bischöfen stattG 
eclatantes Beispiel in dieser Hinsicht bietet uns der Auftn 
Bourne, Bischof von Bath und Wells 1554 seinem Ge 
gab — zu entfernen und zu bestrafen solche, welche sie 
ficien eingedrängt, und verheirathete Kleriker, und ein 
gegen verheirathete Laien, welche anmasslich und untei 
geben die Priesterweihe empfangen zu haben .(who in pt 
under colour of priestly Orders) sich eilfertig and wiedt 
kirchliche Rechte angemasst und factiscb Pfarrkirchen s: 
sorge und kirchliche Wurden gegen die heiligen Canones 
licheu Riten (ecclesiastical rites) in Besitz genommen, il 
zn entsetzen und von den genannten Kirchen und Wfird< 
fernen.« {Estcourt S. 47). Wer waren diese »verheirate 
(married laics) ? Unmöglich solche Kleriker, welche nach 



1) Bnrke, the men and women of the engliah refonnation. 
gibt nähere Anikonft aber diesen abgefallene» Cirtercienser. 
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Kitas unter Heinrich VIII. geweiht worden; denn dann würde 
Dispensation vom Schisma und der Irregularität sowie die Erlaub- 
niss gegeben worden sein, künftighin im Genüsse der Beneficien zu 
verbleiben, wie die Facultäten Pole's fiir solche Fälle ausdrücklich 
besagen (Estcourt S. 42 ff.); unter ihnen sind vielmehr solche zu 
verstehen, welche nach dem neuen Ritual Eduard's VI. die Weihen 
empfangen hatten, mit anderen Worten die letzteren wurden als 
ungültig behandelt. Schwer fällt endlich in dieser Beziehung in 
die Wagschale die Rede, welche Gardiner, Bischof von Winchester 
und Kanzler unter Königin Maria vor der letzteren und ihrem Ge- 
mahl Philipp von Spanien am ersten Advents-Sonntage 1554 zu St. 
Paul in London gehalten und worin es unter Anderem heisst (Est- 
court S. 58): »Was war das für ein Kirchenoberhaupt, welches bei- 
nahe die Hälfte des Klerus verlor? Und nachdem das Priesterthum 
erloschen, wurden profane und verheirathete Männer zu Dienern 
Gottes gemachte In ähnlicher Weise redet Bonner, Bischof von 
London, ein Zeitgenosse der in Rede stehenden Ereignisse in seinen 
Homilien wie folgt (Estcourt S. 58—59): »Da nun die zur Zeit des 
letzten Schismas berufenen Diener in ihrer neuerfundenen Ordination 
keine Vollmacht empfangen haben , um den Leib und das Blut 
Christi in der Messe zu consecriren, sondern nicht minder die Ge- 
weihten, oder vielmehr Ungeweihten (so ordered, or rather disordered) 
wie ihre schismatischen weihenden Bischöfe, nicht allein das Opfer 
der Messe, sondern auch die reale Gegenwart des Fleisches und 
Blutes unseres Herrn Jesu Christi im höchsten Grade verachten 
und bekämpfen, so sage ich, dass sie in vermessener und verdamm- 
licher Weise den Allmächtigen beleidigen und das Volk in diesem 
Reiche elendiglich betrogen haben. t und bald darauf nennt er die 
sog. anglikanischen Priester Schein-Diener (counterfetid mynjsters). 
Hier haben wir das unumwundene Zeugniss über die nach dem 
Ordinal Eduard's VI. gespendeten Weihen Seitens eines durchaus 
competenten Zeitgenossen ; der Grund aber für die Ungültigkeit ruht 
in den dogmatischen Irrthümern des Common-Prayer-Book. 

Quod ab initio vitiosum est tractu temporis convalescere ne- 
quit , sagt eine bekannte Rechtsregel *). Zeigt schon der Ursprung 
der Controverse, was katholischerseits von den sogen. Weihen der 
Anglikaner gehalten wurde , so begegnen wir im Verlauf der Ge- 
schichte , namentlich unter Königin Elisabeth , welche 1558 ihrer 
Halbschwester Maria succedirte, weiteren Momenten, welche die Ka- 



1) L. 29. Dig. de regtilis iuris. 50. 17. 
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tholiken in ihrer Anschauung bestärken mussten. Als dei 
anglikanischen Hierarchie ist Parker anzusehen, den Kl 
dem Widerstände, welchen die katholischen Bischöfe der i 
ihrer Reformplane entgegensetzten, unter gleichzeitiger ' 1 
und Beraubung der katholischen Prälaten, zum Erzbischi 
terbnry ernannte, mit dem Auftrage, ihr ergebene Personen z 
zu consecrircn. Parker selbst wurde von Barlow, dem Bisch 
ehester consecrirt. Da aber die bischofliche Weihe nur vo 
gen gespendet werden kann, welcher selber Bischof iat, i 
Frage aufzuwerfen, ob denn solide Gründe für die Anns 
low sei conseerirter Bischof gewesen, beigebracht werden 

Barlow, von welchem die Saturday Review, eine de 
ken ungünstig gestimmt« Zeitschritt, am 28. Novembei 
merkte (Estcourt S. 62) >dass keiner der seit 1533 err 
schöfe ihm an niedertrachtiger Servilität den Rang streit: 
war Augustiner* Chorherr im Priörale St. Osith in der 
Essei, wurde durch Königin Anna Boleyn's Vermittlung 
zuerst in Haverfordwest, dann in Bisham befördert und 
well, dem reformatorischen Rüstzeug Heinrich 's VIII., i 
Dienste des Königs verwendet. Mit des letzeren sechs Artil 
Barlow nicht überein, namentlich erregten Artikel III , n 
Priestercölibat einschärfte (priests may not marry by 
God) sein und seines Freundes Cranmer Missfallen, di 
geheimer ehelicher Verbindung lebten (Estcouti S. 63. < 
tory of the Protestant reformation. Letter III. Dublin 

Am 16. Januar 1536 wählte das Doracapitel zu 
den Barlow zum Bischöfe. Bevor er die königliche und 
liehe Bestätigung erhielt (22. Februar) war er in königii 
trage nach Schottland abgereist, wo er den ganzen F 
März verweilte. 

Einen Monat später starb Richard Hawlins, Bisct 
David's, am 10. April desselben Jahres wählte das do 
capitel den Barlow zum Bischof, welcher am 20. April 
tigung des Königs, am 26. die Confirmation des Erzb 
Canterbury (welcher nunmehr an die Stelle des Papste: 
Punkte getreten war) erhielt, und am 26. April erschien eiu 
Schreiben , welches ihm den Besitz der Temporaüen zu: 
diese nach englischem Brauche nach dem Tode eines 
des Königs Gewalt zurückkehrten. Barlow hatte sich 
königlichem Auftrage mit Thomas Holfrroft als Gesaut 
schottischen Hof begeben ; Anfangs April 1536 scheint er 



12 Beilesheim. Ungültigkeit der anglikanischen Weihen. 

verlassen zu haben, wie aus einem Briefe des nachträglich noch der 
Gesandtschaft beigegebenen Lord William Howard hervorgeht (Est- 
court S. 64). Am 18. Mai j. J. schreibt Barlow von Edinburgh 
aus an Cromwell und unterzeichnet als Willraus Menev. *;, ein Titel, 
wie ihn gewöhnlich nur consecrirte Bischöfe zu führen pflegen. Dass 
Barlow damals wirklich noch keine bischöfliche Weihe empfangen, 
geht aus einem im Ashmolean Museum in Oxford aufbewahrten Briefe 
Cromwells an Hawley, welcher den Barlow nach Schottland begleitet 
hatte, hervor, worin er den Barlow »damals erwählten Bischof von 
St. Asaph, jetzt erwählten Bischof von St. Davids nennt« — (Bishopp 
then elect. of St. Asaph, now elect. of St. Davyes (Estcourt appendix 
VI.) Am 30. Juni desselben Jahres finden wir den Barlow gemäss 
den Protocollen des Oberhauses genannt »Bischof von Meneyia« und 
dort nahm er seinen Platz ein nach Sampson und Reggis, welche 
nachweislich am 11. Juni j. J. einem Sonntage consecrirt worden 
waren. Hiernach ergibt sich für Barlow's Qonsecration als terminus 
a quo der 12., als terminus ad quem der 30. Juni 1536. Dass er 
aber an einem der drei Sonntage des 11., 18. oder 25. Juni die 
Consecration erhalten, darüber findet sich nirgends auch nur die 
leiseste Andeutung. Er besass eben Alles was er wünschte; die 
Temporalien von St. David's hatte er erlangt, seinen Sitz im Hause 
der Lords eingenommen. Der Nichtempfang der bischöflichen Weihe, 
welche nach Barlow'scher Dogmatik ihres sacramentalen Charakters 
entkleidet erscheint, konnte keinen Grund zu Beunruhigung bieten, 
da Cranmer sowohl wie Barlow unter König Heinrich VIII. ihre 
Ansichten hinsichtlich der bischöflichen Weihe dahin kund geben, 
»dass Wahl oder Berufung genügt« (election or appointing is suf- 
ficient, Estcourt S. 70). Man vergleiche dazu Milner, the end of 
controversy, Derby 1843, letter 39, welcher die diesbezüglichen Aeus- 
serungen Cranmer's und Barlow's ebenfalls' mittheilt. Hiernach un- 
terzeichnete Cranmer feierlich den Satz, »dass Fürsten und Regenten, 
ebensowohl wie Bischöfe, Priester machen können, und in der Schrift 
keine Weihe für einen Bischof oder Priester vorgeschrieben ist.« 
Barlow' predigte öffentlich, »dass die königliche Ernennung ohne ir- 
gend welche Weihe genügt, um einen Bischof zu machen.« Dazu 
kommt, dass das dem Barlow die Temporalien zuweisende könig- 
liche Schreiben, welches Estcourt einer neuen Untersuchung unter- 
zieht, die Vermuthung ' bedeutend bestärkt, dass Barlow nicht con- 

1) Menevia oder St. Davids, cfr. Thomassin, Vetus et nova eccl. diecipl. 
to. 1. cap. 45. Nr. 12. Heute heisst der Sitz seit Wiederherstellung der eng- 
lischen Hierarchie Newport and Menevia. 
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secrirt norden. Die englischen Schriftsteller haben 
bislang nur verstümmelt mitgetheilt; desBhalb suc 
Original auf, welches er aber nicht an dem von Mat 
unten noch Rede sein wird, angedeuteten Orte, der 
im Archiv des Secretärs des Schatzamtes (ezcheqnei 
tbeilt es im Anhange (appendix IV.) sammt dem 
liehen Schreiben an Cranmer mit und hebt folgend 
gleichung beider Documente sich ergebende Punkt« 
werth hervor. 1) Cranmer erhielt nach jenem Doc 
rirmution vom Papste, Barlow dagegen von Granu; 
ward consecrirt am 30. März 1533 und erlangte 
königliches Patent vom 19. Mai 1533 die Tempon 
ein weiteres Schreiben des Königs vom 2. Mai alle 
— Barlow's Conseciation wird mit keiner Sylbe g< 
nur »Thomas Archieppus Cantuariensis . . . ipsum . . s 
copnm praedietae Ecclesiae Menevensis praefecerit . 
teren Verlaufe wird Barlow schlechthin idem nunc I 
3) In Cranmers Document heisst es, er habe den 
der Treue geschworen und am 19. Mai sei die Rest 
poralien erfolgt — von Barlow hingegen keine Andei 
solchen Eid. 4) Cranmer's Document gewährt vol! 
gen aller etwaigen Zuwiderhandlungen gegen das 
Provisoren und das Statut >Praemunire').< 

In Barlow's Document fehlen diese Clausein. 
in üblicher Weise vor dem 26. April 1533, dem D 
liehen Patents, die Weihe empfangen, so war kein C 
diese Thatsache mit Stillschweigen zu übergehen, 
bischöfliche Weihe empfing oder nicht, ist eine i 
denn ein Käthsel bleibt es, mit Estcourt zu reden, 
crirt bleiben konnte , oder wie er unbehelligt seine 
konnte, zumal, da er in Streitigkeiten mit seinem C 
wurde. Bei dem "starken Verdacht indess, welcher 
Seite sieb gegen seine bischöfliche Gonsecration er 
Factum der letzteren ohne stringenten Beweis nicht zi 

Gesetzt übrigens, Barlow sei gültig, wenn aucl 
secrirt worden, so verlangt die Frage nach der Gülti 
Parker's um so dringender ihre Lösung, da der Letztere 

1) In diesen beiden Gesetzen, welche anter Eduard 
Eduard [II. (1364) erlassen worden, waren strenge Strafe] 
verhingt, welche mit Umgehung der in erster Linie berecb 
CnllatoreD sich von Avigilen ans ein Beneflcinm übertragen 
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Elisabeth neu errichteten Hierarchie ist. Die Annahme der Gültig- 
keit der Weihe Parker's bildet die sacra anchora der Hochkirchlichen ; 
auf ihre Rechtmässigkeit gestützt, verlaugen sie von der katholischen 
Kirche* einfach Anerkennung ihrer Weihen. Parker war Hofcaplan 
der Königin Anna Boleyn und trat gleich als entschiedener Anhänger 
der neuen Richtung des Königs auf, welcher er auch unter Königin 
Maria treu blieb, im Gegensatz zu Oranmer, der durch heuchler- 
ischen Widerruf unter Maria sein Andenken befleckte 1 ). 

Kaum hatte Königin Elisabeth den Thron bestiegen, als Par- 
ker durch Bacon am 9. December 1558 nach der Hauptstadt be- 
schieden wurde »in persönlichen Angelegenheiten« (for certain mat- 
ters touching himself). Parker weigerte sich anfänglich , den ihm 
angebotenen Posten anzunehmen, vermochte aber auf die Dauer dem 
peremptorischen Befehle der Königin nicht zu widerstehen, welche 
am 18. Juli 1559 dem Domcapitel zu Canterbury einen congä d'&ire 
zugehen liess, woraufhin der Dechant und vier Gapitulare (die übrigen 
waren, obwohl gerufen, nicht erschienen) vermittelst Goropromisses 
den Parker wählten. In einem Briefe vom 27. August unterzeichnet 
der Neugewählte als »Matth. C.« Darauf geschahen die einleiten- 
den Schritte behufs Vornahme der Consecration. Eine Acte aus dem 
25. Regierungsjahre Heinrich's VIII. schrieb nun vor , dass bei der 
Erledigung eines Erzbisthums ein anderer Erzbischof und zwei Bi- 
schöfe, oder, wenn das nicht zu erlangen sei, vier Bischöfe mit der 
Weihe zu betrauen seien. Jetzt war guter Rath theuer; nur fünf 
Bischöfe waren zur Stelle, die übrigen Bisthümer theils durch Pri- 
vation, theils durch den Tod ihrer Inhaber verwaist. Die Königin 
forderte nun am 9. September Tonstall von Durham, Bourne von 
Bath und Wells, Pole von Peterborough und Kitchen von Llandaff 
zur Vornahme der Consecration Parker's auf; ihnen wurden ausser- 
dem beigegeben Barlow und Scory (Bischof von Chichester), welche 
unter Königin Maria abgesetzt, vom Continent, wohin sie geflüchtet, 
in die Heimath zurückgekehrt waren. Von katholischen Bischöfen 
konnte ein solches Mandat unmöglich ausgeführt werden; Tonstall 
und Pole wurden bald darauf ihrer Bisthümer beraubt; die übrigen 
Bischöfe weigerten sich, dem Befehle der Königin nachzukommen. 
Parker trat, nun mit Cecil in Verbindung, um über die Mittel zu 
berathen, welche aus der durch die katholischen Prälaten bereiteten 
Verlegenheit heraushelfen könnten. Zum Theil sind diese Verhand- 
lungen noch vorhanden, da Estcourt im Königl. Staatsarchiv ein 



1) Cobbett, hist. of the Protestant reform. Letter VIII. 



Ettcourfa Schrift; The queation of anglic. ordi 

Documeut aufgefunden und seinem Werke in Photolith 
gegeben hat, welches einen mit Ceeil's und Parker's ver 
wurf zur Gonsecration eines Erzbischofs enthalt. Zu P 
eher in Gemässheit der erwähnten Acte Heinrich'« 1 
CouBecration eines Erzbischofes die Anwesenheit eines 
bischofes und die von zwei Bischöfen, oder in Ermangi 
steren vier Bischöfe verlangt, bemerkt Cecil am Rande 
Erzbischof noch vier Bischöfe sind jetzt zu Händen ,< 
derselbe zu Punkt 5, welcher König Eduard's Ordinal 
hervor, dieses sei vom Parlamente nicht genehmigt 
wurden die Ansichten von mehreren angesehenen Ca 
Civilisten eingeholt, deren Gutachten Estcourt ebenfall 
arebiv aufgefunden und in Photolithographie beigegebe 
Männer entwarfen an mehrere theils katholische, theils 
Bischöfe ein Commissorium behufs Gonsecration eines 
und fügten folgende, alle etwaigen Hindernisse mit ei 
vernichtende Clause! bei : »Supplentes nihilominus supi 
täte Nostra regia es mero motu et certa scientda nos 
aut in his quae Junta mandatum nostrnm praedictum ; 
aut in vobis aut vestrum aliquo conditione , statu, faci 
ad praemissa perfleienda desit, aut deerit, eorum qua 
hujus nostri regni, aut per leges ecelesiastdeas in hac 
mntur aut uecessaria sunt, temporis ratione et rerui 
id postulante.« Heften wir unsere Aufmerksamkeit a 
status. Die Königin will kraft ihres Supremats über 
Kirche alle Defecte, welche sich in der Person der a 
cration des neuen Erzbischofs theilnehmenden Bischöfe 
den, suppliren, sogar jene, welche sich auf ihren Statut 
ziehen könnten. Das römische Recht redet vom Status 
bezeichnet damit die Stellung einer Person in einer der 
Personehclassen , sofern ihre Rechtsfähigkeit dadurch 
(T. D. de statu hom. (1, 5.) DieBe Sprachweise wurde 
liehe Recht übertragen und zur Bezeichnung der beiden H 
in welche sich die Mitglieder der Kirche sondern , ver 
C. 12. q. 1.) Sollte man fehlgehen, wenn man annin 
nigin habe in dem vorbezeichneten Commissorium den 
bischoflichen Weihe, den man bei Barlow vermuthete 
suppliren wollen. 

Dem königlichen Commissorium entsprachen nict 
fenen. Kitchen, Bischof von Llandaff, erschien nicht ; 
noch einen Rest von Gewissen bewahrt ; ja selbst die 
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Annahme (Kirchenlexicon von Wetzer u. Weite, Art. Parker), dass 
er den Snprematseid abgelegt habe, ist nach Estcourt unwahrschein- 
lich, wenn man bedenkt, dass er nach einem von ihm (S. 93) mit- 
getheilten Briefe vom 18. Juli 1559 bemerkt, dass die Königin die 
Ablegung des Suprematseides für ihn weiterer Erwägung anheimge- 
geben haben (hath differred the renderinge of thothe of her Supre- 
matie to my further consideration within myself) und er bis zu sei- 
nem im Monat October 1563 erfolgten Hinscheiden in stiller Zu- 
rückgezogenheit lebte. 

Barlow dagegen, den man zum Consecrator bestellte, Scory 
und Coverdale, Bischof von Exeter, welche unter König Eduard, so- 
wie Hodgkins, Suffragan von Bedford, welcher unter König Heinrich 
1537 die Consecration empfangen hatten, und Assistenz bei der 
Weihe leisten sollten, traten am 9. Deceraber 1559 in der Bow-Ghurch 
in London zusammen, um sich über den demnächst zu vollziehenden 
Act zu berathen; eben daselbst erschien auch Nicolaus Bullingham, 
um für Parker den Suprematseid zu schwören. Am Sonntag den 

17. December wurde dann die Weihe in der Capelle des den Erz- 
bischöfen von Canterbury gehörenden, burgähnlichen, am rechten 
Themseufer gelegenen Lambeth Palace in der Frühe gegen fünf oder 
sechs Uhr vollzogen, und zwar durch Barlow als Consecrator unter 
Assistenz der oben genannten übrigen Bischöfe. 

An diesen Vorgang knüpft sich die — ob Sage, oder Geschichte 
ist bisher evident zu beweisen noch nicht gelungen — sogenannte 
nag's head story — die Geschichte vom Hotel zum Bosskopf, deren 
Hauptinhalt darin besteht, dass die ersten protestantischen Bischöfe 
unter Königin Elisabeth sich behufs Empfang der Weihe in einem 
Hotel in Cheapside zu London versammelt, dann aber als Kitchen 
sich zurückgezogen, Scory, nachmals vermeintlicher Bischof von 
Hereford (mock bishop of Hereford) die Consecration gespendet 
habe. Die älteren englischen Controversschriftsteller wie Holywood, 
Fitzsimon, Wadsworth, Kellison, Champney 1 ), theilen diese Ge- 
schichte ausführlich mit und führen sie zurück auf Thomas Neale, 
welcher das Amt eines Professors der hebräischen Sprache in Oxford 
bekleidete, bei der Spendung der fraglichen Weihen zugegen war 
und den Bekennern für den alten Glauben mittheilte, von denen 
dann Champney persönlich Mittheilung darüber erlangte. Stattge- 
funden haben soll die Weihe dann im September 1559 und erst 



1) Lee (Anglicaner) , the validity of the holy ordere of the church of 
England. London 1869. chap. 19. 
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auf die von den Anhängern des alten Glaubens gegen 
consecrirten, aber mit dem orzbisch öfli eben Titel geschmü 
leer erhobenen Bedenken bin Anordnungen zu der Weih 
December im Lambeth Falace getroffen worden sein. A 
tholische Schriftsteller , wie Lingard nnd Tierney ') verw> 
Erzählung in das Reich der Sage. 

Wie dem auch sein mag, jedenfalls ruht die Wahr 
Erzählung auf dem Zeugnisse eines eineigen Augenzeuge 
Thatsache der Weihe Parker's in Lambeth Palace dag 
chen eine Menge wohlbeglaubigter Documente. Wir eiinne 

1) den obenerwähnten Entwurf zur Cousecration ei 
schofes mit den handschriftlichen Bemerkungen Cecil's nnd 

2) den Patentbrief der Königin vom 6. December 155 
die Vornahme der Weibe befiehlt und dessen Original in 
lieben Kanzlei beruht; 

3) dazu kommt das neulich entdeckte Tagebuch eint 
Tucbhändlers Georg Machyn, der öffentliche Angelegenheit 
selben aufzuzeichnen pflegte; er schreibt: »Parker zum 
von Canterbury gewählt.» »Am 17. December wurde dei 
schof (von Canterbury) Doctor Parker dabier im Lamb< 
gemacht« »Am 20. December, Vormittags, der Vigilie voi 
nias, begab sich Mylord von Canterbury zu Bow-Kirche un 
den fünf neue Bischöfe gemacht 3 ).« 

4) Nicht zu übersehen ist eine Acte aus dem 8. K 
jähre der Königin Elisabeth, durch welche verfugt wurde, 
was in Folge jener Patentbriefe der Königin hinsichtlich 
firmation oder Cousecration von Bischöfen geschehen, al 
vollkommen zn behandeln sei, nnd dass alle Personen, w< 
Eduard'» VI. Ordinal die Weihe empfangen, als gültig g< 
gesehen werden müssten. Hieraus geht hervor, dass ein ] 
der Königin, nach welchem zn verfahren war, vorlag und 



1) Lee, the validity p. 183, woselbst ein im Jahre 1834 vor 
Brief Lingard's mitgetheilt wird, in welchem der berühmt« Geschi 
an der Thatsache (nicht Gültigkeit, wogegen er skh vielmehr 
verwahrt) der Weihe Parker's ~v. 19. December festhält^ dagegen di 
Hotel lum Rosskopf abweist (the tule of the foulery svpposed to 
jjlayed at the Nug's head). 

2) »Parkjer electyd bishope of Canterbere.« The XVII. day 
was the new bishope of (Canterbury) doetnr Parker, was made tl 
beth. The XX. of Desember afor non, was St. Thomas evyn, my 
torbere whent to Bow ehyrehe, and thw wber V. nnw bishopee nu 

Archiv für Kircbanrsoht. XXXI. 2 
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schöfliche Weihen nach Massgabe desselben, sowie nach Vorschrift 
des Ordinals Eduard's VI. wirklich ertheilt worden waren. 

Obwohl Estcourt an der Thatsache der (irgendwie) am 17. 
December 1559 im Lambeth Palace vollzogenen Weihe Parker's fest- 
hält, so glaubt er doch, gestützt auf eine unter Foxe's Manuscripten 
im Britischen Museum «beruhende, jüngst entdeckte Notiz eines Zeit- 
genossen über Parker's Weihe sich dahin entscheiden zu sollen, dass 
das jetzt im Lambeth Palace noch beruhende Register (Protocolle) 
der Erzbischöfe von Canterbury, soweit es Parker's Weihe betrifft, 
nicht als acht angesehen werden könne. 

Jener unbekannte Zeitgenosse sagt nämlich in erster Linie, dass 
Bar low, welcher unter Königin Elisabeth das Bisthum Chicbester 
erlangt hatte, den Parker consecrirt habe 1 ). 

Zweitens „ dass das Ordinal Eduard's VI. zur Anwendung ge- 
kommen 7 ). 

Vergleicht man diese Notizen mit dem Parker'schen Register, 
so findet man, dass im letzteren die sub 1. gegebene Mittheilung 
also lautet : Cicestrens. electus capa serica ad sacra peragenda pa- 
ratus utebatur, der zweite Passus dagegen in jenem Register ganz 
fehlt 

Zur Erläuterung dieser stark von einander abweichenden Nach- 
richten stellt Estcourt die Ansicht auf, das genannte Manuscript, 
welches in einem Pakete mit der Ueberschrift ruht »Consecration 
des Bischofs Bonner und des Erzbischofs Parker,« hänge zusammen 
mit dem Streite zwischen Bonner, Bischof von London und Hörne, 
Bischof von Winchester. Da nämlich Hörne, Bischof von Winches- 
ter, den Bonner wegen Verweigerung des Supremateides verklagte, 
suchte der letztere diese Anklage durch die Recrimination niederzu- 
schlagen, dass Home, welcher am 5. Februar 1560 von Parker die 
Bischofsweibe empfangen 9 ), ein Usurpator, Eindringling und unrecht- 
mässiger Inhaber der Kirche von Winchester sei, weder nach den 
Gesetzen der katholischen Kirche, noch in Uebereinstimmung mit 
den Statuten und Ordonnanzen des Reiches gewählt, conse&irt u. s. w. 
Die Einwürfe Bonner's, welche indirect Parker traten, bewirkten grosse 
Aufregung bei den Hochkirchlichen; man schlug die Acten über 



1) Cicestrensis electus capa serica indutus vices snpplebat consecratons. 

2) Caeteraque omnia descripta per quendam libellam editum pro conse- 
eratione Episcoporum auctoritate per parliamentum anno V. et VI. Eduardi VI- 
eiercnerunt. 

3) Das über die Weihe aufgenommene Instrument theilt Lee 1. c * P* 
467 mit. 
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Parker's Weihe nach, und da man hier den Barlow als Consecrator 
und das vom Parlament nicht genehmigte Ordinal Eduard's l ) bei die- 
ser Weihe in Anwendung gekommen fand, so glaubte man die Acten 
umschreiben und diese beiden höchst bedenklichen Thatsachen der 
Welt vorenthalten zu sollen. Wir theilen die ganze Stelle aus Est- 
eowi (S. 104) hier mit: Die martis XVII. An. Dni 1539 et R. B. 
H. VIII. trigesimo erat praesentatum electionis etc. Dni. Edmundi 
Boner ad Episcopatum Hereford. 

Die Dominica, quarto viz. die mensis Aprilis An. Dni 1540 
et Regno Dni Regis H. VIII. XXXI. in quodam sacello inferiori 
juxta septemtrionalem partem navis Ecclesiae catbedralis Divi Pauli 
London, infra palacium Episcopi London, notorie situatae etc. Bdi in 
Christo Patres Dni Dnus Stephanus provid. div. Winton. Episcopus 
Auctoritate etc. assistentibus sibi Bdis Patribus Dnis Bic. Cicestri- 
ens. et Joann. Hereförden. Episcopis munus consecrationis et sacrae 
benedictionis more ecclesiae Anglicanae solito per sacrae Chrysmatis 
uncüonem et manuum suarum impositionem Bdo Pri et Dno Doo 
Edo. Boner London. Episcopo electo et confirmato etc. Benedixit 
eumque consecravit et insigniis Pontificaübus rite et religiöse in- 
signivit. 

Parker's Register. Foxefs Manuscript. 

In Gonsecratione Archiepiscopi 

Cantuariensis. Confirmatus fuit no- 

no die mensis Decembris tunc 

proxime sequentis. 

per Reverendo8 Patres Dominos per Reverendos Patres Dominos 

Willelmum Barlowe nuper Ba- Willelmum Barlow nuper Batho- 

1) Eine Würdigung desselben gibt Dom Wilfrid Raynal, Domcapitular 
von Newport and Menevia, in dem Werke The Ordinal of King Edward VI., 
London 1871. Hiernach ertheilte König Eduard einer Commission von Bischöfen 
den Auftrag, ihm einen Entwurf für die Abhaltung des Morgen- und Abend- 
Gebetes, sowie für die Spendung der Sacramente und die Vollziehung der ühri- 
gen gottesdienstlichen Functionen vorzulegen. Dem königlichen Mandate kamen 
die Beauftragten nur zum Theil nach, indem sie 1548 das Common prayer book 
vorlegten, welches bald darauf die Genehmigung des Königs und Parlamentes 
erhielt. Diesem Buche ging aber ein Formular für Spendnng der Weihen ab, 
was seinen Grund in der Opposition hatte, welcher ein hiefür von Cranmer 
vorgelegter Entwurf in der Commission begegnete. Erst dann, nachdem Heath, 
Bischof von Worcester, der Anführer der Opponenten, aus der Commission ent- 
fernt worden, ging Cranmer's Entwurf durch und erlangte als Ordinal König 
Edward*s VI. des Letzteren Bestätigung. Eine Genehmigung des Ordinals sei- 
tens des Parlamentes suchte man nicht nach. Nachmals wurde es jedoch dem 
Common prayer book angehängt. 

2* 
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; Wellen. Episcopnm, 
im Cicestren. Johan- 
iudum Cicestren. Epis- 
ic electum Hereforil. 
yerdale qaondam Exo- 
pum et Joannem Hod- 
scopnm Suffraganeum 
rigore literarnm com- 
n Regiarum Patentium 
um nono die Decembris 
e sequentis conflnnati 

per ipsos Reverendos 
iritate praedicta decimo 

ejuadem menaia De- 
isecrati. 

. electus capa serica 
ragenda paratna nte- 

m. electus et Bedfor- 
janeus linteis super- 
luebantar. Milo vero 
non nisi toga lanea 
itnr. 

;ioties et snfiragia quae- 
formara libri aactori- 
lenti editi apud deum 
tren. Hereforden. Suf- 
Sedforden. et Milo Co- 
lanibns Archiepiscopo 
ixerunt Anglice, viz: 
bollie goet etc. 



nien. et Wellen. Episcopum nunc 
electum Cicestreua. Episcopum. 
Johannem Scory dudum Cicestren. 
Episcopam nunc electnm Here- 
forden. Milonem Coverdaie qnon- 
dam Exonien. Episcopum et Jo- 
hannem Hodgeakyn Episcopum 
Suffraganeum Bedforden. vigore 
literarnm patentium 



decinifl. septimo die ejnsdem men- 
sia Decembris consecratuß. 

Cicestren. electus capa aerica 
indntns vicos anpplebat consecra- 
toris. 

Hereforden. electus et Bedfor- 
den. anffraganeue linteis super- 
pellitiia induti. at Milo Coverdali 
toga lanea talari solnmmodo or- 



Assistentes fuere 



Qni qnidem Consecrator et as- 



manibus Archiepiscopo impoaitis 
diierant Anglice Take tbe Holj 
öost etc. 

caeteraqne omnia descripta per 
quendam libellnm editum pro con- 
aecratione episcopornm auctoritate 
per parliamentnm anno V. et VI. 
Eduardi VI. eiercuernnt. 



i baec diiissent ad 
m unionig solemnia per- 
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nulluDi Archiepiscopo tradens pa- praeterquam qnod nullnm trade- 

storale baculum bant Uli bacnlum pastorale etc. 

Willeraus Barlow conseeratus fuit 
tempore HeDrici VIII. 
Johannes Seory suffectus est Epis- 
copua Boffenais per litteraa pa- 
tenten datas mandato regia ad 
consecraodnm euudem XXVII. 
Aprilis anno Regni Regia Edwardi 
sexti quinto. 

Consecravit Tho. Cant. assisten- 
tibus Nicoiao London, et Johanne 
Bedforden. XXX. Augusti et Regni 
Regia Edwardi VI. quinto. 

Consecratns Milo Coverdali in 
Episcopum Exonien. XXX. di« 
mensis August i anno domini 1551 
et Regni Regis praedicti quinto. 
Die Ansiebten der Theologen gingen alsbald allgemein dahin, 
dass die sog. Bischöfe der Hochkirche dieses im wahren Sinne des 
Wortes nicht seien. Estcourt (S. 119) führt Harding an-, welcher 
sich dem Bischof von Salisbnry, Jewell, gegenüber also anslasst: 
»Sie benehmen sich , als wären Sie Bischof von Salisbnry. Wie 
können Sie Ihre Berufung beweisen? Wer hat Sie gerufen ? Wer 
hat Ihnen die Hände aufgelegt? Wie und von wem wurden Sie con- 
secrirt? Sind Sie Priester? oder sind Sie es nicht?« Dem gegenüber 
erwiedert Jewell in blos allgemeinen Ausdrücken; hebt aber mit 
Nachdruck seine Wahl hervor, den Vorwurf, er sei weder Bischof 
noch Priester, lasst er unbeantwortet. In gleicher Weise drückt 
sieh Saaders aus (De schism. ,Angl. Estcourt S. 128). Die englischen 
Bischöfe, bemerkt er, seien ohne rechtmassige Ordination und hätten 
nicht einmal nach den englischen Gesetzen Bischöfe genannt werden 
können, wesahalb sie den weltlichen Arm zu Hälfe gerufen hätten, 
um von einem Laien-Regiment in einem späteren Parlamente ihre 
Bestätigung za erlangen ; daher ihr Name Parlaments- Bischöfe (Par- 
liamentary bishops). Dass nach diesen Grundsätzen auch in der 
Praxis verfahren wurde, zeigt Estcourt (S. 138 ff.) durch Mittei- 
lung einer aus den Archiven der englischen Collegien zu Rom und 
Douay geschöpften Reihe von Namen anglikanischer Geistlichen, 
welche nach ihrer Conversiou die wahren Weihen durch katholische 
Bischöfe erhielten. 
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Wenn die anglikanischen Theologen während des grösseren 
Theiles der Regierung der Königin Elisabeth die Weihen unter dem 
Gesichtspunkte äusserer Berufung aufgefasst hatten, so trat seit 
dem Jahre 1588, in welchem Bancroft in einer zu London am St. 
Pauls-Kreuze gehaltenen Predigt die Behauptung wagte, »dass die 
englischen Bischöfe über ihre minderen Brüder (inferior brethren) 
d. i. die schottischen Puritaner jure divino direct von Gott eine 
Superiorität erhalten hätten,« eine Reaction in der anglikanischen 
Theologie ein, welche eine Annäherung an den so viel geschmähten 
Glauben der Katholiken bezweckte. Hooker, ein anglikanischer Theo- 
loge, (Estcourt S. 151) schrieb somit 1597 »(Ihnen) den Bischöfen 
hat Christus Gewalt verliehen über seinen mystischen Leib, welcher 
die Gemeinschaft der Seelen ist, wie auch über jenen natürlichen 
Leib, welcher Er selbst ist, um beide in Eines mit einander zu ver- 
binden (ein Werk, welches das Alterthum die Herstellung des Leibes 
Christi nennt); und diese nämliche Macht wird in ihnen nicht unpassend 
als eine Art Charakter bezeichnet, welcher unauslöschlich ist.« Die 
durch Hooker's Bestrebungen, der nüchternen Dogmatik der voran- 
gehenden Periode höheren Geist einzuhauchen, hervorgerufenen Ge- 
genschriften des Katholiken Kellison (survey of new religion) und 
der Jesuiten Holywood (Sacrobosco) (de änvestiganda vera et visibili 
Christi ecciesia), Fiteherbert (Supplement to the discnssion of Bar- 
low's answer) und Fitesimons (Britannomachia) veranlassten den 
Anglikaner Franz Mason ein umfangreiches Werk zur Verteidigung 
der Hochkirche zu publiciren , worin namentlich mit Bezug auf die 
Weihen der Gedanke erläutert wird, ihre Form und Materie bestehe 
blos in der Handauflegung und den damit verbundenen Gebeten, 
wesshalb die anglikanische Hierarchie als eine acht christliche an- 
gesehen werden müsse. Einen nicht unbedeutenden Einfluss auf die 
Controverse übte des Morinus gelehrtes Werk »de sacris Ecclesiae 
ordinationibus« aus, worin unter Anderem auch der Nachweis geliefert 
wird, dass wie heute noch das Morgenland, so bis zum zehnten Jahr- 
hundert auch die abendländische Kirche die heiligen Weihen nur 
vermittelst Handauflegung und Gebet gespendet habe 1 ). Einen sehr 
zweifelhaften Vertheidiger erwarben sich die anglikanischen Weihen am 
Anfange des vorigen Jahrhunderts in der Person des P. Courayer, 
regulären Canonikers zu St. Genofeva in Paris. Dieser jansenistisch 
gesinnte Mann, welcher sich durch seine Opposition gegen Clemens' XL 

1) Oswald, Die dogmatische Lehre von den heiligen Sacramenten. 
3. Aufl. Bd. 2, 343. Zu vergleichen auch Catalani, Pontif. Rom. Paris. t850. 
Tom. 1, 242. 
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Bulle »Unigenitus« schon bekannt gemacht, trat 1723 in dem 
Bache »dissertation de la validitä des ordinations des Anglois,« und 
1724 in seiner »defense de la dissertation etc.« als Anwalt der Gül- 
tigkeit der anglikanischen Weihen auf. Obwohl Courayer (Estcourt 
S. 160) sich bemüht, zu beweisen, dass »Handauflegung und Oebet 
im Allgemeinen , d. h. die Anrufung des heiligen Geistes zur Er- 
langung aller derjenigen Gnaden, deren der Bischof bedarf zur wür- 
digen Erfüllung der Pflichten seines Amtes«, nicht aber die Worte 
»empfange den heiligen Geist« die Form der Ordination bilden, so 
wurde sein Buch doch auffallender Weise von den Anglikanern, deren 
Liturgie ja die Anwendung der von Courayer verworfenen Form 
vorschreibt 1 ), nichtsdestoweniger mit lautem Beifall begrusst. Wir 
sehen auch hier wieder, wie sonst so oft in der Geschiebte, zwei 
negative Elemente, obwohl unter einander streitend, doch im Kampfe 
gegen die katholische Kirche vereinigt. Courayer's Werk übrigens 
enthielt eine Menge von Irrthümern, namentlich hinsichtlich des 
heiligen Messopfers, des Priesterthums und der Geremonien der 
Kirche, wesshalb der Erzbischof von Paris, Cardinal de Noailles, in 
einem Hirtenbriefe vom 18. August 1727, vier Tage später eine 
Versammlung von zwanzig französischen Bischöfen in der Abtei St 
Gerraaiii des Prez und endlich Benedict X1IT. durch Breve vom 25. 
Jnni 1728 dasselbe verwarfen. 

Indem die Anglikaner Anspruch auf Anerkennung ihrer Weihen 
durch die katholische Kirche erheben, klammern sie sich nament- 
lich an die von der Congregatio Inquisitionis am 9. April 1704 
unter Clemens XI. in dem abyssinischen Casus gegebene Entschei- 
dung an. Weil dieser letztere weniger bekannt ist, so soll seiner 
hier ausführlicher gedacht werdeh. (Estcourt S. 190 ff.) Da in 
Aetbiopien die Ordinanden aus den entlegensten Theilen des Landes 
zum Zwecke des Empfanges der Weihe in der Residenz des schis- 
matischen Patriarchen zusammenströmen, so liegt es dem Patriarchen 
ob, acht- oder zehntausend Personen auf einmal und zwar zwei- bis 
dreitausend an einem Tage zu weihen. Sind die zu Priestern zu 
Weihenden in der Kirche aufgestellt, so geht der Erzbischof rasch 
an ihnen vorüber, jedem die Hände auflegend unter den Worten 
»Empfange den heiligen Geist.« Denjenigen dagegen, welche zum 
Diaconat befördert werden, legt er einfach sein Patriarchen-Kreuz 



1) Dm book of Common prayer (edit. 1872) lässt den Bisehof unter Hand- 
aufiegnng zu den zum Priesterthnm resp. bischöflichen Amte zu Weihenden 
sprechen: Recehre the holy Ghost for the offlee and work of a priest (resp. 
bishop) in the church of (Jod. 



. UmgüUigheU der anglikanischen Weihen. 

'Ige der grossen Menge der Anwesenden, und der 
ng, womit verfuhren wird, kommt es vor, dass 
igen Ordinanden die Hände gar nicht auflegt, bei 
s nicht ausspricht, bei Manchen endlich Beides 
erhob sich die Frage: Sind diese Weihen als 
nzusehen, und ist den solchergestalt zu Priestern 
brem Uebertritt zur Kirche die Darbringung des 
stattet? 

; der hl. Congregation : Die Priesterweihe dnrch 
d Aussprechen der Worte, wie angegeben, voll- 
; die Diaconeu weihe , durch blose Auflegung des 
gespendet, ist durchaus ungültig. Demnach sol- 
Priester und Diaconen ihre Weihen in der Kirche 
en, folgende Regeln beobachtet werden. Wenn 
i behauptet, er sei vermittelst Handanliegnny und 
iim geweiht worden, so darf, wenn kein anderes 
den , der Missionar , nachdem er ihm zuvor Dis- 
hgulatitftt und Loslösung vom Banne gewährt, ihm 
einen in Gemässheit desjenigen Ritus, in welchem 
auszuüben, nachdem der letztere approbirt und 
Sollte aber ein solcher Priester bekennen , dass 
*innerung über Materie und Form seiner Weihe 
ichtlich eines derselben Zweifel hege , so darf er 
1er Weihen nicht zugelassen werden, ohne vorher 
e)ordinirt worden zu sein. Und wenn er absolut 
iflegung und Aussprache der Form oder eines da- 
n, so mnss er absolut wieder geweiht werden, ehe 
der Weihe zugelassen wird. 
Entscheidung des heiligen Stuhles geht hervor, 
ig sammt entsprechendem Gebete , welches den 
abruft, Materie und Form für die Spendung der 
lüdet. Zogegeben, bemerken daher die Anglika- 
u'aconatsweihen , da bei ihrer Spendung die An- 
n Geistes unterbleibt, ungültig sind, so kann an- 
n Entscheidung, bezüglich unserer Priester- und 
i solcher Zweifel nicht bestehen; auch sei dem 
wicht beizumessen, dass das Unterbleiben der Dar- 
gen Gefässe bei der Weihe anf die Dazwischen- 
en Gewalt zurückzuführen sei, da das Wesen der 
r intact gelassen werde. Beigefügt wird, das auch 
eilige Stuhl au dieser Ansicht festhalte , da ein 
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{Estcowt, Äppendii S. XXXIV) am 9. Mai 1860 in Sachen zweier 
znr Kirche zurückgekehrten monophysitischen Priester aus Abyssi- 
nien von der Congregatio S. Officii ergangenes Resolut "sich mit 
der 1704 erflosseneu Entscheidung in völliger Uebereinsümmung be- 
findet, und zudem auch jeuer abyssinische Ritus keine andere Ge- 
wahr, als einen vielhundertjfthrigcn Gebrauch, für sich aufzuweisen 
vermöge. 

Doch dem gegenüber wird mit Recht darauf hingewiesen, dass 
diese Decision es mit einer orientalischen Kirchengemeinde zu thun 
hat, daher nicht ohne Weiteres auf die Abendländer auszudehnen 
sei, und zwar um so weniger, da Fälle vorliegen, in welchen die 
Kirche ihr Urtheil hinsichtlich des Unterbleibens der Darreichung 
der heiligen Getässe im Occident abgegeben hat. Benedict XIV. 
syn. dioec. 8, 10 berichtet, wie die Congr. Concilii die bedingungs- 
weise Wiederholung derjenigen Priesterweihe, bei welcher die Dar- 
reichung der heiligen Geläss'e ausgefallen war, befohlen habe. Hier- 
her gehört auch der Gordon-CasuB (Esteourt, Appendix XXXVI) v. 
17. April 1704. Der Schotte Gordon war am 19. September 1688 
vermittelst Handauflegung uud Gebet des schismatischen Erzbischofes 
und der Bischöfe im Dom zu Glasgow zum Bischof geweiht worden 
mit den Worten : »Nimm hin den heiligen Geist und sei eingedenk, 
dass Da die Gnade in Dir erregest, welche in Dir ist durch Hand- 
anflegung, denn nicht haben wir den Geist der Furcht empfangen, 
sondern den Geist der Kraft, Liebe und Nüchternheit.* Papst Cle- 
mens XL resolvirte, dass Johannes Gordon alle Weihen, auch die 
heiligen, auch die Priesterweihe empfangen, und, wofern das Doch 
nicht geschehen, auch gerinnt werden soll. 

Man darf annehmen, dass man nicht fehl gehe, wenn man den 
tiefern Grund dieser anscheinend sich widersprechenden beiden Ent- 
scheidungen für Abyssinien und Schottland in die Verschiedenheit 
des dogmatischen Bewusstseins der abyssiniBchen Monophysiten und 
der Anglikaner setzt. Msgr. Bei, Apostolischer Vicar von Abyssi- 
nien und Bischof von Agathopolis, theilte dem Verfasser unseres 
Werkes (Estcourt, Appendix XXXV) am 24. November 1867 aus 
dem Petah Neghest, einem ') abyssinischen Ritual, folgenden auf die 
Spendung der Priesterweihe bezüglichen Passus mit: »Episcopus oret 
super ülurn, dicens: Dens meus et pater Domini ac Salvatoris nostri, 
respice super hnnc famulum tuum, fac ut spiritualem gratiam et 



1) Die Weihe-Riten der abjsainitchen Monophysiten sind enthalten in 
den drei Bachern Sinodos, ffeteh Neghent and Kidun. 
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sanctitatis recipiat, ut in corde puro popnlum tnum diri- 
; Moysi jussiati super electnm popnlum tuum duces eligere, 
illum Spiriiu Sancto, quem Moysi dedisti; et nunc, Domiiie, 
fauic famulo tuo Spiritus gratiae plenitudinem , nobiscum 
tribue illi de largitate manus tuae in Tibi, ut te glorificet, 
m tuum Jesuin Christum etc.* In diesen Worten wird 
am Verleihung einer den Priester besonders auszeichnenden 
:bstcn, mit andern Worten, die Priesterweihe wird ebenso 
len übrigen von der Kirche abgefallenen Orientalen als ein 
it betrachtet. Zwar ist die obige Formel in den letzten 
erten in die Worte »Aceipe Spiritura Sanctum« zusammen- 
ipft 1 ), welche noch obendrein dem officiellen Ordinations- 
nd sind ; aber nach wie vor wollen die Monophysiten in der 
eine ein Sacrament spenden. Die Änglikaner dagegen so- 
mit den Protestanten des Continents nur zwei Sacramente, 
id Eucharistie. Die Weihe iSt ihnen nichts anderes ab 
zn einem Amte. In dem Artikel 23. der 39 Artikel der 
Elisabeth v. J. 1562 heisst es (Estcourt 8. 208): »Jene 
gesetzmässig berufen und gesandt anzusehen, die gewählt 
fen sind zu diesem Werke durch Diejenigen, welche ihnen 
e Gewalt in der Gemeinde gegeben haben, Diener in des Herrn 
j zn rufen und zu senden.« Und in der Vorrede des 16G2 revi- 
leute noch gültigen Common- Pray er- Book zum Weiheritus 
terkt: »Niemand soll als gesetzmassiger (lawful) Bischof, 
oder Diacon in der vereinigten Kirche von England und 
igeselien werden, der nicht gerufen, erprobt, geprüft und 
n ist, gemäss der hier folgenden Form (called, tried, exa- 
id admitted). Hiermit ist schon angedeutet, dass die Weihe 
anglikanischen Ansicht nicht die Spendung eines Sacra- 
mthätt, sondern Sache des äussern Kirchenregiments ist. 
vorhebung der Hauptverschiedenheiten zwischen dem Weihe- 
romischen Pontificale und des Common-Prayer-Book wird 
i klarer machen. 

I. Der Diaconai. 
Die Worte „postulat 8. Mater Ecclesia etc." sind umge- 
i folgende Formel. Archidiacon. »Würdiger Vater in Gott, 
i Ihnen die hier gegenwärtigen Personen vor, damit sie als 
zugelassen werden.« Hier kommt der Huf nicht mehr 
, reap. der allgemeinen Kirche. 



tagt. Bei bemerkt »hodiem* praxis Ucrinubiüa eat. 
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2) Die der Litanei von allen Heiligen eingeflochtenen Worte 
des Bischofes »nt hoc electos benedicere, sanctificare et consecrare 
digneris« fallen im Common pr. b. aus and an ihre Stelle ist ein 
Moses Gebet um pünktliche Erfüllung der Amtspflichten (duly exe-* 
cute their office) seitens der zu Weihenden getreten. 

3) Die Worte des Pontificals bei der Diaconatsweihe »Accipe 
Spiritum Sanctum ad robur et ad resistendum diabolo et tentatio- 
nibus ejus. In nomine Dominik kennt das Common pr. b. nicht. 
Nach ihm ist die Handauflegung von folgenden Worten begleitet: 
»Nimm die Gewalt zur Ausübung des Amtes eines Diacons, welches 
Dir in der Kirche Gottes übertragen worden.« 

4) Endlich hat das Common pr. b. noch eine, dem mit »emitte 
in eos, quaesunms Doroine, Spiritum Sanctum etc.« beginnenden Ge- 
bete des Pontificale nachgebildete Oration nach der Communion ein- 
geschaltet. Während aber im Pontificale der heilige Geist über den 
Ordinanden herabgerufon wird, während die alte Kirche in der 
Weihe eine innere Consecration (Charakter) annimmt, (Pontif. Rom. 
Oremus, fratres charissirai, Deum Patrum Omnipotentem, ut super 
hos famulas suos, quos ad officium Diaconatus dignatur assumere, 
benedictioni8 suae gratiam dementer effundat, eisque consecrationis 
indultae propitius dona conservet) , kennt der Anglikanismus auch 
bier nur ein äusseres Amt (office). 

- * IL Der Presbyterat. 

Von Bedeutung erscheint hier das Gebet, welches die Handauf- 
legung nach dem Common p. b. begleitet: »Empfange den heiligen 
Geist zum Ami und Werk eines Priesters in der Kirche Gottes, 
welches Dir jetzt durch die Auflegung unserer Hände übertragen 
wird. - Deren Sünden Du vergibst , denen sind sie vergeben ; deren 
Sünden Du vorbehältst, denen sind sie vorbehalten.« Dass aber die 
Hochkirche bei Anwendung dieser Form eine sacramentale Gnade 
zu spenden beabsichtige, kann nicht bewiesen werden. Bekanntlich 
ist das Common pr. b. 1662 einer Revision unterzogen worden, in 
Folge deren die Uebertragung der Würde des Priesterthums in obige 
Form gekleidet wurde, wohingegen die Stelle von 1549 bis 1662 
also lautete: »Empfange den heiligen Geist, deren Sündeu Du ver- 
gibst, denen sind sie vergeben; deren Sünden Du vorbehältst, denen 
sind sie vorbehalten; und sei ein treuer Verkündiger des Wortes 
Gottes und Spender seiner heiligen Sacramente. Im Namen des Vaters 
und des Sohnes und des heiligen Geistes. Amen.«. Diese Form er- 
scheint zweifelhaft; von der Spendung einer Weihe ist hier keine 






v-- 



> : l3t7 






'S ,•' . 



■ ;,• v 
b i 

F • 



y 
i 



> 

> 



r 









«8 Bellesheim. Ungültigkeit der anglikanischen Weihen, 



Rede : im Qegentheil die Worte können ganz gut im Sinne Lutber's 
p,. genommen werden, welcher dem Priesterthum Mos die Gewalt Sacra- 

mente zu spenden und zu predigen beliess, dagegen die Opfergewalt 
(Pontif. Rom. in Ordin. Presbyt. Sacerdotem etenim oportet offerre .... 
ut offeratis h Ostias placabiles) leugnete. Dazu nehme man, dass das 
Priesterthum ein work and office genannt wird, als ein äusseres 
Officium erscheint, w&hrend dem Gedanken an einen sakramentalen 
Charakter, an eine Cansecration der Seele kein Ausdruck verliehen 
wird. Ebensowenig, bemerkt Estcourt (S. 221) v können die Worte 
der Sünden-Vergebung in einem katholischen Sinne genommen wer- 
den , weil der ganze Ritus einen lutherischen Charakter an sich 
trägt, die Lutheraner aber die Vergebung der Sünden in eine blose 
Erklärung, dass sie bereits nachgelassen seien, aufgelöst haben; 
wofür auch der Umstand spricht, dass das Common pr. b. zwar 
zwei Formeln der alten Kirche für die Sündenvergebung beibehalten *)* 
dagegen aber auch eine neue eingeführt hat, welche die lutherische 
Ansicht offen zur Schau trägt 9 ). Die Frage bleibt somit eine offene, 
in welchem Sinne die englische Hochkirche die bezeichneten Worte 
verstanden wissen will. 

• » 

III. Die bischöfliche Weihe. 

1) Der Ritus des Common pr. b. kennt nicht, wie die alten 
englischen Pontificale, die Inquisition des zu Weihenden; an deren 
Stelle ist das Mandat des Regenten getreten, welches einer Unter- 
suchung über die Würdigkeit des zu Consecrirenden überbebt. 

2) Der Erzbischof empfiehlt den Gewählten den Gebeten der 
Gemeinde »lasst uns beten, bevor wir den Präsentirten zu dem 
Werke zulassen, zu welchem Gott ihn, wie wir hoffen, berufen hat.« 
Also ein »Werke ist das bischöfliche Amt, zu welchem man zwar 
von Gott, aber auch nach den Landes-Gesetzen 3 ) berufen wird, aber 
keine sacramentale Gnade von oben 4 ). 

3) In der Litanei von allen Heiligen sind die Worte »sanetifi- 
care et consecrare« eliminirt; und in dem daran sich anreihenden 



1) Cfr. Common pr. b. Visitation of the sick and the ordering of priests. 

2) Common pr. b. Morning prayer. The absohition or remission of eins 
to be pronounced by the priest alone. Jesus Christ. . . . has given power and 
conunandement to bis ministers to declare and pronounce to bis peoplc 
being penitent, the absolution and remission of their sins. 

h' 3) Common pr. b. »aecording . . the order of this Realm.« 

4) Pontif. Roman. De Consecrat. electi in Episc. »Propitiare, Domine, 
i" snpplicationibus no9tris et inclinato saper hmne famnlnm tuum eornn gratiae 

sacerdotalis, benedictionis tuae in eum effnnde virtatem. 



r... 
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Gebete des Common pr, b. wird Gnade erfleht, damit der Erwählte 
das Amt, zu welchem er berufen, pflichtmässig ausübe. 

4) Was die Gebete bei der Handauflegung endich anlangt, so 
lauteten dieselben im Ordinal König Eduard'sVI. in gleicherweise 
wie die bei dem Ritus der Priesterweihe erwähnten, erfahren aber 
auch 1662 bei der Revision des Common pr. b. dieselbe Veränderung 
wie jene; von einer sacramentalen ' Gnade ist aber hier ebensowenig 
wie bei der sogen. Priesterweihe die Rede, sondern überall kennt 
man nur ein blos äusseres Amt. Man übersehe dabei nicht, dass 
das Ordinal von. 1549 noch einige rituelle Reliquien der katholischen 
Zeit beibehielt, indem vorgeschrieben war, dass der Erzbiscbof dem 
Consecrandns die Bibel auf den Rücken legen, eine Anrede^ halten, 
dann ihm den Hirtenstab in die Hand geben und eine zweite Ex- 
hortation folgen lassen solle, während in Gemässheit des Ordinal^ 
vom Jahre 1552 die zwei Anreden in eine einzige zusammenfließen, 
die Uebergabe des Stabes unterbleibt und die Bibel endlich in die 
Hand gereicht wird. Geht aus den beigebrachten Mittheilungen 
hervor, dass die anglikanischen Weiheriten unter dem Gesichtspunkte 
der Einweisung in ein Amt, nicht jedoch als Spendung eines Sacra- 
mentee aufzufassen sind, so wird dieses obendrein durch die aus- 
drücklichen Worte des anglikanischen Bischofs Jewell bestätigt, 
welcher also sich vernehmen lässt (Estoourt S. 245); »Zweifelsohne 
ist der Dienst des Evangeliums hochzuschätzen, da wir sehen, dass 
der Erlöser sich nicht schämte, den Willen seines Vaters in eigener 
Person zu verkünden; aber an keinem Orte zeigt es sich, dass Er 
es als ein Sacrament einsetzte.« (yet it appeareth not wherever, 
He did ordain it to be a sacrament). 

Es ist bereits darauf hingewiesen worden, eine wie grosse Ver- 
änderung in den Ansichten der anglikanischen Theologen hinsicht- 
lich der Weihe durch den Kampf mit den sie hart bedrängenden 
Vertheidigern der alten Kirche vor sich ging. So nennt Hooker die 
Gewalt des Amtes ein Zeichen oder einen Charakter, den er zudem 
als unauslöschlich hervorhebt (Estcourt 246), ebenso reden Taylor 
und Bramhall, beide anglikanische Bischöfe, welche gleichsam als 
Vorläufer der modernen anglo-katholischen Richtung betrachtet 
werden dürfen. Uebrigens sind alle diese Männer nur Privatschrift- 
steller, das Common pr. b. dagegen geniesst anch heute noch unbe- 
stritten officielles Ansehen in der Hochkirche ; in Beurteilung 
dessen, was die letztere lehrt, kann daher nur dieses Buch für uns 
massgebend sein. Aber allerdings starrt uns aus ihm das Gerippe 
der ehrwürdigen Liturgie der katholischen Kirche entgegen, dem jedoch 
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das informirende Lebensprincip des alten Glaubens entschwunden 
ist — leere Worte, Mose flatus vocis, denen keine objective Wahr- 
heit und Wirklichkeit entspricht, in letzter Instanz ein Ausdruck 
des Staat8kirchenthums. Mit Recht nennt Estcourt daher (S. 256) 
die anglikanischen Bischöfe die geistlichen Lord-Lieutenants der 
Krone. 

Prüft man endlich die anglikanischen Weihen im Lichte der 
katholischen Lehre vom h. Messopfer, so kann die Entscheidung 
ebensowenig eine günstige sein. Die älteren Controversschriftsteller 
Englands nehmen als Materie des Sacraments der Priesterweihe die 
Darreichung der h. Gefässe, als Form die dieselbe' begleitenden Ge- 
bete an. Morinus dagegen (De sacris Ordination. 1053) zeigte, dass 
jene Uebergabe der heiligen Gefässe vor dem zehnten Jahrhunderte 
in der abendländischen Kirche nicht gebräuchlich war, wie sie auch bis 
heute von den unirten Orientalen nicht gekannt ist Obwohl nun 
in thesi die Materie und Form dieses Sacramentes in die Handauf- 
legung sammt Gebet gesetzt werden kann, so hat doch die lateinische 
Kirche, zur lebendigem Versinnbildung ihres dogmatischen Bewusst- 
seins, die Uebergabe der heiligen Gefässe als ebenso wesentlich schon 
seit Jahrhunderten in ihrem Weiheritus verwendet. Zeuge dessen 
ist Benedict XIV. syn. dioec. 1. c. Ein Beispiel neueren Datums be- 
richtet Estcourt (S. 262) aus dem Leben des verstorbenen Erz- 
bischofs von Paris, Cardinal Morlot, welcher während der Spendung 
der Priesterweihe von einem plötzlichen Unwohlsein überfallen, die 
h. Handlung zu unterbrechen gezwungen wurde. Einige Ordinanden 
hatten bereits die Salbung der Hände erhalten und war die Ueber- 
gabe des Kelches sammt Wasser, Wein und Hostie an sie erfolgt; 
Andere warteten noch der Vornahme dieser Ceremonien. Der 
Apostolische Stuhl, an welchen man sich um Entscheidung wandte, 
bestimmte, dass für Jene, bei welchen die Uebergabe des Kelches 
stattgefunden, die übrigen Ceremonien nachzuholen seien ; diejenigen 
Ordinanden aber, denen der Kelch nicht fibergeben, bedingungsweise 
von Neuem geweiht werden sollten. Wesshalb, so muss man not- 
wendig fragen, unterbleibt bei den Anglikanern die Uebergabe der 
heiligen Gefässe, etwa in der Absicht, die angeblich im Mittelalter 
mit der Urkirche unterbrochene Verbindung wieder herzustellen? 
Und doch waren die Verfasser des Common pr. b. Männer , welche 
bezüglich der Lehre vom Opfer der h. Messe und dem Priesterthum 
des N. B. sich zu der Kirche der ersten Jahrhunderte in schroffstem 
Widerspruche befanden. Auf die Gestaltung des Common pr. b. 
übte Bucer, ein apostasirter Dominicaner, vielleicht der geschmeidigste 
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unter allen Neuerern des 16. Jahrhunderts, durch seinen fär Hermann 
von Wied, Erzbischof von Köln, ausgearbeiteten und vom Erzbischof 
publicirten Entwurf zu einer Reformation bedeutenden Einfluss aus. 
In diesem Entwurf aber (Estcourt S. 267) wird die katholische Lehre 
von der h. Hesse mit klaren Worten geleugnet, wozu noch kommt, 
dass der Erzbisähof ebendaselbst (Estcourt S. 267) seinem Weih* 
bischof aufträgt bei den Weibeceremonien nichts anzuwenden , noch 
irgend Etwas bei der Weihe einzuschärfen, was mit dieser nämlichen 
Lehre Christi sich nicht in Uebereinstimmung befindet. Um die 
Veränderungen der alten Liturgie, welche die Anglikaner vornahmen, 
deutlicher zu machen, theilen wir ans Estcourt (S. 269) folgenden 
Vergleich mit zwischen den Pontificalen der alten englischen Kirchen 
und dem Weiheritus v. J. 1549. 



Pontificale von Exeter und Sa- 
num (Salisbury). 

Episeopus dicit eis. 

Sacerdotun oportet offcrre, bene- 
dicere, praeesse, praedicare, con- 
ficere et baptizare. 



Pontificale von Sarum, Bangor 
und Exeter. 

Episeopus ponat manum dex- 
tram super caput cnjnslibet sacer- 
dotis, dicens. 



Accipe Spiritum Sanctum : quo- 
rum remi8eris peccata, remittun« 
tur eis, et quorum retinuerit, 
retenta sunt. 



Ordinal 1549. Form der Pries- 
terweihe. 

DerBischof soll zu ihnen sprechen : 
»Wir ermahnen Euch einge- 
denk zu sein, zu einem wie bürde- 
vollen (chargeable) Amte ihr be- 
rufen seid, d. h. Boten, Wächter, 
Hirten und Verwalter des Herrn 
zu sein, zu lehren, zu ermahnen, 
zu weiden und zu sorgen für des 
Herrn Familie; Christi zerstreute 
Schafe aufzusuchen. 



Der Bischof und die anwesen- 
den Priester sollen auf das Haupt 
eines Jeden, welcher die Weihen 
empfängt, einzeln ihre Hände 
legen und sprechen: 

»Empfange den h. Geist, deren 
Sünden Du vergibst, denen sind 
sie vergeben, deren Sünden Du 
behältst, denen sind sie behalten ; 

und sei ein treuer Verwalter 
des Wortes Gottes und seiner 
heiligen Sacramente. Im Namen 
des Vaters u. s. w.« 
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von Sarum, Bieter, 
Vinchester. 

radet cailibet cali- Der Bisehof soll Jedem von 

et aqua, et pate- ihnen die Bibel in die eine Hand, 

itam cum liostia, und den Kelch oder Gefasa mit 

;. dem Brod in die andere Hand 

geben und sagen : 
statem offerre sacri- Empfange die Gewalt, das Wort 
trissasqne celebrare, Gottes zu predigen und die hei- 
quam pro defunctis ligen Sacramente in dieser Ge- 
rniui. Amen. meinde zn spenden, 

ron Sarum, Bieter, 
finchester. 

atos aacerdotes di- Unmittelbar vor dem Segen soll 
lern. diese Collecte gebetet werden, 

'ei omnipotentis Pa- Allbarmherziger Vater, wir bit- 
et Spiritus Saucti ten Dich, sende auf diese Deine 
r vos, ut sitis bene- Diener Deinen himmlischen Segen, 
ne sacerdotali et damit sie mit aller Gerechtigkeit 
.blies hostias pro bekleidet seien und Dein Wort, 
offeneionibus populi von ihrem Munde gesprochen, sol- 
eo, cui est bonor chen Erfolg haben möge, dass es 
lecula saeculorum. nie vergeblich gesprochen sei. 
Gib auch ans die Gnade, es zu 
hören und zu empfangen als Dein 
allerheiligstes Wort und als Mittel 
unserer Erlösung, damit wir in 
allen unseren Worten und Hand- 
lungen Deinen Ruhm und die 
VermehrungDeineB Reiches suchen, 
durch Jesum Christum unsern 
Herrn. Amen, 
obigen Gegenüberstellung geht nun hervor, dass die 
n Pontjficale die Uebergabe der heiligen Gefässe bei 
mdang vorschreiben ; diese Ceremonien waren seit 
in allgemeinem Gebrauch. Da treten die Neuerer 
Hinderte auf, diese ehrwürdigen Riten theils ganz 
eils bis zur Unkenntlichkeit entstellend, sowie sorg- 
terdVückend , was auch nur in entfernter Weise die 
«rthums zu begünstigen vermochte. Wer also nach 
iitus Weihen spendet oder empfängt, erklärt damit 
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stillschweigend, dass er nicht spende, nicht empfange im Geiste der 
Kirche. Um so weniger Gewicht ist aber den katholisirenden 
Aeusserungen einzelner frommgläubiger Anglikaner in diesem Punkte 
beizumessen , als in den 39 Artikeln , auf welche auch heute noch 
jeder anglikanische Geistliche in Pflicht genommen wird, die Trans- 
substantiation sowohl wie das h. Messopfer verworfen werden. (Art. 
28, 31.) 

In einem besonderen Capitel bespricht Estcourt (S. 354 ff.) die 
Verbindung, in welche Pius IV. (1559—65) von den Anglikanern 
mit dem Common pr. b. gebracht wird. Es wird nämlich erzählt, 
dieser Papst habe der Königin Elisabeth die Bestätigung des Common 
pr. b. unter der Bedingung angeboten, dass sie mit ihrem Reiche 
die Suprematie des heiligen Stuhles anerkenne. Gegen die Wahr- 
heit dieser Erzählung streitet nicht allein der innere Grund, dass 
ein Papst mit einem so ungeheuerlichen Anerbieten sich selbst ver- 
nichtet haben wurde, sondern auch der Umstand, dass diese Angelegenheit 
erst circa vierzig Jahre nach ihrem angeblichen Entstehen in das Publi- 
cum kam und dazu noch in vier verschiedenen Versionen auftrat. Der 
erste, welcher den angeblichen Vorfall öffentlich zur Sprache brachte, 
war der Lordoberrichter Coke. Er führt aber Pius V. an und will 
die Mittheilung, wie er am 4. October 1606 bei einer Assisen Ver- 
handlung in Norwich behauptete, aus dem Munde der Königin und 
einiger angesehener Lords empfangen haben, welche den betreffenden 
Brief des -Papstes an die Königin selbst gelesen hätten. Andrews, 
Bischof von Chichester , führt das Anerbieten auf Paul IV. zurück ; 
während Robert Abbot, Bischof derselben Stadt, beifugt, jenes päpst- 
liche Schreiben sei sogar im Parlamente vorgelesen worden. Bisher 
indess ist es nicht gelungen, in irgend einer Parlaments-Acte, oder 
einer Bede der Königin Elisabeth auch nur die leiseste Anspielung 
auf ein solches päpstliches Schreiben zu entdecken. Camden endlich 
in seinen Annalen der Königin Elisabeth theilt den angeblichen 
Brief wörtlich mit (Estcourt S. 358) , dessen Hauptinhalt aber in 
der Aufforderung des Papstes an die Königin gipfelt, bösen Kath- 
gebern kein Gehör zu leihen und zur Einheit der Kirche zurückzu- 
kehren; dagegen ist nicht einmal das Wort Common pr. b. im 
ganzen Contexte zu finden. 

Andere, wie Heylin (Estcourt S. 359), haben daher dem Ge- 
danken Raum gegeben, Parapaglia, Abt von San Salute, habe der 
Königin mündlich jenes Anerbieten machen sollen, (that Parapaglia was 
to make the offer). Pius IV. nämlich gab die Hoffnung, eine Ver- 
einigung England's mit dem heiligen Stuhle anzubahnen, nicht auf, 
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und sandte zu diesem Zwecke den genannten Abt an die Königin, 
um Unterhandlungen anzuknüpfen. Des Abtes Privat-Correspondenz 
wurde übrigens, als er noch in Italien weilte, durch einen von Cecil, 
Elisabeths Minister, unterhaltenen Spion, John Sheres — ermittelt 
und ruht noch im Britischen Staatsarchiv« (Estcourt S. 366), ent- 
hält aber keine Spur von dem angeblichen Anerbieten des Papstes. 
Der Abt wurde blos desshalb abgesandt, weil der Papst, wie Shere 
berichtete, die Ueberzeugung nähre, dass England noch einmal zum 
Gehorsam der Kirche werde zurückgeführt werden. Parapaglia hat 
übrigens den englischen Boten nie betreten, er kam nur bis Brüssel, 
wo er mehrere Monate zubrachte und dann, nachdem die Aussichten 
der Katholiken sich immer trüber in England gestalteten, abberufen 
wurde. Ob er der Königin auf anderem Wege von seinen Auf- 
trägen Mittheilung zugehen lies, kann nicht bewiesen werden. Die 
im Britischen Museum befindliche Copie des päpstlichen Briefes an 
die Königin (v. 5. Mai 1560) gehört nach Estcourt (S. 368) weit 
späterer Zeit an, wobei er bemerkt : »es sei bekannt, dass Chamber- 
lain zur Zeit, wo er Gesandter in Spanien war, eine Abschrift jenes 
Briefes nach England sandte, was, wenn der Brief selbst übergeben 
worden wäre, unnöthig gewesen wäre.« Aus Allem dem geht aber 
hervor, dass die Mittheilung, der Papst habe das Common pr. b. 
bestätigen wollen, eine pure Fabel ist. 

Hiermit nehmen wir Abschied von Estcourt's vortrefflichem 
Werke, der Frucht vieljährigen Studiums; die englische Presse hat 
das Werk bereits gebührend hervorgehoben; aber auch in Deutsch- 
land darf kein Canonist oder Kirchenhistoriograph in Zukunft davon 
Absehen nehmen. 
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II. 

Die Hirschberger Pfarrwahl vom Jahre 187%, 

Ton Dr. Conrad Bahlhof. 

Die Stadtcommune za Hirschberg in Schlesien befindet sich 
im Besitze des Patronats über die dortige katholische Pfarrkirche. 

Dasselbe wird durch den Magistrat ausgeübt, jedoch concur- 
rirte in Erledigungsfällen der Pfarrei bisher »die gesammie christ- 
liche Bürgerschaft ohne Unterschied der Confession* bei der Wahl 
des neuen Pfarrers. 

Da nun die Bürgerschaft zu drei Viertheilen protestantisch und 
kaum zu einem Viertheil katholisch ist, so glaubten nach dem Tode 
des Erzpriesters und Stadtpfarrers Tschuppick die altkatholischen 
Sectirer dieses den Katholiken ungünstige Verhältniss benutzen zu 
sollen, am der katholischen Gemeinde, die — wenige, schon längst 
als blosse Namens - Katholiken bekannte Subjecte abgerechnet, — 
treu zu ihrem Bischof und mit diesem zum apostolischen Stuhle 
hält, mit Hilfe der protestantischen Majorität einen abgefallenen 
Priester als Pfarrer aufzudrängen. 

Die Hirschberger Pfarrwahl wurde dadurch zu einem Ereig- 
nisse von mehr als localer Bedeutung, und die liberale Presse ver- 
fehlte nicht, daraus zu Gunsten der neuprotestantischen Secte nach 
Möglichkeit Capital zu schlagen und die in Hirschberg selbst von 
den Agitatoren erzeugte Aufregung in weitere Kreise zu verbreiten. 

Die Sache hat schliesslich einen, den Anstrengungen und schon 
gewonnenen Resultaten der Agitatoren nicht entsprechenden, aber 
rechtlich und moralisch unanfechtbaren Ausgang genommen, bei 
dem selbst die liberale Presse sich hat beruhigen müssen. 

Seitdem gehen in Hirschberg die kirchlichen Angelegenheiten 
den gewohnten Gang, und auch wir hätten keine Veranlassung, in 
diesen Blättern auf die dortige Pfarrwahl zurückzukommen, wenn, 
dieselbe nicht auch in rechtlicher Beziehung interessanten Stoff zur 
Betrachtung böte. 

Zu einer solchen Betrachtung scheint jetzt, nachdem die Frage 
den acuten Charakter verloren, der richtige Moment gekommen 
zu sein. 

Wenn es nun aber auch die rechtliche Seite der Sache ist, die 
unser Interesse in Anspruch nimmt, so können wir gleichwohl das 
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Tatsächliche des Falls, so weit es der weiteren Darlegung zur 
Unterlage dient, nicht unberührt lassen. Wir berichten daher 

I. 
Ueber den Verlauf der Hirschberger Pfarrwahl. 

Der Stadtpfarrer Tschuppick war am 8. October 1872 ge- 
storben. 

Die amtlichen Vorbereitungen zur Wahl des neuen Pfarrers 
begannen mit der Bildung der nach Massgabe des städtischen 
Pfarrwahlregulativs vom 25. Mai 1832 erforderlichen Wahlbezirke 
für die darnach zur Wahl berufene gesammte Bürgerschaft, so weit 
sie nicht bereits in den alten Innungen ihr Wahlrecht auszuüben 
befugt war. Die desfalls den Stadtverordneten in der Sitzung vom 
18. November ej. a. gemachte Vorlage wurde von diesen geneh- 
migt 1 ). Von Seiten der katholischen Bürgerschaft wurde indessen 
in einer an den Magistrat gerichteten Petition gegen das Regulativ 
Widerspruch erhoben und verlangt, dass das Wahlrecht, welches 
den aus der Bürgerschaft zu bildenden Wahlcollegien in dem Re- 
gulativ zugestanden ist, lediglich von den katholischen Mitgliedern 
derselben ausgeübt werde. Eine andere Petition hatten hiernächst 
die * Altkatholiken« eingereicht. Sie verlangten, dass das Regulativ 
nicht abgeändert werde. Der Magistrat hatte, von der Ueberzeugung 
geleitet, dass es das Richtige sei, jeder Kirchengemeinschaft die 
Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten, zu denen die Wahl eines 
Seelsorgers doch wohl in erster Reihe gehöre, möglichst selbst zu 
überlassen, sich zu Gunsten der ersteren Petition entschieden und 
ein neues Wahl regulativ ausgearbeitet, welches sogar weiter ging, 
als das Verlangen der Petenten, indem es die Nichtkatholiken nicht 
blos in den städtischen Wahlcollegien, sondern auch in den alten 
Innungen ausschloss. 

Diese Vorlage kam in der Stadtverordnetensitzung vom 23. 
December zur Verhandlung, wurde aber, nachdem sie zunächst einer 
Gommission zur Vorberathung überwiesen worden, in einer späteren 
Sitzung verworfen 3 ). — Die Wählerlisten für die zu bildenden städti- 
schen Wahlbezirke wurden nach Massgabe des Regulativs von 1832 



1) Cf. Nr. 136 des »Boten aus dem Biesengebirge« vom 19. November 
1872. S. 3650. 

Auf die Bestimmungen des Wahlregulativs kommen wir weiter unten 
eingehend zu sprechen. 

2) Cf. Nr. 151 des »Boten aus dem Biesengebirge« vom 24. Dec. 1872. 
S. 3962. 3963 u. Nr. 15 ib. v. 6. Febr. 1873, 8. 258. 
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aufgestellt und laut Bekanntmachung des Magistrats vom 2. Fe- 
bruar 1873 *) vom 5. ej. m. ab zur Einsicht ausgelegt. Der Wahl- 
tag für die Bürgerschaft selbst wurde auf den 28, Februar an- 
beraumt. 

Die katholische Gemeinde hatte ihrerseits als Gandidaten für 
die Wahl den zeitherigen P&rradministrator Löwe, einen tactvollen 
und durchaus würdigen Priester, in Aussicht genommen und in 
einem am 21. Februar erlassenen Aufruf den Wählern der Stadt 
empfohlen 2 ). 

Der Verein der altkatholischen Secte dagegen, an dessen Spitze 
ein Polueiseoreiär stand 3 ), hatte schon lange vor dem Wahltermine 
für den excommunicirten Caplan Otto Hassler, z. Z. in München, 
agitirt. 

Eine Versammlung protestantischer Wähler, in der auch' die 
Führer der Altkatholiken zugegen waren, fand am 24. Februar im 
Gasthof zum »Kynastc statt und beschloss, nachdem ein Drechsler 
und ein Gastwirth auf die Staatsgefährlichkeit des Ultramontanismus 
hingewiesen und die Wahl eines altkatholischen Pfarrers empfohlen 
hatten, für Hassler zu stimmen 4 ). 

Einige Tage vor der Wahl waren die altkatholischen Profes- 
soren Reinkens und Weber in Hirschberg erschienen. Sie hielten 
am 26. Februar Abends in dem Saale eines Gasthauses Vorträge 
über die >Reformbewegung in der katholischen Kirche* und der 
Vorstand des altkatholischen Vereins hatte dazu in Nr. 23 des 
»Boten aus dem Riesengebirge« vom 25. Februar alle Mitbürger 
insbesondere diejenigen, welche sich für die Pfarrwahl intressiren, 
eingeladen. In eben dieser Nummer des Boten fand sich ein Auf* 
ruf desselben Vorstandes an die evangelischen Mitbürger vor, dm 
Otto Hassler eu wählen. Darin geriren sich die Sectirer als die 
ächten treuen Katholiken und bezeichnen die römische Kirche als 
abgefallen. 

Sie rufen' den Beistand der evangelischen Mitbürger an , mit 
dem sie nur erfolgreich ihr Wahlrecht, welches ihnen den Besitz 
der Kirche verschaffen solle, ausüben konnten. 

Dieselbe Tagesnummer des gedachten Blattes enthält ferner 
eine • »Mahnung an die Wähler *ur PfarrwaM,* unterzeichnet: 



1) Cf. 1. c. Nr. 15 pro 1873. 8. 258. 

2) Cf. Nr. 47 der Schles. Volksztg. v. 16. Fehr. 1878, Beilage. 

3) Auch in Königsberg in Prenssen hat ein Pollzeirath die Führung 
der Altkatholiken mit übernommen. 

4) Cf. Nr. 47 der Sehles. Volksztg. v. 27. Febr. 1878, Beilage. 
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»JBSn deutscher, kein römischer Katholik,* voll gehässiger Beschul- 
digungen gegen die katholische Kirche und deren Oberhaupt, worin 
es unter Anderem heisst : die Evangelischen hätten des confessio- 
nellen Friedens wegen ein Interesse daran, dass kein päpstlich Ge- 
sinnter, sondern ein »ÄUkaiholik* gewählt werde, weil ersterer mit 
den Evangelischen nicht Frieden halten könne, und ferner am 
Schluss : 

>Die Befürchtung , dass Herr Hassler vom Fürstbischof 
von Breslau nicht bestätigt wird, ist unnütz. Jedenfalls wird 
die Königliche Staatsregiertmg auch mit zu sprechen haben. 
Wer nun auf grössere Unterstützung zu rechnen hat, darauf 
mögen die zur Berathung gestellten kirchlichen Vorlagen ant- 
worten. Die Gelegenheit ist da, aus Hirschberg ein zwei- 
' tes Wittenberg zu machen, also muthig durchgefochten und 
der Sieg wird unser sein 1 ).* 

Am 26. Februar kamen die Mitglieder der Kaufmannschaft, 
am 27. die Innungen zur Vorberathung 3 ). Die ganze Bürgerschaft 
war in die Bewegung hineingezogen. 

Am Wahltage selbst stimmten die Katholiken fast Mann für 
Mann für Löwe. Dessenungeachtet fiel die Majorität der Stimmen 
auf Hassler. 

Besonders auffallend war es, dass selbst die in politischer Hin- 
sicht der conservativen Partei angehörigen Protestanten, welche sich 
bis dahin bei allen politischen Wahlen der Unterstützung der Katho- 
liken zu erfreuen gehabt hatten, bei dieser kirchlichen Wahl in 
der Verläugnung von Recht und Billigkeit mit den Männern der 
liberalen Parteien Hand in Hand gingen. 

Die katholische Kirchgemeinde erhob gegen dieses Ergebniss 
der allgemeinen Wahl in einer an den Magistrat gerichteten Vor- 
stellung vom 2. März 9 ) Protest und bat, die Wahl zu annulliren, 



1) Anerkennung verdient dagegen die Zurechtweisung, welche ein in Hirsch- 
berg wohnhafter evangelischer Pastor emer. Hahn diesem und anderen Agitatoren, 
namentlich auch den beiden Gelehrten, die so eben über diese Angelegenheit 
Vorträge gehalten, am 27. Febr. ej. a. in Nr. 26 des »Hirschberger Anzeigers« 

£v^ * ertheilte, indem er ihnen das Unschickliche und Unwürdige ihres Treibens nach 

Zeit, (Beginn der Fastenzeit) Ort und Gelegenheit nachwies und darauf 
aufmerksam machte, dass der neue Pfarrer, der für das Heil der Seelen wirken 
solle, doch wohl vor Allem das Vertrauen der Kirchgemeinde besitzen 
müsse und ihr seinem Bekenntnisse nach nicht zum Aerger gereichen 
dürfe. 

2) Cf. Nr. 49 der Schles. Volksztg. pro 1873, Beilage. 

3) Cf. Nr. 52 der Schles. Volksztg. vom 4. März 1873, Beilage. 
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weil Hassler unfähig sei, ein Pfarramt in der katholischen Kirche 
zu bekleiden und die Approbation des Diöcesanbischofs nicht er- 
langen könne. 

Auch der Herr Fürstbischof von Breslau machte in einem 
Schreiben von demselben Datum den Magistrat aufmerksam , dass 
p. Hassler, als ein vom katholischen Glauben abgefallener und ex- 
communicirter Priester, von ihm nicht bestätigt werden könne*). 

Der Antrag der katholischen Gemeinde blieb indessen in der 
Magistratssitzung vom 4. März 1873 in der Minorität. Auch die Wahl 
des Magistrats fiel auf Hassler und wurde derselbe mittelst magistra- 
tualischen Schreibens vom 12. März ej. a. 3 ) dem Ffirstbischöflichen 
General- Vicariatamt präsentirt 3 ). 

Das Fürstbischöfliche General- Vicariatamt wies mittelst Schrei- 
bens an den Magistrat vom 23. März diese Präsentation /Zurück, 
*weü Hassler durch seine in der * ScMesischen Zeitung veröffent- 
lichte Erklärung d. d. Ziegenhals Epiphanie 1872 sich selbst aus 
der katholischen Kirche ausgeschlossen habe, auf Grund dieses Ab- 
sagebriefes und späterer notorischer Thatsachen mit der grösseren 
JSxcommunication belegt worden sei, dadurch vollends aufgehört 
habe, Mitglied der römisch-katholischen Kirche zu sein und mithin 
die Eigenschaft der Wählbarkeit zum römisch-katholischen Pfarrer 
absolut verloren habet *). 

1) Cf. Acta der Fürstbischof!. Geh. Ganzlei, betreffend die Parochie 
Hirschberg. H. 27. Vol. I. 

2) Cf. dieselben Acten. Das Schreiben lautet: 

»Dem Hochwürdigen Fürstbischoflichen General -Vicariatamte beehren 
wir nns sehr ergebenst anzuzeigen, dass an Stelle des am 8. October v. J. ver- 
storbenen hiesigen Stadtpfarrers and Erzpriesters Herrn Augustin Tschuppick 
von der gesammten hiesigen Bürgerschaft und von uns vermöge des der hie- 
sigen Stadtgemeinde über die hiesige Stadtpfarrkirche ad St. Erasmum et Pan- 
cratium zustehenden Patronatsrechts der katholische Priester Otto Hassler zu 
München, früher Obercaplan zu Ziegenhals, zum hiesigen Stadtpfarrer gewählt 
und heute von uns mit Vocation versehen worden ist. Hochdemselben prä- 
senteren wir demnach den Herrn Otto Hassler zum hiesigen Stadtpfarrer mit 
der ganz ergebensten Bitte, seine Wahl zu bestätigen und ihm die Investitur 
zu erth eilen. Abschrift der Vocation liegt bei. 

Hirschberg, den 12. März 1878. 

Der Magistrat gez. Prüfer.* 

3) Der Pol izeisecretär Saga we hatte das Ergebniss der Wahl dem Herrn 
Hassler nach München telegraphirt. Die Bückantwort enthält nachstehenden, 
im »Hirschbcrger Anzeiger« vom 5. März abgedrucktes Telegramm an den Po- 
lizeisecretar Sagawc : »Annahme selbstverständlich , wenn der Staat die defini- 
tive Vocation schützt. Hassler.« 

4) Cf. dieselben Acten der Fürstbischof!, Geh. Canzlei. 
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Der Magistrat erhob gegen diese Zurückweisung Beschwerde 
beim Cultusminister 1 ), wurde aber auch von diesem ablehnend be- 
schieden. 

Das diesfällige Bescript vom 9. April 1873 2 ) lautet: 

»Auf die Berichte vom 26. und 28. v. Mts., betreffend die 
Wahl des Pfarrers Hassler zum Stadtpfarrer daselbst, erwidere ich 
dem Magistrat, bei Bücksendung der Anlagen, dass dem Patron 
zwar das Becht gebührt, dem geistlichen Oberen für die Wiederbe- 
setzung der erledigten Patronatsstelle eine bestimmte Person zu be- 
nennen, und dass dem Oberen die Pflicht zur Institution des vocir- 
ten Candidaten obliegt. Diese Verpflichtung ist indess keine absolute, 
vielmehr davon abhängig, dass der Präsentirte die zur Verwaltung 
des qu. Amts erforderliche kirchliche Qualification besitzt. 

Hält sich der Patron wegen einer Beprobation seines Candi- 
daten für beschwert, so steht ihm die Berufung an die höhere kirch- 
liche Instanz offen. Eine Einwirkung der Staatsbehörde auf die 
kirchliche Entscheidung ist gesetzlich nirgend vorgesehen, und bin 
ich daher nicht in der Lage, dem Antrage des Magistrats wegen 
Aufrechtbaltung der getroffenen Wahl resp. Uebertragung des dortigen 
katholischen Pfarramts an den Pfarrer Hassler meinerseits Statt 
zu geben.« 

Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 

Angelegenheiten. gez. Falk. 

Der Magistrat veröffentlichte diesen Bescheid am 14. April 
1873 im »Boten des Biesengebirges« mit dem Beifügen, 

dass er von einer Berufung an die höhere kirchliche In- 
stanz, welche im vorliegenden Falle an S. Heiligkeit den Papst 
zu richten wäre, aus nahe liegenden Gründen Abstand ge- 
nommen und beschlossen habe, zu einer neuen Wahl zu schreiten. 
Zugleich beraumte er den Termin zur allgemeinen Wahl auf 
den 26. April an. In diesem Termine erschienen nur katholische 
Wähler \ das Wahlgeschäft wurde in kürzester Frist erledigt, und 
die Wahl fiel auf den Pfarradministrator Löwe ^. 

Auch der Magistrat schloss sich in der am 29. April abge- 
haltenen engeren Wahl diesem Votum an und präsentirte den Er- 
wählten mittelst Schreibens vom 1. Mai 1873 dem General- Vicariat- 



1) Cf. Schreiben des Magistrats vom 26. März .1873 in den erwähnten 
Acten der Fürstb. Geh. Canzlei, worin Magistrat der bischöflichen Behörde von 
Erhebung dieser Beschwerde Mittheilnng macht. 

2) Abgedruckt in Nr. 89 der Germania vom 19. April 1873. 

3) Cf. Schles. VollLsztg. Nr. 101 vom 29. April 1873. 
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amt '), von dessen Seite gegen den Pr&sentirten keinerlei Aus- 
stellungen zu machen waren. 

So wurde die Besetzung der Hirschberger Pfarrei schliesslich 
in gerechter und sachgemäßer Weise erledigt. 

Nach dieser thatsächlichen Auseinandersetzung erhebt sich ge- 
wissermassen von selbst die Frage, von welcher näheren Beschaffen- 
heit der Wahlmodus ist, welcher zuerst zu einem, die Interessen der 
katholischen Kirchengemeinde in so hohem Grade verletzenden Er- 
gebnisse führen konnte, und welche' legale Berechtigung derselbe hat. 

Bevor wir indessen in eine nähere Discussion dieser Fragen 
eintreten, ist es nöthig, das vorliegende Patronatsverhältniss nach 
seinem historischen Grunde zu erörtern. 

II. 
Ursprung des Patronais der Stadt Hirschberg. 

Die katholische Pfarrkirche zu Hirschberg ist um das Jahr 
1108 von Bo leslaus III. (Distortus), Herzoge von Schlesien und 
Polen gegründet 2 ). 

Sie war ursprünglich von Holz erbaut und brannte 1303 ab. 
Aber schon im folgenden Jahre wurde sie durch Herzog Bernhard 
von Schweidnitz als Vormund seines jüngeren Bruders, des Herzogs 
Heinrich von Jauer, zu dessen Fürstenthum Hirschberg gehörte, 
wieder aufgebaut und den Heiligen Erasmus und Pancratius ge- 
widmet 3 ). 

Auf dem höchsten Punkte belegen, ist dieser in Ziegeln auf- 
geführte gothische Bau noch heut die Hauptzierde der Stadt. 

Die sc h lesisch -polnischen Herzöge und deren Nachkommen, die 
Herzöge von Jauer, waren also ex fundatione Patrone der gedachten 
Pfarrkirche. Später ging das Patronatrecht mit den Fürstentümern 
Jauer und Schweidnitz an die Krone Böhmen über. — 

Von dieser soll es durch Schenkung des Königs Wladislaus 
an den Königlich Böhmischen Canzlei-Protonotarius Dr, Franz Grym, 
Rupprecht genannt, gelangt sein. 

Als Zeit dieser Schenkung wird in einem Berichte des Pfarrers 
Tschuppick an den Herrn Fürstbischof von Breslau vom 4. Februar 

1) Cf. die oben erwähnten Acten der Fürst). Geb. Canzlei. 

2) Auf einer nicht mehr vorhandenen Altartafel soll sich das Chrouo- 
gramm befanden haben: 

»et beneDIC haereDItatl tVae.« 
Cf. Chronik der Stadt Hirschberg von Herbst. Hirschberg 1849. Druck 
und Verlag von Krahn. S. 370. 

3) Cf. Chronik a. a. 0. 
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illenaugabe das Jahr 1510 genannt Da König 
am 13. März 1516 starb, (cf. Schlosser's W«ltge- 
S. 110), so mässte die Schenkung in der Zeit vom 
i 13. März 1516 erfolgt Bein. Uns scheint aber 
mg fraglich. Eine Urkunde darüber ist nicht zu 
. Die Schenkung wird nur erwähnt in zwei Ur- 
e die Stadt Hirschberg ihrerseits den Erwerb des 
Indet»). 

> dieser beiden Urkunden d. d. Seichau am Tage 
:0 tritt Franz Grym, Rupprecbt genannt, das ihm 
Wladislaus weilandt zeu Hungarn und Beheat 
b, irer M'„ Briff aus gnoden gegebene und zeuge- 
jus patronatus und Vorleyhung der pfarrkirchen 
k« 

dsenn und fursichtigen hern burgermeister, roth- 
esten , sebeppen und geschwornen gemeiner statt 

ren Urkunde d. d. Prag am Freitage nach Oculi 
Snig Ludwig von Ungarn und Böhmen, der Nach- 

diese Abtretung dahin, 

iir Burgermeister nnd rathmanne der stat Hirsperg, 
?in oder künftig sein werden, das pfarrlehn doselbst 
eitten, so offte sieb das vorfeltb oder erlediget, 
n tugentlichen manne vorleihen sollen und mögen, 
nseren erben nachkommen Konigen zu Beheim und 

Slesien , auch sonnst aller menniglich unvorhin- 
i und nngeferlich« etc. 

"iir diese Bestätigung wird vorausgeschickt, dass 
>precht genannt, Doctor zu Scictou dem Konige 

rchleuchtigiste fürst, herr Wladislaus weylandt zu 
i Beheim etc. Kunig ime lauth eines Majestats 
irriehen zu Hirsperg hinfur oder weme er sulcb 
jstellet und ubergiebt zu vorleihen gegeben.« 

:d erwähnten Acten der FBrstb. Geh. Canilei. H. 27. Vol. 1. 
ird Franz Orym nur mit dam Namen Kapprecht angeführt 
' Consal bezeichnet. Et wohnte aber 1520 in Seichau bei 

nden, welche sich im Original im Königlichen Staatsar- 
inden, sind auf Grand, — vom Staatsarchivar Grunhagen 
ften dieser Abhandlung als Beilage A. und B. ingleich mit 
ermerken des Grünhagen beigefügt. 
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Es ist aber auffällig, dass Franz Grym den angeblichen 
Schenkungsbrief des Königs Wladislans weder den Hirschbergern 
bei Abtretung des Patronatrechts , noch dem König Ludwig, resp. 
der Böhmischen Kanzlei bei Nachsuchung der Bestätigung vorlegt, 
ja nicht einmal den Wortlaut und das Datum desselben, noch den 
Ort wo er zu finden sei, angeben kann. 

Es ist also lediglich seine eigene Behauptung, auf welche hin 
man glauben müsste, dass ein solcher Schenkungsbrief existirt habe 
und eine solche immerhin ungewöhnliche Schenkung erfolgt sei. 

Nicht einmal ein Cancept dieses Briefes scheint in der 
Böhmischen Gcmzlei vorhanden gewesen zu sein, denn die Bestä- 
tiguugs-Urkunde König Ludwig's erwähnt die Schenkung an Grym 
nicht als urkundlich constatirte Thatsache, sondern nur als eine Be- 
hauptung des p. Grym. 

Erwägt man nun, dass während der Regierung des ganz jugend- 
lichen und schwächlichen Königs Ludwig in Ungarn wie in Böhmen, 
Schlesien und Mähren eine völlige Anarchie herrschte, in welcher 
der Adel die Reichsgitter und Rechte an sich riss*), so liegt ge- 
nügender Grund vor, die Schenkung des Königs Wladislans über- 
haupt in Frage zu stellen, und es entsteht der Verdacht, ob nicht 
die Bemühungen des Böhmischen Canzlei-Frotonotarius Franz Grym, 
den Hirschbergern mit Hilfe der Böhmischen Camlei das Patronat- 
recht eu verschaffen, mit dem Vorhaben der Hirschberger Stadt- 
Behörden, die Reformation einzuführen, im Zusammenhange stehen. 

Um darüber in's Klare zu kommen, würde es nöthig sein, 
historische Nachforschungen über den Charakter des Franz Grym 
und über seine Beziehungen zur Stadt Hirschberg, sowie zur Ein- 
führung der Reformation daselbst anzustellen, auch die weiter unten 
noch zu erwähnende Thatsache, ob derselbe für die Abtretung des 
Patronats Geld erhalten hat, näher aufzuklären 3 ). 

Die Chronik hebt S. 49 übrigens selbst hervor, dass durch 
das freie Pfarrwahlrecht in Hirscbberg die Einführung der Refor- 
mation sehr gefördert worden sei. 

Juristisch liegt die Sache so, dass für die Schenkung des Pa- 
tronats an Grym nur dessen eigene, wenn auch urkundliche, Behaup- 
tung vorliegt, die selbstverständlich nichts beweist, imd dass die 
Confirmationsurkunde des Königs Ludwig, da sie auf der thatsäch- 

1) Cf. Schlossert Weltgeschichte. Bd. XII. S. 107. 111 ff. 

2) Zu bemerken ist hoch, dass als Zeuge in der Abtretungsurkunde des 
Grnn ein George Zedlitz zu Seichau genannt wird, iu dorn nicht fern von 
Seichau gelegenen *Neukirch t * dem Stammsitze der Zedlitze, aber die Refor- 
mation in Schlesien zuerst eingeführt wurde. 
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usseteung einer Schenkung des Patronais an Grym be- 
rechäiehe Bedeutung verliert, wenn die Voraussetzung 
■■ war. Denn wenn Grym das Patronatrecht nicht ge- 
ilten hatte, so konnte er es auch nicht an die von Hrrsch- 
agen, folglich war auch die König). Bestätigung einer 
ertragung ipso jure null und nichtig. 
i man die Schenkung des Patronats an Grym für erwie- 
, so würde sich allerdings die Thatsarhe der Abtretung 
i Bürgermeister, Kathmaime, Aelteste, Schöffen und Ge- 
r Stadt Hirschberg nicht bestreiten lassen. Ebenso müsate 
verden, daas die Intention bei dieser Abtretung dahin 
t, das Patronat auf die Stadigemeinde zn übertragen, 
rmelle Aechtheit der beiden Urkunden ist nicht in Zwei- 
q nnd damit ist der Act der Abtretung an sich und 
itigung durch den Landesherrn festgestellt, 
btretung geschieht an die Vertreter der Stadtgemeinde 
i der ersten Urkunde an die Vertreter der Stadt flber- 
ier einzelnen städtischen Corporationen insbesondere. In 
Urkunde sind zwar nur Bürgermeister und Batbmanne 
erber bezeichnet, aber mit Ausdrücken, die keinen Zweifel 
, dasB durch sie der Erwerb für die Stadtgemeinde er- 

t nach dieser Urkunde Franz Grym das Pfarrlehn den 
uen burgermeistern Rath mannen der ganten gemein arm 
'er stat Ilirspergk übertragen und gebeten, solche Ueber- 
orreichung dene von Hirspergk zu bestätigen. 
» erfolgt die Bestätigung für Burgemeister nnd Rathmanne 
[irschberg, so Üsundt sein künftig sein werden. 
rt nun auch die Uebertragungsurkunde von der Confir- 
nde darin, dass in der letzteren nur Bürgermeister und 
, in der ersteren dagegen auch Aelteste, Schoppen und 
als Erwerber genannt werden, so ist doch dieser Un- 
:in wesentlicher, da es keinem Zweifel unterliegt, dass 
mg aller Corporationen, aus denen sich die Bürgerschaft 
tzte , nach Aussen hin lediglich in der Hand des Magi- 

die erwähnten beiden Urkunden ist indessen, auch ab- 
i den bereits oben angeführten Bedenken , eine rechts- 
artragung des Patronat rechts auf die Stadtgemeinde zu 
noch keineswegs für nachgewiesen zu erachten. 

Grym gründet sein Recht auf eine Schenkung des Kö- 
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nigs Wladislaus. Allein da es sich dabei um Uebertragung eines 
Laien-Patronats an einen anderen Laien handelte, so bedurfte die 
Schenkung %a ihrer Gültigkeit des bischöflichen Consenses> 

Cf. Glossa Liberaliter contulisset ad Cap. Ex insinuatione 14. X. 
de jure patronatus (III. 38). Schulte, System des allg. kath. 
Kirchenrechts n. 8. 690. Phülips, Kirchenr. Bd. VII. S. 760. 
weicher nicht nachgewiesen ist. 

Dasselbe gilt von der Uebertragung des Patronats von Seiten 
des Franz Grym an den Magistrat, wenn dieselbe als Schenkung zu 
betrachten ist, was allerdings in Frage steht. Zwar erwähnt die 
Urkunde selbst keinerlei Aequivalents für die Abtretung; dies ist 
aber leicht erklärlich, da durch solche Erwähnung die simonistische 
Natur des Geschäfts und damit dessen canonische Ungültigkeit con- 
statirt worden wäre. Im Uebrigen stellen die in der Urkunde ge- 
brauchten Ausdrücke den Charakter des Geschäfts als einer Schen- 
kung keineswegs ausser Zweifel. Es ist zwar gesagt, dass Grym 
das Patronat »frei, ledig und gutwillig oder mit eynem gutten Wil- 
len« abgetreten habe, allein diese Ausdrucke schliessen die Annahme 
eines Pretii nicht aus. In der citirten Chronik der Stadt Hirsch- 
berg ist nun aber S. 49 und S. 376 ausdrücklich behauptet, die 
Stadt hätte das Patronat von Franz Grym für 3000 Ducaten ge- 
kauft, und in dem oben erwähnten Berichte des Pfarrers Tschuppick 
an den Herrn Fürstbischof von Breslau vom 4. Februar 1869 ist 
gleichfalls von einem Kaufe die Bede, nur mit dem Unterschiede, 
dass das Kaufgeld auf 300 Ducaten angegeben wird , welche die 
Bürger nach Innungen zusammengebracht haben sollen *). 

Läge nun wirklich ein Kauf vor, so würde das Geschäft auch 
darum nichtig sein, weil nach Cap. de jure 16. X. de jure patron. 
(HI. 38.) das Patronat als *Res spirüuaU amexa* nicht Gegen- 
stand eines Kaufes sein kann, wegen der simonistischen Natur eines 
solchen Vertrages'*). 

»Cum inconveniens sit, heisst es dort, vendi jus patronatus, 
quod est spirituali annexum, contractum illum irritum esse 
decernas.« Vergl. auch Cap. Quaesitum 5. X. de rer. per- 
mut. (III. 19.) 

1) Nach Heyne < documentirte Geschichte des Bisthums Breslau, 1868 
in. 8. 638 stützt p. Tschuppick diese Behauptung auf ein, von dem gleich zu 
erwähnenden Hirschberger Pfarrer, Domherr Stanialaus Säur angelegtes hand- 
schriftliches Verzeichnis« der Pfarrer von Hirschberg. 

2) Das Concil von Trient, weiches aber einer spateren Zeit angehört, 
als die obigen Urkunden, bedroht in Sess. 25. cap. 9. de reform, die Contra- 
henten eines solchen Kaufgeschäfts mit der Excommunioation, beziehungsweise 
mit dem Interdict, wenn einer derselben eine Genossenschaft ist. 
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Wenn nun aber auch ein rechtsgültiger Erwerb des Patronats- 
rechts ans den erwähnten beiden Urkunden für die Stadt Hirsch- 
berg nicht hergeleitet werden kann, so dürfte doch der Verjährungs- 
titel genügend nachgewiesen sein. 

In der Chronik wird & 376 behauptet, dass der letzte vom 
Landesherrn nominirte Pfarrer der Doctor decret. Stanislaus Säur 
gewesen sei. Die Richtigkeit dieser Angabe bestätigt Heyne in seiner 
documentirten Geschichte des Bisthums Breslau a. a. 0. — Säur war 
gleichzeitig Domherr von Breslau 1 ). Das Pfarramt in Hirschberg 
scheint er 1516 angetreten u. schon 1518 wieder niedergelegt zu haben. 

Als thatsächlich feststehend darf angesehen werden , dass 
nach dem Vorgänge Breslaus 1523 sich auch Hirschberg für die 
Reformation entschied und 1524 einen lutherischen Prediger berief. 
Von da an bis 1637 scheint die Kirche, einzelne Unterbrechungen 
im dreissigjährigen Kriege abgerechnet, im Besitze der Protestanten 
gewesen zu sein. 

Am 21. März 1637 wurde sie durch den Kaiserlichen Com- 
missarius Grafen Annaberg den Katholiken zurückgegeben und blieb 
in deren ausschliesslichem Besitz bis 1646. 

In djpsem Jahre wurde, da die Schweden wieder die Oberhand 
erlangt hatten, durch Einsetzung eines protestantischen Pfarrers ne« 
ben dem katholischen ein Simultaneum in der Kirche eingeführt, 
welches jedoch am 29. October 1650 sein Ende fand, da an diesem 
Tage der protestantische Pfarrer Röhricht sammt dem Conrector 
und Nachmittagsprediger Ulmann laut kaiserlichen Befehls vom 2. 
September 1650 das Feld räumen musste. 

Von dieser Zeit verblieb die Kirche im ungestörten Besitze 
der Katholiken *). 

Dass der Magistrat die protestantischen Pfarrer und Prediger, 
welche von 1524 ab bis 1650 an der Pfarrkirche angestellt waren, 
berufen hat, ist wohl nicht zu bezweifeln. 

Ob er das Patronatrecht auch in Hinsicht auf die wenigen 



1) Als solcher wird er nicht nur bei Heyne L c. sondern auch in der Ab- 
handlang von Dr. Otto »Ueber die Wahl Jacob v. Salzas in Bd. XI. 8. 303 der 
Zeitschrift des Vereins für Geschichte und Alterthum Schlesiens,« sowie in 
dessen »Commentatio de Johanne Tarzone.« Vratislaviae 1865 S. 18 mehrfach 
erwähnt. In Bezug auf seine Bestellung zum Pfarrer von Hirschberg sagt Heyne 
a. a. 0. Wörtlich: der letzte unmittelbar von dem Lande shauptmanne 
durch Dr. Franz Ruprecht, der das Patronatrecht vom Könige erlangt hatte, 
berufene Pfarrer von H. war der Doctor p. Saar. Ein urkundlicher Beweis für 
den Uebergang des Patronats an Ruprecht und dessen Mitwirkung bei der Be- 
rufung des Säur ist aber nicht beigebracht. 

2) Alle diese Thatsachen berichtet die Chronik von Herbst S. 377. 
379. 380. 
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Besetzungsfillle mit katholischen Geistlichen, die in dieser Zeit vor- 
gekommen sind, ausgeübt hat, lässt sich nicht aufklären. 

Die Chronik berichtet a. a. 0. nur, dass Christoph Hub rieh, 
welcher 1640 als Pfarrer angestellt wurde, katholisch war, ohne zu 
erwähnen, dass er vom Magistrat präsentirt worden sei. Indess ist 
es nicht zweifelhaft , dass auch vom Jahre 1650 ab der Magistrat 
die patronatischen Rechte ohne Widerspruch ausgeübt hol. Das 
Protocoil über die Visitation der Pfarrkirche zu Hirschberg de anno 
1651 enthält bezüglich des Patronats folgenden Vormerk 1 ): 

Magistrate civicus praetendit et actu usurpat Jus Patronatus, 

nernine contradicente. Parochialis Ecclesiae officiales suseipit 

et araovet et muletas Ecclesiasticas reeipit, sepulturae loea di- 

vendit et quidem viliori precio quam ante hac fieri consuevit, 

juxta quaerelam Parochi. 

Ob dieser Beschwerde des Pfarrers Abhilfe geschafft worden, 
erhellt nicht. 

Am 2. April 1655 erhielten die Jesuiten,' welche 1654 nach 
Hirchberg gekommen waren, das Patronatrecht über die Pfarrkirche 
durch Begünstigung des Bürgermeisters Hornig vom Magistrat ge- 
schenkt. Aber Magistrat und Bürgerschaft besannen sich dann eines 
Anderen und fochten die Schenkung an. 

In Folge der Beschwerde der Jesuiten und, nachdem der 
Kaiser von der Stadt Hirschberg Gegenbericht über das Patronat- 
recht gefordert, kam es zu Verhandlungen und demnächst zu einem 
Transact zwischen den Jesuiten und dem Magistrat unter Direction 
des Königlichen Oberamtsraths Frhrn. von Nimptsch. Derselbe lautet : 

»Der Magistrat gibt den Jesuiten zur Errichtung eines Collegii 
den Pfarrhof ein nebst dem Hechte der Wasserleitung jedoch un- 
beschadet der bischöflichen Rechte. Er erlaubt ihnen zwei wüste 
Stellen, die nahe am Kirchhof liegen zu bebauen, auch das Tuch- 
macherhaus und das daran stossende Färberhaus zu erkaufen, doch 
so, dass die Steuern und Nahrungen davon weggenommen würden. 
Der Bath gibt dafür die lateinische Schule dem künftigen Pfarrer 
nebst seinen Caplänen zur Wohnung. Hingegen müssen die Jesui- 
ten das am 2. Aprü 1655 erhaltene jus patronatus nebst den dazu 
gehörigen Schriften wieder herausgeben und dem Magistrat keinen 
Eingriff mehr ins Pfarrlehn thun. Auch versprechen die Jesuiten, 
den Bürgern in ihren Rechten und Nahrungen, z. B. im Bierschank 
keinen Eintrag zu thun. Sollte Jemand den Jesuiten im Testament 

1) Gf. Acta Visitationis Archidiaconatus Lignieensis de 1651 in der Fürst- 
bischof!. Registratur zu Breslau. 
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ein Grundstück oder Haus, das in des Magistrats Jurisdiction liegt, 
vermachen, so sollen sie dasselbe nicht ohne Bewilligung des Magi- 
strats annehmen, sondern es soll abgeschätzt und der Werth an Gelde 
von ihnen genommen werden. 

Hirschberg, den 3. April 1669. 

Hans Fr. Frhr. von Nitnptsch. 
Augustinus Geynitius, Nomine Societatis Jesu plenipotentiarius. 

Johannes Kittingius, Soc. Jesu. 
Johannes Holender^ Soc. Jesu. 

Dieser Vergleich wurde am 16. April 1669 von dem Landes- 
hauptmann Grafen Schaffgotsch, am 28. Mai 1670 von dem Bischof 
Sebastian (Rostock) von Breslau und am 27. September 1670 vom 
Kaiser Leopold bestätigt. 

Die Originalien des Transacts und der Bestätigungsurkunden 
haben nns nicht vorgelegen, wir haben vielmehr den Inhalt des 
Transacts und die Data der Bestätigungen der Chronik S. 381 und 
382 entnommen, bei so bestimmten Angaben der näheren Details 
dürfte wohl aber den Angaben der Chronik Glauben zu schenken sein. 

Weiter enthält das Hirschberger Kirchen visitations-Protocoll 
von 1677 *) folgenden Vermerk: 

»Jus patronatus obtinet Nobilis et speetabilis Magistrates ejus- 

dem regiae civitatis, c 

Endlich bemerkt das Visitations-Protocoll de 1687 2 ): 

»Jus patronatus obtinet speetabilis Magistratus Hirschbergensis, 

qui de meris subjeetis catholicis covstüuüur.€ 

Zu diesen Zeugnissen aus dem 17. Jahrhunderte tritt ein 
Schreiben vom 29. Mai 1795, mittelst dessen der Magistrat den 
»Capellan Johann Putzet als Stadtpfarrer präsentirt und weiter die 
Präsentationsschreiben des Magistrats für den Nachfolger des Putze, 
Caplan Franz Hornig zu Liegnitz, vom 10. April 1818 und für 
Hornigs Nachfolger, den Caplan Tschuppick, vom 17. November 
1843 3 ), welchen Seitens der kirchlichen Behörde durch Institution 
entsprochen worden ist. 

Aus der Zeit vor 1795 haben wir nun zwar keine Präsenta- 
tionsurkunden ermittelt; da aber in Obigem aus dem 17. Jahrhun- 
derte theils Besitzhandlungen des Magistrats, theils Anerkenntnisse 
des magistratualisehen Patronats Seitens der geistlichen Behörden 
mehrfach nachgewiesen sind, andrerseits keine Thatsachen vorliegen, 

1) Acta Visitationis Archidiaconatus Lignicensis de 1677 (S. 49) in der 
Fürstbischöfl. Registratur. 

2) Acta Visitationis Archid. Lignic. d. 1687 p. 95. 

3) Sämmtlich in actis des Fürstb. General-Vicariatsamts zu Breslau. 
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aus denen gefolgert werden könnte, dass in der Zeit von 1687 bis 
1795 jemals entweder die libera coüatio oder die Ausübung des 
Patronatrechts durch ein anderes Subject Platz gegriffen , habe , so 
darf man annehmen , dass sich der Magistrat wie schon früher , so 
von 1650 ab bis in die neueste Zeit in ununterbrochenem Besitze 
des letzteren befunden hat. Dieser durch Jahrhunderte fortgesetzte, v ^ 
wenn auch nicht auf einem justus titulus beruhende Besitz, reicht, . £ 
da eine mala fidcs nicht stricte nachweisbar ist, /.um Erwerbe durch 
Verjährung unzweifelhaft aus. 

Es handelt sich hier nicht einmal um den originären Erwerb 
eines Patronats contra ecclesiam liberam, sondern nur um den lieber- ->f 

gang eines schon bestehenden (u. E. nicht dinglichen) Läien-Patro- 
nats von einer Person auf eine andere, also eigentlich um eine Ver- 
jährung gegen den früheren Patroh. Da dieser der Landesherr, 
nicht qua Privatus, sondern in seiner juristischen Persönlichkeit als 
Staatsoberhaupt war, so ist zwar nicht die praescriptio triginta 
annorum, welche sonst erforderlich wäre, 

cf. Phüipp's Kirchenrecht Bd. VII. S. 767. 

Richter's Kirchenrecht 6. Auflage §. 189. S. S23 ff. 
FerrarVs prompta bibl. sub voce jus patronatus Art. 1. Nr. 30, 
wohl aber die praescriptio quadraginta annorum ausreichend. 

L. 4 C. de praescr. XXX. rel. XL. ann. 

L. fin. C. de fund. patr. 

Will man den Anfang der Verjährung selbst nur von der 
preussischen Besitzzeit ab datiren, so ist auch nach den Bestimmungen 
des Pr. Allg. Landrechts der Verjährungs-Erwerb nachgewiesen. 
Der §. 575. Tit. 11. Th. II. des Allg. Landrechts bestimmt, dass 
wenn eine Erwerbung des Kirchenpatronats durch Verjährung gegen 
den Staat oder die Kirchengesellschaften nachgewiesen werden soll, 
die Erfordernisse der bei Regalien stattfindenden Verjährung vor- 
handen sein müssen. Von der Verjährung der Regalien gilt aber 
nach §. 35. Tit. 14. 1. c. Alles , was von der Verjährung gegen den 
Fiscus überhaupt im Th. I. Tit. 9. §. 629 ff. verordnet ist und der 
§. 629 cit. bestimmt, dass gegen den Fiscus, die Kirchen und solche 
Corporationen, welchen vermöge ihrer Privilegien gleiche Rechte beige- 
legt sind, nur die ungewöhnliche Verjährung von 44 Jahren Platz greift. 

Der Ablauf dieser Frist würde aber in concreto selbst dann 
nachgewiesen sein, wenn man den Beginn derselben erst vom Jahre 1795 
rechnen wollte, in welchem die Präsentation des p. Putze stattfand. 

Der Gonfession nach war der das Patronatrecht der Kirche 
gegenüber ausübende Magistrat von 1650 ab bis zur preussischen 

Archiv für Kirchenrecht. XXXI. 4 
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nur aus "katholischen Mitgliedern zusammengesetzt, 
dinand III. in seinen Erbfiirstenthümerti bald nach 
:hen Frieden das »jtfa reformandic zur Anwendung 
r nach dem Friedens-Instrumente berechtigt war. 
renssischen Besitzergreifung gewannen die Protestan- 
r das Obergewicht, Gegenwärtig ist de jnre die 
edschaft salbstversätidlich an keine Coafession ge- 
hliek aber sind die Stellen der Magistratsmitglieder 
sämmtÜeh, oder nur mit einseinen Ausnahmen mit 
etst. 

iahen auf die Aasübung der Patronatsrechte diese 
Verhältnisse nach der in Schlesien, wie auch theil- 
s in Deutschland bestehenden Gewohnheit keinen 

, ob durch die Besitzbandlungen des Magistrats 
■erjahrter Zeit das Patronat für die Stadtgemeinde 
rben sei, erscheint eigentlich Überflüssig, da der 
Stadt der Natur der Sache nach keine andere Auf- 
n, als in Vertretung der Stadt zu handeln überall, 
sen hin handelnd aultritt. 

>er hier noch besonders darauf hingewiesen werden, 
in erwähnten drei Präsentatious-Urkunden der Mit- 
sammten Bürgerschaft bei der Wahl des Pfarrers 
gedacht ist, so dase darüber kein Zweifel sein kann, 
it von jeher als ein der Stadt zustehendes Ehren- 
worden ist. 

m. 

lieber den Modus der Pfarrwahl. 
ung des hier in Sede stehenden Patronatrechts n ach 

auch bisher schon lediglich Sache des Magistrats 
;n coneurrirte die Bürgerschaft in Erledigungsfällen 
der Wahl des neuen Pfarrers in der Weise, dass 
je, der Magistrat aber die engere Wahl vollzog. 
Leren Zeit, vom Jahre 1832 rückwärts gerechnet, 
neine oder weitere Wahl, der älteren corporativen 
assung entsprechend, 

ans 5 bis 8 Mitgliedern bestehenden Schöppen- 

) Ausübung des Patronatrechta an katholischen Kirchen durch 
ehe PhiUips, Kirchenr. Bd. VII. S. 703 ff.) insbee. 8. 708. 
. 6. Aufl. §. 169. S. 524. Schulte, System II. S. 672-674. 



Bahlhof. Die Hirschberger Pfarrwahl vom Jährt I87*/s. 51 

2. von der Corporation der eiimirten Bürger, 

3. von der Kaufmannssocietät, 

4. von den einzelnen Zünften, deren Zahl sich auf 16 belief, 
also insgesammt von 19 Corporationen ausgeübt , deren jede eine 
Stimme hatte, welche innerhalb der Corporation selbst durch die 
absolute Stimmenmehrheit ihrer stimmberechtigten Mitglieder fest- 
gestellt wurde. Diejenigen drei Wahlcandidaten, welche von den 19 
Stimmen der Wahlfcörperschaften die meisten erhalten hatten, kamen 
in die vom Magistratacollegium vorzunehmende engere Wahl, und 
letzteres wählte aus demselben mittelst Stimmenmehrheit den künf- 
tigen Pfarrer 1 ). 

Selbstverständlich konnte, wenn weniger als drei Candidaten 
aus der allgemeinen Wahl hervorgingen, nur die desfallsige mindere 
Zahl zur engeren Wahl gestellt werden. 

Auf diese Weise ist zuletzt die Wahl des Pfarrers Hornig am 
10. April 1818 vollzogen worden. 

Im Jahre 1832 Bah man sich veranlasst, von dem gedachten 
Modna für die allgemeine Wahl abzugehen, weil nicht nur das 
Collegium der Schoppen zu enstiren aufgehört, sondern auch in 
Folge der neuen Gewerbegesetzgebung mehrere Zünfte sich bereits 
aufgelöst hatten und die Auflösung anderer bevorstand. Man sali 
daher die gesammte Bürgerschaft durch die noch bestehenden Wahl- 
körper nicht mehr repräsentirt und verfasate ein neues Wahlregu- 
lativ, welches neben dem Wahlrechte der noch bestehenden städtischen 
Corporationen auch die Theilnahme der übrigen nicht incorporirteii 
Bürger an der Pfarrwahl zur Geltung zu bringen suchte. 

Nach diesem vom Magistrat unter dem 25. Mai 1832 voll- 
zogenen und am 19. September ej. h. von der königlichen Regierung 
zu Liegnitz von Oberaufs ichts wegen genehmigten Regulative '') steht 
die Befugniss zur Wahl eines katholischen Stadtpfarrers dem Magis- 
trat und der gesammten christlichen Bürgerschaft ohne unterschied 
des Glaubensbekenntnisses zu. Der Wahlact selbst zerfällt in die 
allgemeine and in die engere Wahl. 

A. Zur ersteren, welche von der Bürgerschaft vollzogen wird 
(§. 1), sind 19 Stimmen erforderlich (§. 2), welche 

1. der Corporation der eiimirten Bürger, 

2. der Kaufmannssocietät, 



1) Wir entnehmen die Data ans dem in Nr. 151 des -Boten aus dem 
Riesengebirge, von 2«. Dec. 1873. S. 3962 abgedruckten Beferate des Vorsitzen- 
den der Hirschberger Stadtverordneten Versammlung. 

2) Als Beilage C. abgedruckt. 

4* 
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bestehenden Zünften, 

idereti Wab Icollegien 

t zugetheilt werden, dase jeder der genannten Körper- 

:ne Stimme zusteht (§. 3. and 4.). 

vom Magistrat auszuschreibende Wahl ruuss in allen 
Jften an einem und demselben Tage erfolgen (§. $.), Die- 
üeht in den ad 1. bis 3. genannten Körperschaften nach 

von ihnen beobachteten Form. Die Aeltesten laden alle 

schriftlich ein, halten die Wahl ab nnd nehmen darüber 
inen nnd zwei anderen Mitgliedern zu unterzeichnendes 
■nf(§.6.). 

lute Stimmenmehrheit bestimmt den erwählten Candidaten 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des ersten 

oder wenn dieser den Ausschlag nicht geben will, das 
)• 

m nen zu errichtenden Wahlcollegien stimmen alle die- 
ninfähigen Bürger, welche zu keiner der ad Kr. 1. bis 3. 
Körperschaften gehören (§. 8.). 
itimmfähigkeit in derselben gehört: 
lenuss der bürgerlichen Ehrenrechte, 
ilicbe Anwesenheit bei der Wahlversammlung. 
m, welche das Bürgerrecht besitzen, müssen durch schritt- 
ivollmachtigende , stimmfähige Vertreter mündlich oder 
ihre Stimmen abgeben lassen (§. 10.). 
iaht dieser Wahlcollegien richtet sich nach der Zahl der 
reiche znr Erfüllung der erwähnten 19 Stimmen erforder- 
nd ergibt sich aus der Zahl der ad 1. bis 3. genannten 
ten, welche aar Zeit der jedesmaligen Wahl noch be- 
9, 11, 12). Bei Eintheilnng der Wahlcollegien werden 

thunlich, die bestehenden Stadtbezirke zur Norm ge- 
)en Umfang derselben schlagt der Magistrat den Stadt- 

vor; diese beschliessen darüber und Magistrat bestätigt 
iss (§■ 13. u. 14). Für jedes Wahlcollegium erfolgt ein 
der Bürgerrolle, worauf die Bezirksvorsteher jedes in 
te verzeichnete Mitglied znr Wahl, deren Ort nnd Zeit 
estimmt, einladen (§. 15. u. 16). Bei der Wahlhandlung, 
jedem Wahlcollegium ein Magistratscommissarius unter 
nes Bezirksvorstehers oder eines anderen, vom Magistrat 
Bürgers und zweier von der Versammlang selbst auf 
es Coinmissarius gewählten Beisitzer leitet, wird durch 
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den gedachten Vorsitzenden die Zahl der anwesenden tt 
den Mitglieder durch Namensaufruf festgestellt (§. 17. ■ 

Jeder Abwesende rauss sich bei dem zur Wahl 
Bezirksvorsteher mit Angabe der Gründe schriftlich er 
Unentschuldigt Ausgebliebene Mahlen zw Haupt-Arnu 
Geldstrafe von 5 Sgr,, deren Beilreibung Magistrat na 
tenem Wahltermin sofort verfugt (§. 20.). 

Vor Beginn der Wahl liest der Magistratscommisaa 
die allgemeine Wahl bezüglichen Paragraphen des Reg 
Versammlung tot, tbeilt derselben die Namen der Can< 
sich zu der Pfarrstelie gemeldet haben und die aber ihre 
keit in den magistratnalischen Acten niedergelegten An 
ohne hierbei irgend ein Urtheil über den Wertb oder 1 
Einen oder Anderen abzugeben und eröffnet zugleich, da 
sich nicht blos anf die sich gemeldet habenden Candidatt 
vielmehr jedem stimmfähigen Mitgliede frei stehe, at 
formell qttalificirten Candidaten seine Stimme zu geh 
Sodann werden die Mitglieder des Wahlcollegiums vom 
commissarins aufgefordert, viritim ihre Stimme abzuget 

Demnächst aber tritt jedes Mitglied an den Tisc 
sitzenden nnd nennt den beiden Beisitzern leise, so jedo 
vom Magistratscommissarins vernommen werden kann, 
seines Candidaten, nnd die Beisitzer tragen denselben 
ihnen zu fahrenden Gandidatenlisten ein. Hierbei wird 
des Stimmegebenden nicht vermerkt (§. 23. n. 24.). 1 
niss der Wahl macht der Magistratscommissarina nach 
der vorgeschriebenen Abschlnssforniali täten den Anwesend 
(§. 25.). 

Bei der Wahl gilt die absolute Stimmenmehrheit ui 
didat, welcher die meisten Stimmen erhalten, ist der von 
körperschaft Erwählte. Bei Gleichheit der Stimmen füi 
mehrere Candidaten gibt die Stimme des Commissarius, « 
er überhaupt kein Stimmrecht in dem Wahlcollegium hat 
der Entscheidung begeben will, das Loos den Ausschlag 
Sammtlicbe Wahl Verhandlungen, sowohl die der Wi 
als die der älteren Körperschaften, werden von dem V 
dem Magistrat mit besonderem Promemoria eingereicht i 
von einer Commission, die aus zwei Magistratsmitglieder] 
bereits zuvor von dem Stadtverordneten-Collegium ernam 
verordneten besteht, geprüft. 

Etwaige Bemängelungen ziehen nach dem Beschlusa 



r.yr 
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gistrats eine wiederholte Wahl in der betreffenden Körperschaft 
nach sich (§. 28.). 

B. Die enge Wahl gebührt dem Magistratscolleginm ausschliess- 
lich (§. 1.). Jedes Mitglied hat eine Stimme, abwesende Mitglieder 
stimmen nicht mit (§. 2.). Die Wahl darf sich nur auf die drei 
Candidaten richten, welche unter den 19 Stimmen der Wahlkörper- 
schaften die meisten Stimmen erhalten haben und versteht es sich 
von selbst, dass wenn weniger als drei Candidaten zum Vorschlag 
gebracht sind, nur unter diesen gewählt werden kann (§. 4.). 

Die Abgaben der Stimmen erfolgt durch Wahlzettel und die 
absolute Stimmenmehrheit bestimmt den Erwählten. Bei Gleichheit 
der Stimmen für zwei oder mehrere Candidaten gibt die Stimme 
des Dirigenten (Bürgermeisters oder dessen Stellvertreters) den Aus- 
schlag (§. 5. u. 6.). 

Nach erfolgter Acceptation der Wahl von Seiten des Erwähl- 
ten, wenn solche nicht bereits aus vorheriger Meldung zu praesu- 
miren ist, wird den Stadtverordneten das Ergebniss nachrichtlich 
mitgetheilt (§. 7.). 

Hinsichtlich der Nachsuchung der Nomination, der Ausfer- 
tigung der Vocation und der Präsentation verbleibt es bei dem bis~ 
herigen Verfahren (§. 8.). 

Nach diesem Regulativ wurde bei der hier in Rede stehenden 
Pfarrwahl verfahren. 

Da von den alten Wahlcorporationen (cf. A. §. 3. des Regu- 
lativs) seit 1832 nicht Mos die Corporation der exemirten Bürger 
weggefallen ist, sondern auch vier Zünfte sich aufgelöst haben und 
darnach der gegenwärtige Bestand derselben auf zehn, nämlich die 
Eaufmannssocietät und neun Innungen 1 ), ermittelt wurde, so mussten 
zur Ergänzung der hergebrachten 19 Stimmen neun städtische Wabi- 
collegien nach Massgäbe der §. 9 ff. ad A. des Regulativs gebildet 
werden. Die Wahlbezirke für dieselben beschrieb der Magistrat 
unter Zustimmung der Stadtverordneten in der Weise, dass er für 
die Abgrenzung derselben die bestehenden acht Stadtbezirke mass- 
gebend sein Hess, einen neunten aber durch Combination von Haus- 
nummern der Bahnhofs-, grossen Schützen- u. Schmiedeberger Strasse 
neu errichtete 2 ). 

1) Es bestehen gegenwärtig in Hirschberg ausser der Eaufmannssocietät 
nur noch die Innungen der Schuhmacher, Fleischer, Bäcker, Schneider, Bött- 
cher, Tischler, Töpfer, Schlosser und Bauhandwerker. Cf. Nr. 136 des »Boten 
aus dem Riesengebirge« vom 19. Nov. 1872. S. 3660. 

2) Cf. Nr. 136 des »Boten aus dem Riesengebirge« vom 19. Nov. 1872. 
S. 3650. 
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Da die Katholiken zur protestantischen Bevölkerung wie 1 zu 
4, 5 stehen und in der ganzen Stadt zerstreut wohnen, so bildeten 
sie selbstverständlich in allen 19 Wahlkörpern die Minorität und 
zwar durchschnittlich in einem, den erwähnten Verhältnissziffern 
der Gesammtbevölkerung entsprechenden Grade. Sonach ist es an 
sich nicht befremdlich, dass p. Hassler in allen 19 Wahlkörpern die 
Majorität der Stimmen erhielt und demzufolge als einziger Gandidat 
zur engeren Wahl kam. 

Dass die Katholiken bei der Wahl auf dem Platze gewesen 
sind und alle Anstrengungen gemacht haben, um ein dem Interesse 
der Kirchengemeinde entsprechendes Ergebniss zu erzielen, kann man 
schon allein aus der Thatsache entnehmen, dass der Pfarradmini- 
strator Löwe in allen 19 Wahlkörpern zusammen 139 Stimmen er- 
hielt, während auf Hassler in Summa 482 fielen, man braucht mit 
diesem Ergebniss nur die Verhältnissziffer der katholischen zur pro- 
testantischen Einwohnerschaft in Vergleich zu stellen. 

Was aber allerdings in hohem Grade befremden muss, ist die 
Verkennung von Recht und Gesetz, welche sich darin kund gibt, 
dass nicht allein in allen 19 Wahlkörpern der Bürgerschaft, sondern 
auch im Magistratscollegium und zwar in diesem trotz Protestes dar 
katholischen Gemeindeniitglieder und des Herrn Fürstbischofs wis- 
sentlich ein untaugliches Subject gewählt wurde. 

Denn dass ein von dem. rechtmässigen Kirchenoberen excom- 
municirter Priester im Zustande der Excommunication zum Pfarrer 
einer katholischen Gemeinde untauglich ist, musste auch jedem 
Nichtkatholiken klar sein 1 ). Die Wahl eines untauglichen Subjects 
verstößst aber nicht blos gegen das canonische Recht, 

cf. Thülips , Kirchenrecht Bd. VH. S. 804, 542 u. 565. 
Schulte's System Bd. IL S. 693. 317. 
Permmeder, Kirchenr. 2. Aufl. §. 258 u. 245. S. 433. 401. 
sondern auch gegen die Vorschriften des Pr. Allg. Landrechts in den 
§§. 325-328. 391. Tit. 11. Tbl. IL, ja selbst gegen den §. 21. des 
Hirschlberger Pfarrwahlregulativs. 

Nicht minder widerstreitet eine solche, von der protestantischen 

" — — ■«— ■ ■ 

1) Selbst mit dem gegen den Ermländischen Bischof im Widerspruche 
mit Art. 15. der Preuss. Verfassung vom Cnltusminister in Anwendung ge- 
brachten §. 57. Tit. 11. Th. II. des Allg. Landrechts können sich die Hirsch- 
berger nicht schützen, da es sich hier gar nicht am die Frage handelt, ob die 
gegen Hassler verhängte Exeommunication Folgen für die bürgerliche Ehre 
denselben gehabt habe f sondern lediglich darum, ob derselbe die Qualification 
zur Wahrnehmung eines Kirchenamts besitze, worüber dem Kirchenoberen allein 
die Entscheidung zusteht. 
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i die katholische Minderheit, deren kirchliches In- 
jsalich in Frage war, ins Werk gesetzte Wahl, allen 
r Billigkeit, die ein Mitbürger dem anderen schuldet. 
r altaet des numerisch stärkeren Theils gegen den 
ir Misabrauch eines kirchlichen Ehrenrechts zu einem 
iseligen Zwecke. 

ein Missbraucb des Patronatrechts nicht noch der 
Schutz der Staatsgewalt gewährt werden konnte, ist 
gegenwärtigen Lage der Beziehungen zwischen Staat 
selbstverständlich , dass es darüber keines Wortes 



, dürfte nun wohl die Frage am Orte sein, 
igung einem Wahlmodus zuzugestehen ist, der die 
jhgemeinde in Hirschberg in jedem Augenblicke der 
em aussetzen kann, um einiger Sectirer Willen auf 
V'eis 1 aus ihrem Ootteshause geworfen zu werden. 
Beziehung hat schon ein Protestant, der anscheinend 
«Ibst seinen Wohnsitz hat, in einem in Nr. 43 u. 44 
dem Kiesengebirge * pro 1873 veröffentlichten Auf- 
k geübt, welche seinem Verstände, wie seinem Her- 
t. 

in dem Verfahren bei der am 28. Febr. u. 4. März 
Pfarrwahl einen Vebergriff der politischen Gewalt 
Wesen der Kirche, die Anwendung Ses Sattes : >der 
lie Mittel* und die Ausübung eines gehässigen Ge- 
he solcher Verirrung bezeichnet er das Wahlregulativ 
;hes die katholische Kirchengemeinde , die allein bei 
eiligt sei, völlig iguorire and an ihre Stelle die po- 
ide setze, die sicli in katholische Angelegenheiten 
nicht einzumischen habe. 

SBung der politischen Gemeinde mit kirchlichen An- 
lei denkbar in Zeiten und an Orten, wo- nur ein 
b, für Hirschherg aber, wo drei Viertheile der Ein- 
;r evangelischen Confession angehörten unanwendbar 
Was werde die evangelische Kirch engemeinde sagen, 
tltniss umgekehrt stände und die Katholiken ihr einen 
ötliigen wollten, dessen Bckenntnisa nicht das ihrige sei. 
stclie einzig in der Welt da, dass die aus verschie- 
den zusammengesetzte städtische Bürgerschaft den 
er bestimmten Confession wähle. Das Princiu sei 
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aber nicht einmal consequent durchgeführt, da die Jaden ausge- 
schlossen seien und die christlichen Bürger nicht gleichmäßigen 
Antheil am Wahlrecht hätten, indem der gesammten nicht incor- 
porirten Bürgerschaft nur der Rest der nicht von den alten Innungen 
in Anspruch genommenen Stimmen zufiele. 

Auch sei es unerhört, dass man die Wähler unter Strafan- 
drohung zu einer Wahl nöthigen wolle, die den allermeisten fremd 
und gleichgültig und von ihnen schon aus natürlichem Zartgefühl 
(selbst aus Gewissensgründen!) zu meiden sei. 

Diese allerdings meist auf politischen und moralischen Erwäg- 
ungen beruhende Kritik können wir nur unterschreiben. Wir müs- 
sen auch anerkennen, dass das ganze Wahlregulativ durch die un- 
gleiche Vertheilung des Stimmrechts innerhalb der Bürgerschaft dem 
überwiegend grössten Theile der letzteren zu nahe tritt. Denn jede 
der älteren Wahlkörperschaften, auch wenn sie nur drei bis vier 
Mitglieder zählt, hat einen ebenso grossen Antheil am Stimmrecht 
wie ein, hunderte von stimmfähigen Bürgern zählender ganzer Stadt- 
bezirk, und überdies haben alle Innungen zusammen eine grössere 
Zahl von Collectivstimmen , wie alle, die Stadt umfassenden neuen 
Wahlbezirke zusammen. 

Allein für die katholische Kirchgemeinde würde eine gleich- 
massige Vertheilung des Wahlrechts unter die gesammte Bürger- 
schaft jedenfalls nicht günstiger sein. 

Unsere Aufgabe ist es daher, zu prüfen, ob die Betheiligung 
der politischen Gemeinde bei der Wahl der katholischen Pfarrer 
überhaupt eine juristische Berechtigung hat. 

Wir glauben diese Frage verneinen zu müssen. Schon oben 
sub II. haben wir dargethan, dass insoweit der Magistrat patrona- 
tische Rechte ausübte, dies in Vertretung der Stadtgemeinde als des 
eigentlich berechtigten Subjects geschehen sei. Ebenso verhält es 
sich mit den Schoppen, Aeltesten und Geschwornen. Auch sie nah- 
men mit den Zünften an der Pfarrwahl Theil nicht etwa, weil es 
sich dabei um die Ausübung eines den städtischen Corporationen 
als solchen zustehendes Specialrechtes handelte, sondern mir, weü 
dieselbe als eine Angelegenheit der ganzen Stadtgemeinde betrachtet 
wurde, bei deren Berathung die gesammte Bürgerschaft mütuwir- 
Tcen habe. 

Es wurde also unter der Herrschaft der alten städtischen Ver- 
fassung mit der Pfarrwahl ebenso gehalten, wie mit anderen, der 
Stadtgemeinde zustehenden Rechten. 

Dergleichen Angelegenheiten wurdeu, wie auch noch im Preuss. 
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r. , welches nur eine Codification des im vorigen Jahr- 
tenden Hechts ist, bestimmt wird, der Regel nach nicht in 
Versammlungen der ganzen Bärgerschaft, sondern nur mit 
intanten derselben verhandelt Die Repräsentanten mnssten 
en Vorstehern der Zünfte und übrigen einzelnen in der 
ade befindlichen Corporationen, so wie diese hinwiederum 
iit den Mitgliedern seiner Zunft oder Corporation darüber 
e nehmen, (cf. §. 111. 112. Tit. 8. Th. II. des A. L.-B.). 
klart sich die Entstehung der allgemeinen Pfarrwahl in 
i und sonstigen Corporationen und der engeren im Schosse 
rata, 

ler Einführung der Städteordnung hat diese Art der Be- 
<mg über städtische Angelegenheiten ihr Ende gefunden, 
haben in der Stadt-Verordneten- Versammlung eine stän- 
■inde- Repräsentanz erhalten, die Rückfragen an die ge- 
irgerschaft haben aufgehört und der Geschäftskreis der 
Ineten und des Magistrats ist genau festgestellt und be- 
Selbst der Begriff des städtischen Bürgerrechts hat sich 
geändert und die Gesamtntheit der früheren Innungen 
ten städtischen Corporationen stellt nicht im Entferntesten 
Inbegriff der Bürgerschaft dar. Auch die Wahl der 
Ineten nach Ordnungen, Zünften und Corporationen in der 
ft ist aufgehoben. Es nehmen an den Wahlen alle stirom- 
rger Theil und es wirkt jeder lediglich als Mitglied der 
nde ohne alle Beziehung auf Zünfte, Stand und Corporation, 
tädteordnung v. 19. Nov. 1808. §§. 16. 17. 46. 48. 69. 
'3. 108. 169 ff. (Ergänzungen des Ailg. Landr. v. Gräff, 
us und Simon 4 Abth. S. 478, 2. Aasgabe). 
Stadteordnung vom 17. März 1831. (Gesetz-Sammlung 
1831 S. 10 ff.) §§. 11. 28. 45. 50-55. 75. 84. 110 ff. 
«-Ordn. für die sechs ostlichen Provinzen vom 30. Mai 
. (Ges.-Samml. S. 261 ff.) §§. 3. 5. 10. 12 ff. 35 ff. 56.). 
h die Einführung der Stadteordnung vom 19. Nov. 1808 ') 
erg hatte daher wie in Betreff aller anderen städtischen 
leiten, so aneb hinsichtlich der Pfarrwahl die Mitwirkung 
, Corporationen und Innungen älterer Ordnung ihre End- 
ich t und es konnte sich nur noch fragen, ob die Pfarr- 
;njenigen Angelegenheiten, bei welchen die Stadtverord- 

ii nehmen an, duss Hirachberg keine Ausnahme von den übrigen 
Städten gemacht, also die Staatsordnung von 1808 gehabt bat. 
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liefen mit zu beschliessen haben, oder in den ausschliesslichen Ge- 
schäftsbereich des Magistrats gebore. 

Die Antwort auf diese Frage ist schon durch ein Rescript der 
Hinister der geistlichen Angelegenheiten und des Innern vom 25. 
Januar 1821 {in von Kampte Annalen V, 79.) mit Bezug auf §. 178. 
der Städteordnung vom 19. Nov. 1808 ') dahin ertheilt worden, dass 
die Ausübung des Fatronats und insbesondere' das Wahl- und das 
Besetzungsrecht der Predigerstellen, sowie die Berufung der Schul- 
lehrer den Magisträten competirt. 

Was von Predigerstellen gilt, findet selbstverständlich auch anf 
das Besetzungsrecht katholischer Pfarrstellen Anwendung. 

Dass auch nach der jetzt in Hirschberg geltenden Städteord- 
nung vom 30. Mai 1853 die Ausübung des Kirchenpatronats ledig- 
lich Sache des Magistrats ist, kann nach g. 56. Nr. 5. derselben 



1) Aach ein in §. -112. der revid. Stidteordnung vom 17. Man 1881 er- 
gangene« Rescript des Ministers der geistlichen Angelegenheiten vom 2. Juli 
1833 (v. Kampt», Ann. Bd. 17. S. 678) bestimmt, das* die revidirte Stidte- 
ordnnng den Stadtverordneten keine neuen Rechte in Betreff der Anstellung 
von Geistlichen und Schallehrern, welche den Magistraten vermöge des Patro- 
nate zustehe, beigelegt habe. Allerdings heiast es darin weiter, das« wenn 
nach Verfassung oder Observanz der bürgerlichen Gemeinde dorch ihre Ver- 
treter 1. B. durch Viertele- oder Gassenmeister froher eine Mitwirkung dabei 
zugestanden habe, jet?t die Stadtverordneten an ihre Stelle treten worden ; wir 
können uns indessen nicht überzeugen, dass für diese Ansicht in einer Bestim- 
mung der gedachten Städteordnung eine legale Basis vorhanden wäre. 

Der g. 599. Tit. 11. Th. II. Allg. Land-Rechts bestimmt, dass derjenige, 
welchem die Gesetze die Verwaltung des Inbegriffs der Guter und Gerecht- 
same eines Anderen übertragen haben,' auch das dazu gehörige Kirehenpatronat 
in dessen Namen auszuüben berechtigt sei. — . Verwalter aller städtischen 
Güter und Gerechtsame ist auch nach der revidirten Stadteordnung (§. 84.) 
der Magistrat und die Ausübung des Patronatrechts ist als keine derjenigen 
Angelegenheiten bezeichnet, bei welchen eine Verständigung mit den Stadtver- 
ordneten vorgeschrieben ist. 

Dasa der §. 112. 1. c. sich nicht auf die Ausübung des Patronats, son- 
dern auf öconomische Angelegenheiten der Kirchen und Schalen bezieht, ist 
in dem gedachten Rescripte selbst anerkannt. Der Geschäftskreis der Stadt- 
verordneten ist in allen drei Städteordnungen genau abgegrämt , ebenso der 
des Magistrats; die früherhin geltend gewesenen Observanzen oder gesetzlichen 
Beetimmungen können in Bezug auf die Geschäftsattribnte der neueren Magi- 
strat«- und Stadtverordneten collegien nicht mehr massgebend sein. Uebrigens 
erkennt auch das vorliegende Rescript an, dass die alten Corporatiouen und 
Innungen in Patronatssachen nicht mehr mitzusprechen hüben. Es irrt nur 
darin, dass es den Stadtverordneten eine Mitcompetenz in Sachen zugesteht, die 
u. E. ausschliesslich ins Reisort des Magistrats fallen. 
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keinem Zweifel unterliegen. Darnach gehört zu den Geschäften des 
Magistrats die Verwaltung des Eigenthums und die Wahrung der 
Rechte der Stadtgemeinde ; den Stadtverordneten steht nur eine Con- 
trole der Verwaltung zu. 

Nach dem Allen dürfte es beinern Zweifel unterliegen, dass 
das Pfarrwahlregulativ vom Jahre 1832 jeder rechtlichen Basis ent- 
behrt und daher zu beseitigen ist. 

Hierzu ist der Magistrat vollkommen befugt. Auch bedarf es 
dazu nicht einmal einer ausdrucklichen Verordnung, sondern es ge- 
nügt, dasselbe stillschweigend durch Nichtanwendung in Desuetudi- 
netn übergehen zu lassen. 

Der Magistrat hatte schon vor der hier in Bede .stehenden 
Pfarrwahl, wie bereits oben angedeutet wurde, die Absicht, das Wahl- 
regulativ durch ein neues zu ersetzen, welches die Berechtigung zur 
Pfarrwahl auf die in die Liste der stimmfähigen Bürger aufgenom- 
menen katholischen Einwohner beschränkt, konnte indess mit diesem 
Vorhaben bei den Stadtverordneten nicht durchdringen. 

Die Frage ob der Magistrat hierbei an die Zustimmung der 
Stadtverordneten gebunden war, wollen wir unerftrtert lassen. In 
der Sache selbst scheint es uns aber, dass auch die projeetirte Ab- 
änderung, wiewohl sie sich scheinbar an die §§. 340. 341. Tii 11. 
Th. II. Allg. Landr. anlehnt und die katholische Bürgerschaft gegen 
fernere Majorisirung der Andersgläubigen schützt, besser unterbliebe. 

Da es nicht die katholische Kirchengemeinde an sich, sondern 
nur die in communaier Hinsicht stimmfähigen katholischen Bürger 
sind, von welchen die allgemeine Pfarrwahl nach dem gedachten 
Projecte ausgeübt werden soll, so liegt auf der Hand, dass der Ma- 
gistrat die allgemeine Wahl auch in dieser Form als eine rein com- 
raunale. Angelegenheit betrachtet wissen will. 

Als solche gehurt sie aber seit Einführung der Städteordnung 
wie wir gezeigt haben, nicht mehr zum Bessort der Bürgerschaft, 
die in communalen Angelegenheiten, so weit sie nicht dem Magistrat 
vorbehalten sind, durch die Stadtverordneten ständig vertreten wird, 
sondern in den Geschäftskreis des Magistrates. 

Unseres Erachtens handelt der Magistrat correct, wenn er ge- 
mäss §. 56. Nr. 5. der Städteordnung vom 30. Mai 1835 in künf- 
tigen Erledigungsfallen der katholischen Pfarrei ohne Mitwirkung 
der Bürgerschaft oder eines Theiles derselben in Form einer allge- 
meinen Wahl — und unbekümmert um das veraltete Wahlregulativ 
von 1832 direct aus eigener Machtvollkommenheit einen tauglichen 
und würdigen Candidaten für die vacante Stelle auswählt und dem 



BafUhof. Die Hirschberger Pfarrwahl vom Jahre I87*/s. 61 



>. :- 



IV, 

Vocation, Nommation, Präsentation. 

Die Ausübung des in Bede stehenden Patronatrechts von Sei- 
ten der Stadt Hirschberg leidet abgesehen von der monströsen Pfarr- 
wahl auch noch an einer anderen canonischen Irregularität. 

Sowohl die Präsentationsschreiben für Hassler und Löwe, als 
auch die von uns eingesehenen älteren Präsentationsurkunden (fflr 
Putze, Hornig und Tschuppick) ergeben t dass der Magistrat von 
Hirschberg sich nicht auf eine Präsentation der Erwählten bei der 
geistlichen Behörde beschränkt, sondern denselben auch Vocations- 
Urkunden aus eigner Machtvollkommenheit ausgefertigt hat. 

Wie aus den gedachten älteren Präsentationsschreiben ferner 
ersichtlich ist, haben Putze, Hornig und Tschuppick ausser den Vo- 
eationsurkunden des Magistrats noch N<mnmtionsurkunden von Sei- 
ten der Königl. Regierung ausgestellt erhalten. 

Dies beruhte darauf, dass die von Privatpatronen und Gemein- 
den ffir geistliche Stellen zu Präsentirenden nach älterer Praxis einer 
landesherrlichen Bestätigung bedurften. 

Diese Bestätigung stand früher den Kriegs- und Domänen- 
Kammern, seit der Reorganisation der Behörden den Königl. Re- 
gierungen zu, 

Gf. Instruction zur Geschäftsführung der Regierungen vom 23. 

Oct. 1817 (G. S. 1817 8. 248) §. 2. u. 18. lit a. 
und wurde hergebrachtermassen in Form eines Nominationsdecrets 
ertheilt. 

Durch das Gesetz vom 27. Juni 1845 (G. S. 1845 S. 443) 
ging sie auf die Öber-Präsidenten über und hörte mit Einführung 
der Preussischen Verfassung zufolge Art. 15. u. 16. derselben gänz- 
lich auf i). 

Bei dem jetzigen Pfarrer Löwe ist daher die Ausstellung des 
Nominationsdecrets nicht mehr zur Anwendung gekommen, anderer- 
seits hat auch das Gesetz vom 11. Mai 1873 an ihm nicht erprobt 
werden können, da er schon vor dessen Erlass die kirchliche Insti- 
tution erlangt hat. 

1) Das neue Staatskirchen-Gesetz vom 11. Mai 1873 macht in dem §. 15 ff. 
die Uebertragnng eines geistlichen Amtes Seitens des Bischofs wieder von der 
Zustimmung de« Ober-Präsidenten abhängig. 
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Fürstbischöflichen Generalvicariat präsentirt. Dabei kann auf ber 
rechtigte Wünsche der katholischen Kirchengemeinde selbstverständ- 
lich billige Rücksicht genommen werden. ^ 
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ie Ertheilnng einer Vocationsurkunde Seitens des Ma- 
Qgt, so hat der Fürstbischof schon bei einer früheren 
die ihm von dem Pfarrwahlregulative vom Jahre 1832, 
hlnssparagraphen der Ausstellung der Vocation gedacht 
niss verschafft hatte, beim Cultusministerium dagegen 
ithan. Zufolge Erlasses desselben vom 27. März 1869 
demnächst auch der Hirschberger Magistrat durch die 
Regierung zu Liegnitz mittelst Verfügung v. 28. August 
tet worden, dass die Ausstellung von Präsentations- und 
künden bei Ausübung des Patron atrechts auf katholische 
nach dem canoniseben Recht unzulässig sei, weshalb 
ünführung der Verfassnngsurkunde hei Besetzung der 
fiscalischen Patronats staatlicher Seits statt der früheren 
- nur Prasentations-Urkundeu ausgestellt würden. 

hat das Fürstbischöfliche Ocneral-Vicariat aus dem 
schreiben für Hassler Veranlassung genommen, den 
in Neuem auf die Unzulässigkeit dieser Form aufmerk- 
hen. Der letztere beharrt indessen bei seinem bishe- 
ren und bemerkt in einem Schreiben an das General- 
i 26. März 1873 3 ) zur Rechtfertigung desselben Fol- 

die Frage anbetrifft, ob die Vocation von dem Herrn 
ischof oder von uns auszustellen sei , so ist ganz abge- 
lavon, dass der Magistrat die hiesigen Pfarrer biBher 
ocirt hat, die Bestimmung des §. 376. Tit. 11. Th. II. 
«ndr. so klar, dass wir uns, wenn wir der Ansicht des 
1-Vicariata zustimmen wollten, eines ganz unzweifelbaf- 
chtes begeben würden. Die Bestimmungen des cano- 
t Rechtes, sowie die Praxis, welche der Staat bei Be- 
j der Pfarrstellen fiscalischen Patronats beobachtet, 
i für uns gegenüber den land rechtlichen Festsetzungen 
Hen Einfiuss bleiben.« 

f ist zu bemerken , dass es von jeher fraglich gewesen 
in Bezug auf die Wahl und Vocation der Pfarrer im 
cht enthaltenen, auf rein protestantischen Anschauungen 
und den Religionsgrundsätzen , wie der Verfassung der 
Kirche fremden Bestimmungen dem canoniseben Rechte 

Ministerial-ErlasB wie die gedachte Regierung Verfügung befin- 
m Acten der Füxrtb. Geh. Ginzlei, betreffend Parochie Hirsch- 
ol. I. 
)ie erwähnten Acten der Fürst bis chafl. Geh. Ganilei. 
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derogirt haben und dass sich gewichtige Autoritäten wie 
(Geschickte und Verfassung der katholischen Kirche F 
S. 828) für die Negative entscheiden *). 

Nach Erlass der Bulle »De salute auimarumc aber, 
Staatsgesetz and als Statut für die katholische Kirche i 
gut, und nach Einführung der Verfassung dürften diese Bes 
des Allg. Landrechts, wenn sie je Geltung gehabt haben, 
haft als beseitigt zu erachten sein. 

Das Recht, Jemanden zu einem Kirchenamte zu her 
nur dem Kirchenoberen zu und gehört zu den bischöfliche! 
rechten. Der Kirchenpatron hat nach canonischem Bec 
Befugniss, dem zur Verleihung des Beneficiums berechtigt« 
oberen in dem Falle der Vacanz ein taugliches Subject 
gen, allerdings mit der Wirkung, dass demselben das 
verliehen werden muss. 

Die Bulle De salute animarum legt in dem Abechn 
dictas« den Bischöfen über die Kirchen ihrer Sprengel all 
und Ordinariatsrechte ohne alle Einschränkung bei, es 
nicht statthaft sein, sich auf ältere Landesgesetze zu bern 
dem Diöcesanrecbte der Bischöfe Eintrag thun. Der A 
Preussischen Verfassung aber hat der katholischen Kircl 
evangelischen und jeder anderen Religionsgesellschaft die 
dige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten 
nnd daraus folgt gleichfalle, dass die Besetzung der Pfan 
Einführung der Verfassung lediglich nach den kircblic) 
normen zu benrtheilen war. Dies erkennt auch Richter 
6. Aufl. S. 342) an, indem er daselbst mit Bezug auf 
Rede stehende Frage bemerkt, dass eine andere Schran 
der Anwendung der canonischen Satzungen durch die au 
jestatsrechte geflossenen Staatsgesetzgebungen gezogen 
Einfahrung der Verfassung gefallen sei. Der Zusatz, wel 
dings der Art. 15. der Verfassung erbalten hat, kann seil 
lieh landesgesetzlicbe Bestimmungen, welche durch Ein: 
Verfassung oder auf anderem Wege beseitigt sind, nicht 
wider in Kraft Betzen. 



1) Auch Eichhorn, OrandaSt» des Kirchenrechts. GOtti 
3. 868 erkennt an, dass in Beziehung auf die inneren Verhältnis 
{in denen ja der Magistrat in Hirschberg selbst die Wahl ein« 
in enter Linie rechnet) das canonisehe Recht das vom Staate in. 
tende Recht derselben bildet. 
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Somit scheint uns die Berufung auf §. 376. Tit. 11. Th. IL 
Allg. Landrechts unhaltbar. 

Die Behauptung, dass der Magistrat bisher stets Vocationen 
ausgestellt habe, können wir nur dahin einräumen, dass dies, von 
dem jetzigen Falle abgesehen, nur in den Besetzungsallen von 1795, 
18J8 und 1843 geschehen ist. Während der österreichischen Herr- 
#i' • schaft ist die Ausübung des Patronats gewiss in correcter Weise 
-'h erfolgt. Erst seit Einfuhrung des Preussischen Landrechts scheint 

£. die dem §. 374. 376. Tit. 11. Th. II. desselben entsprechende Pra- 

xis adoptirt worden zu sein. 

Einen selbständigen Erwerbstitel für das behauptete Vocations- 
recht (Verjährungserwerb) können aber jene drei Fälle der Ausübung 
nicht darstellen, weil ein Recht in Frage ist, welches seiner Natur 
nach nur vom Bischof ausgeübt werden kann und darf. 

Für den Magistrat handelt es sich schliesslich um eine blosse 
Form. 

Denn wie der Bischof einerseits selbst nach canonischem Rechte 
verpflichtet ist, die Präsentation eines tauglichen Subjects zu respec- 
tiren, so ist er andererseits selbst nach den Bestimmungen des Allg. 
Landrechts berechtigt ein mit Vocation versehenes untaugliches Sub- 
ject zu verwerfen. Für den Magistrat ist es also materiell gleich- 
gültig, ob er vocirt oder präsentirt. 

Für den Kirchenoberen aber ist die Form der Vocation nicht 
gleichgültig, weil sie der Ausdruck für die Usurpation eines Rechts 
$ ist, welches er ohne Pflichtverletzung dem Kirchenpatrone nicht zu- 

t} . gestehen kann. 
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Beilage A. 

Ich Franz Qrym Rupricht genanth in rechten doctor Ko T M* 
Beheim8chen Cantzley Secretarius bekenn und thue kunth gen aller- 
menniglich, demnoch der durchleuchtigste grossmechtigiste furste 
und herre, herr Wladislaus weilandt zcu Hungern und Behem konigk 
hochloblicher und mylder gedengk mir aus gnoden das jus patrona- 
tus und vorleyhung der pffarkirchen zcu Hyrspergk lauth irer M 1 
briflF doruher ausgegangen, gegeben und zcugeeygeth, welchs ich 
ferner aus sunderlichem gutten willen den ersamen weisenn und 
fursichtigen hern burgermeister, rothmannen, eldesten, scheppen und 
geschwomenn gemeiner statt Hyrspergk frey ledig und gutwillig 
abgetretten eingereumpt und zcugestalt, abtrette, einreume und zcu- 
stelle ine das in der allerbesten form und weise himit in craft dits 
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meines briffs frey and ledig. leb wil mir meinen erben und nach- 
kommen auch keinerley recht, zeu- und anspräche dorauff nicht vor- 
behalten haben, sunder ine da9 lauts der hauptbrive gentzlich und 
gar zcugeeygenth habenn and dieweile ine auch von dem durch- 
leuchtigisten grossmechtigisten forsten und herrn herrn Ludwigen 
zeu Hungern und Behem etc. Konigk raarggraven zeu Merhern 
hertzogen in Slesien etc. Meinem allergnedigsten herrn eine be- 
gtettung sulcher auffgobe und zeueygung von notten, gerede und 
globe ich obgemelter Frantz Grym etc. genantten von Hyrspergk 
dieselbig auff das ehest mir möglich an alle ire unkost und darleyung 
auszeubrengen und zeu uberantwurtten lossen als treulich und un- 
gefährlich. Deszcu urkunth stetter vhester und unvorbrochentlicher 
haldung habe ich die edlenn ernvhesten George Zcedlitze zeu Seichau 
und Melcher Schweinichen zeu Jegerdorff ine und iren erben un- 
schedlich ire ingesigel zeu gezeeuge neben das meine zeu hengen 
vormocht. Gegeben zeu Seichau am tage vineula Petri noch Christi 
unsers Lern geburth im funffzeehenn hundertsten und zcwenzcygsten 
jare. 

Die Uebereinstimmung vorstehender Abschrift mit der im Kö- 
niglichen Staatsarchive hierselbst aufbewahrten Original-Pergament- 
urkande der Stadt Hirschberg Nr. 430 (mit abgefallenen Siegeln) 
bescheinigt. 

Breslau, den 16. März 1873. 

Der Königliche Staatsarchivar: 
Grünhagen. 



Beilage B. 

Wir Ludwig von gots genaden zu Hunngern, Beheim, Dalma- 
tien, Croacißn etc. kunig, marggrave zu Merhern, hertzog zu Lutzem- 
burg und in Slesien und Marggrave zu Lawsitz etc. bekennen und 
thun kundt allermeniglich das für nnns erschinen ist, der ernvhest 
unnser Beheimschen Cantzley prothonotarius und lieber getreuer 
Franz Grym, Ruprieht genandt doctor zu Seichau unnd uns bericht 
wie der durchleuchtigiste fürst, herr Wladislaus weylenndt zu Hun- 
gern und Beheim etc. Kunig unser liebster herr und vatter, milder- 
gedeng ime lauth eines Majestatbrifs das pfarrlehen zu Hirsperg 
hinfur oder weme er sulch sein recht zustellet und ubergiebt zu 
vorleihen gegeben, und er nun sulcbs den ersamen unnsern liben 
getreuen burgermeistern, Rathmannen der ganzen gemein arm und 
reich unnser stat Hirspergk mit eynem gutten willen übergeben, 

Arohiv für Kirchenrecht. XXXI. 5 
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d zugeygnet hott, uniis dorauff in demuth underthe- 
in, das wir sulcli Übergabe und vorreichung des pfarr- 
on Hirspergk gnediglich zu contirmiren und zu be- 
ten, des haben wir angesehen obgemeltes Franntzen 
i auch betracht annhem treu nützliche dinste so ei 
d herrn nud vatter und nnns lang zeit vleissig gethan, 

künftig thun sali und mag derhalben mit vorgehab- 
le zeitlichem rathe und gutter wissen, sulcb ubergobe 

confirmiretb, bestettigen und confinniren dy himit in 
i aus Behemischer königlichen macht als hertzog in 
i meinen und wollen dasa nuh hinfur, Bürgermeister 
i der stat Hirsperg, so itznndt sein, oder kunfftig sein 
irrlehen doselbst zu ewigen zeitten so oiTte sich das 
erlediget, einem iromen tugentlichen manne vorleiben 
ijen, für nnns, unnseren erben nachkommen konigen 
i hertzogen in -Siesien, auch sonnst allermenniglicli 
:reulich und ungeferlich, gebitten hirauf allen unnsern 
aser ampts wirden wescns oder Stands die sindt ge- 
rsberg dobey zu schützen, schirmen und handzuhaben, 
zu betruhen auch nymanden zu thun vorstatten, bey 
unser schweren straff und ungenaden. Zu urkundt 

königlichen anhangenden insigill besigelt. Gegeben 
hlos zu Prag, am Freytage nach Oculi in der vassten. 
jeburt taussent fünfhundert im drey und zwayntzigis- 
;he des Hungerischen und Beheimschen im sibendeit 

relacionem magistri et domini Ade de nova domo, 
remi regni Bohemie cancellarii etc. 
treinstimmung vorstehender Abschrift mit den im hie- 
lien Staatsarchive aufbewahrten Original-Pergament- 
irschbcrg 439 mit einem Siege] brach stück an rotli und 
n Schnüren bescheinigt, 
den 16. März 1873. 

Der Königliche Staatsarchivar: 
Grünhage». 
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Beilage G. 

Regulativ 

wegen Vollziehung der Wahl eines katholischen Stadtpfarrers zu 

Hirschberg. 
Einleitung. 
Die Befugniss zur Wahl eines katholischen Stadtpfarrers zu 
Hirschberg steht dem Magistrat und der gesammten Bürgerschaft 
ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses, mit Ausnahme der 
nicht christlichen Glaubensgenossen zu. 
Die Wahl wird eingetheilt 

A. in die allgemeine, 

B. in die enge Wahl. 
A. Allgemeine Wahl. 

§. 1. Die allgemeine Wahl vollzieht die Bürgerschaft. 

§. 2. Zur allgemeinen Wahl sind 19 Stimmen erforderlich. 

§. 3. Diese 19 Stimmen werden zugetheilt: 

1. der Corporation der eximirten Bürger, 

2. der Kauf mannssocietät , 

3. den bestehenden Zünften, 

4. besonderen Wahlcollegien. 

§. 4. Jeder einzelnen der im vorigen Paragraphen genannten 
Wahlkörperschaft steht eine Stimme zu. 

§. 5. Der Magistrat schreibt die Wahl aus. Selbige muss an 
einem und demselben Tage in allen Körperschaften erfolgen und 
nur genugsam motivirte, dem Magistrat zeitig angezeigte und von 
ihm für ausreichend befundene Gründe können eine Verlegung des 
Wahltages der einen oder der anderen Körperschaft ausnahmsweise 
zulässig machen. 

§. 6. Die Wahl in den im §. 3. sub Nr. 1 — 3. genannten 
Körperschaften geschieht nach der bisher von ihnen dabei beobach- 
teten Form. Die Ael testen laden sämmtliche Mitglieder ihrer Kör- 
perschaft schriftlich zur Wahl an einen von ihnen zu bestimmenden 
angemessenen Versammlungsort ein, halten die Wahl ab und neh- 
men darüber ein besonderes Protocoll auf, welches von ihnen und 
zwei anderen Mitgliedern der betreffenden Körperschaft unterschrie- 
ben wird. 

§. 7. In den im vorigen Paragraphen genannten Körperschaf- 
ten bestimmt die absolute Stimmenmehrheit den erwählten Gandi- 
daten, bei Stimmengleichheit die Stimme des ersten Aeltesten und 
wenn dieser von seiner diesfälligen Befugniss keinen Gebrauch ma- 
chen will, das Loos. 

5* 
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§. 8. Kein Bürger kann bei der allgemeinen Wahl in zwei 
Körperschafken zugleich stimmen. 

§. 9. In den neu zu errichtenden Wahlcollegien stimmen alle 
diejenigen stimmfähigen Bürger, welche keiner der im §. 3. sub 
1—3. genannten Körperschaften angehören. 

§. 10. Zur Stimmfähigkeit gehört in den neuen Wahlcollegien : 

1. der Genuss der bürgerlichen Ehrenrechte, 

2. persönliche Anwesenheit bei der Wahlverhandlung. 
Schriftliches Votiren findet nicht statt, nur Frauen, 
welche das Bürgerrecht besitzen, müssen durch stimm- 
fähige Vertreter mündlich oder schriftlich ihre Stimme 
abgeben lassen. Diese Vertreter müssen aber schrift- 
lich bevollmächtigt sein. 

Anmerkung. Es steht sonach auch das Stimmrecht bei der allge- 
meinen Wahl den Mitgliedern des Magistrats zu. 

§. 11. Die Zahl der neuen Wahlcollegien wird nicht bestimmt. 
Sie richtet sich nach der Zahl der Stimmen, welche zur Erfüllung 
der im §. 2. erwähnten 19 Stimmen erforderlich sind. 

§. 12. Diese Anzahl ermittelt der Magistrat; sie ergibt sich 
aus der Zahl der bei der jedesmaligen Wahl noch bestehenden im 
§. 3. sub Nr. 1—3. erwähnten Körperschaften. 

§. 13. Die Wahlcollegien sollen geographisch eingetheilt und 

hierbei, soviel als thunMch, die bestehenden Stadtbezirke zur Norm 

i 

genommen werden. 

§. 14. Die Einrichtung der Wahlcollegien erfolgt jedesmal 
vor einer neuen Wahl. Der Magistrat schlägt den Umfang jedes 
Wahlcollegii den Stadtverordneten vor, diese bcschliessen darüber 
und der Magistrat bestätigt den Beschluss. 

§. 15. Für jedes Wahlcollegium wird ein Extract aus der 
Bürgerrolle , wobei jedoch diejenigen weggelassen werden , die zu 
einer der im §. 3. Nr. 1—3. gedachten Körperschaften gehören, 
angefertigt. 

§. 16. Jedes in diesem Extract verzeichnete Mitglied eines 
Wahlcollegii wird durch die betreffenden Bezirksvorsteher zur Wahl 
eingeladen. - Ort und Zeit der Wahl bestimmt der Magistrat nach 
Massgabe des §. 5. 

§. 17. Jedem Wahlcollegium werden vorgesetzt: 

1. ein Commissarius des Magistrats, 

2. ein Bezirksvorsteher oder ein anderer vom Magistrat 
ernannter Bürger,' 

3. zwei Beisitzer. Die letzteren werden von der Versamm- 
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lung auf Vorschlag des Magistrats- Cornmissarius durch 
Aufheben der Hände erwählt. 

§. 18. Dem Magistrats-Commissarius und dem Bezirksvorsteher 
oder dem an seiner Stelle ernannten Bürger steht bei der Wahl 
nur alsdann ein Stimmrecht zu, wenn sie zu dem Wahlcollegio nach 
dem Extract aus der Burgerrolle gehören, dem sie Vorsitzen. 

§. 19. Die Wahlhandlung beginnt damit, dass der Magistrats- 
Commissarius die Zahl der anwesenden und abwesenden Mitglieder 
durch Stimm auf rut ermittelt. 

§. 20. Jeder Abwesende muss sich bei dem zur Wahl laden- 
den Bezirksvorsteher mit Angabe der Grunde schriftlich entschuldigen. 

Unentschuldigt ausgebliebene zahlen eine Geldstrafe von 5 Sgr. 
zur Hauptarmenkasse, deren Beitreibung der Magistrat nach abge- 
haltenem Wahltermin sofort verfugt. 

§. 21. Hierauf liest der Magistrats-Commissarius die §§. 1. 
bis 28. des Eegulativs der Versammlung vor, theilt die Namen der 
Candidaten, die sich zu der zu besetzenden Stadtpfarr stelle gemeldet 
haben und die über ihre Persönlichkeit in den magistratualischen 
Acten niedergelegten Auskünfte mit, ohne hierbei irgend ein Urtheil 
über den Werth oder Unwerth des Einen oder des Anderen abzu- 
geben und eröffnet zugleich, dass die Wahl sich nicht blos auf die 
sich gemeldet habenden Candidaten erstrecke, vielmehr jedem stimm- 
fähigen Mitgliede frei stehe, auch andern formell qualificirien Candi- 
daten seine Stimme zu geben. 

§. 22. Sodann werden die Mitglieder des Wahlcollegii vom 
Magistrats-Commissarius aufgefordert, viritim ihre Stimme abzugeben. 

§. 23. Zu diesem Behuf müssen zwei Candidatenlisten auge- 
fertigt werden; die eine führt der erste, die andere als Controlle 
der zweite Beisitzer. 

§. 24. Jedes Mitglied tritt an den Tisch der Vorsitzenden, 
nennt leise den beiden Beisitzern, jedoch so, dass es von dem 
Magistrats-Commissarius vernommen werden kann, den Namen seines 
Candidaten und die Beisitzer tragen solchen sofort in die Candi- 
datenliste ein. Hierbei wird der Name des Stimmgebenden nicht 
bemerkt. 

§. 25. Nach Beendigung der Abgabe der Stimmen werden 
beide Candidaten-Listen von dem Magistrats-Commissarius und dem 
Bezirksvorsteher collationirt, mit der Anzahl der Anwesenden ver- 
glichen und nach geschehener Bichtigfindung werden die Stimmen 
jedes einzelnen Candidaten in eine dritte, vom Magistrats-Commissa- 
rius zu führende Liste zusammengestellt. Diese Liste wird hierauf 
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mit den Listen der beiden Beisitzer verglichen und nachdem sie 
richtig befanden werden, wird das Ergebmas durch den Magistrats- 
Commissarius den Anwesenden bekannt gemacht. 

g. 26. Bei der Wahl gilt die absolute' Stimmenmehrheit und 
der mit den meisten Stimmen betheilte Candidat ist der von der 
Wahlkörperschaft Erwählte. Bei Gleichheit der Stimmen für zwei 
oder mehrere Candidaten gibt die Stimme des Magistrats- Commissu- 
rius den Ausschlag, vorausgesetzt, dass er (cf. g. 18.) das Recht 
hat, bei dem Wahlcollegio mitzustimmen, sonst, oder wenn er sich 
freiwillig der Entscheidung begibt, das Loos. 

§. 27. Zum Schluss wird das vom Magistrats- Commissarius 
geführte Wahlprotocoll der Versammlung vorgelesen und mit den 
verordneten 3 Listen von ihm, dem Bezirksvorsteher und den beiden 
Beisitzern unterschrieben und die Wahlverhandlung geschlossen. 

§. 28. Sämmtliche Wahlverhandlungen, sowohl die in §. ti. 
als anch die im §. 27. erwähnten, werden von dem Vorsitzenden 
mit besonderem Promemoria dem Magistrat eingereicht, welcher sie 
von .einer Commission, die ans 2 Magistrats-Mitgliedern und 2 be- 
reits zuvor von den Stadtverordneten ernannten Stadtverordneten be- 
steht, prüfen lässt. Etwaige hierbei vorkommende wesentliche Be- 
mängelungen ziehen nach dem Beschlüsse des Magistrats eine wieder- 
holte Wahl in den betreffenden Körperschaften nach sich. 
B. Enge Wahl. 

§. 1. Nachdem solchergestalt die allgemeine Wahl vollzogen 
ist, wird zur engen Wahl geschritten. Diese gebührt, wie bisher, 
dem Mugistrats-Collegio ausschliesslich. 

g. 2. Jedes Mitglied des Magistrats hat eine Stimme, ab- 
wesende Mitglieder stimmen nicht mit. 

g. 3. Der Bürgermeister oder in dessen Abwesenheit das Vor- 
sitzende Magistrats-Mitglied trägt dem Gollegio das Resultat der 
allgemeinen Wahl vor. 

§. 4. Das Magistrats-Collegium ist verpflichtet, nur auf die 3 
Candidaten, welche unter den 19 Stimmen der Wahlkörperschafteri 
die meisten Stimmen erhalten haben , seine Wahl zu richten und 
versteht es sich von selbst, dass wenn solchergestalt weniger als 3 
Candidaten zum Vorschlag gebracht sind , die Wahl nur diese 
treffen kann. 

g. 5. Die Abgebung der Stimmen muss jedesmal schriftlich 
durch Wahlzettel, welche dem Dirigenten behändigt werden, erfolgen. 

§. 6. Die absolute Stimmenmehrheit bestimmt den Erwählten. 
Bei Gleichheit der Stimmen für zwei oder mehrere Candidaten gibt 
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die Stimme des Dirigenten den Ausschlag. Der letztere kann die 
Abgabe des entscheidenden Voti in diesem Falle niemals depreciren. 

§. 7. Ueber die damit vollzogene Wahl wird von einem er- 
nannten Magistrats-Mitgliede ein Protocoll aufgenommen und nach 
erfolgter Acceptation der Wahl von Seiten des Erwählten, wenn 
solche nicht bereits aus vorheriger Meldung zu präsumiren ist, den 
Stadtverordneten das Ergebniss nachrichtlich mitgetheilt. 

§. 8. In Hinsicht der Nachsuchung der Nomination, der Aus- 
fertigung der Vocation und der Präsentation verbleibt es bei dem 
bisher bestandenen Verfahren. 

Vorstehendes Regulativ ist auf den Grund des bestätigten 
Stadtverordneten-Beschlusses vom 15. Mai dieses Jahres ausge- 
fertigt worden. 

Hirschberg, den 25. Mai 1832. 
(L. S.) Der Magistrat: 

gez. Müller, Crusius, Anders, Morgenbesser, Tilesius, Du Bois, 

Kiessling. 

Vorstehendes Regulativ über das bei der Wahl eines katho- 
lischen Stadt-Pfarrers zu Hirschberg zu beobachtende Verfahren 
wird hiermit in allen seinen Punkten von Oberaufsichtswegen ge- 
nehmigt und bestätigt. 

Liegnitz, den 19. September 1832. 
(L. S.) Königliche Regierung, Abtheilung des Innern: 

Graf Stolberg. Seckendorff. 



III. 

Noch einmal über die Bischofswahlen. 

9T Schrift: Da« Recht des Staates bei den Bischofswahlen in 
inover und der oberrheinischen Eirchenprovioz. Nach amtlichen 
•iedrich von Sybet, Gerich tsassessor. Bonn 1873. (II.BI. n.80S.8.) 
von Dr. Michael Römer, 
(Schlnss. Vgl. Archiv Bd. XXX. S. 425 ff.) 
III. 
n Bischofswahlen in der oberrheinischen Kirchenprovinz 
Verfasser nicht Mos die auf Vereinbarung der oberrhei- 
gerungen mit dem papstlichen Stuhle beruhenden Be- 
der Bulle »Ad dominici gregis custodiam« und das 
iacra,* sondern aucb die in den Staatsverträgen der ober- 
Regierungen, in den Bisthums-Fundations-Urkunden und 
Euskirchen geaetzen derselben über diesen Gegenstand ent- 
machungen und Verordnungen, und zwar selbst, so weit 
m Widerspruch mit der Bulle und dem Breve stehen, 
teilen Iflr die behaupteten staatlichen Befugnisse, 
im Eingange des Capitels will der Verfasser Rechte 
eben Regierung auf die Besetzung sämmtlicher ober- 
tiscbofsstühle, (nicht blos der durch die Annexionen über- 
aus dem Separat- Abkommen ableiten, welches die ober- 
Regierungen zum Staatsvertrage vom 8. Fehruar 1822 
haben. 

Separat-Ab kommen soll bestimmen, dass bei Besetzung 
fsstuhles die Regierung, in deren Territorium derselbe 
allen übrigen Regierungen der Kirchenprovinz die Na- 
Aussicht genommenen Candidaten zu benennen habe, 
innen drei Wochen keine motivirten Einwendungen ge- 
rn, anzunehmen berechtigt sei , dass die benachrichtigte 
egen keinen der Benannten etwas einzuwenden habe. 
3 Wissens ist eine solche wechselseitige Verpflichtung 
icht stipulirt, sondern es hat in jenem, wenn wir nicht 
ictoberl827 datirenden Separat-Abkommen zum genann- 
rtrage nur die badische Regierung sich verpflichtet, bei 
eines neuen Erzbischofs von Freiburg den übrigen Re- 
ier vereinigten Staaten die vom Freiburger Domcapitel 
ende Gandidatenliste zur Aeussernng ihrer etwaigen Be- 
in die aufgestellten Candidaten innerhalb einer praclu- 



Kritik von Sybel'a Recht des Staates bei den Bischofawahlen. 73 

sivischen Frist mitzutheilen, weil man annahm, dass die dem Erz- 
bischof von Freiburg aber die ganze Kirchenprovinz zustehende Me- 
tropoütangewalt auch eine Mitwirkung der sämmtlicben Regierungen 
bei der Besetzung des erzbischöflichen Stuhles bedinge. Daher 
umsste sieb auch nach den Grundsätzen der in die lan 
Verordnung vom 30. Jannar 1830 übergegangenen bekai 
cbenpragroatik« der jedesmalige Erzbischof von Freiburg 
seines Amtes gegen alle Regierungen der vereinigten Sto 
Eigenschaft als Metropolit eidesstattlich verpflichten (( 
cit. landesh. Verordn., abgedruckt hei Walter, Kirchenra 
gäbe. S. 664.) 

Es handelt sich also um eine Mitbetheiligutig der 
oberrheinischen Regierungen an der nach der Bulle >A< 
gis cuet. dem Grossherzoge von Baden allein zustehende 
Das Separat- Abkommen ist aber nichtig, da es mit der 
auf einem völkerrechtlichen Vertrage beruhenden Bulle 
spruche steht, und zwar nichtig, nicht blos gegenüber 
deren Oberhaupt bezüglich der Erzbiscboiswablen für I 
dem Grosslierzog von Baden ein Ausschliessungsrecht einj 
sondern auch in Ansehung der Contrahenten nntereinand 
badiaehe Regierung darin über etwas disponirt hat, worül 
den anderen Regierungen bekannt war, eine Verfügung 
zustand. 

Der Einwand, dass es gewissermassen eine Musslii 
genheit der badischen Regierung sei, wenn sie ein ihr 
Recht der Exclnsive mit den andern Regierungen theil 
nur die formale Ausübung desselben dem Freiburger 
gegenüber von ihr allein geschehe, erscheint unbegründi 
Recht auch materiell eine von der Stipulation mit Rom 
Veränderung in deterius ohne Vertragsbruch nicht erf 
eine Veränderung in deterins aber -vorliegt, wenn an 
Monareben für seine Person zugestandenen Exclusive i 
Monareben Theil nehmen. 

Ist also das Separatabkommen nichtig, so kann aac 
sisebe Regierung als Besitznachfolgerin der vormals ki 
nassauischen und Frankfurter Regierung daraus keinerlei 
worben haben. 

Weiter deducirt der Verfasser (S. 45) staatliche R< 
zug auf die Bischofswahlen aus dem von den oberrheinisc 
vereinbarten und publicirten Fundations-Instrnmente , 
ebenfalls einzelne Bestimmungen der »Kirchenpragmatik. 
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men worden sind. In dem Fundatious- Instrumente heisst es näm- 
licb , gleichlautend ftir alle fünf Staaten ') : 

»So oft der bischöfliche Sitz erledigt ist, hat das Capitel 
innerhalb eines Monats vom Erledigungstage an gerechnet, 
Uns ein Verzeichniss derjenigen Diöcesangeistlichen vorzulegen, 
welche dasselbe für würdig nnd tanglieh halt, der Eirche mit 
Frömmigkeit und Weisheit vorzustehen. Sollten unter diesen 
Candida ten Uns minder genehme Personen sich befinden, so 
wird das Capitel dieselben auf Unsere Erinnerung aus dem Ver- 
zeichniss streichen. 

Hierauf hat das Capitel zur Wahl des neuen Bischofs zu 
schreiten, wobei es verpflichtet ist, nnr eine solche Person zu 
wählen, von welcher es sich vor dem feierlichen Wahlacte die 
Gewissheit verschafft hat, dass dieselbe die vorgeschriebenen 
Eigenschaften besitze und Uns wohlgefällig sei. Wir behalten 
Uns vor zu der Wahlhandlung einen landesherrlichen Com- 
missarius abzuordnen, ohne dessen Zustimmung die Wahl nicht 
verkündet werden, noch irgend ein Schritt zu deren Vollzieh- 
ung geschehen darf.« 
Ferner : 
»Zum Bischof kann nur ein Geistlicher gewählt werden, wel- 
cher ein Deutscher von Geburt nnd Bürger Unseres Staates 
oder eines der Staaten' ist, welche sich mit Uns zu dem Lan- 
. desbiethum vereinigt haben. Nebst den vorgeschriebenen ca- 
nonistischen Eigenschaften ist erforderlich, dass derselbe ent- 
weder die Seelsorge, ein academisches Lehramt oder sonst eine 
öffentliche Stelle (!) mit Verdienst und Auszeichnung verwaltet 
hat, so wie auch der inländischen Staats- und Kirchengesetee 
und Hinrichtungen kundig ist.* 

Es verhält sich mit dem Fnndations-Instrument wie mit dem 
Separatvertrage, So weit es mit den Bestimmungen der Bulle und 
des Breve nicht übereinstimmt, ist es für die Kirche unverbindlich, 
da die durch ihre Stipulationen mit Rom gebundenen Regierungen 
nicht etwas diesen Negociationen Zuwiderlaufendes anordnen konnten. 
Verfasser scheint nun freilich der Ansicht zu sein, dass ein sol- 
cher Widerspruch nicht bestehe, wir werden aber, sobald wir zur Fest- 
stellung des vertragsmassigen Inhalts der Bulle und des Breve kom- 



1) Verfasser bat diese Stelle mir von dem Worte »Hierauf« ab «Örtlich, 
aber nicht überall vollständig citirt. Ben Anfang hat er nur dem Sinne nach, 
aber ungenau, angedeutet Wir haben daher die ganze Steile vollständig wie- 
dergegeben. 
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inen, denselben nachweisen. Hier handelt es sich 
Frage, ob das Fun dations- Instrument aus selbsts 
den Domcapiteln gegenüber verbindliche Kraft 
scheint dies (S. 45) aus zwei Momenten zu. folgen 

1. behauptet er, dass die Bestimmungen des 1 
raentes über die Bischofswahlen als Bedingt*: 
Dotation zu betrachten seien; 

2. sollen die Capitel die Fundations-Instrumenl 
genommen haben. 

Es ist nnn allerdings richtig, dass sich in 
Instrumenten 1 ) nach Aufzählung der Dotation so bj 
Bestimmungen der »Kirchenpragmatik, * darunter 
die Besetzung des bischöflichen Stahles bezügliche 
Worten eingeleitet finden: 

»Indem Wir durch diese Stiftung und Aus 
desbisthums Unsere vorzügliche Sorgfalt für 
katholischen Kirche unseres Landes kund tb 
benden Zustand ihrer kirchlichen Einrichtnuj 
setzen Wir vermöge des Uns zustehenden 
Schutz- und Anfsichtsrechts über die Kirct 
dieser Stiftung fest.* 

Allein wir dürfen annehmen, dass die oberrr 
ungen trotz dieser Phrase selbst nicht im Mindt 
dingten Charakter der Dotationen geglaubt haben, 
chen Staaten erfüllten damit nicht allein eine dem 
gegenüber eingegangene Vertragspflicht , sondern 
Grund des Reicbs-Deputations-Hauptschlusses vom 
mit dem säcttlarisirien Kirchengute der zerstörten 
Bisthümer und Stifter überkommene Beckispflicht 
gar nicht in der Lage Bedingungen zu stellen od 
sener Grossmuth selbst zu beräuchern. Es handelte 
fach um die Ausführung der Bullen »Provida so) 
dominici gregis custodiam« und in dieser Beziehu: 
' nicht mit den Domcapiteln, noch weniger mit den 
Lander, sondern mit dem Executor der Bullen z 
keine von den römischen Stipulationen abweiche! 
modalitüten — ohne Ueberschreitung seines Man' 
lassen durfte. 

1) Das F tili datioua -Instrument für die Dibceae Liin 1 
im Di öcesan- Schematismus derselben von 1863. 



. Rosner. lieber die Bischofswahlen. 

r auch völlig gleichgültig, ob die Domcapitel die 
llde rückhaltlos angenommen haben oder nicht. 
ipstlichen Stuhle, getroffener Vereinbarung gemäss, 
iten konnte weder durch Zugeständnisse der Dom- 
gierungen, noch durch gesetzgeberische Acte der 
ruch geschehen., Dies folgt aus den einfachsten 
Völkerrechts. 

ens auch zugegeben werden muss, dass die neu- 
e der oberrheinischen Kirchenprovinz ebenso wie 
en sich mehr oder weniger auf die Grundsätze der 
durch Annahme der Pundations-Instrumente, oder 
jar durch Unterschritt eines Reverses hatten ver- 

oberrh. Kirchenprovinz S. 124.) 
ch Herr Sybel junior wissen, dass die Domcapitel 
aß als 'juristische Personen nur durch ßrmiiche 
und auch durch solche nur in Sachen, die nicht, 
stehende, ausserhalb ihrer Competenz liegen, ver- 
;önuen. 

)uach die Bulle >Ad dominici gregis custodiam« 
le sacra« die alleinige Rechtsquelle für die Beur- 
.tlichen Rechte bei den oberrheinischen Bischofs- 
die Bulle als Gesetz und das Breve als eine den 
jene Instruction, für deren Befolgung Seitens der 
ilische Stuhl den oberrheinischen Regierungen ex 
jrtlich ist. 

acht, wie bekannt, dem Capitel zur Pflicht, inner- 
i vom Tage des Eintritts der Vacanz eines Bichofs- 
herrn in Kenntnis» zu setzen 
is Candidatorum ad Clerura dioecesauum speetantiura, 
et idoneos jnxta sacrorum Canonum praescripta ju- 
Arehiepiscopalem vel Episcopalem ecclesiam sanete 
regendam.c 
leisst es weiter: 

r o aliguis ex Candidatis ipsis Summo territorü 
ius gratus exstiterit, Capitulum e catalogo cum 
quo tarnen manente suffleienti Candidatorum nu- 
ll novus Antistes eligi valeat.« 
lit des Capitels? 

ndesherrrn die Namen der Candidaten kundgeben, 



Kritik von Sybel's Recht des Staates bei den Bitckofswahlen. V 7 

welche es für würdig hält, die bischöfliche Kirche heilig und weif 
zu regieren. Nicht eine Anzahl von Camliduten , sondern die Cai 
didaten, welche es für würdig hält, soll es auf die Liste setzen. 

2. Die Gaudidaten sollen Diöcesangeisbliche sein. Dass sie auc 
Deutsche von Gebart sein sollen, ist im landesherrlichen Fandation: 
Instrumente willkührlich hinzugefügt. Auch das Staatsbürgerrecl 
des resp. Territoriums schreibt die Bulle nicht vor, da aber d: 
oberrheinischen Kegierungen Geistliche , welche fremde Staatsaugi 
hörige gewesen wären, aas ihren Territorien hätten ausweisen kör 
nen, so mag zugegeben werden, dass die Bulle unter dem Ausdruck 
»Diöcesan geistliche« auch Burger des betreffenden Staates verstar 
den bat. 

3. Die Würdigkeit soll sich zeigen in der Befähigung zx. 
heiligen und weisen Regierung der Kirche und ist nach den Voi 
Schriften der Kirchengesetze zu henrtheilen. Diese schreiben nici: 
vor, wie es im Fundations -Instrumente heisst, dass der zu Erwfih 
lende der inländischen Staats- und Kirchengesetge und Einrichtunge 
kundig sein soll '). 

Das Capitel hat also bei Aufstellung der Liste mit grösste 



1) Ausser den für den Eintritt in den Klerus und für die Erlsngnn 
eines Kirch eniimtes überhaupt vorgeschriebenen Eigenschaften, zn denen t 
eheliche Geburt, b) aetas matura (i. e. für den Bischof von 30 Jahren), c) gre 
Titas mornm literarumque seien tia gehört, 

cf. c. 7. 19. X. de elect. I. 6. 

ConciL Trid. sess. VII. c. 1. de ref. ; XXII. c. 2. de ref. und XXII 
c. 1. de ref. 
sind für die Person des auf einen Bischofssitz zn Erhebenden noch nächste 
honde besondere aufgestellt : 

.1. Er touss mindestens sechs Monate in sacro ordine sein. Coac. Tric 
sess. XXII. c. 2. de ref.; 

2. in ecclesiasticis funetionibns din versatns, fldei pnritate, innocenti 
vitac, prndentia, usit rerum intfigra fatna, doctrina praeditns, insbesondere 

3. anf einer Universität (studium generale) den Grad eines magistei 
doctor oder lieeneiatus der Theologie oder des canonischen Rechts erworbe: 
haben, oder von einer öffentlichen Academie (der Regnlargeistliche von seinen 
Oberen) das Zengnies beibringen, dass er fähig sei. Andere zn unterrichten. 

Conc. Trid. seee. XXII. c. 2. de ref.; neue. XXIV. e. 1. de' ref. Bnlle 

Onus apostolicae servitutie von Gregor XIII. d. d. Id. Maus 1591 be 

Richter nnd Schulte, Conc. Trid. p. 489 seqq. 

Die Bestimmungen im landesherrlichen Fundations-Instrument, wonacl 
der zum Bischof zu Erwählende entweder die Seelsorge, ein öffentliches Lehr 
amt oder sonst >eine öffentliche Steltei mit Verdienst und Auszeichnung ver 
waltet haben soll, beruhen, soweit sie nicht in obigen canonischen Vorschrift«! 
Halt und Deckung finden, auf Willkühr und sind daher nicht massgebend. 



Jtber die Bischofitoahlen. 

iren, keinen Würdigen wegzulassen and 
uzusetzen, dessenungeachtet soll es 
le oder Andere (aliquis) der Candidaten 
enehm wäre, denselben von der Liste 

ts eine zu einer canonischen Wahl ge- 

u flbrig bleibt. 

schärft zunächst unter Bezugnahme auf 

inen üechtskörper bildet, nochmals den 

in Bischofswahlen beherzigen sollen 

Dei, Beligionis utilitates, incolumitatem 

3m * (ipsorum) 

dacht sein sollen, nur diejenigen, welche 

der Kirche Nützlicheren halten, ledig- 
nicht andere Rücksichten in Betracht 
fahrt es fort: 

Garnotensis monitu florere inspiciatur et 
]uando Kegnam et Sacerdotium inter se 

erit partium, eos adciscere, quos ante 
.dum noveritis praeter qualitates caete- 
i praefinitas, prudentiae insnper laude 
lissimo Priacipi minus gratos esse.c 
dbsständige, sondern nur eine die Bulle 
Vorschrift ist, so kann es nnr in einem 
srden, welcher mit den Bestimmungen 

8 Wahlrecht der Capitel und das Lislen- 
em Landesherrn nur ein beschränktes 
idert auch das Breve nichts. Nur in 
Wahlcandidaten enthält das Breve die 
, dass die Capitel Solche herbeiziehen 
- dem feierlichen Wahlact wissen, dass 
n Kirchenrecht vorgeschriebenen Eigen- 
r Klugheit empfohlen werden und dem 
;enehm seien. Aber es drängt sich hier 
Ichem Zeitpunkte die Feststellung dieser, 
Eigenschaften stattzufinden habe. Das 
rlichen Wahlact,* und dies hat zn der 

t eine Liste der nach den Vorschriften 
;eigneten Candidaten ohne Rücksichts- 
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nähme darauf, ob sie durch das Lob der Klugheit ausgezeich- 
net und dem Landesherrn genehm seien oder nicht aufzustellen 
und einzureichen , dass an dieser Liste der Landesherr das 
Streichungsrecht der minus grati auszuüben habe und dass 
demnächst vor der feierlichen Wahl das Domcapitel noch sich 
Gewissheit verschaffen müsse, welcher von den nicht gestriche- 
nen Candidaten dem Landesherrn »wohlgefällig* sei. 
In der That ist dies der Sinn der oben allegirten Bestimmung 
des landesherrlichen Fundations-Instruments. Auch Herr von Sybel 
scheint diese Auffassung zu theilen, denn er behauptet S. 45, dass 
der Landesherr, während er nach der Bulle nur ein beschränktes 
Streichungsrecbt besitze, noch ausserdem durch das Breve ein o6- 
solutes Veto erhalte, weshalb das landesherrliche Fundations-Instru- 
ment die obige Bestimmung enthalte*) . Darnach würde, was S. 49 

1) Professor v Schulte in seiner Kritik der SybeFschen Schrift (S. 395 
Jahrg. 8. des ßonner theol. Literaturblattes) rühmt als Vorzug dieser Schrift, ■■ 
dass sie mit grosserer Schärfe, als dies bisher von Anderen und von ihm selbst 
geschehen, dieses absolute Veto, resp. das Streichungsrecht der ganzen Liste 
betont habe. >Wenn,« sagt Herr v. Schulte, »eine Regierung, falls das Li- 
stenverfahren vertragsroässig stattfindet oder zur Erforschung des Umstandes, 
ob ein Candidat nicht minus gratus sei, angewendet oder zugelassen wird, nicht 
berechtigt wäre, die ganze Liste zu streichen, falls alle auf derselben stehen- 
den Candidaten minus grati wären, sondern die Verpflichtung hätte, mindestens 
drei, bez. zwei Candidaten stehen zu lassen: so würde daraus folgen, dass das *^ 

Capitel es immer in der Hand hätte, eine persona minus grata zu wählen, in- \: 

dem es zu dem Ende nur lauter personae minus gratae auf die Liste zu setzen - 

brauchte. Dessen kann man sich versehen, nachdem im Jahre 1839 in Trier ' : : 

Arnoldi gewählt wurde, obwohl positiv vor der Wahl erklärt war, er sei nicht :-'\ 

genehm. Hat also die Curie jene Ansicht gehabt, — und nach ihren jetzigen t 

Angaben sollte man dies annehmen, so ist sie offenbar in mala fide gewesen und 
hat die Regierungen dupirt. Was daraus folgt brauche ich nicht zu sagen.« 

Dass die Wichtigkeit und Heiligkeit der den Capiteln bei der Bischofs- 
wahl gestellten Aufgabe eine solche Rancune von selbst ausschliesst, wird 
sich wohl auch Herr v. Schulte sagen. Der Fall mit Arnoldi beweist nichts, 
denn das Trier'sche Capitel befand sich damals in der Lage, sein Wahlrecht * 

gegen einen TJ ebergriff der Regierung, der darin lag, dass diese ihm die Can- '',.-. 

Maaten designirt hatte, zu wahren. Von &en vier Rejperungscandidaten konnte 
es keinen wählen und bezüglich Arnoldi's war es nicht in mala fide, da es 
aus der Erklärung des Wahlcommissarius entnehmen konnte, dass derselbe 
über Arnoldi noch gar nicht informirt sei. Uebrigens ist ja bei der nachträg- . 

liehen Wahl Arnoldi persona grata gewesen. j 

Was aber den Scharfsinn des Herrn v. Sybel anlangt, so wird sich Herr 
v. Schulte überzeugen, dass die Staatscanonisten der oberrheinischen Regier- 
ungen im Anfange dieses Jahrhunderts ihm den Vorrang abgelaufen haben, da 
schon die Kirchenpragmatik und die Fundatdons-Instrumente mit derselben 
Schärfe zu Werke gegangen sind. 

Wenn übrigens Herr v. Schulte in dieser Recension behauptet, der Cul- 
tusminister v. Mühler habe im Herbst 1865 Gutachten über das Recht der 
Regierung von Walter, Gitzler und ihm erbeten, die auch von Seiten der 
beiden ersteren dahin gegangen seien, dass die Regierung nicht gebunden 
sei, sich eine persona minus grata gefallen zu lassen, so ist dies unrichtig. 

Die gutachtliche Aeusserung, welcne Herr v. Mühler damals von Walter 
und Gitzler erfordert hat , bezog sich lediglich auf die Frage , ob ihnen etwa 
canonische Vorschriften bekannt seien, welche der Behauptung, 






M. Rosner. Vtber die Bischofswahltn. 

usdrücklich behauptet, der Landesherr auch noch 
n, die nach ausgeübtem Streichungsrechte auf der 
■en mittelst des absoluten Veto zu beseitigen , wenn 
radezu wohlgefällig wären. 

dann, wenn Niemand mehr auf der Liste ist? — 
rr von Sybel nicht verlegen. >Wenn die vorgelegte 

genügende Anzahl der Regierung genehmer Candi- 
sagt er, »so entspricht sie nicht den vertragsmäßigen 
ind kann dem Capitel zur Ergänzung zurückgegeben 
Widersinnige aller dieser, den ganzen Wahlmodus 

den Haufeit werfenden Behauptungen springt vom 
igen. 

eilung der Liste bildet die Grundlage für das ganze 

In diese Liste hat das Capitel diejenigen, die es 

ichtet, aufzunehmen. Damit ist die Candidatenliste 

das Capitel ist nicht in der Lage, eine zweite Liste 
te sich dem begründeten Vorwurfe auszusetzen, da- 

der Regierung genehmere, so doch canonisch weniger 
lichkeiten an Stelle der tauglicheren und würdigeren 
gerade das Gegentheil von dem zu ifmti , was das 
mt ihm zur heiligsten Gewissenspflicht macht und 

Sacra* von Neuem einschärft*). 
rilung der Liste ist nach dem klaren Wortlaute der 
das Breve in keiner Weise im Widerspruche steht, 
Sache des Capitels und die Behauptung von Sybel's 

Regierung ein Einfluss darauf zustehe, entbehrt je- 
[. Das absolute Veto mag zu den Wünschen der 

gehören, ans dem Breve aher lässt es sich nicht 
it der Bulle ist es unvereinbar. Es würde auf ein 
t des Landesherrn hinauskommen und daher mit der 
hlbefugniss der Capitel in offenbarem Widerspruche 

i Falle, wo von einem Capitel vor der eigentlichen Bischofs- 
'andidatenliete »orgelegt werde, es emonisches Erforder- 
! Gültigkeit der Wahl sei, dass dem Capitel auf dieser Liste 
Irei Candidaten zor Auswahl blieben, wirblieh oder schein- 
«rstHtznng dienen? 
, daas von Herrn v. Schulte ein anderes Gutachter, gefor- 

ic übrigens in Betreff der Unitat der Wahl-Candidaten- 
lber das Veto der Regierungen im Archiv Bd. XX. S. 288, 
den Aufsatz über die Erzbischofswahl ixi Freiburg im Archiv 
Nur mit Ermächtigung des hl. Stuhles wäre die Ergänzung 
er Candidatenliste zulässig. Diese Ermächtigung wurde ans- 
äten Kölner Wahlfalle gegeben, im letzten Freiborger Wahl* 
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stehen; das Breve aber lässt das Wahlrecht der Gapitel seinem 
Wesen nach nicht nur intact , sondern schärft ihnen die Beobacht- 
ung der canonischen Begeln bei der Wahl noch besonders ein. So- 
mit kann also die Regierung, nachdem sie an der ihr eingereichten, 
von den Capiteln in voller Freiheit aufgestellten Liste ihr Strei- 
chungsrecht ausgeübt, nicht noch das absolute Veto practiciren, um 
die canonische Wahl in eine uncanonische zu verkehren. 

Ebenso unzulässig ist das S. 50 angedeutete umgekehrte Sy- 
stem >der Vorliste,* worauf wir weiter unten zurückkommen. 

Herr v. Sybel beruft sich auf die Autorität des päpstlichen 
Nuntius Yiale Prela, der a. 1842 dem nassauischen Gesandten in 
München gesagt haben soll, dass nach dem Geiste der Verhandlun- 
gen zwischen dem heiligen Stuhl und den oberrheinischen Regierun- 
gen eine unangenehme oder gar feindselig gestellte Person dem 
Landesherrn gar nicht aufgedrungen werden könne, vielmehr im 
*obigen Fallet (in welchem Falle denn?) dem Domcapitel die Liste 
unbeachtet zurückgegeben werden dürfe. 

Diese Aeusserung ist nur eine mündliche gewesen und als 
solche in einem Schreiben des nassauischen Staatsministers Grafen 
Walderdorf vom 24. November 1842 referirt. Dieses oder vielmehr 
das Excerpt des Herrn v. Sybel aus demselben scheint aber den 
Sinn des vom päpstlichen Nuntius Gesagten nicht genau wiederzu- 
geben. Wahr ist es ja, dass nach dem Geiste der Negociationen 
mit Rom dem Landesherrn eine unangenehme oder feindselige Per- 
son nicht aufgedrungen werden kann. Der Landesherr braucht aber, 
um das Uebel abzuwenden, eine solche Person nur von der Liste zu 
streichen. Wahrscheinlich hat aber die Frage vorgelegen, was zu 
thun, wenn lauter feindselige Personen auf der Liste ständen. Diese 
Frage ist eigentlich eine müssige, weil ein solcher Fall in normalen 
Verhältnissen gar nicht vorkommen kann. 

Geschähe es dennoch, so hätte das betreffende Domcapitel durch 
offenbare Missachtung der Anweisungen des apostolischen Stuhles einen 
Conflict hervorgerufen, gerade wie es die Regierung thun würde, 
wenn sie alle Gandidaten oder alle bis auf einen oder zwei streichen 
wollte, um auf diesem Wege einen Einfluss auf die Wahl zu er- 
zwingen, der mit der Freiheit der Wahl unverträglich wäre. Wie 
Gonflicte erledigt werden, ist schon angedeutet. Wir glauben nicht, 
dass es in der Absicht des Nuntius Yiale Prela gelegen haben 
kann, der nassauischen Regierung die Zurückgabe der Gandidaten- 
liste als eine unter normalen Verhältnissen anwendbare Massregel 
zuzugestehen. 

Archiv für Kirchenrecht XXXI. * ß 



her die Bischof swahlen. 

ich also auf die oben angedeutete de- 
treff der Qualitäten der personae ido- 
irf es aber allerdings von den Capiteln 
in. Wie ea ihre Sache ist, das Yor- 
nischen Eigenschaften bei den für die 
Jen Personen gewissenhaft zu erniren, 
orgfalt aucli darauf achten, dass die- 
r Klugheit empfehlen und dem Lan- 
im seien, da diese Eigenschaften, ob- 
in den canonischen Qualitäten einge- 

noch ausdrücklich hervorgehoben wer- 
egriffen sind 1 ). 

.clist schon von selbst, dass der Zeit- 
1 sich die Frage vorzulegen haben, ob 

zu nehmenden Personen die letztge- 
i) Eigenschaften haben, keiu anderer 
velchem die Aufstellung der Candida- 

er von den Capiteln in voller Freiheit, 
Beobachtung der allgemeinen Kirchen- 
orschriftcn des hl. Stuhles, also auch 
tigcn ist, so liegt auf der Hand, dass 
Idoneität gehörigen Eigenschaften der 
iu Rathe zu ziehen und streng pflicht- 
jott und dem Oberhaupte der Kirche 
hrcn haben. Die Capitel dürfen da- 
Liste setzen, von welchem sie wissen, 
i Klugheit entbehrt und dem Landes- 
üssen auch mit Sorgfalt darnach for- 
i, welche zu Bedenken in dieser Be- 

:er Pflicht genügt. Es besteht keine 

n Punkte ab von der sonst zutreffenden Er- 
irchivs Bd. XX. S. 265 IT., wo es (S. 269) 

■s Uebereiukommena als der Wortlaut, die 
ntische Interpretation desselben spricht ds- 
Liste der Candidaten ohne jede Rücksicht 
m der Regierung genehm sein können, auf- 

id, ergiebt »ich ans unserer obigen Ansein- 



Kritik von SybeÜs Recht des Staates bei den iischofswahlen. 83 

Pflicht der Capitel, dem Landesherrn positiv wohlgefällige Personen 
auf die Liste zu setzen, ausser, wenn sie sie selbst mit allen cano- 
nischen Eigenschaften ausgestattet erachten. Sie würden aber dem 
Breve entgegenhandeln, wenn sie wider besseres Wissen minus grati 
in Betracht ziehen wollten. 

Die Behauptung des Verfassers S. 50, die Capitel müssten sich 
objective Gewissheit in Betreff der Genehmheit der auf die Liste zu 
setzenden Candidaten verschaffen; die Anschauung der Regierung 
könne ermittelt werden durch Präsentation einer Vorliste, durch 
vertrauliche Anfrage bei der Regierung oder durch freiwillige Mei- 
nungsäusserung (Initiative) der letzteren, steht mit der Bulle in 
crassestem Widerspruch. 

Nach der Bulle besteht in der Aufstellung der Gandidatenliste 
der erste Act des Wahlverfahrens und dieser ist ausschliesslich 
Sache des Capüels. Das vorgeschlagene Informativverfahren vor 
Aufstellung der Liste würde aber der Regierung einen entscheiden- 
den Einfluss auf die Aufstellung der Liste gewähren und das Wahl- 
recht der Capitel geradezu vereiteln. Die Aufstellung der Candida- 
tenliste könnte dann nur noch den Zweck haben, dem Landesherrn 
das Recht zu verschaffen, durch Streichen an sich schon völlig ge- 
nehmer und wohlgefälliger Candidaten den Wohlgefälligsten auf den 
bischöflichen Stuhl zu befördern. Den Wählern aber, welche sich 
durch einen feierlichen Eid verpflichten müssen, unter den canonisch 
Würdigen den Würdigsten zu wählen,, bliebe die schmachvolle Rolle 
zngetheilt, durch eine Scheinwahl den canonischen Deckmantel für 
eine staatliche Designation zu liefern. 

Kann dies Absicht des Papstes bei Abschlags des Abkommens 
vom Jahre 1827 gewesen sein? 

Die Aufstellung und Einreichung der Candidatenliste ist also 
zugleich der einstige Informationsmodus für das Capitel, um sich zu 
vergewissern, dass unter den von ihm nach Pflicht und Gewissen, 
auch in Ansehung der vom Breve erforderten Eigenschaften geprüf- 
ten und geeignet befundenen Candidaten sich nicht doch etwa noch 
einer belinde, welcher dem Landesherrn minder genehm ist. Wenn 
der Verfasser einwendet, dass diese Behauptung nur unter der Vor- 
aussetzung haltbar sein würde, dass Bulle und Breve durchaus 
gleichlautende Bestimmungen enthielten, was nicht der Fall sei, so 
zeigt er nur, wie wenig er den richtigen Sinn beider Urkunden be- 
griffen hat. 

Das Breve enthält über den Informationsmodus überhaupt keine 
Bestimmung, es gilt also in dieser Beziehung lediglich die Bulle, 

6* 



oatur. Ueber die Bischofawahlen- 

n könnt. Nur in Betreff der Qualitäten der auf 
en Caudidaten enthält das Breve eine den Sinn 
le Bestimmung und diese ist, wio wir zur Ge- 
t, sehr wohl mit der Voraussetzung vereinbar, 
n der Bulle vorgeschriebene Informationsmodus 
mfc. 

t des Ergebnisses unserer bisherigen Erörterun- 
l die über die Errichtung der oberrheinischen 
ien vereinigten Regierungen mit dem papstlichen 
Verhandlungen in bestimmtester Weise bestätigt, 
ungen berührt der Verfasser nur ganz oberfläch- 
Eingehen auf die quellenmäßigen Erörterungen 
»e zur Gesch. der oberrheinischen Kirchenpro- 
'. sowie in den Abhandlungen Bd. XX, S. 265 fi. 
7 ff. des Archivs begnügt er sich mit einigen 
jeu über das päpstliche Ultimatum vom 16. Juni 
irtsnote der Regierungen vom 4./7. Sept. 1826. 
den Inhalt des Ultimatums sagt, ist übrigens 
)er Vorschlag im Ultimatum über die Bischofe- 
in der Bulle »Ad dominici giegis custodiamc 
er. Er besagte nicht, wie Verfasser S. 44 aa- 
lten vor der Wahl eine Anzahl Diöcesangeist- 
n auf einer Liste namhaft machen, von welcher 
g die ihr nicht genehmen Personen zu sireichen 
sondern sie sollten die zum Diöcesanclerus ge- 
weiche sie nach den canonischen Vorschriften 
die resp. bischöfliche oder erzbischöfliche Kirche 
regieren, dem Landesherrn namhaft machen. Der 
ein. 
le Darstellung des Verlaufes nnd der Ergebnisse 
nun würde über den Zweck unserer Aufgabe 
nflgt in dieser Beziehung auf die oben allegir- 
eisen und hier nur in kurzen Zügen das Ergeb- 
en zu verzeichnen. 

retation des zwischen den vereinigten Regierun- 
ichen Stuhle geschlossenen Vertrages kommen 
cht die zwischen beiden Theilen gewechselten 
mächst also die von den verbündeten Regiernn- 
r Verhandlungen dem heiligen Stuhle vorgelegte 
ickt bei Brück 1. c. S. 552), worin sie in Be- 
ilen (olgende Proposition machten: 
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V. »Ad autiqnam ecclesiae germ. diaciplinam conservandam 
promotio ad dignitatera episcopi etiam in posterum per viam elec- 
tionis fiefc. Ut autem aimul cum canonicis cathedralibus clerus dioe- 
cesanus pro sua qiioque parte ad electionero concurrat, decani rura- 
les seo regionarii ex gremio suo viros ineritis et doctrina insignes 
eligent, numero legali canouicorum pares, et una cum bis collegium 
electorale constituentes, a quo per scmtinium et juxta vota abso- 
lute majora tres a collegio dioecesani eliguntur viri eruditione et 
virtute graves, natione Germani indigenae, in aetate canonica eon- 
atituti, qui praeterea per 8 ad tmniinum aunos in cura animarum, 
munere docendi academico aliisque negotiis ecclesiasticis cum laude 
versati sint. Ex liis summus teritorii princeps cum designabit, qui 
episcopus fiat.« 

Der heilige Stuhl antwortete in der „Espositione dei senti- 
menti« vom 10. August 1819 (abgedruckt iu »Die neuesten Grund- 
lagen der katholischen KirchenverF.« Stuttgart 1820. S. 354). Er 
verwarf rundweg die Mitbetheiligung der Ruraldecane an der Bi- 
scbofswahl und das Nominationsrecht der protestantischen Landes- 
herrn. Dagegen erklärte der heilige Stuhl, dass, wenn der modus 
aeeeptirt werde, dass das Capitel drei Subjecte wähle, damit Seine 
Heiligkeit aus denselben den neuen Bischof bestimme, er mit Beob- 
achtung der ihm obliegenden Pflichten alle Rücksicht auf diejenigen 
nehmen werde, zu deren Gunsten die Souveräns ihm ihre Wünsche 
zu erkennen geben würden. Sollte dieser Vorschlag nicht beliebt 
werden, so gesteht der beilige Vater diesen Fürsten zu, dass sie, 
che das Capitel zur Wahl schreitet, jene gemässigte Ausschliessung 
(quella moderata exclusione) ausüben können, welche Seine Heilig- 
keit der brittisehen Regierung hinsichtlich der Bislhümer in Irland 
in Gegengabe der Emancipation der Katholiken zugestehen wollte. 
In dieser Voraussetzung würde das Capitel, ehe es zur canonischen 
Wahl schreitet, der Regierung die Liste der Candidaten überreichen, 
von welcher die Regierung diejenigen Subjecte streichen könnte, die 
ihr weniger genehm wären, wenn nur in der Liste so viele stoben 
blieben, (purche rimanessa nella nota un numero auffielen te per 
la libera elezione) als zur freien Wahl des Bischofs hinreichend 
wären. 

Die Antwortsnote der Gesandten der oberrheinischen Regie- 
rungen vom 3. September 1819') beharrt bei dem Mitwahlrecht 
der Ruraldecane und dem Designationsrecht des Landesherrn, da es 
nur das Recht des Veto sei. Die Religion des Landesherrn sei eine 

1) Abgedruckt in den neuesten Grundlagen. S. 317. 
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Angelegenheit und könne die Ausübung landesherrlicher 
er des Patronatsrechts, welches als dingliches anf dem 

ruhe, nicht hindern. Die Regierungen forderten das 

vom Wahlcolleginm vorgeschlagenen Candidaten bis auf 
.reichen. Es wurde daher in der erwähnten Note vorgeh- 
en Art. V. der Declaration dabin zn modificiren : 
his fiet episcopns, quem summus territorii prineeps, cae- 

recusando, pro tali agnoscit.< 

darauf ging der heilige Stuhl nicht ein. Die Note Con- 
l 24. September 1819') weiset die Mitbetheiligung der 
q an der Wahl wiederholt zurück, erklart das bean- 
eto, alle Candidaten bis auf einen zu streichen, für eine 

und bemerkt, dass das Nominationsrecht auch den ka- 
Fürsten nie als Souveränitfltsrecht coneedirt norden sei ; 
FatronatBrechte aber, welches nur bei benefieiis minori- 
ime, hier keine Bede sein könne und ebenso wenig von 
,eg des Nominationsrechtes an protestantische Fürsten. 
i Capitel drei Personen wählen solle, so müsse die Aus- 
enaelberi dem heiligen Stuhle überlassen werden, anderen- 

das Capitel nur eine Person wählen, sich aber vor der 
ih Einziehung der Candidatenliste überzeugen, welche 
liger genehm sei, so jedoch, dass eine hinreichende Zahl 
Wahl übrig bleibe. Es werde nicht möglich sein, dass 
;stens drei oder vier Personen nnter den Candidaten der 
genehm wären. 

legierungen der oberrheinischen Kirchenprovinz glaubten 
i ihren Ansprüchen nicht abstehen zu können. Der Funkt 
ischofswahlen blieb offene Frage und es faud eine Eini- 
ger die Circnmscription und Dotation der Diöcesen statt, 
welcher die Bulle »Provida solersque« vom 16. August 
ten wnrde. 

leilige Stuhl hat also in den Verhandinngen vor Erlass 
3 mit der grössten Entschiedenheit jedes Nominations- 
! absolute Veto, jede positive Einwirkung der Eegierungen 
ihofswahl zurückgewiesen und ihnen nur eine gemässigte 
ngestanden, welche mindestens die Zahl von drei oder vier 

auf der Liste belassen sollte. 

lern heiligen Stuhl nach Erlass der Bulle »Provida so- 
3 von den vereinigten Regierungen vor Beginn der römi- 
rhandlungen in Frankfurt festgestellten »Grundzüge« zu 
;edrackt bei Brück 1. c. S. 525. 
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einer Vereinbarung aber die Verhältnisse der katholischen Kirche 
in den deutschen Bundesstaaten, sowie die daraus entstandene sog. 
»Kirchenpragmatik« vorn 14. Juni 1820, worin auch Verabredungen 
über die Bischofs wähl enthalten waren, bekannt wurden, protestirte 
er gegen deren Inhalt in zwei Noten vom 17. Februar und 23. Juni 
1823, indem er zugleich bei seinen Darlegungen vom 10. August 
und 24. September 1819 beharrte 1 ). 

Es ist bekannt, wie demnächst die badische Regierung im 
Jahre 1824 den österreichischen Geschäftsträger in Born, von Ge- 
notte beauftragte, die Verhandlungen wegen der Besetzung der Bi- 
schofsstuhle und einiger anderen unerledigten Punkte mit dem päpst- 
lichen Stuhle zu Ende zu fuhren. 

Es erging hierauf in der Note vom 16. Juni 1825 das »Ulti- 
matum« des heiligen Stuhles mit den Worten, welche später 
als Art. I. in die Bulle »Ad dominici gregis cust.« aufgenommen 
wurden. 

Auf die Verhandlungen, welche die badische Regierung in Be- 
treff der Annahme des Ultimatums mit dem päpstlichen Stuhle 
einerseits und mit den übrigen oberrheinischen Regierungen andrer- 
seits führte, hier näher einzugehen, würde zu weit führen. Wir ver- 
weisen in dieser Beziehung auf die Auseinandersetzungen bei Brück 
1. c. S. 92 ff., 112 ff. und in den citirten Abhandlungen Archiv 
Bd. XX, S. 275 und Bd. XXI, S. 181 und beschränken uns auf 
Mittheilung des Scblussergebnisses dieser Verhandlungen. Es be- 
stand darin, dass sämmtliche vereinigte Regierungen in ihrer Ant- 
wortsnote vom i. /7. Septembnr 1826 2 ) die Annahme des Ulti- 
matums in Bezug auf die Wahlen der Bischöfe und Capitularen von 
dem Etlass eines dem Breve für Preussen »Quod de fidelium« ähn- 
lichen Explicativ-Breve abhängig machten. 

Es heisst in dieser Beziehung in der gedachten Note: »Ils 
ne sauraient douter, que sa Saintetä ne se trouve parfaitement dis- 
posfe ä r^unir ses efforts aux leurs, pour parvenir au meme but, la 
proposition en question reposant evidemment sur le meme principe, 
savoir: que les sieges episcopeaux et les places vancantes dans les 
chapüres ne doivent etre oecupees que par des personnes, qui aient 
Vagrement des Gouvernements; ce principe reconnu de part et d'au- 
tre il ne s'agit plus que de s'entendre, sur teile explication de la 
proposüion qui ne laisse aueun doute sur la maniere de Vap- 
pliquer. 

1) Cf. Longner a. a. 0. S. 522. 556. 

2) Abgedruckt ist die Note bei Schulte a. a. 0. S. 68. 
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nentaire que les Frinces et Etats re"unis 
ropre ponr atteindre ce but common, en 
initivement toute obscurite d'un objet aussi 
es souasignös sont charges par conseqnent 
; ä sa Saintete de la part des Frinces et 
tion de leur adbösion am qnatre premiers 
. note du 16. Juin 1825 consisterait dans 
'scplicatotres de la Bulle stipplemenlaire, 
', ä chaque chapitre de Provmce, par les- 
tr le seiis datts leqtcel la proposUion en 
Iqiwe, se trouverait compUtcmcnt levee, de 

ä s'entendre avec les Gouvernements re- 
aux sieges episcopaux et aux places de 

dans les chapitres, afin que le choix ne 
onncs gut aieitt l'agrement des Gouver- 

mode d'ttection des eväqucs et des mem- 
verait viabli absolument sttr les bases des 

Saintete de concerl avec les cours de Ber- 

meme objet.* 

ischen Regierungen im Geheimen einver- 
insystem durchzuführen und trotz des DI- 
der Eirchenpragmatik znr Geltung zu 
feifein. Diese geheimen Intentionen sind 
tion ihrer Abmachungen mit dem päpst- 
ebend. In dieser Hinsieht entscheidet, was 
ilo officieü erklärten. 

re zu kommen, in welchem Siune der apo- 
leud erwähnte Antwortsnote aufgefasst hat 

musste, ist auf die Erklärungen znrückzu- 
he Minister vonBerstett in der Note vom 
irdinal Somaglia gerichtet hat. In dieser 
sei dem badischen Gouvernement gelungen, 

Entschlüsse zu bringen, sich nickt mehr 
■chenpragmatik enthaltenen Grundsätze zu 
imun/j zur buchstäblichen Aufnahme des 
ingsbullc und m deren Publication eu er- 
. 118). 

Bemerkung, dass von den übrigen Höfen 
rden sei, der heilige Stnbl solle bezüglich 
je Breven, wie an die prenssischen Capital 
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erlassen. Der Gjrossherzog habe zwar auf der aufrichtigen und ein- 
fachen Annahme des Ultimatums bestanden, aber sie leider nicht 
durchgesetzt und. in Betracht der schwierigen Verbältnisse sich be- 
gnügen müssen, die Majorität der Verbündeten dahin zu bestimmen, 
eine weitere Willenserklärung nur in einem Sinne zu begehren, wel- 
cher einerseits mit dem Ultimatum völlig vereinbar sei, andrerseits 
aber der Regierung gewähre, »une garantie de plus de ce qu'aucun 
individu d&agreable ne puisse etre ein. 

»Votre Eminence me repondra sans doute que cette garantie 
se trou ve d6j& dans l'ultimatum et je suis si loin de le nier, que 
je Tai meme fait däclarer hautement aux Conferences de Francfort ; 
mais si les autres gouvernements sont d'une autre opinion, et s'ils 
demandent que sa Saintetä veuille bien expliquer les propositions en 
question dans le sens qu'EUe y attache Elle meme, et si enfin cette 
däciaration parait necessaire pour lever la derniere difficultö qui 
8'oppose ä Farrangement dößnitif des affaires ecclesiastiques de TEg- 
lise catholique dans les Etats räunis, il m'est permis d'esperer que 
Votre Eminence ne me refusera pas sont puissant appui 1 ).< 

In diesem Sinne, nämlich, dass durch das Breve etwas von 
dem Inhalte des Ultimatums im Wesentlichen Abweichendes nicht 
bestimmt, letzteres vielmehr unbedingt angenommen werden sollte, 
musste der apostolische Stuhl die gemeinschaftliche Note der ver- 
einigten Regierungen .vom 4/7. September auffassen, da sie von dem 
Freiherr v» Berstett mit unterzeichnet war 3 ). 

Erwägt man hierzu noch, dass die anderen Höfe, Württemberg 
nicht ausgenommen, nach von Berstett's Erklärung in der Note vom 
8. Juli 1826 die »Kirchenpragmatik« aufgegeben hatten, so konnte 
der in der gemeinschaftlichen Note vom 4/7. September ausgespro- 
chene Wunsch 

que le choix ne tombe que sur des personnes pui aient Tagre- 

ment des gouvernements« 
doch wahrlich nicht in einem mit dem Art. I. der Bulle »Ad do- 
minici greg. cust.« im Widerspruch stehenden und demselben dero- 
girenden Sinne aufgefasst werden. Darüber können auch die ver- 
einigten Regierungen nicht im Unklaren gewesen sein, sonst hätten 
sie das Ultimatum einfach verwerfen und statt desselben eine, ihre 



1) Dieser Auszug aus der Note vom 8. Juli 1826 ist abgedruckt bei 
Schulte 1. c. S. 70. Es wäre zu wünschen gewesen, dass die Note ganz abge- 
druckt worden wäre. 

2) Cf. Brück \. c. S. 113. 114, Archiv, Bd. XX. S. ?75 ff. Bd. XXI, 
S. 18« ff, 
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weitergehenden Forderungen klar aussprechende andere Anordnung 
des apostolischen Stuhles in Betreif der Wahlen fordern müssen. 

Es muss also angenommen werden, dass die vereinigten Re- 
gierungen mit dem canonischen Wahlrecht der Gapitel, mit der 
Aufstellung der Gandidatenliste durch dieselben und dem, den Lan- 
desherrn zugestandenen Rechte einer gemässigten Exclnsive einver- 
standen waren und nur wünschten, dass den Gapiteln ihre Pflicht, 
darauf zu achten, dass die zu Erwählenden sich, abgesehen von 
allen übrigen canonischen Eigenschaften noch durch das Lob der 
Klugheit auszeichneten und dem Landesherrn nicht minder genehm 
seien, noch besonders eingeschärft werde, darin allein- also die ga- 
rantie de plus bestehen solle, dass die Wahl auf eine dem Laudes- 
herrn nicht missfällige Person falle. Ein absolutes Veto — ausser 
der moderirten Exclusive der minus grati — konnte nicht gefordert 
sein, da die Regierungen auf die Realisirung der Kirchenpragmatik 
verzichtet hatten. 

Die officielle Antwortsnote des Cardinal Staatssecretärs de 
la Somaglia vom 6. Januar 1827 ') beweist, dass in diesem und in 
keinem anderen Sinne der apostolische Stuhl den Wunsch der Re- 
gierungen in Betreff des zu erlassenden Breve aufgefasst hat. 
In der Note heisst es nämlich: 

»Der heil. Vater verspricht also an die oberrheinischen Gapitel 
ein ähnliches Breve, wie das an die Cajutel der preussischen 
Diöcesen gerichtete zu erlassen, ungeachtet er die von den 
Regierungen gehegte Besorgniss, es könnten die Gapitel lauter 
personae minus gratae auf die Liste setzen durch die ersten 
vier Artikel des Ultimatums, wenn sie in ihrem eigentlichen 
Sinne aufgefasst würden, für ausgeschlossen hält, da Personen, 
welche in den geistlichen Wissenschaften wohlunterrichtet, 
weise, tugendhaft, mit einem Worte würdig und geeignet 
seien, bischöfliche Stühle, Dignitäten und Ganonicate zu be- 
kleiden, eben um dieser Eigenschaften selbst willen ihren 
Souveränen schätzbar und ihrer Genehmigung fähig seien.« 
Lässt sich mit einer solchen Erklärung wohl die Annahme vereini- 
gen, der apostolische Stuhl habe den Staaten das in der Kirchen- 
pragmatik beanspruchte absolute Veto wieder zugestehen und damit 
eine das canonische Wahlrecht vereitelnde Einwirkung auf die Be- 
setzung der Bischofsstühle und Ganonicate einräumen wollen. 

Die Regierungen haben nach dieser officiellen Note der An- 

1) Deutsch im Archiv Bd. XXI. S. 201. Französisch aber nur auszüg- 
lich bei Schulte 1. c. S. 71. 
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nähme des Ultimatums keinen Widersprach weiter entgegengesetzt, 
und demzufolge wurde die Bulle »Ad dominici gregis custod.« er- 
lassen und später das Breve »Re sacra« den Capiteln und Bischöfen 
zugestellt. 

So bestätigen also auch die diplomatischen Verhandlungen die 
Tüchtigkeit unserer obigen, auf den Wortlaut dieser Erlasse selbst 
gegründeten Interpretation und die völlige ünhaltbarkeit der Be- 
hauptungen des Verfassers der vorliegenden Schrift. 

Wenn dessenungeachtet die oberrheinischen Regierungen nach- 
träglich in gänzlicher Missachtung des mit Rom geschlossenen 
Uebereinkommens die Frankfurter Kirchenpragmatik in der landes- 
herrlichen Verordnung am 30. Januar 1830 und im Bisthums-Fun- 
dations-Instrument von 1827 repristinirten, so haben wir schon oben 
gezeigt, wie aus diesen nichtigen Acten staatliche Rechte gegen die 
Kirche nicht entstehen konnten. Der päpstliche Stuhl hat aber 
auch dazu nicht stillschweigen, sondern in dem bekannten Breve 
»Pervenerat non ita pridem« vom 30. Juli 1830 *), so wie auch sonst 
noch bei verschiedenen Gelegenheiten dagegen protestiri 

Was der Verfasser aus der Wahl -Praxis an Interpretations- 
Material beibringt, scheint kaum der Erwähnung werth. 

In Betreff der ersten Besetzung der Bischofsstühle ist zu be- 
merken, dass der Designation der Bischöfe durch die Landesherrn 
in Rom nur eine factische, aber keine rechtliche Bedeutung zu- 
gestanden wurde. Der Papst instituirte die Bischöfe, ohne der 
landesherrlichen Designation zu erwähnen aus apostolischer Macht- 
vollkommenheit. 

Bei den späteren Sedisvacanzen trat die Wahl der Capitel ein. 

1. In Baden reicht nach Boll's Tode das Freiburger Capitel 
dem Grossherzog eine Liste von 9 Caudidaten ein. Keiner wird 
gestrichen, Hermann von Vicari gewählt. Erst jetzt erklärt der 
bei der Wahl anwesende Regierungs-Gomroissar den Vicari für nicht 
genehm und verbietet die Publication der Wahl. Er hatte sich, 
wie Verfasser berichtet, in der Nacht vor der Wahl einen Revers 
von Herrn von Vicari ausstellen lassen, worin dieser erklärt, falls die 
Wahl auf ihn fiele, auf die Wahlannahme zu verzichten. Vicari 
hatte jedoch nach dreimaliger Weigerung die Wahl angenommen, 
und nachdem dies geschehen, berief sich der Regierungscommissarius 
auf den Revers. 

Brück 1. c. S. 160 berichtet nichts von dem Reverse, wohl aber 
davon, dass das Capitel sich eine solche Beeinträchtigung der Wahl- 

1) Das Breve ist abgedruckt bei Walter, Kircbenrecfct, ij # j^g, 8. 
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freiheit nicht habe gefallen lassen wollen und dass es erst auf 
Bitten des Recusirten zu einer weiteren Wahl geschritten. Der 
Zwischenfall war also nicht so leicht erledigt, wie Verfasser meint. 
Es bedurfte der Resignation des Gewählten, um die Fortsetzung 
der Wahl zu ermöglichen. — Bei dieser blieben sechs Scrutiniea 
erfolglos, es musste ein neuer Wahltermin anberaumt werden. Das 
Capitel reichte nicht eine nette Liste, wie Verfasser sagt, sondern 
die frühere ohne den Namen Vicari f s, ein. Diese wurde auf drei 
Namen: Demeter, Hugh und Engel reducirt und der Regicrungs- 
commissar erhielt überdies den Auftrag, für Demeter zu wirken. 
Ob er es gethan, berichtet Verfasser nicht, jedoch wurde Demeter 
gewählt. 

Das Verfahren der Regierung entspricht allerdings den Vor- 
schriften der Bulle und des Breve in keiner Weise, es war sogar 
ein völlig unwürdiges und kann höchstens als warnendes Beispiel 
gelten, wie eine Regierung, die auf ihr eigenes Ansehen etwas hält, 
bei ähnlicher Gelegenheit nicht verfahren dürfe. Die badische Re- 
gierung würde, wenn sie, anstatt Herrn von Vicari bei nächtlicher 
Weile einen Revers abnöthigen zu lassen, seinen und andere, ihr 
nicht genehme Namen, allenfalls bis auf drei, gestrichen hätte, 
ihrem eigenen Interesse am besten gedient und correct gehandelt 
haben. 

Wenn S. 54 berichtet wird , die römische Curie sei mit der 
badischen Regierung dahin einverstanden gewesen, dass Vicari der 
Stellung als Bischof nicht gewachsen sei, und der Cardinal-Staats- 
secretär habe dem badischen Gesandten von Maler in einer Unter- 
redung gesagt, die Regierung möge nur immerhin nicht blos v. Vi- 
cari, sondern Alle, die ihr nicht genehm wären streichen, wenn nur 
zwei auf der Liste blieben, so sind wir nicht geneigt, die auf eine 
blos mündliche, also Missverständnisse leicht zulassende Unterredung 
gestützten Behauptungen des Herrn von Maler für beweisfähig 
zu halten. 

Nach Demeters Tode reichte das Capitel (cf. S. 55) eine Liste 
von 10 Candidaten ein. Keiner wurde für minus gratus erklärt und 
Hermann von Vicari gewählt. 

Diese Wahl ging also glatt ab, weil die Regierung dabei 
loyal verfuhr. 

Anders war es nach dem Tode des Erzbischofs von Vicari. 
Die Regierung hatte sich diesmal, wie wir annehmen dürfen, in den 
Kopf gesetzt, wenn irgend möglich, dem Cardinal von Hohenlohe 
auf den erzbischöflichen Stuhl von Freiburg zu verhelfen. 
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Sie ergriff daher diesmal die Initiative und Hess dem Dom- 
capitel vor der Wahl eröffnen *), dass ihrerseits nichts entgegenstehe, 
wenn das Wahlcollegium auf die Liste auch solche Candidaten setze, 
welche dem Klerus der Diöcese nicht angehörten. Dieses Factum 
verschweigt Herr von Sybel und erwähnt S. 55 nur des päpstlichen 
Breve vom 4. Mai 1868, worin gleichfalls dem Gapitel die Ermäch- 
tigung ertheilt ist >ad dioecesanum clerum non pertinentes« auf die 
Candidatenliste zu setzen. Das Gapitel aber hatte sich diese päpst- 
liche Ermächtigung erst in Folge der erwähnten Eröffnung der 
Regierung erbeten , weil es sich ohne solche zu einer Abweichung 
von den Vorschriften der Bulle nicht befugt hielt. 

Es ist bekannt, dass das Capitel nunmehr ausser vier Diöcesan- 
geistlichen noch die jetzigen Bischöfe von Trier, Mainz und Pader- 
born und den Weihbischof Baudri von Köln auf die Liste setzte, 
der Grossherzog aber sämmtliche Namen bis auf einen (den eines 
Diöcesan geistlichen) zu streichen befahl, wobei dem Gapitel zugleich 
eröffnet wurde , dass der Vorlegung einer ergänzten Liste entgegen- 
gesehen werde. Die genannten vier Bischöfe waren nicht als minus 
grati, sondern als Ausländer für nicht wählbar erklärt worden, da 
die grossherzogliche Regierung nicht in der Lage sei, ihnen das 
Staatsbürgerrecht zuzusichern, ohne jedoch dadurch auswärtige Geist- 
liche von der Liste künftig ausschliessen zu wollen. (Hohenlohe ?). 

Das Gapitel verweigerte die Ergänzung der Liste und verblieb 
dabei trotz wiederholter Aufforderung der Regierung 2 ). Es kam 
sonach zum Conflict und der erzbischöfliche Stuhl ist bis jetzt 
unbesetzt 

Wenn hiernach in Baden bei der neuesten Erzbischofswahl das 
Verlangen der Regierung nach einer der Bulle »Ad dominici gregis 
custodiarac widersprechenden Praxis hervorgetreten ist, so hat das 
Freiburger Domcapitel durch seine würdige Haltung unter Zustim- 
mung des apostolischen Stuhles den üebergriff mit Entschiedenheit 
zurückgewiesen. — 

2 Nassau. Es ist uns sehr zweifelhaft, ob der Herr Ver- 
fasser die Acten über die 1838 erfolgte erste Limburger Bischofs- 
wahl eingesehen hat. Er sagt nicht einmal, wie viel Candidaten 
auf die Liste gesetzt worden sind. Gestrichen wurde kein Candidat, 
der Regierungscommissar erklärte aber, wie Verfasser S. 56 be- 
richtet, im Wahltermine, die Regierung wünsche die Wahl auf 

1) Archiv, Bd. XX. S. 265. 

2) Das Nähere über diese Wahlangelegenheit enthalt der Aufsatz im 
Archiv, Bd. XX. S. 265. 
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\ Schütz beschränkt. Es wurde Bausch gewählt 1 ). Selbst- 
l hätte auch jeder andere der auf der Liste stehenden 

gewählt werden können, da keiner als minus gratus be- 
id das Capitel an die Wünsche der Regierung nicht ge- 
r. 

Inhalt der Anmerkung S. 56 hat das Capitel die Wunsche 
jDimissarius nicht ins Wahlprotocoll aufgenommen und 
sehe Regierung zur Abwehr eines Praejudices pro futuro 
sion selbst in Rom zur Sprache gebracht. Verfasser be- 
r nicht, welche Antwort sie in Rom erhalten hat Sicher 
tot nach ihrem Geschmacke. 

dem Tode des Bischofs Bausch 184G reichte das Lim- 
ncapitel eine Liste ein, welche ausser den Namen der 
aerren auch noch die des Decan Heumann in Montabaur 
arrer Mohr und Blum enthielt. 

von Sybel behauptet, es seien von denselben regierungs- 
m als nicht genehm bezeichnet worden. Von einem der 
Candidateu, »Blum« sei es bekannt gewesen, dass er die 
; annehmen werde. Das Capitel habe ohne weitere Be- 
sn anderen Candidaten »Mohr« gewählt, 
ans Lächerliche streifende thatsächliclie Hergang bei 
I ist in den Historisch -politischen Blättern, Bd. 7, S. 297 ff. 
"tieft, 1. c. S. 161 umständlich erzählt. Aus den dies- 
hildernngen ergiebt sich, dass nur die Domcapitulare 
Hahn, so wie der Decan Heumann als minder genehm 
der Domdechant Fölii und der Domcapitular Schütz aber, 
Domcapitularen Brönner und Haas ihrer von der Regie- 
taunten Genehmheit und hohen Würdigkeit ungeachtet 
worden sind, und zwar die beiden ersteren in Folge ihres 
h ausgesprochenen Wunsches, die beiden letzteren in 
■ig des nicht ausgesprochenen Wunsches, nicht gewählt 

hatte auf Anfrage des Domcapitels ausdrücklich erklärt, 
nicht gewählt zu werden und so blieb dann allerdings 
i der Regierung ausersehene Candidat Mohr übrig, wel- 
t hatte, dass er die Wahl nicht ablehnen werde. 

Ick 1. c. 8. 161 theilt als Cnriosnm mit, das* die Wahl dieses 
Begierungsblatte folgendermasBen Angekündigt worden sei: »Se. 
der Herzog haben znm Bischof von Limburg den bisherigen Dom- 
•ompfarrer Bausch so ernennen geruht, welcher die päpstliche 
erhalten hat. 
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So weit war also allerdings die Sache nach Wunsch der Re- 
gierung gegangen, allein am 17. September 1841 richtete der Car- 
dinal Lambruschini im Auftrage des Papstes ein Schreiben an das 
Limburger Domcapitel ') , durch welches diese Bischofswahl wegen 
des dabei vorgekommenen Missbrauchs der weltlichen Gewalt ver- 
worfen, der Gewählte wegen der Zustimmung zu der durch Miss- 
brauch der weltlichen Gewalt auf ihn gefallenen Wahl als unwohl' 
bar bezeichnet und das Domcapitel wegen Vornahme einer, alle 
canonischen Formen verletzenden Wahl scharf getadelt wurde. 

Die nassauische Regierang hat zwar ihr Verfahren in Rom 
rechtfertigen wollen, es iät ihr aber nicht gelungen. Sie musste 
sich die vom Papst angeordnete Neuwahl gefallen lassen. 

Schlagender als durch diesen Wahlfall kann das gerade Gegen- 
theil von dem, was der Verfasser mit seiner Berufung auf die 
Praxis darthun möchte, nicht wohl bewiesen werden. 

Dass die nassauische Regierung, als sie bei der wiederholten 
Wahl 1841 dem Domcapitel den Wunsch aussprach, die auf der 
Liste vom Jahre 1840 gestrichenen Candidaten nicht wieder auf 
der Liste zu sehen, von dem Capitel, welches sich ein solches Veto 
vor Einreich ung der Liste nicht gefallen lassen konnte, rectificirt 
wurde, räumt der Verfasser selbst ein. — Das Capitel präsentirte 
acht Namen, wovon die Regierung zwei strich. Aus der rite voll- 
zogenen Wahl ging der gegenwärtige Herr Bischof hervor. - 

Soviel über die Nassauische Praxis. 

3. Hessen-Darmstadt. Die ersten beiden Bischofswahlen für 
Mainz, welche 1833 u. 1834 stattfanden, verliefen nach den Vor- 
schriften der Bulle »Ad dorn, gregis custodiam.c Wenn im ersten 
Falle die Regierung erklärt hatte, dass sie von den fünf Candidaten 
der Liste dem p. Humann den Vorzug gebe, so stand es doch dem 
Capitel frei, auch einen anderen zu wählen, wenigstens ist eine Ein- 
schüchterung nicht dargethan. 

Nach dem Tode des Bischofs Kaiser 1848 hatte das Capitel 
aus einer vou der Regierung unbeanstandet gebliebenen Liste von 
neun Candidaten den Professor Schmidt aus Giessen gewählt. Diesem 
wurde die päpstliche Bestätigung versagt. Die durch Breve vom 7. 
December 1849 angeordnete Neuwahl kam nicht zu Stande und der 
Fall wurde endlich dadurch erledigt, dass der Papst aus drei ihm 
von der Majorität des Capitels unter Zustimmung der Regierung 
vorgeschlagenen ausländischen Geistlichen den gegenwärtigen Bischof, 
Freiherrn von Ketteier ernannte. 

1) Cf. Brück L c. S. 162. 
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Der Verfasser erklärt S. 59 das Verfahren des Papstes, der 
itiv-Process dem Professor Schmidt die Bestätigung fer- 
nen offenen Rechtsbruch. Dass ein solcher nicht vor- 
pst vielmehr innerhalb der Gränzen seiner Befugnisse 
Pflicht gemäss gehandelt , wird weiter unten (ad IV.) 
en. 

Kur-Hessen sind die beiden Bischofswahlen für Fulda 
!48 in legaler Weise vollzogen worden, wie denn fiber- 
urhessisclie Regierung bei vielen Gelegenheiten ein rich- 
ldniss für die Behandlung kirchlicher Angelegenheiten 

as der Verfasser über die Thätigkeit des Wahlcomtnis- 
l verschiedenen oberrheinischen Staaten aus der Praxis 
ibt zu thatsächliehen Bemerkungen keinen Anlass und 
entliehen Gesichtspunkte weiter unten erörtert werden. 



IV. 
i Schlusseapitel stellt der Verfasser vergleichende Be- 
an über die vou den kirchlichen Behörden aufgestellten 
ld die Anwendung, die sie in der Praxis gefunden, gebt 
Srterung der Frage Aber, ob die mit Rom vereinbarten 
gnet waren, allseitig genehme Wahlresultate in erzielen, 
die vertragsmäßigen Grundsätze auch beute noch ala 
ig dieses Zieles geeignet angesehen werden können und 
ich, indem er direct dem apostolischen Stuhle Bruch 
mit den Staaten vorwirft, zu dem Schlüsse, dass nnn 
iteu sich von den übernommenen Verbindlichkeiten frei 
in Ausübung ihres Kirchonhoheitsrechts die bisher ver- 
geregelten Verhältnisse in Betreff der BiBchofswahlen 
' Staatsgesetegebutig neu ordnen könnten. 
rfasser hat sich, wie wir genügend nachgewiesen haben, 
indlicben Erörterung der Vereinbarungen zwischen den 
ien Staaten und dem päpstlichen Stuhle gehütet; er 
ls mit Behauptungen begnügt, theils auf Urtheile An- 
gedenken gestützt, wo es einer sorgfältigen Beweisführ- 
jehenden Prüfung bedurft hätte, er hat einseitige staats- 
«stimmungen über kirchliche Angelegenheiten mit dem 
g vereinbarten Rechte zusammen geworfen. Kein Wun- 
in seinen Schlussbetrachtungen zu Ergebnissen gelangt, 
licht als stichhaltig bewähr«». 
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Er weist zunächst auf die grossen Unterschiede zwischen der 
Rechtsauffassimg der Curie einerseits und der Capitel andrerseits und 
dann auf die Unterschiede der Anschauungen bei den verschiedenen 
Beamten der Curie und auch innerhalb der einzelnen Capitel hin. 

Dies sind kleinliche Gesichtspunkte. Meinungsverschiedenheiten 
können auch bei kirchlichen Personen vorkommen. Umgekehrt ha- 
ben auch nicht alle Staatsmänner die fiscalischen Ansichten des 
Herrn Sybel und gewisser moderner Rechtsprofessoren. 

Wenn Unterschiede zwischen dem Verhalten der Curie und 
der Capitel in den Bischofswahlen vorkommen, so 'beruhen sie in 
der Regel weniger in der Rechtsauffassung als in der Abhängigkeit 
der Capitel von Einflössen der Staatsgewalt. 

Die fraglichen Unterschiede sollen zunächst hervortreten . in 
Behandlung der Fragö, welche Theilnahme dem landesherrlichen 
Commissarius nach canonischem Recht (sie!) bei den Wahlen zu 
gestatten sei. 

Der Herr Verfasser hebt S. 64 richtig hervor, dass in allen 
drei Rechtsgebieten die Regierungen zu den Bischofswahlen beson- 
dere Comraissarien abgeordnet haben. 

In Preussen soll der Commissarius an dem eigentlichen Wahl- 
acte nicht, wohl aber am Gottesdienst und Festmahl Theil genom- 
men haben, in der oberrheinischen Kirchenprovinz ist er dagegen 
auch stets bei dem Scrutinium zugegen gewesen, ja in Limburg 
sogar bei Aufstellung der Candidatenliste , in Fulda war der Com- 
missarius zwar im Capitelsaale bei der Abstimmung anwesend, aber 
letztere fand hinter einer spanischen Wand statt. 

Es ist das Alles richtig, nur noch hinzuzufügen, dass in Preus- 
sen , wie ja der Verfasser an anderer Stelle (S. 23. 24.) selbst an- 
gefahrt hat, nach der Instruction des Cultusministers v. Altenstein 
vom 13. Mai 1825, auf die auch Herr v. Mühler noch gefusst 
hat, noch verschiedene andere Besorgungen hat, als da sind: Bear- 
beitung der Capitelsmitglieder zu Gunsten von Regierungscandidaten, 
Genehmigung der auf eine persona minus grata gefallenen Wahl 
und Verhinderung der Publication der Wahl, wenn sie auf eine' per- 
sona minus grata gefallen sein sollte, und dass er zwar nicht beim 
Scrutinium, wohl aber vor Eröffnung und nach dem Schluss dessel- 
ben im Capitelsaale anwesend ist, wo ihm auch das Wahl-Ergeb- 
niss mitgetheilt wird. 

Wenn im beiderseitigen Einverständniss das Listenverfahren 
stattfindet, bleibt freilich fär die oben erwähnte vertrauliche Thä- 
tigkeit des Wahlcommissarius kein Raum. 

Archiv für Kirchenrecht. XXXL 7 
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Dem Verfasser kann aber darin nicht beigetreten werden, dass 
er die mannichfaltige Art der Theilnahme des Wahlcominissarius 
als ein Gebilde des »canonischen Eirchenrechts« darstellt. (S. 65.) 

Das Eirchenrecht hat mit dem Wahlcommissarins nicht das 
Mindeste zu thun. Es verlangt im Gegentheil die absolute Freiheit 
der Wahl und weist eben deshalb jede Einmischung der .weltlichen 
Gewalt zurück. 

c. quisque 43. X. de electione. 

c. nbi periculum 3. de elect. in VI. §. Gaeterum. 

Fasserini 1. c. cap. VIII. N. 1. 5. 

Ferraris prompta bibliotheca sub voce »electio« IV. 52. 

Eine durch Missbrauch der weltlichen Gewalt zu Stande ge- 
kommene Wahl ist ipso jure ungültig. Der solchergestalt Gewählte 
wird, wenn er der Wahl durch Annahme freiwillig zustimmt, un- 
wählbar und diejenigen, welche eine solche Wahl vornehmen, sollen, 
sofern nicht metus gravis erweisbar ist, auf drei Jahre vom Amt 
und Einkommen suspendirt und des Wahlrechts verlustig erklärt 
werden. 

Die Frage, in welchen Fällen eine Einmischung der weltlichen 
Gewalt vorliege, ist freilich eine factische und bedarf als solche des 
Beweises und der Feststellung im concreten Falle. 

>Nuda tarnen praesentia laici vel magistratus vel Principis 

in loco electionis,« sagt Passerini 1. c. N. 5., »non venit hie 

sub nomine abusus, si laici adsint, ut juvent in eo, quod est 

potestaiis saecularis; nam laicos posse adesse in loco electio- 
nis ut juvent , defendant et proiegant electores, docent Glossa 

in c. quia propter de electione etc.« 

Dass es den protestantischen Regierungen aber bei Abordnung 
ihrer Wahlcommissarien nur um die Unterstützung, die Vertheidig- 
ung und den Schutz der Kirche gegen äussere Gewalttätigkeiten 
und Unordnungen zu thun gewesen sei, dürfte wohl selbst Herr v. 
Sybel nicht zu behaupten wagen, nachdem er über die, die Wahlen 
beeinflussende Thätigkeit dieser Beamten so Vierlerlei berichtet hat. 

Der Papst kann allerdings einem weltlichen Fürsten (es ist 
aber ein katholischer vorausgesetzt) das Privilegium ertheilen, der 
Wahl beizuwohnen ; liegt ein solcher Fall vor, so ist selbstverständ- 
lich die in seiner Gegenwart vorgenommene Wahl nicht ungültig. 
(Passerini 1. c. N. 8.). 

Ein solches Zugeständniss hat der apostolische Stuhl den pro- 
testantischen deutschen Fürsten bei Erlass der Circumscriptionsbullen 
nicht gemacht. Im Gegentheil hat er in Betreff der oberrheinischen 
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Kirchenprovinz, wie oben gezeigt, die sog. »Kirchenpragmatik,« welche 
auch eine Bestimmung über die Anwesenheit des landesherrlichen 
Wahlcomniissarius enthielt, verworfen und es ist ihm in der Note 
des badischen Ministers von Berstett vom 8. Juli 1826 angezeigt 
worden, dass auch die vereinigten Regierungen sie aufgegeben hätten. 
Die letzteren haben nun allerdings in diesem Punkte nicht Wort 
gehalten, sondern die Grundsätze der Kirchenpragmatik als Staats- 
gesetze reproducirt, aber auch hiergegen hat der heilige Stuhl in 
dem Breve: »Prevenerat« Protest erhoben. 

Zudem schreiben die Circumscriptionsbullen einen bestimm teh 
Wahlmodus vor, welcher den Capiteln die Wahl in canonischer 
Form, also in voller Freiheit sichert, folglich für den Wahlcommis- 
sarius keinen Platz und keinen Wirkungskreis lässt. 

Nichts kann also unstatthafter sein als die Behauptung, dass 
das Kirchenrecht zur Ausbildung von Grundsätzen über die Theil- 
nahme des Wahlcommissarius bei den fraglichen Bischofswahlen 
einen Anhalt biete. 

Dass die in dem Concordate von 1122 mit Bücksicht auf den 
Investiturstreit dem römischen Kaiser gemachte Concession, bei den 
Bischofswahlen zugegen zu sein, auf den Grossherzog von Baden und 
andere moderne Regenten nicht übertragbar ist, bedarf wohl keines 
Beweises. Denn wenn auch wirklich alle Souveränitätsrechte des 
römischen Kaisers deutscher Nation nach Auflösung des alten deut- 
schen Reiches auf die Territorialfürsten übergegangen sind, so ge- 
hören doch dazu nicht Goncessionen, welche die Päpste in rein kirch- 
lichen Angelegenheiten dem römischen Kaiser mit Bezug auf die 
enge Verbindung zwischen Staat und Kirche im Mittelalter gemacht 
haben. 

Die staatsgesetzlichen Bestimmungen über die Abordnung des 
Wahlcommissarius sind entweder gerade zu nichtig, wie im Bereich 
der oberrheinischen Staaten, weil sie dort in directem Widerspruche 
mit der Bulle »Ad dominici gregis custodiam« und den derselben 
vorausgegangenen Abmachungen erst nachträglich eingeführt sind, 
oder wenigstens antiquirt, wo sie, wie in Preusseu, schon vor Brlass 
der Circumscriptionsbullen vorhanden waren, da sie mit dem cano- 
nischen Wahlverfahren nicht vereinbar sind. 

Redensarten wie die, dass die Berechtigung des Staates, zu 
allen Acten der kirchlichen Verwaltung beaufsichtigende Commissare 
abzuordnen, ausser allem Zweifel stehe , beweisen nichts, als dass 
die Theoretiker der Staatsomnipotenz der Meinung sind, dass die 
Staatsgewalt ihre Herrschaft auch auf alle Aeusserungen des kirch- 

7* 
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lieben Lebens bis in das Gewissensgebiet hinein ausdehneu dürfe. — 
Diese Meinung aber stellt mit den Grundlehren und der historischen 
Erscheinung der christlichen Kirche und nicht minder mit dem ge- 
sunden Menschenverstände im Widerspruch. 

Hei den Bischofswahlen im Bereiche der Bulle >De salute ani- 
marum* kann, wenn das Listenverfahren nicht beliebt wird, der 
Wahlcommissarius allenfalls eine mit den kirchlichen Grundsätzen 
nicht im Widerspruch stehende Thätigkeit entwickeln, in so fern er 
dem Domcapitel als Mittelsperson dient, sich darüber, ob ein Can- 
didat persona minus grata sei, zu infonniren. Die Besorgniss einer 
positiven Einmischung in das eigentliche Wahlgeschäft des Capitels 
liegt aber auch hier allzunahe und erscheint durch zahlreiche Beispiele 
aus der Praxis zu sehr gerechtfertigt , als dass es die Capitel nicht 
für wünsch enswerther erachten sollten, die Meinung des Landesherrn 
ohne diese Mittelsperson zu erforschen. 

Es ist eine psychologisch unhaltbare und auch thatsäehlich 
unwahre Behauptung, wenn Verfasser S. 65 sagt, die Domcapitel 
hatten sich durch Abordnung des landesherrlichen Commissarius und 
durch dessen Anwesenheit beim Scrutinium nicht beengt gefühlt.— 
Wenn das Capitel von. Limburg bei der Wahl im Jahre 1840 nicht 
vom Wahlcommissarius beeinflusst gewesen und durch dessen An- 
wesenheit beim Scrutinium in der Freiheit des Entschlusses be- 
engt worden wäre, so würde es nicht daran gedacht haben , Herrn 
Mohr zu wählen ; auch dürfte 1835 der (spätere Apostat) Graf 
Sedlnitzki ohne den von dem Wahlcommissarius, Oberpräsidenten 
von Merkel ausgeübten Einfluss nicht Fürstbischof von Breslau ge- 
worden sein. 

Es ist nun allerdings hauptsächlich das Verdienst des aposto- 
lischen Stuhles, die Wahlfreiheit der Capitel gegen die Einmischung 
der weltlichen Gewalt geschützt zu haben; indess beweist das Ver- 
fahren des Trier'schen Capitels bei der Wahl im Jahre 1837 (cf. 
S. 24), dass es selbst in Zeiten des grSssten weltlichen Druckes 
noch selbstständige Wahlkörper gegeben hat, deren Verhalten ein 
lauter Protest gegen Uebergriffe der Regierungen ist. 

Nach allen seit den zwanziger Jahren dieses Jahrhunderts bei 
den Bischofswablen gemachten Erfahrungen war es Pflicht des 
apostolischen Stuhles, in den neueren Concordats Verhandlungen, z. B. 
mit Baden gegen den landesherrlichen Commissarius direct Stellung 
zu nehmen. 

Der Verfasser findet einen Widerspruch darin, dass der aposto- 
lische Stuhl eine Anzahl von Wahlen, wie z. B. die von Demeter 
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für Freiburg, bei denen ein Wahlcoimnissarius zugegen war, bestätigt, 
dagegen die Wahl von Mohr (nicht Blum) wegen Anwesenheit des 
Coramissarius beanstandet habe. 

Dieser Widerspruch ist durchaus nicht vorhanden, es ist viel- 
mehr anzunehmen, dass die blosse Anwesenheit des Commissarius 
bei der Wahl Demeters, die dem Papst angeblich bekannt war, 
demselben zum Beweise einer missbräuchlichen Einmischung in die 
Wahl nicht genügt hat und dass sonstige zwingende Grfinde für 
eine solche Annahme nicht vorgelegen haben. 

Bei der Wahl Mohr's war der Missbrauch der weltlichen Ge- 
walt und damit die Nichtigkeit der Wahl in eclatanter Weise er- 
wiesen, eine ipso jure nichtige Wahl konnte aber der Papst nicht 
bestätigen j ). 

Eine noch grössere Ungleichheit der Auffassung will Verfasser 
rücksichtlich des dem Staate in sachlicher Beziehung zu gewähren- 
den Einflusses entdeckt haben (S. 67). 

Sehen wir, wie es mit den Beweisen für diese Behauptung steht. 

Es ist zunächst tatsächlich nicht richtig, wenn Verfasser an- 
führt, dass die Curie in allen drei Rechtsgebieten die erstmalige 
Besetzung der landesherrlichen Designation überlassen habe. Die 
Bulle »De salute animarum« bestimmt nur in Bezug auf die damaligen 
Vacanzen von Köln und Trier die Nichtanwendung des Wahlrechts. 
Der damals vacante Breslauer Stuhl sollte durch Wahl der fünf 
Dignitäten, acht Canonici und sechs Ehrendomherrn, welche beiEr- 
lass der Bulle noch das Capitel bildeten, besetzt werden und so ist 
es auch geschehen. 

Auch hat der Verfasser nicht hervorgehoben, dass die landes- 
herrliche Designation, wo sie bei der erstmaligen Besetzung Platz 
griff, einen rein factischen Charakter hatte und dass de jure es der 
Papst war, welcher immediate et independenter a designatione die 
fraglichen Besetzungen vornahm. 

Weiter begegnen wir von Neuem der Behauptung, dass in 
Preitssen der Modus der landesherrlichen Designation verbunden mit 
einem Wahlact habe beibehalten werden sollen. Die Unwahrheit 
dieser Behauptung ist oben aus der Bulle »De salute animarum« und 
den vorausgegangenen Negociationen mit dem päpstlichen Stuhle 
klar nachgewiesen. 

Dass bis 1836 in Preussen der Landesherr den Capiteln die 



1) Cf. Passerini 1. c. Cap. XXXIII. N. 167. and die dort angeführten 
Citate. 
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Person bezeichnen Hess, welche er gewählt zu sehen wünschte, und 
dass die eingeschüchterten Capitel diesem Wunsche gemäss wählten, 
ist richtig. Ob die Capitel an diesem Verfuhren der Regierang An- 
stoss nahmen oder nicht, entzieht sich der Benrtheilung des Ver- 
fassers, feststeht nur, dass sie nicht den Muth gehabt haben, sieb 
die Einmischung der Regierung zu verbieten. 

Uebrigens siud bis dahin nur wenige Wahlen vorgekommen. 

Aus den Üebergriffen der Regierung aber und der nicht w- 
folglen Zurückweisung derselben durch die Capitel schliessen *u 
wollen, dass Kirche und Staat die Bestimmungen der Bulle »De Sa- 
lute animarum« Aber die Bischofswahlen in einem ihrem Wortlaute 
entgegengesetzten Sinne verstanden wissen wollten, das geht doch 
aber Alles, was bisher in der Interpretationskunst noch geleistet 
worden ist. 

Die Handlungen der Domcapilcl in den wenigen bis 1836 vor- 
gekommenen Wahlfiülcn sind aber u. E. überhaupt für die Inter- 
pretation des lediglich zwischen dem apostolisclien Stuhle und der 
Regierung verabredeten Vertrages indifferent. 

Freilich behauptet der Verfasser, dass auch die römische Curie 
sich die mit Scheinwahlen verbundene Initiative der Regierung 
habe gefallen lassen. Er ist jedoch den Beweis schuldig geblieben, 
dass die Uebergriffe der Regierung zur Kenntuiss des apostolischen 
Stuhles gelangt sind. Die mebrerwäbnte Altenstein'sche Instruction 
für die Wablcoinroissarien vom Jahre 1825, femer das Schreiben des- 
selben Ministers an den Ob erp residenten von.Bodelschwingh vom 
Jahre 1835 (cf. S. 24) ergeben im Gegentheil, dass die Initiative 
des Wahlcommissarius zu Gunsten des vom Landesherrn designirten 
Candidaten in nicht officieller, in heimlicher Weise erfolgen sollte. 
Diese Clandestinität begründet wohl . eine Vermuthung gegen die 
Rechtmässigkeit des Verfahrens der Regierung, aber nicht ein Prä- 
judiz für das behauptete Em verstand nies des heiligen Stuhles. 

Klarer als alles Uebrige spricht aber gegen die Ansiebt des 
Verfassers die schon erwähnte Thatsache, dass die Regierung selbst 
ihr Verfahren als ein nicht vertragsmäßiges anerkannt und seit 
1836 ihre auch im Lande anstössig gewordene Praxis mit einer 
loyalen vertauscht hat. 

In Hinsicht der Frage über den Umfang des Sireichungsrech- 
tes beim Listenverfahren glaubt Herr von Sybel gleichfalls wider- 
sprechenden Auffassungen auf kirchlicher Seite begegnet zu sein. 

Zunächst sollen die Capitel das Begehren der Curie, dass 
mindestens drei Candidaten auf der Liste bleiben müssen , nur in 



Kritik von SybeVs Recht des Staates bei den Bischofswahlen. 103 

beschränktem Maasse unterstützt haben. Die Capitel in Limburg 
and Paderborn hätten den Wahlact vollzogen, obwohl nur zwei 
Candidaten auf der Liste belassen worden seien. 

Was Limburg anlangt, so war ja in dem angedeuteten Falle 
streng genommen nur der Pfarrer Mohr übrig geblieben, da der 
Pfarrer Blum erklärt hatte, die Wahl nicht annehmen zu wollen, 
und dennoch hatte das Capitel gewählt. 

Dieser Fall beweist unseres Erachtens nichts weiter, als dass 
ein Capitel durch den Missbrauch der weltlichen Gewalt zu der 
offenbaren Pflichtwidrigkeit gedrängt worden ist, eine ipso jure 
nichtige Wahl vorzunehmen; eine Zustimmung des Capitels konnte 
aber aus diesem Factum nur dann gefolgert werden, wenn es, was 
hier nicht der Fall war, mit Freiheit gebandelt hätte. 

Wenn dagegen bei der Wahl im Jahre 1855 das Capitel von 
Paderborn unter zwei Candidaten gewählt hat, so läsfr sich, — zu- 
mal in Betracht der hervorragenden Eigenschaften des Erwählten, 
annehmen, dass es nach besonderer Lage der Umstände ausnahms- 
weise sich in seiner Wahlfreiheit flicht beschränkt gefühlt bat. 
Dass aber der Regel nach eine Wahl unter Zweien nicht eine freie 
zu nennen ist, glauben wir im Obigen dargethan zu haben. 

Völlig unstatthaft ist es aber, wenn der Verfasser, wie S. 67 
geschieht, auch abweichende Ansichten, welche irgend ein in der 
Minorität verbliebener Bruchtbeil des oder jenen Capitels in dem 
oder jenem Wahlfalle über die Zulässigkeit der Ergänzung oder Er- 
neuerung der Candidatenliste oder über andere Streitfragen gehabt 
hat, zu Gunsten seiner Deductionen glaubt ins Feld führen zu kön- 
nen, da jeder weiss, dass ein Capitel als solches seine Ansichten 
und Meinungen über Rechte und Rechtsfragen nur durch Majoritäts- 
beschlüsse feststellt. 

Aber auch die Curie soll die von ihr in Bezug auf den Um- 
fang des Streichungsrechts der Regierungen aufgestellten Principien 
in keiner Weise consequent festgehalten haben (cf. S. 68). 

Dies wird wiederum daraus gefolgert, dass sie die Wahl des 
gegenwärtigen Bischofs von Paderborn ohne Anstand genehmigt 
habe, obwohl nur zwei Candidaten auf der Liste geblieben seien, 
und dass dem Capitel in Posen die Wahl zugemuthet worden, ob- 
wohl nur ein Candidat (Qraf Ledochowski) vorhanden war. 

In Bezug auf die Paderborner Wahl genügt es auf das schon 
Gesagte mit dem Bemerken zu verweisen, dass der Papst bei der 
hervorragenden Qualification des Erwählten eine die Wahlfreiheü 
beeinträchtigende Beeinflussung Seitens der weltlichen Macht nicht 
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BD bat voraussetzen können und dass ihm eine Be- 
Beeinträchtigung der Wablfreiheit von Niemandem 

ich der letzten Posener Wahl scheint der Verfasser 
tniss zu urtheilen. Dem Papste ist es nicht eingefal- 
Ifreiheit des Capitels beschränken zu wollen, weil er 
dochowski auf den erzbischöfliehen Stuhl erhoben zu 

Icapitel von Posen und Gnesen hatten ihrerseits in 
sssung der Regierung eine Liste eingereicht. Die Re- 
>er den beiden Metropolita ncapiteln auf die eingereichte 
i eine Erklärung nicht abgegeben, sondern ist wegen 
ictzung in directe Yerhandlungen mit Born getreten. 
hierbei der hl. Vater überzeugt hatte, dass ohne Inter- 
stolischen Stuhls ein ConfJict unvermeidlich sei, machte 
Itegierung den Vorschlag, ihre Zustimmung zur Wahl 
;en Nuntius in Brüssel, Grafen Ledochowski, zu geben 
te, nachdem dies geschehen, zu Gunsten dieser Wahl 
politancapiteln von Gnesen und Posen. Die letzteren 
sich auf diesen Vorschlag und wählten am 16. De- 
■in stimmig den ihnen vom Oberhaupte der Kirche selbst 

ier also überhaupt nicht aus einer Liste gewählt, son- 
itel hatte sich in anderer Weise Gewissbeit darüber 
iss der zu Erwählende dem Landesherrn nicht raiss- 
ics mussto auch dem Papst genügen, da das Listen- 
preisen nicht obligatorisch ist. 
in im vorliegenden Falle eine Einschränkung des Wähl- 
te bestimmte Person annehmen, so ist zu bemerken, 
jtomschen Grundsätzen auch eine so weit gehende 
in den Befugnissen des Papstes liegt. Denn der 
e divino die Befugniss , alle Prälaten und Dieuer der 
etzen und es besteht in der Kirche kein Wahlrecht 
cessione des apostolischen Stuhles. Ein solches Wahl- 
jus ecclesiasticum concessum seiner Natur nach revo- 
lediglich der Nutzen der Kirche entscheidet, folglich 
jiner blossen Einschränkung von Seiten des Verleihers 



irint sagt 1. c. cap. II. N. 34 : 

ipa etiam ad uiium certnm coaretare potest electiooem, cum 
idi in »ubditis non sit uiei proveniens a Sede Apostolica.« 
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Wenn nun . aber auch solche Einschränkungen der Wahlfrei- 
heit in den Befugnissen des Papstes liegen, so ist doch das Ver- 
hältniss der Regierungen zu den Capiteln, wie oben ad II. bereits 
nachgewiesen wurde, nach ganz andern Grundsätzen zu beurtheilen. 

Hier bleibt die Freiheit der Wähl als rechtliche Regel bestehen. 
Denn die Besetzung der Bischofsstühle ist nicht Sache der welt- 
lichen Macht. Diese hat darauf ex jure divino gar keinen und ex 
jure ecclesiaatico nur denjenigen Einfluss, der ihr vom Oberhaupte 
der Kirche eingeräumt wird, und eine solche Goncession ist als Pri- 
vilegium stricte zu erklären. 

Wenn daher beim letzten Kölner Wahlfalle der apostolische 
Stuhl eine Wahl zwischen Melchers und Haneberg nicht zuliess, 
sondern sich im Breve vom 26. Sept. 1865 für die Notwendigkeit 
des Verbleibens von mindestens drei Gandidaten auf der Liste er- 
klärte, so hat er nur sachgemäss entschieden, denn es handelte sich 
darum, die Wahlfreiheit des Capitels gegen einen wiederholten prin- 
cipiellen Versuch, der Exklusive des Landesherrn eine Ausdehnung 
zu geben, die ihr im Princip nicht zugestanden werden konnte, 
ohne der Wahlfreiheit der sämmtlichen preussischen Capitel Eintrag 
zu thun, in Schutz zu nehmen. 

Der Papst tritt durch eine Beschränkung des numerus suffi- 
ciens auf drei nach der Ansicht der Ganonisten der Wahlfreiheit 
nicht zu nahe , durch eine Beschränkung auf zwei wäre vermittelst 
des Kölner Falles ein Princip sanctionirt worden , welches nur in 
sehr seltenen Ausnahmefällen eine freie Wahl gestattet, der Regel 
nach aber zur Unfreiheit gefuhrt hätte. 

Bei der Posener Wahl handelte es sich dagegen nicht um 
dieses Princip, sondern nur um persönliche Eigenschaften der Can- 
didaten. 

Der apostolische Stuhl hat also in der Auslegung der ver- 
tragsmässigen Bestimmungen den Staaten gegenüber niemals eine 

Ferner eap. I. N. 15. 
»Sed respectu aliorum Praelatorum (i. e. Papa inferiorum) aut Mini- 
strorura Ecclesiae nollä electio est de jure divino, sed de jure ecclesia- 
atico, quoniam de jure divino habet summus Pontifex facultatem insti- 
tuendi quoscumque Praelatos et Ecclesiae Ministros, nullo jure existente 
in Ecclesiae ad eos eligendos, nisi ex sumxni Pontificis concessione et 
dispositione. 

Unde hoc tanquam principium supponendum est, quod orane jus eligendi 
vel Episcopos vel inferiores Praelatos est Ecclesiasticum a Sede Apostolica con- 
cewnm et ab ea revocabile, pront Pontifici convenire videtnr ad Ecclesiae uti- 
litatem.« 
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schwankende Praxis beobachtet, noch weniger ist er dem Wahlrechte 
der Capitel zu nahe getreten, wie Verfasser S. 69 unter Berufung auf 
die Wahl des Professors Schmidt für den Mainzer Stahl behauptet. 

In diesem Falle handelte es sich um die Bestätigung einer 
formell gültigen Wahl, ans der jedoch ein non Idoneus hervor- 
gegangen war. 

So richtig es ist, dasa ein rite Gewählter, wenn er idonens 
ist, die Bestätigung als ein Recht zu verlangen bat, so unbestritten 
steht es fest, dass der Papst nicht btos das Recht, sondern auch die 
Pflicht hat, einem Nichtgeeigneten , auch wenn er rite gewählt ist, 
die Bestätigung zu versagen. 

Ueber die Frage, ob ein Erwählter idonens und dignus ist 
oder nicht , hat der Papst allein zu artheilen and ist Niemandem 
darüber Rechenschaft schuldig. 

Schmidt war, wie aus dem als Anlage I. bei Sybel abgedruckten 
Breve vom 7. December 1849 erhellt, dem Papste durch zahlreiche 
und mannichfaltige, ebenso gewichtige als glaubwürdige Zeugnisse als 
völlig untauglich zur Verwaltung des bischoflichen Amtes bekannt, 
folglich durfte ihm die Bestätigung nicht ertbeilt werden. 

Aber nach Sybel hat der Papst dennoch durch die Nichtbe- 
stätijrung eines Vertragsbuchs sich schuldig gemacht, weil er die 
Bestätigung verweigerte ohne Anstellung eines förmlichen Infor- 
mativ-Processes. 

Ein Recht auf Abhaltung des Informativ - Processes und eine 
demselben gegenüberstehende Pflicht des Papstes, wenn er bereits 
informirt ist und nicht bestätigen will, dennoch einen solchen an- 
stellen zu lassen, existirt aber nicht. Will der Papst einen Candi- 
daten aus einem canonischen Grunde verwerfen, so kommt es auf 
die Art, wie er denselben erfahren bat, nicht an 1 ). 



1) Cf. Schulte, System des Allg. kath. Kirchen rechts II. 3. 234. 

Die gesetzlichen Bostim raun gen über den Inform.-Process sind enthalten 
in c. 3. X. de elect. I. 6. Conc. Trid. acsa. XXIV. cap. de ref. verglichen mit 
sess. XXII. c. 2. de ref. — Bulle Gregor'» XIV. »Onns apost. serritntia« (bei 
Richter nnd Schutte, Conc. Trid. S. 489 ff.) ■Instnetio partienlaris« unter 
Urban V1U. a. 1627 (ebendaselbst S. 4M ff.) Const Bened. XIV. .Gravissinram« 
vom 18. Januar 1757. Die Instructio partienlaris gibt die Art des Verfahrend 
rn. — Uebrigens hat der Scbmidt'sche Wahlfall einige Schriften Ober den In- 
formatiT-Process hervorgerufen . i. B. 

*/l- Lutterbeck, Der Informativ-Process. Giessen 1850; Die Mainter 
Biachoföwahl nnd der Informativ -Pro cese ; Der InformatiT-Process, eine kirchen- 
rechtliche Abhandlang; Beleuchtung der Schrift: Der Informativ-Proeess,« 
sammtlich Mainz 1860. 
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Auch die Bulle ad dorn. greg. cust. begründet keine Ver- 
pflichtung des Papstes, den Informativ -Process unter allen Um- 
ständen anstellen zu lassen , sondern nur die Verpflichtung, ihn, wo 
er erforderlich ist,. einem der Bischöfe der Kirchenprovinz oder einem 
Dignitar der Diöcese selbst zu übertragen. 

Wenn also der Papst die Wünsche mehrerer Mainzer Domherrn 
und die Bitten von »Landleuten und Bürgern« auf Einleitung des 
Informativ-Processes über Schmidt unbeachtet Hess, 90 war er im 
vollen Becht und der ungebührliche Ausfall des mit den canonischen 
Bestimmungen anscheinend unbekannten Verfassers, welcher mit 
Bücksicht auf den Verlauf dieser Angelegenheit behauptet, das von 
der Betheiligimg an der Bischofswahl zurückgedrängte Laien -Ele- 
ment habe mehr Achtung vor dem canonischen Rechte gezeigt, als 
der päpstliche Hof, richtet sich von selbst. Ebenso die bodenlose 
Verdächtigung , die Curie habe von Anfang an den Freiherrn von 
Ketteier auf den Bischofsstuhl von Mainz bringen wollen und zu 
diesem Zwecke ein verdecktes Spiel mit der Minorität des Mainzer 
Capitels gespielt. 

Noch weniger ist der Vorwurf begründet, der päpstliche Stuhl 
habe bei der letzten Kölner Wahl das Wahlrecht des Capitels 
unter nichtigen Vorwänden beseitigt. — 

Das Wahlrecht war bereits devolvirt als der Papst dennoch 
dem Capitel die Vorlegung einer anderweiten Liste gestattete. Wenn 
es dessenungeachtet nicht zur Wahl kam, so lag ja wie nachge- 
wiesen, die Schuld in dem erneuten Excess, den die Regierung in 
Ausübung der Eiclusive beging. Verfasser wirft der päpstlichen 
Curie S, 63 vor, sie habe die Wahl zwischen Melchers und Haneberg 
nur deshalb vereitelt, weil sie befürchtet, die Mehrheit der Stimmen 
könnte auf den in Born nicht beliebten Haneberg fallen, S. 32 be- 
richtet er aber selbst, auf Betreiben des Cardinalstaatssecretärs 
Antonelli und des preussischen Gesandten sei das Capitel aufgefor- 
dert worden, eine neue Liste aufzustellen mit der Insinuation, dass 
nur Haneberg, Hohenlohe und Peldram personae gratae seien. Der 
Papst würde nun wohl aber sicher seine Mitwirkung bei dieser In- 
sinuation versagt haben, wenn er den Abt Haneberg für den Kölner 
Stuhl nicht gewünscht hätte. — 

Zu solchen Widersprüchen führt es, wenn man den Boden dej: 
Thatsachen und des Rechts verlässt um Parteizwecken zu dienen. 

Bei Erörterung der weiteren Frage, ob die zwischen dem päpst- 
lichen Stuhle und den Begierungen vereinbarten Normen geeignet 
waren, allseitig genehme Wahlresultate zu erzielen und in wiefern 
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die vertragsmäßigen Grundsätze nach noch heut als zur Erreichung 
dieses Zieles dienlich angesehen werden können, erklärt der Verfasser 
sich zunächst gegen den jetzt in allen drei Rechtsgebieten gelten- 
den Modus der Besetzung der Bischofsstühle durch eigentliche Wahl, 
verbunden mit Vorlegimg einer Candidatenliste. 
Als Gründe führt er an: 

1. das allgemeine Bedenken, in wiefern Wahlcollegien von 
so engem Bestände, wie die Domcapitel, überhaupt zur 
Designation der Bischöfe geeignet seien, 

2. dass es misslich für die llegierung sei, durch Ausübung 
ihres Streichungsrechtes eine Censur über die betreffenden 
Candidaten zu üben. 

3. dass es bei den hervorragenden Eigenschaften, die von 
einem Bischof verlangt würden, schwielig sei, eine ganze 
Liste von Candidaten, auf welcher mindestens drei belassen 
werden müssten, aufzustellen, zumal in der oberrheinischen 
Kirchenprovinz, wo mau auf den Diöcesanklerua beschränkt 
sei, 

4. dass es in der Natur der Sache begründet sei, dass ein 
Wahlcollegium von 6 bis 8 (!) Mitgliedern zunächst sein 
Augenmerk nicht auf eine grössere Anzahl ernstlich ge- 
meinter Candidaten richten, sondern in der Begel eine be- 
stimmte Person ins Auge fassen werde, oder höchstens in 
zwei oder drei Meinungen gespalten sein werde, 

5. dass leicht Combinationeu entstehen konnten, durch welche 
zwei oder drei Stimmberechtigte durch Zersplitterung ihrer 
Stimmen oder Benennung aussichtsloser Candidaten die 
Wahl eines wirklich geeigneten Mannes unmöglich machen 
konnten. 

Diese Erwägungen führen ihn zu dem Schlüsse, dass es für 
die Capilel besser sei, das Listenverfahren ganz fallen zu lassen und 
sich mit der Kegierung über eine bestimmte, dem Laudesherrn ge- 
nehme Person zu verständigen. 

Wir können das Bedenken ad 1. nicht theileu, sondern halten 
eine Ansahl ton 5 bis 20*), durch Erfahrung gereifter und mit 
den Diöcesanverhältnissen vertrauter Männer für relativ am besten 
qaalißeirt, die für den vacanlen Bischofssttthl geeignetste Persönlich- 
keit eu ermitteln, vorausgesetzt, dass sie von fremdartigen und un- 
kirchlichen Beeinflussungen sich frei zu halten wissen. Dafür kön- 

1) So stellen sich die Zahlen der Capitelamitglieder nach den Circum- 
scriptionsbollen. 
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nen grade die mit grosser Freiheit vollzogenen neueren Wahlen als 
Eelag angeführt werden. 

Der zweite Punkt ist von gar keiner Bedeutung. Wo es sich 
um wichtige Interessen handelt, wird sich eine Regierung nicht 
durch so kleinliche Bücksiebten leiten lassen. Andrerseits ist es 
Voraussetzung, dass nur aus gerechten und erheblichen Gründen 
von der Exclusive Gebrauch gemacht werde. 

Ad 3. wird die Schwierigkeit der Aufstellung geeigneter Can- 
didaten zugegeben. Daraus folgt aber, dass die Regierung von ihrer 
Exclusive nur einen maassvollen Gebrauch machen darf und dass 
beliebige Ergänzungen der Wahlliste ausgeschlossen sind. 

Die Folgerung, welche der Verfasser ad 4. aus der Natur der 
Sache glaubt ziehen zu können, scheint uns eine sehr willkürliche 
zu sein. 

Wo das Listen verfahren angewendet wird, ist es den Capiteln 
zur Pflicht gemacht, die Idonei auszumitteln und auf die Liste 
zu setzen. 

Der Fall ad 5. könnte aber nur vorkommen, wenn dieCapitel 
pflichtwidriger Weise einen oder mehrere non idonei auf die Liste 
setzten. Pflichtwidrigkeiten aber sind nicht zu präsumiren, sie kön- 
nen höchstens als seltene Ausnahmen vorkommen. 

Wir können also die Unzweckmässigkeit des Wahl- und Listen- 
verfahrens in keiner Weise zugeben. Wo dabei Uebelstände hervor- 
getreten sind, haben dieselben nach unserer Erfahrung in Ueber- 
griffen der Regierung, namentlich in dem Bestreben, die Wahlen 
der Capitel zu Scheinwahlen herabzudrücken und die vertragsmässig 
moderirte Exclusive des Landesherrn in ein absolutes Veto zu ver- 
kehren, ihren Grand gehabt. 

Dieselben zu vermeiden liegt ganz und gar in der Hand der 
Regierung. Sie werden damit nur ihrem eigenen Interesse dienen. 

Die Besetzung der Bischofsstühle im Wege der Verständigung 
mit den Regierungen über eine bestimmte, dem Landesherrn positiv 
genehme oder gar von ihm gewünschte Person läuft dem vertrags- 
mässigen Rechte direct zuwider, wie oben ausführlich nachge- 
wiesen ist. 

Kein Vorwurf ist unbegründeter, als dass sich die römische 
Curie von den Verträgen losgesagt und Forderungen gestellt habe, 
die darauf abzielten, die den Landesherrn in Wahrheit eingeräumten 
Rechte illusorisch zu machen. 

Die Geschichte der Bischofswahlen seit Erlass der Circumscrip- 
tions- und Erectionsbullen liefert den klaren Beweis, dass es die 
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Regierungen waren, welche durch Eingriffe in die Wahlfreiheit der 
Capitel das vertragsmässige Recht zum Schaden der Kirche nach 
ihren Wünschen umzugestalten strebten und dadurch zahlreiche Con- 
flicte hervorriefen, und dass der apostolische Stuhl sich nur darauf 
beschränkt hat, das Recht der Kirche im R-incip zu wahren, wäh- 
rend die Praxis in concreten Fällen eine möglichst entgegenkom- 
mende war. 

Nach der Ansicht des Verfassers bestand freilich das vertrags- 
mässige Recht darin, dass die Capitel die Bischöfe der katholischen 
Kirche nach dem Dictat der protestantischen Regierungen zu wäh- 
len hatten. Darin bestand auch die Unabhängigkeit der Capitel, 
die ihnen verloren gegangen sein soll, als sie anfingen, sich von dem 
Einflüsse der Regierungen zu emancipiren und ihrem Wahleide und 
ihrer Pflicht gemäss, nach ihrer eignen Ueberzeugung und den Vor- 
schriften der Kirchengesetze, ohne Menschenfurcht die Würdigsten 
zu wählen. Da auf einmal sollen sie sich zu Vollstreckern päpst- 
licher Machtgebote herabgewürdigt haben. 

»Wie in allen anderen Beziehungen,« sagt der Verfasser, »so 
ist auch hinsichtlich der Dom capitel das Princip vollständiger Ab- 
hängigkeit von dem päpstlichen Stuhle zur Geltung gekommen und 
hat schliesslich für Episcopat uud Capitel in der Proclamirung des 
Unfehlbarkeitsdogmas auf das Unzweideutigste seine Vollendung ge- 
funden.« 

Also auch bei den Bischofswahlen muss das Unfehlbarkeits- 
dogma herbalten, um von liberalen Fanatikern als Impuls für wei- 
tere Oewaltacte gegen die Kirche benutzt zu werden. 

»Welche Stellung,« fragt der Verfasser, »soll der Staat ein- 
nehmen, nachdem die Kirche sich von den Verträgen losgesagt, und 
die Kirchenverfassung in jüngster Zeit vollständig umgestaltet wor- 
den ist. — Denn von der grösstejp Erheblichkeit für das ganze Ver- 
hältniss ist doch die Frage, ob die Capitel das ihnen vom Staate 
zuerkannte Wahlrecht nach Massgabe ihrer rechtlichen Ueberzeugung 
(die aber nach den Befehlen des Staats sich zu richten hat) oder 
als willenlose Beamte eines ausländischen Kirchenfürsten ausüben.« 

Der Verfasser lässt es dahin gestellt, ob es mit den staat- 
lichen Interessen vereinbar ist, dass die Domcapitel das Wahlrecht 
behalten. Natürlich kann es ihnen der Staat nehmen, denn nach 
S. 75 haben sie es ja vom Staate verliehen erhalten, was eine ebenso 
wahre Behauptung ist, wie die, dass die Kirche die bestehenden Ver- 
träge gebrochen habe. 

»Jedenfalls kann der Staat von der Uebereinkunft mit Rom 
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sich lossagen und die Angelegenheit der Besetzung der Bischofs- 
stahle im Wege der Gesetzgebung regeln,« 

Der moderne Staat kann ja bekanntlich Alles, warum sollte 
er nicht auch ein Gesetz machen können, welches die Bischofswah- 
len nach dem altkatholischen Muster in. die Hände von Deputirten 
der Gesammtheit der Geistlichkeit und des Volkes legt 

Vielleicht gelänge es dann, die preussischen Bischofsstuhle mit 
jansenistischen Bischöfen ä la Hubertus Beinkens zu besetzen. Man 
brauchte ja nur die Alt- und die Staats-Katholiken in die Wahlen 
zu treiben und beim selbstverständlichen Ausbleiben der Geistlich- 
keit und der rechtgläubigen römischen Katholiken durch sie allein 
die Wahl vollziehen zu lassen. 

Oder man macht einfach ein Reichs-Gesete, wodurch dem 
Reichskanzler für das Reich, oder Staaisgesetse , durch welche den 
deutschen protestantischen Fürsten für ihre Territorien das Recht 
der Bischofsernennung beigelegt wird. Dann wäre der Erfolg, die 
Bischofsstühle mit Alt- oder Staate-Katholiken zu besetzen, ja noch 
sicherer zu erreichen, zumal durch die Practicirung der modernen 
Staatsgesetze auch rasch für Vacanzen gesorgt werden könnte. 

Der moderne Staat ist ja omnipotent und nichts ist leichter, 
als in den Parlamenten eine Majorität von Gesinnungstüchtigen zu- 
sammentreiben, durch welche jedes beliebige und zur Unterdrückung 
der katholischen Kirche geeignete Gesetz zu Stande gebracht wer- 
den kann. — 

Herr von Sybel hat seine Vorsicht in dem Anhange seiner 
Schrift auch auf die Goadjutoren cum jure sueeedendi und auf die 
Bisthumsadministratoren ausgedehnt. 

In Bezug auf die Goadjutoren hat der apostolische Stuhl es 
niemals in Frage gestellt, dass den Regierungen ein, ihrem Rechte 
bei den Bischofswahlen adaequater Einfluss zuzugestehen ist. 

Dieser Einfluss ist ihnen um so sicherer, als die Bestellung 
eines Coadjutors sich, wenn auch die Capitel darüber zu hören sind, 
doch nur im Wege der diplomatischen Verhandlung mit dem aposto- 
lischen Stuhle erreichen lässt. 

Die Bisthumsadministratoren oder Gapitelsvicare sind dagegen 
seit Einführung der Verfassung wenigstens in Preussen von den 
Capiteln ohne Mitwirkung der Regierungen bestellt worden. 

Der Verfasser hält, um der Staatsgewalt den erforderlichen 
Einfluss auf die Besetzung der Bischöflichen Stühle zu sichern, ent- 
sprechende Garantien für die Auswahl der Bisthumsverweser für 
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nothwendig. Hierbei weist er auf den tatsächlichen Zustand in 
Frei bürg. 

Welcher Art diese Garantien sein sollen, ist nicht gesagt, es 
liegt ja aber auf der Hand, dass wenn der Staat die Besetzung 
der Biscbofsstühle gesetzlich regelt, die Frage, in welcher Weise 
das Interregnum bis zur Wiederbesetzung eines bischöflichen Stuhles 
zu regeln ist, dabei mit ihre Erledigang finden würde, üeber das 
>wie*. werden die Theoretiker und Praktiker des modernen Staats- 
kirchenrechts sich keine Sorge machen. Ist der Staat omnipotent, 
so kann nötigenfalls der Ober-Frösidenl ja auch Bisthumsadmini- 
strator sein. 
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IV. 

Die Abweisung der Klage des Bischofs von Ermland wegen 

der Temporalien-Sperre. 0873). 

I. Im Nachfolgenden (nach der Germania 1873 Nr. 184) die 
Aktenstücke, betreffend die Klage des Hrn. Bischofs von Ermland 
gegen den Fiscus: 

1. 

Berlin, am 15. März- 1873. 
Klage des Bisthums Ermland, vertreten durch den Bischof Dr. 

Krementz in Frauenburg, Klägers, 

gegen 

den Fiscus, vertreten durch den Herrn Cultusminister, Verklagten, 

die Dotation des klagenden Bisthums betreffend. 

Zur Aufrechterhaltung der dem Bisthum Ermland zustehenden 
Vermögensrechte und zur Beseitigung der vom Verklagten ausge- 
henden Eingriffe in dieselben, sieht sich der zeitige Inhaber des 
bischöflichen Stuhles genöthigt, die Hilfe der Gerichte anzurufen. 

Dabei ist zunächst über die vermögensrechtliche Stellung des 
Bisthums Folgendes anzuführen. 

Bekanntlich wurde das Bisthum Ermland bei der ersten Thei- 
lung Polens im Jahre 1772 der Krone Preussens zugetheilt. Diese 
versäumte nicht, sowohl im Besitzergreifungspatent vom 13. Sept. 
1772 (Lenum, westpreuss. Prov.-Recht Einl. S. 75) als auch im 
Warschauer Tractat vom 18. September 1773 Art. VIII. (Leman 
1. c. S. 118. Laspeyres, Gesch. u. Verf. der kath. Kirche Preussens 
S. 438) das Versprechen abzugeben, dass sie die neuen Unter thanen 
bei ihren Besitzungen und Bechten schützen wolle. Diesem Ver- 
sprechen gemäss wurde auch eine Säcularisation der geistlichen Gü- 
ter nicht vorgenommen. Dagegen ergingen die Gabinetsordres vom 
1. und 2. November 1772 (Abschriften liegen in A. an 1 ), durch 
welche die Güter des Bischofs wie. des Domcapitels staatsseitig in 
Administration genommen wurden, dergestalt, dass nach Abzug der 
auf 50 püt. festgesetzten Grundsteuer der Rest des Reinertrages den 
Eigenthümern ausgezahlt wurde. (Laspeyres 1. c. S 446). 

1) Die zahlreichen und ausgedehnten Anlagen können wir selbstverständ- 
lich nicht wiedergehen. D. R. 
Archiv für Rlrchenrecbt. XXXI. 8 
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Als das hiernach für die mensa episcopalis entfallende Bein- 
erträgniss der bischöflichen Güter wurden vom Staat an die bischöf- 
liche Casse anfangs 24,045 Thlr. 12 Sgr. 7 Pf. ausgezahlt Durch 
die Cabinetsordrea vom 22. December 1803 und 20. Februar 1804 
wurde die Competenz des bischöflichen Stuhles auf 20,000 Thlr. 
herabgesetzt, und späterhin mit 200 Thlr. jährlich ein Gehaltszu- 
sohuss für den königlichen Residenten in Rom abgezogen, so dass 
das Jahreseinkommen, welches dem bischöflichen Stuhl aus den ad- 
ministrirten Gütern vom Staat gezahlt wurde, 19,800 Thlr. betrug. 
(Bsweisanlage B.) 

In dieser Lage der Sache erging die Bulle De salute anima- 
rum d. d. Born 16. Juli 1821, sanctionirt und publicirt durch die 
Königliche Cabinetsordre vom 23. August 1821 (G.-S. p 113). Be- 
züglich der Compttenz des Bistbums Ermland sagt die Bulle im 
Paragraphen Similes autem (al. 43 s. f.) Folgendes: 

Quod vero ad Warmiensis episcopalis mensae dotationem 

pertinet, firrais bonis ac redditibus, quibus actu illa mensa 

gaudet, nihil in praesens innovandum esse declaramus, sed ali- 

quando ad aliarum in Begno Borussico mensarum normam 

apostolica interveniente auctoritate fore conformandam. 

Es wurde sonach nicht nur von Seiten der Kirche, sondern 
auch von Seiten des den kirchlichen Erlass sanctionirenden Staates 
anerkannt, dass der Bischofsstuhl von Ermland Güter und festes 
Einkommen besitze, und angeordnet, dass an diesen Verhältnissen 
vor der Hand — bis die päpstliche Autorität eine andere Einrich- 
tung treffe — nichts geändert werden solle. 

Damit hatte — wenn es dessen noch bedurfte — das Recht 
des Bisthums auf eine vom Staate zu beziehende Jahresrente von 
19,800 Thlr. gesetzliche Anerkennung erlangt. 

Ueber die in der citirten Stelle in Aussicht genommene ander- 
weite Regelung der Einkünfte des klagenden Bisthums wurden nach 
dem Tode des Bischofs Joseph von Hohenzollern (1835) die Ver- 
handlungen zwischen dem Papst und der Staatsregiernng eröffnet. 
Sie fanden ihren Abschluss zunächst in dem Consistorialdecret »Pro- 
vidam« vom 6. August 1855, (Anl. C.) in dem Dotationsetat vom 
12. Mai 1860, (Anl. D.) welcher dein damaligen Bischof von Erm- 
land mit dem in Anl E. anliegenden Schreiben zugefertigt wurde. 

Beweis dieser Thatsachen wird geführt durch den Dotations- 
etat (Anl. D.), durch die im Besitz des Gegners befindlichen — wie 
dieser eidlich nicht leugnen wird — und von diesem vorzulegenden 
Acten, betreffend die Verhandlungen über Dotirung des Bisthums 
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Ermland, welche Acten insbesondere die landesherrlich unterzeich- 
nete, von den Ministern der Finanzen und der geistlichen Angele- 
genheiten gegengezeichnete Dotationsurkundo enthalten. 

Durch den erwähnten Dotationsetat, welcher, wie das Decret 
Providam, zugleich die für das Capitel und die Kirchenfabrik be- 
stimmten Einkünfte mit umfasst, wurde die in 'der Bulle De Salute 
staat sseit ig gegebene Zusage, die prcussischen Bisthümer entspre- 
chend zu dotiren, bezüglich des Bisthnms Ermland erfüllt, — wenn 
auch freilich in sofern nicht in vollem Umfang, als die zugesagte 
Kadicirung der Einkünfte auf die Staatswaldungen unterblieb. 

Das klagende Bisthum erwarb sonach aui Grund des Dota- 
tionsetats einen Anspruch auf Auszahlung des darin ihm zugesicher- 
ten Gesammtbetrags von jährlich 18,505 Thlr. 20Sgr. 11 Pf. (Ein- 
nahmetitel VII. pos< la.) Auf diesen Betrag würde aber das Bis- 
thum, selbst abgesehen vom Dotationsetat, und wenn man in diesem 
nicht die in der Bulle De salute vorgesehene, vertragsmäßige Re- 
gelang der Dotationsangelegenheit zu erblicken hätte, auch schon 
um deswillen einen rechtlichen Anspruch haben, weil die — wie 
erwähnt — in der gedachten Bulle (§. 5. »Similes«) dem Bisthum 
gesetzlich garantirten Einkünfte 19,800 Thlr., also mehr als die 
Dotationssumme , betrugen, mithin das Recht aus der Bulle den 
Dotationsbetrag mehr als deckte. 

Nach Zustandekommen des Etats kam die Staatsregierung durch 
die Regierungshauptcasse in Königsberg ihren Verpflichtungen pünkt- 
lich nach. Dieselben erhielten dann noch eine besondere Anerken- 
nung und Bestätigung durch das bei Wiederbesetzung des bischöf- 
lichen Stuhls ergangene allerhöchste Rescript vom 1. Mai 1808, 
demzufolge der neuantretende Bischof »in den Besitz der mit dem 
Bisthum Ermland verbundenen Temporalien, wie solche in dem für 
die Verwaltung desBisthums ertheilten Etat ausführlich ausgedrückt 
und benannt worden sind,« gesetzt wurde. Beweis: Anl. F. 

Im Jahre 1872 jedoch ist dieser Besitz gestört, der Bezug der 
Temporalien gesperrt worden. 

Zunächst wurde durch ein Rescript des Herrn Cultusministers 
Dr. Falk vom 25. September 1872 dem Herrn Bischof Dr. Krementz 
angekündigt, dass die für dessen Unterhalt aus den Mitteln des Staats 
bisher geleisteten Zahlungen bis auf Weiteres eingestellt werden 
sollten. Der mit Ausfuhrung (Jieser Anordnung beauftragte Ober- 
Präsident der Provinz Preussen erliess sodann den Beschluss vom 
1. October 1872 (Anl. 9), und auf eine diesseitige Gegenvorstellung 
weiter den Beschluss vom 19. October 1872 (Anl. H. I.) 

8* 
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Das Recht des klagenden Bisthnms ist hiernach in zweifacher 
Weise geschädigt: einmal durch gänzliche Vorenthaltung des für 
den zeitigen Bischof bestimmten Jahresbetrages von 9000 Thlrn., 
sodann durch die Weigerung, den Restbetrag der Dotation des 
bischoflichen Stuhls an die Bisthumscasse anders auszuzahlen, als 
nach vorgängiger Beibringung von Specialquittungen oder Special- 
vollmachten der einzelnen Personen oder Institute , für welche die 
betreifenden Etatspositionen bestimmt sind. Nach dem klaren Wort- 
laute der Dotationsurkunde sowohl als der einschlagenden Stelle der 
Bulle De salute animarum ist die Dotation nicht den einzelnen am 
Bisthum fungirenden Personen nnd nicht den einzelnen mit dem- 
selben verbundenen Instituten, sondern dem Bisthum selbst gewährt. 
Nur mit diesem, nicht mit jenen steht der Staat in Obligation, and 
nur an dieses, nicht an jene ist er daher zur Zahluug so verpflich- 
tet wie berechtigt. 

Die dargestellten Eingriffe in die Bechtsspliäre des bischöf- 
lichen Stuhles entbehren jeden Bcchtsgrundes. Wenn insbesondere 
ein Schreiben des Herrn Cultusministers vom 25. September 1872 
angeführt wird, der zeitige Inhaber des Bigthums habe sich mit der 
Landesgesetzgebung in Widerspmch gesetzt, so kann die Klageschrift 
darauf beschränkt werden , diesen Vorwurf als rechtlich und that- 
sächlich der Begründung entbehrend zu bezeichnen. Auf eine nähere 
Widerlegung desselben einzugehen, dürfte erst dann am Platze sein, 
wenn aus der demnächstigen Klagebeantwortung sich ergeben haben 
wird, ob überhaupt dem klagenden Bisthum gegenüber auf jenen 
Vorwurf eine Einrede gestützt werden soll. 

Es wird schliesslich gebeten, den Verklagten zu verurtheilen, 

a. die am 1. October 1872 und am 1. Januar 1873 mit je 
2250 Thlr. fälligen Beträge, nach Tit. I. A, 1 der Ausgabe 
des Dotationsetats zur Unterhaltung des Bischofs bestimmt, 
sowie 

b. die an denselben Tagen fällig gewesenen Entschädigungen 
für Abgaben und Lasten der bischöflichen Amtswohnungen 
(Dotationsetat Tit. VI. Nr. 1 uud 15 mit 10 Thlr. 3 Sgr. 
7 Pf. und zwar 

c. alle diese Beträge nebst Verzugszinsen zu 5pCt. von den 
Fälligkeitstagen an die Casse des Bisthums zu entrichten, 
endlich 

d. die Kosten dieses Processes zu entrichten. 

Der Rechtsanwalt 
gez. Ftnner. 
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2. 

Verfügung in Sachen Ermland contra Fiscus. 

E. 93. 73. III. 

Die Ansprüche, welche das klagende Bisthum gegen den Kö- 
niglichen Fiscus erhebt, sind begründet auf die Bulle De salute 
animarum. 

Diese enthält in Bezug auf die Ausstattung der katholischen 
Bisthümer, Domcapitel und andere kirchlichen Institute eine Ver- 
einbarung des päpstlichen Stuhles mit der preussischen Regierung, 
welche nur völkerrechtliche Verträge zwischen beiden Regierungen 
hegrunden, aber den auszustattenden Instituten ein Klagerecht gegen 
den Staatsschatz nicht gewähren. 

Das klagende Bisthum ist daher auf Grund jener Vereinbarungen 
zur selbstständigen Klage nicht legitimirt. 

Das unterzeichnete Gericht ist aber nicht competent, über den 
Umfang und die Erfüllung jener Vereinbarungen zu befinden, da die 
Grenzen der Competenz der preussischen Gerichte durch §. 1. der 
Einleitung zum AI lg. LR. und durch §. 1 der Einleitung der Allg. 
Gerichtsordnung bestimmt sind, welche eiue Ausdehnung auf Staats- 
verträge nicht gestatten. 

Die Klage kann daher nicht eingeleitet werden. 

P. Q. 4 Tblr. für die Zurückweisung haben sie binnen 14 Ta- 
gen bei Vermeidung der Execution an unsere Salariencasse zum 
Conto: 2a. Nr. 12497 zu zahlen. 

Berlin, den 9. März 1873. 
Königliches Stadtgericht, Abtheilung für Civilsachen 

Processdeputation IIT. 
(L. S.) Beglaubigt: Leonhardt, Kanzleivorsteher. 

An den Herrn Rechtsanwalt Fenner. 

3. 

Beschwerde in Sachen des Bisthums Ermland, Klägers 

gegen 

den Königlichen Fiscus, Verklagten. 

Gericht erster Instanz: Königliches Stadtgericht, hierselbst. 

Namens des Bisthums Ermland erhob dessen zeitiger Inhaber, 
Bischof Dr. Krementz, gegen den Herrn Cultusminister als Vertreter 
des Königlichen Fiscus beim Königlichen Stadtgericht hierselbst 
Klage auf Auszahlung gewisser am 1. October v. J. und am 1. Ja- 
nuar d. J. fälligen Beträge. Zur Begründung des Anspruchs wurde 
im Näheren dargelegt, dass das klagende Bisthum bis zum Jahre 
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1821 auf Grund der Allerhöchsten Ordres 1. und 2. November 1 772 
als Erträgniss der vom Staat in Verwaltung genommenen Besitzungen 
des Bisthums jährlich eine gewisse Summe, zuletzt 19,800 Thlr. be- 
zogen, dass die als preußisches Gesetz publicirte Bulle De salute 
animarum vom 16. Juli bezw. 23. August 1821 in AI. 43 (§. Similes 
autem) den Anspruch des Bisthums auf diese Rente ausdrücklich 
sanctionirt, dass endlich der Allerhöchst vollzogene Dotationsetat 
vom 12. Mai 1860 die Jahresrente des Bisthums auf 18,505 Thlr. 
20 Sgr. 11 Pf. anderweit festgesetzt habe. Nachdem diese Behaup- 
tungen urkundlich belegt waren, fuhr die Klage fort: »Durch 
den erwähnten Dotationsetat wurde die in der Bulle De salute Staats- 
seitig gegebene Zusage, die preussischen Bisthümer entsprechend zu 
dotiren, bezüglich des Bisthums Ermland erfüllt — - wenn auch frei- 
lich insofern nicht in vollem Umfang, als die zugesagte Radiciruug 
der Einkünfte auf die Staatswaldungen unterblieb. — Das klagende 
Bisthum erwarb sonach auf Grund des Dotationsetats einen Anspruch 
auf Auszahlung des darin ihm zugesicherten Gesammtbetrags von 
jährlich 18,505 Thlr. 20 Sgr. 11 Pf. - Auf diesen Betrag würde 
aber das Bisthum, selbst abgesehen vom Dotationsetat, und wenn 
man in diesem nicht die in der Bulle De salute vorgesehene ver- 
tragsmäßige Regelung der Dotationsangclegenheit zu erblicken hätte, 
auch schon um deswillen einen' rechtlichen Anspruch haben, weil die 
in der gedachten Bulle (§. >Similesc) dem Bisthum gesetzlich ga- 
rantirten Einkünfte 19,800 Thlr., also mehr als die Dotationssummo 
betrugen, mithin das Recht aus der Bulle den Dotationsbetrag mehr 
als deckte, c 

Das Genauere über den Inhalt der Klageschrift bitte ich aus 
den einzuziehenden Acten des Königlichen Stadtgerichts ersehen zu 
wollen* 

Durch das in A anliegende Decret vom 19. v. M. versagte 
das Stadtgericht die Einleitung der Klage. 

Gegen dieses Decret führt Kläger nunmehr durch den zu den 
Acten erster Instanz legitimirten Anwalt Beschwerde mit der Bitte, 
dem Königlichen Stadtgericht die Einleitung der Klage auf- 
geben zu wollen. 

Zur Rechtfertigung dieser Beschwerde wird bemerkt: 

Daß Stadtgericht fasst die Klage und ihre Grundlage irrig 
auf. Es sagt zunächst, die Klage sei auf die Bulle De salute ani- 
marum gegründet. Dabei wird übersehen, dass nicht nur auf diese 
Bulle in ihrem §. Similes, sondern vornehmlich auf den Dotation*- 
eiat vom 12. Mai 1860 der Klageanspruch gestützt ist. Dieser Etat 
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wird vom Stadtgericht merkwürdiger Weise ganz mit Stillschweigen 
übergangen. Im zweiten Satz des angefochtenen Decrets ist sodann 
als entscheidend hingestellt, dass die erwähnte Bulle den auszustatten- 
den Instituten ein Klagrecht gegen den Staatsschatz nicht gewähre. 
Auch hier scheint ein Irrtimm über die Tendenz der Klage obzu- 
walten: Das klagende Bisthum stellt sich nicht als ein eist auszu- 
stattendes Institut dar, sondern es macht gelten^ , " dass es bereits 
ausgestattet sei, und klagt daher nicht auf, sondern aus Dotation, 

Die Entscheidungsgründe des ersten Richters sind daher für 
den vorliegenden Fall gar nicht zutreffend. Wenn denselben, wie 
es den Anschein hat, das in den Entscheidungen, Bd. 19, S. 409 ff. 
abgedruckte Obertribunalserkenntniss zu Grunde gelegt wurde, so 
ist eben übersehen, dass der damalige Fall mit dem hier vorliegen- 
den so gut wie keine Aehnlichkeit hat. Damals machte ein Dom- 
capitel Vermögensrechte geltend , welche ihm zur Zeit der Bulle 
noch nicht zugestanden, deren Gewährung erst in der Bulle ver- 
sprochen war; hier handelt es sich um Vermögensrechte, welche als 
Ausfluss des Privateigentums des Bisthums an seinen vom Staat 
administrirten liegenden Gütern schon längst vor der Bulle bestan- 
den und itf dieser ausdrücklich als bestehend , als »festes Einkom- 
men (cf. officielle Uebersetzung des §. Similes) anerkannt und ga- 
rantirt wurden. Daraals sollte durch die Klage erst die Erth eilung 
der Dotation erzwungen werden; hier ist die Dotation vom Staate 
bereits freiwillig ertheilt worden, und es handelt sich darum, die 
ans diesem Dotationsvertrag erwachsenen Rechte zur Geltung zu 
bringen. Diese Unterschiede und ihre Erheblichkeit liegen so klar 
und offen zu Tage, dass sie wohl nicht hätten übersehen werden 
sollen. — 

Fasst man aber jene Unterschiede ins Auge, so ergibt sich, 
dass die erwähnte höchstrichterliche Entscheidung nicht gegen, son- 
dern für den vorliegend erhobenen Klaganspruch spricht Das Ober- 
tribunal fuhrt nämlich aus, dass das damals klagende Domcapitel 
aus der Bulle De salute deshalb ein Privatrecht nicht ableiten könne, 
weil die eine neue Organisation der katholischen Kirche des Landes 
betreffenden Bestimmungen der Bulle ihrer Natur nach nicht, wie 
sonst bei neuen Gesetzen gewöhnlich sei, sofort mit der Publication 
die Grundlage neu entstehender Privatrechte werden können, son- 
dern erst der Ausführung bedürfen. Erst wenn die einzelnen In- 
stitute die ihr gebührende Ausstattung zugewiesen erhalten hätten^ 
wäre der Staatsschatz zum Schuldner geworden. 

Diese Grundsätze auf den vorliegenden Fall angewandt, ergibt 
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sich zunächst die Klagbarkeit des Anspruchs aus dem §. Similes. 
Denn diese Bestimmung enthält lediglich die gesetzliche Anerken- 
nung des bestehenden Rechtszustandes und bedurfte keiner Aus- 
fuhrung. Aber — und dies dürfte jedenfalls entscheidend sein — 
auch die Zusage anderweiter Beguliruug des Einkommens des kla- 
genden Bistb ums bedarf keiner Ausführung mehr: sie ist ausgeführt, 
der Dotationsetat vom 12. Mai 1860 enthält die Ausstattung. 

Dass er dieselbe nicht in der von der Bulle vorgesehenen Ge- 
stalt, als eine auf die Staatswaldungen radicirte Rente gewährt, ist 
unerheblich; nur auf die Thatsache der Ertheilung der Dotation, 
nicht auf die Frage, in welcher Form sie ertheilt ist, kann es an- 
kommen. Das erwähnte Präjudiz steht daher der vorliegenden 
Entscheidung des Stadtgerichts geradezu entgegen, wie denn aach 
das Erkenntniss des Gerichtshofs für Entscheidung der Competenz- 
Conflicte vom 11. März 184S (Justiz - Ministerialblatt von 1848, 
S. 184) den Rechtsweg für zulässig erachtet hat, als es sich darum 
handelte, ob das damals klagende Domcapitel durch die Bulle De 
salute einen privatrechtlichen Anspruch auf die etatsmässige Zu- 
schusssumme erworben hatte. 

Das Stadtgericht hat daher der erhobenen Klage mit Unrecht 
die Mittheilung versagt; um so mehr, als notorisch der Streit zwi- 
schen dem klagenden Bischof und der Königlichen Staatsregierung 
auf einem ganz anderen Gebiete sich bewegt, und kaum zu erwarten 
steht, dass Verklagter gegen die Zulässigkeit des Rechtsweges dem- 
nächst überhaupt einen Einwand erheben würde. 

Es wird sonach gehorsamst gebeten, . 

unter Aufhebung der angefochtenen Verfügung dem König- 
lichen Stadtgericht die Einleitung der Klage aufzugeben. 

Berlin, den 3. April 1873. 

Der Rechtsanwalt, 
gez. Fenner* 

4. 

In Sachen des Bisthums Ermland wider den Königlichen Fis- 
cus wird die von Ihnen gegen die abweisende Verfügung des König- 
lichen Stadtgerichts hier vom 19. v. Mts. unterm 3. d. Mts. erhobene 
Beschwerde als unbegründet zurückgewiesen. 

Wenn es auch richtig ist, dass sich die Klage nicht allein 
auf die Bulle »De salute animarunw stützt, so ist dieselbe doch 
aus einem Privatrechtsverhältnisse, welches zur Competenz der Ge- 
richte gehörte, nicht genügend substantiirt. 
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Die Bulle »De salute animarum« kann, als ein päpstlicher 
Erlass, an sieb nicht geeignet erscheinen, Privatrechte gegen den 
Staat zu begründen. Die Allerhöchste Cabinetsordre vom 23. August 
1821 ertheilt den Bestimmungen der Bulle die landesherrliche Sanc- 
tion und macht sie dadurch »in Betreff der Einrichtung, Aus- 
stattung und Begrenzung der Erzbisthümer und Bisthümer der ka- 
tholischen Kirche des Staatsc zur giltigen Norm für die katholische 
Kirche in Freuss$n, indem sie ausdrucklich bestimmt, dass die in 
der Bulle enthaltenen, auf vorhergegangenen Verabredungen dem 
wesentlichen Gehalte nach beruhenden Verfügungen als bindendes 
Statut etc. von Allen, die es angehe, zu beobachten seien. 

Von einer seitens des Staats übernommenen Verpflichtung ist 
in der Allerhöchsten Cabinetsordre nicht die Rede, und könnte solche 
daher lediglich aus den vorhergegangenen diplomatischen Verhand- 
lungen entnommen werden, wäre alsdann aber völkerrechtlicher Natur 
und nicht Gegenstand eines Rechtsstreits (cf. das Erkennt, des Ge- 
richtshofes z. Eutsch. der Competenzconfl. vom 13. November 1838, 
Minist.-Bl. 1859 p. 155). Die Sanction ist nur »kraft der König- 
lichen Majestätsrechte und unbeschadet dieserc ertheilt und daher 
nnr ein Act des jus majestatis circa sacra, woraus für Dritte ein 
klagbares Privatrecht nicht herzuleiten ist. 

In Beziehung auf den bischöflichen Tisch von Ermland ist 
aber auch in der Bulle nichts festgesetzt, sondern nur gesagt, der 
Stuhl besitze Güter und festes Einkommen, weshalb vor der Hand 
keine Veränderung stattfinden solle. Seiner Zeit werde jedoch eine 
ähnliche Einrichtung, wie in Betreff der übrigen Stuhle getroffen 
werden. 

Wenn nun auch durch das Gonsistorialdecret »Providam« d. d. 
Rom den 9. August 1855 specielle Anordnungen über die Höhe 
der Dotationen der einzelnen Stellen beim bischöflichen Stuhle zu 
Ermland getroffen sein mögen, so geht aus diesen doch in keiner 
Weise eine Verpflichtung des Fiscus zur Zahlung der Gehälter 
hervor. 

Ob in dieser Beziehung der römischen Curie gegenüber ander- 
weitige Verpflichtungen übernommen sind, das ist nicht behauptet 
und nicht Gegenstand der Beurtheilnng. 

Auch in dem Dotationsetat vom 12. März 1860 kann eine 
solche Verpflichtung nicht gefunden werden, da in Beziehung auf 
eine durch den Sjbaat übernommene Zahlungsverbindlichkeit daraus 
nichts ersichtlich gemacht, sondern nur gesagt ist, welche Beträge 
aus der Regierungshauptcasse zu Königsberg gezahlt würden. Da 
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die Uebernahme von Garantien zu Lasten des Staats nach §. 99. 
der inzwischen gegebenen Verfassung nur auf Grund eines Gesetzes 
erfolgen konnte, so kann auch gar nicht vorausgesetzt werden, dass 
eine neue rechtsverbindliche Verpflichtung hat eingegangen werden 
sollen, vielmehr erscheint die Feststellung des Dotationsetats wie- 
derum' nur als ein Act des staatlichen Oberaufsichtsrechts. 

Hiernach kann es sich nur fragen, ob schon vor Erlass der 
Bulle >De salute animarumc eine Verpflichtung des Staats zur Zah- 
lung der zurückbehaltenen Beträge existirt hat. 

Das Patent vom f 3. September 1772 hat den Unterthanen der 
in Besitz genommenen ehemals polnischen Districte versichert, dass 
sie bei ihren Besitzungen und Rechten belassen werden sollten , be- 
sonders aber die der römisch-katholischen Beligion zugethanen beim 
freien Gebrauche ihrer Religion. 

Der Warschauer Tractat vom 18. September 1773 kann bei 
seiner rein völkerrechtlichen Natur und bei der Allgemeinheit der 
Festsetzungen nicht als Quelle der Begründung einzelner Privatrechte 
Dritter in Betracht kommen, sondern nur insofern dadurch ein schon 
vorhandener Rechtszustand bestätigt wird. Es ist nun auch nicht 
behauptet, dass etwa die Güter des Bisthums Ermland säcularisirt 
seien und daraus dem Staate eine Pflicht zur Gewährung des Zu- 
schusses erwachsen sei. 

Nach der AUerh. Cabinetsordre Friedrichs des Grossen vom 
1/2. November 1772 (cf. Leman Westpr. Pr.-B. II. p. 143), auf 
welche Bezug genommen ist, sollten von den geistlichen Besitzungen 

— und zwar wie sich msLaspeyres, Katholische Kirche etc. p. 445 
ergibt, an Stelle der früheren häufigen ausserordentlichen Beisteuer 

— 50 pCt. Contribution eingezogen werden, dergestalt, dass die Be- 
sitzungen, da die Geistlichkeit von der Bewirtschaftung nichts ver- 
stelle, von den Kammern übernommen und administrirt und den 
Grundherrschaften (Bischöfen, Abten, Prälaten oder anderen Vor- 
gesetzten geistlichen Ordens) 50 pCt. des Reinertrages bezahlt wer- 
den sollten. Der Abzug sollte indess bei geringeren Stellen und 
»Dorfspfaffen« nicht eintreten. Wie sich dies Verhältniss im Laufe 
der Zeit geändert haben soll und wie es kommt, dass später eine 
bestimmte Summe von 24,045 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. als Competehz 
des Bischofs gezahlt worden, ist nicht zu ersehen. 

Zu den in Abschrift eingereichten Cabinetsordres : 

1. vom 23. Februar 1804, wonach die Competenz des künfti- 
gen Bischofs von 24,045 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. zum Besten 
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des bischöflichen Landvogteigerichts, der Schulen und der 
Geistlichkeit auf 20,000 Thlr. herabgesetzt ist; * 

2. vom 29. December 1804, wonach 2455 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. 
zur Verbesserung der Volksschulen in Ermland und der be- 
dürftigen Weltgeistlichen verwendet werden sollen. 

3. vom 28. Mai 1808, wonach es nach dem Tode des bisherigen 
Fürstbischofs bei den seitherigen Festsetzungen der Compe- 
tenz bewenden sollte; 

4. des Patents für den Prinzen Joseph Wilhelm Friedrich von 
Hohenzollern vom 16. Juli 1808, vprin verordnet ist, dass 
derselbe in die mit dem Bisthum verbundenen Temporalien 
und zwar mit der früher festgesetzten Ermässigung von 
20,000 Thlr. gesetzt werden solle, 

ist eine vom Staate übernommene neue Verpflichtung nicht ausge- 
sprochen und nicht ersichtlich gemacht; inwiefern die 20,000 Thlr. 
an Stelle der frühern 50pCt. des Reinertrages der Güter getreten 
sind, und aus welchen Fonds die Competenz für den Bischof von 
Ermland gezahlt werden soll. 

Wollte man aber auch in den genannten Cabinetsordres ver- 
möge der damals allein im Staatsoberhaupt ruhenden Finanzhoheit 
eine gesetzliche Anordnung finden, vermöge deren der Bischof von 
Ermland 20,000 Thlr. resp. nach Abzug der im Jahre 1806 dem 
Ministerresidenten in Rom überwiesenen 200 Thlr. noch 19,800 Thlr. 
aus Staatsfonds gezahlt werden sollten, so ist es doch ganz unauf- 
geklärt gelassen, inwieweit diese Einnahme verkürzt ist, da im Do- 
tationsetat ausser den 9000 Thlr., der Niessbrauch des bischöflichen 
Tischguts Narz. A. Nr. 2 als zur Competenz des Bischofs gehörig 
aufgeführt ist. 

Es scheint demselben danach die Verwaltung eines Theils der 
Güter wieder ohne Abzug der 50pCt. übertragen zu sein, und es 
ist nicht unter Beweis gestellt, dass durch die Nutzung dieses Gutes 
die Einnahme von 19,800 Thlr. nicht gedeckt ist, sowie dass der 
Staat noch andere Mensalgüter in seiner Verwaltung hat. 

Insofern aber auch in der gedachten Allerhöchsten Cabinets- 
ordre die Gewährung eines Zuschusses aus Staatsmitteln liegt, würde 
diese Verleihung , da ein anderweitiger Rechtsanspruch auf den 
Znscbuss nicht erwiesen, ein Gnadengeschenk auch nicht behauptet 
oder ersichtlich ist, doch nur als eine vermöge der Schutzhoheit 
des Staates über eine in demselben reeipirte Kirche gewährte Unter- 
stützung anzusehen sein , die kraft desselben jus majestatis auch 
aus Staatsrücksichten, die nieht vor das Forum des weltlichen Rieh- 
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ters gezogen werden können, zurückgehalten werden könnte, so 
lange flicht eine von dem Gesetz geschützte Verbindlichkeit über- 
nommen ist. 

Dieser Kirchenhoheitsrechte hat sich der Staat auch durch die 
Bestimmungen der Verfassung , dass die Kirche unabhängig sei vom 
Staat, und die darauf bezüglichen Vorschriften offenbar nicht be- 
geben können und wollen. 

Wenn danach der Staat als solcher auch in kirchlichen An- 
gelegenheiten der Kirche ihre in Preussen für die katholische Kirche 
schon früher gewährte Selbstständigkeit garantirt , den freien Ver- 
kehr mit den geistlichen Oberen gestattet und ebenso wie der Reichs- 
deputationshauptschluss den Kirchengesellschaftcn die für ihre Cultus-, 
Unterrichts - und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, 
Stiftungen und Fonds belassen bat, so versteht es sich doch von 
selbst, dass der Staat sein allgemeines Aufsichtsrecht, welches er 
über alle Corporationen des Staats. hat, die Beurtheilung , was dem 
Staatsinteresse entspricht, und die Ausübung der ihm als Ausfluss 
des jus majestatis circa sacra im Landrecht vorbehaltenen Rechte, 
z. B. das Einschreiten gegen Religionsgrundsätze , welche den Ge- 
horsam gegen die Gesetze, die Treue gegen den Staat und die Ver- 
breitung sittlich guter Gesinnungen gegen die Mitbürger untergra- 
ben, (§§. 13, 14, 15. Tit. 11, Th. II. A. L.-R.) nicht etwa der 
römisch-katholischen Hierarchie mit hat übertragen oder sich ge-. 
fährlichen Lehren und Neueningen der Religionsgesellschaften gegen- 
über hat 8chntzlos stellen wollen. 

Wenn daher die Unterstützung, wie angegeben, nur als ein 
Ausfluss dieser Kirchenhoheit anzusehen ist, so kann auch die Zu- 
rückhaltung der Unterstützung nicht im Rechtswege verhindert wer- 
den, weil dies ein Eingriff in das staatliche Hoheitsrecht sein würde 
(cf. §. 35. der Verordnung vom 26. December 1608, Gabinetsordre 
vom 4. December 1831). 

Bei dieser Sachlage erübrigt sich ein näheres Eingehen auf 
die Frage, ob die in der Klage bezeichnete »Sperre der Tempo* 
rdtien t * für welche Rechtsvorschriften nicht existiren , welche aber 
aus Ausfluss der Kirchenhoheit namentlich in Frankreich und Spanien 
gegen Bischöfe, welche durch Uebergriffe die Interessen des Staates 
gefährdet, öfters zur Anwendung gebracht ist, auch dann der Be- 
urtheilung des Richters zu unterliegen habe, wenn die Forderung 
der betreffenden Dotation an sich als rechtlich begründet nachge- 
wiesen wäre, weil diese Sperre als Repression gegen kirchliche 
Uebergriffe aus höheren Staatsrüeksichten überhaupt nur kraft des 
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vom geistlichen Ministerium (nach §.113, Tit. 13, Tb. II. A. L.-R.) 
zu verwaltenden jus majestatis circa sacra verhängt ist + 

Die Kosten dieser Verfügung mit 4 Thalern sind an die Sa- 
lariencasse des Königlichen Stadtgerichts hier zu zahlen. 

Berlin, den 17. April 1873, 

Civilsenat des Königlichen Kammergerichts 

II. Abtheilung. 

(gez.) Oclrichs. 

An den Herrn Rechtsanwalt Fenner, hier. 

5. * 

An das Königliche' Obertribnnal. 
Beschwerdeschrift zur Sache des Bisthnms Ermland, Klägers, 

Beschwerdeführers, 

gegen 

den Königlichen Fiscus, Verklagten, Beschwerdegegner. 

Das Bisthum Ermland, vertreten dnrch den zeitigen Bischof 
Dr. Krementz, erhob beim Königlichen Stadtgericht gegen den Herrn 
Cultu8minister als Vertreter des Königlichen Fiscus Klage auf Zah- 
lung gewisser, am l.October v. J. und am 1. Januar d. J. fälliger 
Beträge. Znr Begründung des Klageanspruchs wurde im Näheren 
dargelegt, dass das klagende Bisthum bis zum Jahre 1821 auf Grund 
der Allerhöchsten Ordres vom 1. und 2. November 1772 als Er- 
tragnis der vom Staat in Administration genommenen Güter des 
Bisthums jährlich eine gewisse Summe, zuletzt 19,800 Thlr., be- 
zogen, dass die als preussisches Gesetz publicirte Bulle De salute 
animarum vom 16. Juli bezw. 23. Äugst 1821 in AI. 43 (§. Si- 
nnlos autem) den Anspruch des Bisthums auf diese Rente aus- 
drücklich sanctionirt, dass in Erfüllung der in der Bulle gemachten 
Zusage durch den Allerhöchst vollzogenen Dotationsetat vom 12. Mai 
1860 der Staat dem Bisthum eine Jahresrente von 18,505 Thlr. 
20 Sgr. 1 1 Pf. vertragsweise ausgeworfen, und dass das gelegentlich 
der letzten Wiederbesetzung des bischöflichen Stuhls ergangene 
Allerhöchste Rescript vom 1. Mai 1868 durch Einweisung des Bi- 
schofs in den Besitz der im Dotationsetat ausgedrückten Temporalien 
die aus dem Etat hervorgehenden Verpflichtungen des Staats noch 
ausdrücklich anerkannt habe, wie denn auch bis zum 1. October 1872 
der Staat seinen Verbindlichkeiten nachgekommen sei: 

Nachdem die Klage in erster Instanz aus offenbar gänzlich 
unzutreffenden Gründen ex limine abgewiesen war, erging auf er- 
hobene Beschwerde das Decret Königlichen Kammergerichts vom 
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17. April d. J., welches als Anlage A. dieser Schrift beiliegt. Gegen 
dieses Decret erhebt nunmehr der Kläger weitere Beschwerde, 

weil nicht die Einleitung der Klage verfügt ist. 
Zur Rechtfertigung dieser Beschwerde wird auf die Gerichtsacten, 
mit Bitte um deren Einziehung, Bezug genommen, im Nähern je- 
doch Folgendes bemerkt; 

I. Die Bulle De salute animarum kann — so sagt der zweite 
Richter — als päpstlicher Erlass an sich nicht geeignet erscheinen, 
Privatrechte gegen den Staat zu begründen. Dieser Satz ist richtig, 
und weder die Klage noch die Beschwerdeschrift hat etwas Gegen- 
teiliges behauptet. Man kann dem auch hinzufügen, dass die 
Bulle, insofern sie Statut der katholischen Kirche ist, nur die Glie- 
der dieser Kirche, also weder den Staat, noch auch den Staatsbürger 
als solchen berührt. Aber je zweifelloser dieses ist, desto gewisser 
ist es auch, dass die Publica tion der Bulle in der preussischen Ge- 
setzsammlung nicht die Bedeutung haben konnte, der Bulle inner- 
halb der' kaüwlischen Kirche Geltung und rechtliehe Wirksamkeit 
zu verschaffen. Unmöglich konnte es die Absicht der Staatsregierung 
sein, rein kirchliche Anordnungen als solche in dem staatlichen Ge- 
setzblatt zu publiciren. Auch das jus circa sacra erklärt die Publi- 
ca tion nicht, da dieses Recht des Staates nur zu einem einfachen 
administrativen Erlass, nicht zu einem legislatorischen Act gefuhrt 
haben würde. Noch weniger konnte die Publication in der Not- 
wendigkeit begründet sein, den mit der päpstlichen Curie gepflogenen 
Verabredungen den bindenden Abschluss zu geben; internationale 
Verträge bedürfen nicht der Form einer Publication in den betreffen- 
den Gesetzblättern. Jedenfalls wäre, insofern es sich um die kirch - 
liehe und um die internationale Seite der mehrgedachten Bulle 
handelt, Recht und Pflicht des Staates erschöpft gewesen durch die 
in dem Publicationserlass vom 23. August 1821 ausdrücklich er- 
wähnte Allerhöchste Genehmigung vom 9. Juni 1821. 

Wenn nun nichts destoweniger der Staat es weder bei dem 
zwischen den beiderseitigen Behörden verabredeten Vertrag, noch 
bei der diesem Vertrag zu Theil gewordenen landesherrlichen Ge- 
nehmigung bewenden lässt, sondern die Bulle auch im Gesetzblatt 
veröffentlicht, so findet diese Thatsache nur dann ihre Erklärung, 
wenn man annimmt, dass der Staat durch diese Publication habe 
kundgeben wollen, wie er der Bulle einen über die blos kirchliche 
oder völkerrechtliche Bedeutung hinausreichenden Charakter beimesse, 
und beigemessen sehen wolle. Die Bulle ist publicirt worden, um 
denjenigen Verabredungen, denjenigen »sachlichen Verlegungen ,t 
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welche sich auf die Einrichtung, Ausstattang und Begrenzung der 
Erzbisthumer und B ist] i inner beziehen, die Kraft eines preussischen 
Staatsgesetzes zu geben. 

Dieser Auffassung der Cabinetsordre vom 23. August 1821 
steht offenbar nicht entgegen, dass in derselben auf die »vorher* 
gegangenen Verabredungen« Bezug genommen wird; ebensowenig, 
dass die Bulle als »bindendes Statut der katholischen Kirche« be- 
zeichnet ist. Dadurch, dass die Bulle zugleich Staatsgesetz wurde, 
hörte sie nicht auf, auch als internationaler Vertrag und. als kirch- 
liches Statut zu bestehen. Und wenn das Kammergericht auf die 
— bei gesetzlichen Erlassen früher sehr übliche — Formel, dass 
derselbe »von Allen, die es angeht« zu beachten sei, Gewicht zu 
legen scheint, so ist es doch klar, dass die Ausführung der Bulle, 
insbesondere der Ausstattungen, abgesehen von den auszustattenden 
Instituten Niemand auf der Welt so sehr »angeht,« als gerade den 
verklagten Fiscus. 

Dass, wie der zweite Richter hervorhebt, von einer seitens des 
Staates übernommenen Verpflichtung in der Cabinetsordre nicht die 
Rede sei, ist unwahr. Es geschieht darin ganz ausdrücklich der in 
der Bulle in Uebereinstimmung mit den vorhergegangenen Verab- 
redungen festgesetzten Anstauung der Bisthümer Erwähnung, diese 
Ausstattung war eben inhaltlich der Bulle vom Staat zu leisten. 

Dass die Sanction der Bulle »kraft der königlichen Majestäts- 
rechte und diesen Rechten unbeschadet« ertheilt ist, beweist nichts 
bezüglich des Inhalts und der Tragweite des sanetionirten Actes. 
Unter den Majestätsrechten sind die in den §§. 5, 6. A. L.-R. IL, 
13 aufgeführten Rechte, namentlich also das Recht, Staatsverträge 
zu schliessen, und das Recht der Gesetzgebung zu verstehen, Rechte, 
welche durch den diesseitigen Anspruch gewiss in keiner Weise be- 
rührt werden. 

Wenn sonach die Bulle — natürlich innerhalb der von der 
Cabinetsordre angeführten Beschränkung auf die Einrichtung, Aus- 
stattung und Begrenzung der Erzbisthumer und Bisthümer — nicht 
lediglich als völkerrechtlicher Vertrag und als Statut der katholischen 
Kirche, sondern zugleich als preussisches Staatsgesetz sich cbarak- 
terisirt, so wird doch diesseits nicht verkannt, dass damit noch 
keineswegs für eine jede Bestimmung der Bulle ohne Unterschied 
der privatrechtliche Charakter, nicht für jeden in der Bulle erwähn- 
ten Anspruch die Erzwingbarkeit , die Klagbarkeit vor dem Civil- 
richter nachgewiesen ist 

Es soll z. B. hier nicht bestritten werden, dass den einzelnen 
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auszustattenden Instituten eine Klage auf Ausstattung nicht zustand, 
wie das von Königlichem Obertribunal in dem Erkenntniss vom 
11. März 1850 (Entscheidungen Bd. 19, S. 409 ff.) ausgeführt wor- 
den ist. üeber die Feststellung der Dotationen sollten nach der 
Balle erst Verhandlungen zwischen der päpstlichen Carie und der 
Staatsregierung gepflogen werden, und da diese Verhandlungen vom 
Staat nur kraft seiner Hoheitsrechte zu fuhren waren, so konnte 
selbstverständlich von den Gerichten nicht entschieden werden, dass 
oder wie oder zu welchem Ende die .Staatsregierung verhandeln, dass 
und wie sie dotiren solle. 

Völlig anders aber liegt die Sache im vorliegenden Fall, inso- 
weit sich die Klage auf den Paragraph Similes autem gründet. 
Diese Stelle lautet in der officiellen Uebersetzung: 

»Anlangend die Ausstattung des bischöflichen Stuhls von 
Ermland, so erklären wir, dass, da dieser Stuhl Güter und 
festes Einkommen besitzt, vor der Hand keine Veränderung 
stattfinden soll. 

Dieses Versprechen, in Form eines Gesetzes publicirt, gibt 
dem Bisthum Ermland ein sofort wirksames Privatrecht gegen den 
Staat auf Weiterzahlung desjenigen Einkommens, welches ihm zu 
damaliger Zeit aus der Staatscasse gezahlt wurde. Denn der Gegen- 
stand, die Gewährung von Einkünften, ist offenbar privatrechtlicher 
Natur und berührt nicht entfernt die Hoheitsrechte des Staates. 
Insbesondere bedurfte es hier keiner Verhandlungen mehr zwischen 
Korn und Berlin; das Object der Zusage lag bereits klar und be- 
stimmt vor. 

Es dürfte indessen auf den Paragraphen Similes und dessen 
Auslegung erst in zweiter Reihe ankommen. Denn das zunächst 
und in erster Linie der Klage gegebene Fundament ist nicht die 
Bulle De salute, sondern — worauf unter 

II. einzugehen ist — der Dotationsetat vom 12. März 1860. 
Diesem Klagfundament setzt der zweite Richter ein Doppeltes ent- 
gegen. 

A. Zunächst sei der Etat kein Verpflichtungsact, sondern nur 
ein Act des staatlichen Aufsichtsrechts. Allein diese Meinung ist 
mit den Klagbehauptnngen unverträglich; denn nach dieser ist der 
Dotationsetat zur Ausführung der Versprechungen in der Bulle De 
salute von der Staatsregierung und dem Papst vereinbart worden. 

Nach der gedachten Bulle war es in Aussicht genommen, die 
Dotation der Bisthümer und sonstigen kirchlichen Institute in der 
Wciso herzustellen, dass denselben geldwcrthe PWra/rechte zu- 
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gewiesen würden. Publicistische Rechte hatten die Bisthümer be- 
reits durch diejenigen Acte erlangt, welche sie ihres PrivatvermOgens 
beraubten, die deutschen Bisthümer namentlich durch §§. 35. 62. 
des Beichsdep.-Hauptechlusses von 1803, die preussischen Domstifter 
durch §. 4. des Edicts vom 30. October 1810. Mit diesen publi- 
cistischen Rechten waren die Bisthümer bereits ausgestattet, als von 
ihnen die Bulle sagte, dass sie »bonorum praesidio spoliatae ad 
miserrimum ätatumc herabgekommen seien. Die Hebung der Kirche 
und ihrer Institute mochte also vom Papst und vom König schwer- 
lich auf dem Wege beabsichtigt werden, dass man denselben zu 
ihren bisherigen wertUosen Titeln neue ebenso werthlose Titeln gab. 
Es wurde daher eine *firma äotatio* und für diese wurden ßrivat- 
rechtliche Formen in Aussicht genommen : eine den Staatswaldungen 
auferlegte Rente, eventuell Grundeigentum. Dass Rente oder 
Grundeigentum, wenn sie den Instituten gewährt waren, zu deren 
Privatrechten gehörten, und folgeweise gegen jedermann, auch gegen 
den Staat selbst, vor den Gerichten des Landes geltend gemacht 
werden konnten, ist nicht zu bezweifeln. Nun ist zwar im Do- 
tationsetat dem Bisthum Ermland nicht eine Grundrente , sondern 
eine einfache Jahresrente zugewiesen worden; ist dieses aber, wie 
diesseits behauptet worden ist und bewiesen werden soll, behufs 
Ausführung der Butte geschehen, so muss angenommen werden, 
dass es in dem von der Bulle gemeinten Sinne., n&mlich im Sinne 
der Begründung einer Prwa/ berech tigung für das Bisthum ge- 
schehen sei. 

Nach der Bulle sollte behufs Dotation der Bisthümer, ins- 
besondere des Bisthums von Ermland folgender Weg eingeschlagen 
werden: zunächst Verhandlungen behufe Feststellung des Bedarfs 
zwischen Berlin und Born (cf. das Erkenntniss des Obertribunals in 
Entscheidungen 19 S. 409), dann Feststellung der norma mensae 
durch den Papst (apostolica interveniente auctoritate, wie es in der 
das Bisthum Ermland betreffenden Stelle heisst) , hiernftchst Staats- 
seitig Aufstellung von formgerechten Urkunden mit des Königs 
Unterschrift (valida instrumenta a rege subscribenda), endlich Ueber- 
gabe dieser Urkunden an die dotirten Institute (cf. .§. Super publi- 
<&, sq.). Genau in der hier vorliegenden Weise ist nun der vor- 
liegende Etat des Bisthums Ermland zu Stand gekommen. Die. 
mensae norma ist nach den genauesten Unterhandlungen zwischen 
der preussischen Begierung und der römischen Curie, geführt durch 
den preussischen Gesandten in Born, und nach SanCtionirung der 
dort geschlossenen diplomatischen Vereinbarung den 28. Juni 1853 
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durch die Allerhöchste Cabinetsordre vom 16. Januar 1855 durch 
das Consistorialdecret »Providam« festgesetzt worden, und zwar 
unter wiederholter ausdrücklicher Bezugnahme auf die Bulle De 
salute (Eingang pos. IV). Der auf dieser mensae norma beruhende 
Dotationsetat wnrde vom König vollzogen und in valida forma dem 
Bischof zugefertigt. Alles dieses ergab sich aus dem mit der 
Klage vorgelegten Decret »Providamc in Verbindung mit dem eben- 
falls vorgelegten Dotationsetat. 

Wenn aber staatsseitig der Etat auf demjenigen Wege zu 
Stande gebracht und in derjenigen Form vollzogen wurde, welche 
für die privat rechtliche Ausstattung der Bisthfimer vorgesehen war, 
so kann der Staat mit Autstellung dos Etats auch nur eine privat- 
rechtliche Ausstattung beabsichtigt haben. 

Es kommt hinzu, dass durch die Dotation das Bisthum an 
Einkommen nicht gewann.' Denn während, wie in der Klage her- 
vorgehoben ist, die seitherige Competenz des bischöflichen Stuhls 
sich auf 19,800 Thlr. belief, sind für dieselben im Etat nur 
18,505 Thlr. 20 Sgr. 11 Pf. ausgeworfen. Es lässtsich aber kaum 
annehmen, dass die Kirche eingewilligt hätte, den Anspruch auf 
den gesetzlich garantirten grösseren Betrag einzutauschen gegen 
einen nicht einmal privatrechtlich geschützten, nur publicistischen 
Anspruch auf eine geringere Summe. 

Als weiteres Argument für den privatrechtlichen Charakter 
der Dotation ist auch die Wahl der. Bezeichnung »Dotation« inzo* 
führen, welcher Ausdruck, dem Privatrecht entlehnt, im Kirchen- 
recht für die mit den Benefieien oder Stiftungen verbundenen Ver- 
mögensrechte privatrechtlicher Natur gebraucht wird. {Richter — 
Dave — Kirchenrecht, S. 515 u. a. Mejer, Kirchenrecht, §. 158.) 
Einem von der Staatsregierang nach Ermessen zu handhabenden 
Zuöchuss würde der Name Dotation schwerlich beigelegt worden 
sein. — 

Alle diese Argumente ergeben sich aus dem Inhalt der Klage 
und hätten vom Kammergericht nicht übersehen werden sollen. Am 
wenigsten aber dürfte es sich rechtfertigen, dass vom zweiten Rich- 
ter die in der Klagschrift besonders betonte und urkundlich belegte 
Thatsache gänzlich mit Stillschweigen übergangen wird, dass durch 
Allerhöchst vollzogenes ßescript vom 1. Mai 1868 der zeitige Bi- 
schof »in den Besitz der mit dem Bisthum Ermland verbundenen 
Temporalien, wie solche in dem für die Verwaltung des Bisthums 
ertheilten Etat ausführlich ausgedrückt und benannt worden sind, 
gesetzt werde und solche zu gemessen und zu benutzen habe.« 
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Dieser Erlass ist mit der Auffassung, dass die Dotation ein will- 
kürlich zu widerrufendes Gnadengeld bedeute, doch in der That 
nicht zu vereinigen. 

Die angeführten Beweisgründe in ihrem Zusammenhang mit- 
einander dürften es sonach ausser Zweifel stellen, dass der Dota- 
tionsetat, in Ausführung der Bulle De salute erlassen, die in dieser 
vorgesehene privatrechtliche firma dotatio des Bisthums Ermland 
constituirt hat. 

Eine solche Herrichtung geistlicher Pfründen aus Mitteln des 
Staats ist auch keineswegs etwas Seltenes oder Abnormes. Was 
Königliches Obertribunal in der bei Striethorst Archiv Bd. 52, S. 350 
abgedruckten Entscheidung sagt: 

»Wenn auch die Pfarrcompetenzen jeher vorzugsweise anf 
Immobilien gegründet werden, so schliesst dieses rechtlich 
doch nicht andere Vermögensobjecte aus, und das Einkommen 
aus Staatscassen ist, wie viele Beispiele ausführen und spä- 
tere Zeiten beweisen, als geeignet angesehen worden, um 
eine dauernde Sustentation der Geistlichen zu gewähren,« 
gilt wie für die Dotation einfacher Pfarreien, so auch für die der 
Bisthümer. 

B. Das Kamniergericht macht ferner geltend, dass nach §. 99. 
der inzwischen (?) gegebenen Verfassung die Uebernahme von Ga- 
rantien zu Lasten des Staates nur auf Grund eines Gesetzes habe 
erfolgen können. Allein weder der §. 99. cit. noch eine sonstige 
Bestimmung des preussischen Staatsrechts steht der Rechtsgiltigkeit 
eines Dotationsvertrags , wie er diesseit behauptet wird, entgegen. 
Der Artikel 99. cit. redet nur vom Staatshaushalt und findet 
hier überall keine Anwendung. Der Artikel 103 der Verfassung 
schreibt zwar vor, dass die Uebernahme von Garantien zu Lasten 
des Staats nur auf Grund eines Gesetzes stattfinde. Allein, um 
Uebernahme einer Garantie handelt es sich hier offenbar nicht, und 
eine analoge Ausdehnung jener singnlären Verfassungsvorschrift ist 
nach bekannten Auslegtmgsgrundsätzen unzulässig. Die Giftig- 
keit des unter Contrasignatur der Minister Allerhöchst vollzogenen 
Dotationsactes folgt ohne Weiteres aus den §§. 44, 45. der Ver- 
fassung. 

Die dem König zustehende in verfassungsmässiger Form aus- 
geübte Executivgewalt schliesst auch die Befugniss in sich, Verträge 
der hier vorliegenden Art abzuschliessen ; nur bei Staatsverträgen 
mit fremden Regierungen ist die Giftigkeit von der Zustimmung der 
Kammern abhängig (Art. 48. Verf.) 

9* 
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Die rechtliche Giltigkeit des Dotationsvertrages kann am so 
weniger in Frage sein, als derselbe nur in Ausführung der dem 
Staat bereits seit 1772, eventuell seit der Bulle De salute dem 
klagenden Bisthum gegenüber obliegenden, sei es nun publicisti- 
schen, sei es privatrechtlichen Verpflichtungen eingegangen wurde 
und obendrein die Verpflichtungen der Staatscasse gegen das Bis- 
thum nicht erhöhte, sondern verminderte. 

III. Was sodann diejenigen Entscheidungsgründe des zweiten 
Richters betrifft, welche die Zeit vor Erlass der Bulle De salute 
zum Gegenstand haben, so wird wohl mit den Anfuhrungen der 
Klagschrift allzu streng ins Gericht gegangen. Alle die näheren 
Angaben , welche vermisst werden , hätten sich jedenfalls nach er- 
statteter Klagebeantwortung als gänzlich überflüssig erwiesen. Wenn 
z. B. das Kammergericht sagt, es sei zweifelhaft, ob die competenz- 
mässige Einnahme des Bischofs überhaupt verkürzt sei, da ihm ja 
das Tischgut Narz bleibe, so würde die verklagte Seite niemals auf 
einen solchen Einwand verfallen sein ; denn die Staatsbehörden wissen, 
dass Narz nur etwa 300 Thlr. einträgt. Das Gut ist übrigens erst 
im Jahre 1855 aus Ersparnissen der bischöflichen Casse angekauft, 
und die weiter an die Existenz dieses Gütchens geknüpfte Ver- 
muthung des zweiten Bichters, »dass dem Bisthum die Verwaltung 
eines Theils der Güter ohne Abzug der 50pCt. wieder übertragen 
zu sein scheine ,c ist thatsächlich völlig unbegründet. Von den 
alten bischöflichen Gütern, sowohl Lehnsgütern als Allodien, ist dem 
Bisthum nichts zurückgegeben worden, und auf verklagter Seite 
wird man nicht entfernt daran denken, diesen vom zweiten Richter 
suppedirten Einwand zu erheben. Sollte aber dieser Einwand wirk- 
lich erhoben werden, so würde es Sache des Verklagten sein, ihn 
zu beweisen; eventuell würden diesseits noch in der Replik oder 
im Verhandlungstermin die erforderlichen Beweise angetreten wer- 
den können. 

Gleichviel indess, ob aus Vorgängen vpr 1821 eine civilrecht- 
liche Pflicht des Staates, die Klagsumme an das Bisthum zu zahlen, 
sich ableiten lässt oder nicht: dass die Gabinetsordres von 1772 
zum mindesten eine publicistische Pflicht zur Herausgabe der Hälfte 
des Reinertrags der vom Staat ad minist rirten Güter begründeten, 
wird zweifellos sein und ist auch vom zweiten Richter nicht in 
Frage gezogen. Diese Thatsache aber ist jedenfalls insofern von 
Erheblichkeit, als sie ein weiteres Indiz dafür bietet, dass die Zu- 
stellung des Dotationsetats nicht lediglich ein dem Oberaufsichts- 
recht des Staates Angehöriger administrativer Act, sondern ein durch 
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die bereits bestehenden pecuniären Verpflichtungen motivirter neuer 
Verpflichtungsact war. 

IV. Ist nun aus einem oder dem andern der seither be- 
sprochenen Rechtstitel dem klagenden Bisthum ein privatrechtlicher 
Anspruch gegen den Staat erwachsen, so muss dieser nach §. 1. 
der Allgemeinen Gerichtsordnung auch vor den ordentlichen Gerich- 
ten geltend zu machen stehen. Inwiefern dem Staat das Secht 
zusteht, Vermöge des von ihm in Anspruch genommenen jus circa 
sacra in die Privatrechte der Bisthümer einzugreifen, ist jetzt noch 
nicht zu untersuchen, da der Verklagte noch keinen darauf ge- 
gründeten Einwand erhoben hat. Das Kammergericht suppeditirt 
auch hier eine Einrede, von der es noch sehr zweifelhaft ist, ob 
sie der Verklagte vorbringen wird. Zur Widerlegung der Ansich- 
ten des zweiten Richters genüge hier Bezugnahme auf Artikel 8. 
der Verfassung, welcher für das Gut der Kirchen wohl nicht min- 
der gilt als für das sonstige Privateigentum (cf. Artikel 15. der 
Verfassung.) 

Im Uebrigen nehme ich zur Bekämpfung der Ausfuhrungen 
des angefochtenen Decrets auf die Gerichtsacten Bezug, insbesondere 
auf die Ausführungen der Beschwerdeschrift voriger Instanz. 

Die Prüfung der Klagebegründung wird vertrauensvoll der 
parteilosen Würdigung Königlichen Obertribunals anheimgestellt; der 
hohe Gerichtshof wird nicht wollen, dass in einer Sache, welche 
nicht nur für das klagende Bisthum, sondern für alle die in ähnlicher 
Lage befindlichen Institute von höchster präjudicieller Wichtigkeit 
ist, dem Kläger der Weg der contradictorischen gerichtlichen Ver- 
handlung, die Möglichkeit, ein gerichtliches Erkenntniss zu erzielen, 
verschlossen bleibe. 

Es wird gehorsamst gebeten, 

unter Aufhebung der Vordecrete zu verfügen, dass die Klage 
dem Gegner zur Beantwortung resp. zur weiteren Verhand- 
lung mitzutheilen sei. 

Berlin, den 17. Juni 1878. Der Rechtsanwalt. 

(gez.) Fenner. 

6. 

Ihre Beschwerde über die, die Einleitung der gegen den kö- 
niglichen Fiscus angebrachten Klage vom 15. März d. J. ablehnen- 
den Verfügungen des Königlichen Stadtgerichts vom 19. März und 
17. April d. J. ist nicht begründet und wird deshalb hiermit zurück- 
gewiesen. 
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Ohne dass es eines speciellen Eingehens auf alle zur Motivi- 
rong der Beschwerde angefahrten Gründe bedarf, genügt zur Becht- 
fertigung der Abweisung der Klage Folgendes: 

1. Das Patent vom 13. September 1772, die Allerhöchste Ca- 
binetsordre vom 1. und 2. November 1772, der Warschauer 
Tractat vom 18. September 1773, so wie die Allerhöchsten 
Cabinetsordres vom 23. und 29. December 1804, vom 28. Mai 
1808 und das Patent vom 16. Juli 1808 sind Begierungs- 
handlungen, aus welchen für das Bisthum Privatrechte nicht 
begründet worden sind und nicht begründet werden konnten. 

2. Wenn auch das dem Präjudiz Nr. 2186 zum Grunde ge- 
legene Sach- und Bechtsverbäitniss in einigen Beziehungen 
verschieden von dem in der Klage vorgetragenen ist, so 
sind doch die in dem 19. Band der Entscheidungen, Seite 
409 ff. angeführten Gründe dafür, dass aus der Bulle De 
salute animarum in Verbindung mit der Allerhöchsten Ga- 
binetsordre vom 23. August 1821 einem geistlichen Institute 
ein Klagrecht nicht zustehe, so lange die Ausfuhrung der 
Dotation desselben den einzelnen Instituten nicht Privat- 
eigenthum zugewiesen habe, auch für die in Bede stehende 
Klage massgebend. 

Hierin hat auch das Consistorialdecret Providam vom 9. August 
1855 und die Festsetzung des Dotationsetats vom 12. März 1860 
keine Aeuderung bewirken können. Denn 

3. diese Etatsfestsetzung für das Bisthum Ermland ist . eine 
blosse Begierungshandlung, wodurch in keiner Weise ver- 
tragsmässige Verpflichtungen der Staatscasae dem Bisthum 
gegenüber begründet worden sind, und ebenso ist die Aller- 
höchste Anerkennungsurkunde vom 1. Mai 1868 lediglich 
als ein kraft der Staatskirchenhoheit erlassener Staatsact 
anzusehen, wodurch Privatrechte des zeitigen Herrn Bischofs 
nicht constituirt worden sind, auch nicht haben begründet 

. werden sollen und können. 

Fehlt es aber hiernach dem Bisthum an einem Privatrechts- 
titel, wodurch die eingeklagten Einkünfte erworben worden, so be- 
trifft die Klage keinen Gegenstand des Privateigenthums und ist 
sonach von der Entscheidung durch richterliche Ansprüche ausge- 
schlossen, weshalb sie als unzulässig nach §. 12, Tit. 5, §. 7, Th. I, 
Tit. 6, A. G.-O., mit Grund zurückgewiesen worden ist 

Es behält daher bei den Verfügungen vom 19. März und 
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17. April d. J, sein Bewenden, ohne dass es einer Prüfung der 
Richtigkeit jedes einzelnen darin angefahrten Gfundes bedarf. 

Die Kosten dieser Verfügung mit vier Thalern sind an die Sa- 
lariencasse des hiesigen königlichen Stadtgerichts binnen 14 Tagen 
zu zahlen. 

Berlin, den 14. Juli 1873. 

Königliches Obertribunal. 

(gez.) v. Uhden. 
An das Bisthum Ermland, 
z. H. des Herrn Rechtsanwalts 

Fenner. 

IL Die früheren Aktenstücke in dieser Ermländischen Frage 
sina im Archiv Bd. 26. p. LXXXI ff., Bd. 27. p. XXI ff., CXLIX ff., 
Bd. 28. p. XL ff. GXXV ff. abgedruckt. Die seiner Zeit ergangene 
landesherrliche Anerkennungs-Urkunde für den Bischof ist im Archiv 
Bd. 30« S. 444 f. mitgetheilt, und der damit im Widerspruch ste- 
hende über den Bischof die Temporaliensperre verhängende Erlass 
des Cultusministers Falk vom 25. Septbr. 1872 im Archiv Bd. 28. 
p. CXX1V f. Wir fugen hier noch einige treffende Urtheile dor 
Presse über die vorliegende Frage an: 

1. In der Wochenrundschau der Germania 1873 Nr. 170 heisst 
es: »Die gegen den Herrn Bischof von Ermland verhängte Tempo- 
raliensperre ist ein Schlag in die Luft gewesen, und die Regierung 
hat aus derselben nur den sehr zweifelhaften Böhm geerntet, die 
Gewalt an Stelle des Rechts setzen zu müssen* Auch ohne die 
»Temporalienc wartet der Herr Bischof seines hohen Amtes, und 
nur die frommen Anstalten und die Bedürftigen, denen er die ihn 
vom Staate zukommenden Geldmitteln überwies, sind zu beklagen, 
weil sie sich der lange genossenen Unterstützungen beraubt sehen. 
Dies ist die einzige Frucht, welche durch Anwendung aller dem 
Staate zur Verfügung stehenden Mittel bisher gewonnen worden ist. 
Auch »liberalertseits muss dies ziemlich allgemein empfunden sein, 
denn sonst wäre die Verfügung des Obertribunals vom 14. d. M., 
welche die Klage des Herrn Bischöfe in dritter Instanz zurückwies, 
nicht mit so offenbarem Unbehagen aufgenommen worden. Noch ist 
kein ErJcenntniss in der Sache ergangen; noch hat kein Gericht die 
Klage für unberechtigt erklärt; es ist nur gesagt worden, dass aus 
einem falschen Fundamente geklagt sei ; die Abweisung ist per de« 
cretum und »angebrachtermassent erfolgt. Nichts hindert den Kläger, 
dieselbe Klage, nur auf ein anderes Klagefundament gestützt, anzu- 
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stellen, also beispielsweise nicht auf die Bulle De aalute animarum 
sieb berufend, sondern auf die von der Regierung bei der Einführ- 
ung in sein Amt ertheilten Zusicherungen. Wenn die »Provinzial- 
Correspondenz« in ihrem Referate über das Obertribunalsdecret sagt, 
dass dem Bischof von Ermland »wegen Beiner gegen die Staatsbe- 
hörde bewiesenen Unbotmässigkeit seine Dotation einbehalten wor- 
den« sei, so ist das eine einfache Unwahrheit, wie die hinreichend 
unterrichtete Redaction jenes Blattes recht wohl weiss. Keinem 
Gesetze , keiner Verordnung , keinem Befehle der Regierung oder 
irgend einer Staatsbehörde ist der Herr Bischof ungehorsam gewesen, 
sondern die Beantwortung einer an ibu gerichteten Frage hat der 
Regierung nicht zugesagt, und desshalb ist die Temporaliensperre 
gegen ihn veranlasst worden. Er wurde zur Erklärung seiner An- 
sicht Aber den Umfang der Souveranetät des Staates aufgefordert, 
und als seine Ansiebt über diese rein theoretische Frage nicht im 
gewünschten Sinne ausfiel , wurde ihm sein Einkommen entzogen. 
Er leidet um seiner Ueberseugmg wiÜen; tob einer »Unbotmässig- 
keit« ist nicht die Rede. Eine solche wäre nicht einmal vorbanden 
gewesen, wenn er die Beantwortung der unberechtigten Frage abge- 
lehnt hätte. Hätte übrigens die Temporaliensperre auf Dr. Ere- 
mentz Eindruck gemacht, so wäre dieselbe Frage sicherlich auch an 
die anderen Herren Bischöfe gerichtet worden. Jetzt hat man die 
feierliche Erklärung derselben Ueberzeugung , wie der Erstere sie 
ausgesprochen, von den sämmtlichen Herren Bischofen entgegenge- 
nommen, ohne etwas darauf zu veranlassen, und darin liegt schon 
das Zngeständniss des gegen jenen begangenen Unrechts.« 

2. Ein protestantischer Jurist spricht sich in der Germania 
187S Nr. 69. folgender Massen über den Beschluss des Obertriba- 
n&ls in Sachen des Bischofs von Ennland wider den Fiscus ans: 
»Auch die Justiz ist nun in principieller Weise in den Kirchenstreit 
hineingezogen. Als Anfang von dem, was ihr in der Zukunft zu 
Uran wohl noch obliegen wird, ist der Beschluss des Obertrünmals, 
welcher die Einleitung der Klage des Bischofs von Ermland wider 
den Fiscus wegen Vorenthaltung der ihm seit dem 1. October v. J. 
gesperrten Temporalien für unzulässig erklärt, recht sehr beachtens- 
werth. 

Zunächst ist die formelle Seite dieses Besefalusies interessant 

Klagen werden, bevor sie eingeleitet werden, zuvor vom Sichter 

geprüft, ob sie einleitungsffthig sind. Der Zweck dieser Prüfung 

ist, Prooesse, die mit Sicherheit einen für den Klager ungünstigen 
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Ausgang nehmen müssen , in dessen Interesse nicht zum Verfolg 
kommen zu lassen. 

Derlei Abweisungsgründe sind hauptsächlich zwei: Entweder 
nämlich sind die Thatsachen in mangelhafter Weise torgetragen 
oder gar beweislos gelassen, oder es ist anzunehmen, das», felis auch 
alle behaupteten Thatsachen richtig wären, dennoch ans denselben 
ein klagbares Recht nicht folgen würde. In beiden Fällen weist der 
Richter I. Instanz die Klage zurück : Im Falle, wo Mängel im Vor- 
trage der Thatsachen vorliegen, kann der Kläger, schon durch Nach- 
bringen des vermieten «tatsächlichen Materials, die Einleitunge- 
uaßhigkeit der Klage beseitigen. In dem anderen Falle, dass der 
Richter aus Bechtsgründen die Einleitung der Klage abweist, kann 
Kläger nur im Wege der Beschwerde bei der höheren Instanz die 
Zulassung zum Processe zu erreichen suchen. 

In diesem letzteren Falle ist nun die Praxis Ton jeher davon 
ausgegangen, dass die Abweisung einer Klage schon durch Decret 
lediglich im Interesse des Klägers geschieht, dass also, wenn der- 
selbe dies sein Interesse nicht wahrnehmen, sondern über die von 
ihm beregte JRecAfefrage ein Erkenntniss verlangen will, ihm dies 
sieht verwehrt werden soll, er daher nicht a limine» judidi abzu- 
weisen, sondern durch Urtel die Sache zur Entscheidung zu bringen sei. 

Es liegt dies auch in der Natur der Sache. Denn da, wo es 
sich um eine streitige JßecAfefrage handelt, ist die Weigerung, Aber 
dieselbe nach contradictorischem Ver&hren durch Erkenntniss zu 
entscheiden, geradezu eine Rechtsverweigerung. 

Das Obertribunal ist in seinem Beschlüsse in Sachen des Bi- 
schöfe vpn Ermland wider den Fiscus von dieser alten Praxis ab« 
gewichen. Es hat dem Bischof den Mund verschlossen, bevor er in 
öffentlicher Verhandlung vor den Gerichten des Landes, der Rechts- 
wissenschaft und der Meinung des Volkes sein Becbt darlegen konnte. 

Aber der materielle Abweisungsgrund ist doch noch eigen- 
tümlicher. 

üeber die Einkünfte der Bischofs in Preussen iBsst sich die 
Bulle de salute animarnm aus. Die Bestimmungen derselben sind 
zwar nie zur vollständigen Ausführung gekommen, namentlich nicht 
die sehr wesentliche, dass die Ausstattung der Bisthfimer, Domca- 
pitel und anderen kirchlichen Institute auf die Staatswaldungen ra- 
dicirt; also ftr dieselbe eine dingliche, von dem Bdieben der jewei- 
ligen Staatelenker unabhängige Sicherhett gewährt werden sollte. 

Es ist früher in den Kammern die Regierung vielfach an die 
Erfüllung dieser Verpflichtung gemahnt Worden. Alljährlich brachte 
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der Abgeordn. Otto eine dabin gehende Interpellation ein. Er starb be- 
kanntlich anf der Rednertribüne plötzlich, als er sie wiederum begrün- 
den wollte^ aach den Einleitongsworten : »Ich will zum Frieden reden.« 
Aber auch die Gerichte wurden angerufen , um über die aus 
der gedachten Bulle fliessenden Rechte der katholischen Kirche ihr 
Urtheil abzugeben. 

Die Gerichte sind nun der Staatsregierung von jeher nicht ge- 
rade bequem gewesen — man denke nur an den fatalen Kreisrieb ter 
aus der Conflictszeit — nur würden sie es noch mehr geworden 
sein, wenn es nicht ein Obertribunal gegeben hätte. 

Dasselbe half denn auch über die Bulle de salute aniinarum 
hinweg, indem es durch Erkenntnis vom IL März 1850 entschied, 
dieselbe enthalte in Bezug auf die katholischen Bisthümer, Dom- 
capitel und anderen kirchlichen Instituten nur die Vereinbarungen 
des päpstlichen Stuhls mit der preußischen Regierung, welche zwar 
völkerrechtliche Verbindlichkeiten zwischen beiden Regierungen be- 
gründeten, aber den auszustattenden kirchlichen Instituten ein Kla- 
gerecht gegen den Staatsschatz nicht gewährten. 

Diesen Rechtssatz hat denn auch in der gegenwärtigen Sache 
eine der Vorderinstanzen behoft Abweisung der Klage herangezogen. 
Indessen muss doch jetzt dem Obertribunal jener Satz etwas 
fadenscheinig vorgekommen sein. Und in der That, der ganzen 
Deduction steht gar zu schnurstraks der Inhalt der Allerhöchsten 
Cabinetsordre vom 28. August 1821 , welche die Bulle durch die 
Gesetzsammlung publieirt hat; entgegen. 
Dieselbe sagt: 

»Da die mir von Ihnen (dem Staatskanzler, Fürsten Harden- 
berg) vorgelegte päpstliche Bulle, welche mit den Worten : de 
salute animarum anhebt und aus Rom vom 16. Juli d. J. datirt 
ist, nach ihrem wesentlichen Inhalte mit jener Verabredung 
zusammen stimmt, die unterm 25. März d. J. in Betreff der 
Einrichtung , Ausstattung und Begründung der Erzbisthümer 
und Bisthümer der katholischen Kirche des Staats und aller 
darauf Bezug habenden Gegenstände getroffen worden ist, so 
will ich auf Ihren Antrag auch dem wesentlichen Inhalte die- 
ser Bulle, nämlich dem, was die auf vorerwähnte Gegenstände 
sich beziehenden sachlichen Verfügungen betrifft, hierdurch 
Meine Königliche Billigung und Sanction ertheilen, kraft deren 
diese Vergleichungen als bindendes Statut der katholischen 
Kirche des Staats von Allen, die es angeht, (also auch von 
den Ministem 1) zu beobachten sind.« 
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Also die in der Cabinetsordre hervorgehobenen Bestimmungen 
sollen als Statut gelten. Ein Statut aber erhält durch die Bestä- 
tigung von Staatswegen auch gegen Dritte, welche zu der Körper- 
schaft in Keebtsverhältnisse treten, hier also gegen den Staat, Ver- 
pflichtungskraft (§. 2. A. L.-R. Einl.) Der Bulle ist also neben 
dem völkerrechtlichen auch der Charakter eines Landesgesetzes, das 
bestimmten Personen, Oorporationen und Instituten gewisse Befug- 
nisse einräumt, gegeben worden. 

So weit diese vermögensrechtlicher Natur sind, kann sie ge- 
wiss Jeder, dem sie zustehen, sowie alle derlei Ansprüche aus an- 
deren Gesetzen im Rechtswege geltend machen. 

Es bat denn auch schon das Erkenntniss des Competenzge- 
richtshofes vom 11. März 1848 ausgesprochen: 

»Die Klage (des Metropolitancapitels zu Posen) gegen den 

Fiscus auf das von der Staatsbehörde zurückbehaltene Oehalt 

einer erledigten geistlichen Stelle ist zulässig, weil es sich 

hier darum handelt, ob das Capitel* durch die Bulle de salute 

animarum einen Privatrechtsanspruch auf Gewähnrag der etats- 

mässigen Zuschusssumme erworben habe.« 

Abo der Grundsatz des Erkenntnisses vom 11. März 1850 
schien jetzt doch nicht mehr ganz stichhaltig. 

Daher hat sich denn auch das Obertribunal bei seinem neu- 
lichen Beschlüsse nicht mehr mit der blos völkerrechtlichen Bedeu- 
tung der Bulle befasst, sondern es hat nunmehr den Satz aufge- 
stellt, die auf der Bulle de salute animarum beruhende Dotation 
sei der Ausfluss einer reinen Verwaltungshandlung, begründe dem- 
gemäß ein Privatrecht nicht und könne deshalb im Wege einer ci- 
vilrechtlichen Klage nicht gefordert werden. 

In der That, es ist etwas schleierhaft, was das Obertribunal 
mit dieser Ausführung hat sagen wollen. 

Ist denn nicht jede Verleihung einer Dotation, nicht jede Ge- 
währung eines Gehalts der Ausfluss einer Verwaltungshandlung? 

Es hätte wirklich doch das Obertribunal dem unwissenden 
Volke darüber eine kleine Belehrung geben sollen ob denn durch "keine 
Verwaltungshandlung oder ob nur durch einige, und durch welche 
Privatrechte begründet werden. 

Die Dotation der Bischöfe hat ganz dieselbe rechtliche Natur, 
wie der Gehaltsbezug der Beamten , der gewiss erst recht der Aus- 
fluss einer Verwaltungshandlung ist. Und .dennoch sagt das Gesetz 
vom 24. Mai 1861 : 

»Ueber vermögensrechtliche Ansprüche der Staatsbeamten 
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aus ihrem Dienstverhältnisse, insbesondere Aber Ansprache auf 

Besoldung findet der Rechtsweg statte 

Es würde sich doch wohl empfohlen haben, wenn das könig- 
liche Obertribunal dies Gesetz, dass sich so klar Aber die Compe- 
tenzfrage aasspricht, einigermassen seiner Beachtung gewürdigt hätte. 

So viel über die Sache* 

Zum Schluss noch einige Worte aber die Haltung dar Presse. 

Die »liberalem Blätter jubeln dem Tribunalsbeschlusse zu, 
weil er in ihrem Ansturm auf die Rechte der Kirche ihnen so recht 
passt. Endgilüg hat das Obertribunal eine Entscheidung getroffen, 
die den Vermögensverhältnissen der Bischöfe recht empfindlich sein 
wird. Also jetzt ist den »liberalere Feinden jeder Unfehlbarkeit 
mit einem Male das hohe Obertribunal ganz unfehlbar, so unfehl- 
bar, dass es auf Erden eine höhere Unfehlbarkeit, als die diesem 
hohen Gerichte beiwohnende, gar nicht geben kann» 

Wie es mit dieser Unfehlbarkeit bestellt ist, weiss nun zwar 
Jeder, der die Geschichte des Tribunals seit dem Jahre 1850 nur 
einigermassen kennt, die »Liberalem aber vor allem sollten sich doch 
erinnern, was sie Aber diesen unfehlbaren Gerichtshof geschrieen, ja 
arg geschimpft haben, als er den bekannten Hilfsrichterbeschluss 
vom 29. Januar 1866 in Sachen der Redefreiheit der Abgeordneten 
gefasst hatte.« 

3. Ein anderes Urtheil in Nr. 174 derselben Zeitung Germania 
y. J. 1873 lautet: »Die Obertribunalsentscbeidung vom 14. Juli 
1873 bat über die Klage des Herrn Bischofs von Ermland betreffs 
der Temporaliensperre nicht etwa ungünstig erkannt , sondern die 
gerichtliche Behandlung der Klage in Uebereinsthnmung mit den 
zwei frühern Instanzen Ar unzulässig erklärt. Die Grande für diese 
Entscheidung sind überaus geeignet, bei uns Katholiken die Erinner- 
ung an Beschwerden wachzurufen, denen wir im Laufe der letzten 
Decennien überaus häufig , unter Anderm auch in Anträgen und 
Beden katholischer Mitglieder der beiden preussischen Kammern, 
Ausdruck gegeben haben« 

Die Einleitung der Klage des Bischofs ist, wie es in der Zur 
sammenfassung am Schluss beist, abgelehnt worden» weil ee »dem 
Bisthum an einem PrivcUrechtstitel fehlt, wodurch die eingeklagten 
Einkünfte erworben worden ,c und weil deshalb »die Klage keinen 
Gegenstand des Privaleigenthums betrifft und sonach von der Ent- 
scheidung durch richterliche Aussprüche ausgeschlossen ist.« Unter 
den vorausgehenden einaekten Gründen aber besagt der zweite, »dass 
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aus der Bulle De salnte animarum in Verbindung mit der aller- 
höchsten Cabinetsordre vom 23. August 1821 einem geistlichen In- 
stitute ein Klagerecbt nicht zustehe, so lange die Ausfahrung der 
Dotation desselben den einzelnen Instituten nicht Privateigenthum 
zugewiesen babe.c Nun aber war durch die Bulle De salute ani- 
marum , welche durch Königswort gerade auch in Bezug auf die 
Ausstattung der Bisthümer, Domcapitel, Seminare u. s. w. genehmigt 
und Gesetz geworden ist t der preussische Staat verpflichtet, die Bis- 
thümer und ihre Institute spätestens im Jahre 1833 durch Anweis- 
ung von bestimmten Grundrenten oder von Grundbesitz mit Privat- 
eigenihum auszustatten« Dieser feierlich anerkannten Verpflichtung 
hat sich der Staat fortwährend entzogen, er hat ihrer auch nicht 
einmal bei dem jetzt glänzenden Zustand seiner Finanzen gedacht 
— und der Bischof von Ermland wird also mit seiner Klage gegen 
den Staat abgewiesen, weil eben dieser selbe Staat eine fest über- 
nommene Verpflichtung seit 40 Jahren unerfüllt gelassen bat ! Oder 
genauer : nachdem dem Bischof von Ermland, nach dessen eigner und 
auch sonst überaus weit verbreiteter Ansicht widerrechtlich und ohne 
Orund sein Einkommen von der preussischen Staatsverwaltung ent- 
zogen ist, ist er behindert, die Staatsverwaltung auf gerichtlichem 
Wege zur Erfüllung dieser ihrer Verpflichtung anzuhalten, weil die- 
selbe Staatsverwaltung auch schon eine ändert Verpflichtung gegen 
die katholischen Bisthümer unerfüllt gelassen hat! 

Das klingt horrend, ist aber wahr, wenn die Verpflichtung des 
Staates zur Ausstattung der katholischen Bisthümer mit Eigenihum 
feststeht. Diese Verpflichtung also haben wir in Kürze zu beweisen. 

Die betreffende Stelle der Bulle De salute animarum lautet, 
nach der von der preussischen Regierung in der »Gesetzsammlung« 
veröffentlichten, also officiellen deutschen Debersetzung wörtlich: 

»Zum Vollzieher dieses Unseres Briefes ernennen, wählen, setzen 
und verordnen Wir Unsern ehrwürdigen Bruder, Joseph Bischof von 
Ermland, auf dessen Einsicht, Gelehrsamkeit und Rechtlichkeit Wir 
in dem Herrn ein grosses Zutrauen setzen. Ihm überlassen Wir, 
alles und jedes Vorbesagte und von Uns Verfügte zum vorgesetzten 
Ziel zu leiten und (damit die erledigten Stühle, wie es die Noth er- 
fordert, des Baldigsten mit tüchtigen Hirten versehen und kirch- 
lichen Angelegenheiten in bessern Stand und Ordnung gebracht wer- 
den mögen) die Kirchen mit angemessener und fester Ausstattung 
(congrua et firma dotatione) zu versorgen. Die dazu erforderlichen 
.Kittel wird der vorgepriesene Durchlauchtigste König von Preussen, 
seiner Huld nach, freigebig bewilligen, als welcher Fürst Uns Ge- 
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sinnungen der höchsten Grossmuth und Güte gegen die deinem Scep- 
ter unterworfenen Katholiken zu erkennen gegeben und zu unver- 
züglicher Herstellung aller Diöcesen seines Reiches folgende Art 
und Weise der Ausstattung dargeboten hat (proposuit): 

Es sollen auf die, namentlich dazu angewiesenen* Staatswal' 
düngen so viel Qruudzinsen errichtet werden, (Super publicis Begni 
Silvio nominatim designandis tot census auctoritate Regia imponen- 
tur) als auszustattende Sprengel da sind ; und zwar zu solchem Be- 
trage : dass die davon jährlich zu erhebenden reinen , von jeglicher 
Belästigung freien Einkünfte ausreichen (ut ex iis annui fructus ac 
omnibus, cujuscunque generis, oneribus prorsus libere percipi possent, 
qui satis sint, vel . . . vel . . .), entweder zu gänzlicher Ausstatt- 
ung' der Sprengel, wenn es durchaus daran gebricht , oder zur Er- 
gänzung der Ausstattung, wenn Sprengel einen Theil ihrer Güter 
noch besitzen, so dass jede Diöcese zukünftig ein solches Jahrein- 
kommen haben möge, welches die für die erzbischöfliche oder bischöf- 
liche Tafel, für das Domcapitel, für das Seminar und für den Weih- 
bischof ausgesetzten, unten aufzuführenden Einkünfte vollkommen 
decke; und dass das Eigenthum solcher Grundzinsen 
durch Urkunden, in bündiger, den Gesetzen jenes Reiches entsprechen- 
der Form abgefasst und von dem vorgepriesenen Könige selbst voll- 
zogen* einer jeden Kircheübertragen werde. (Ita utSingu- 
lae Dioeceses eos annuos redditus imposterum habeant, qui redditi- 
bus pro Archi^piscopali, vel Episcopali mensa, pro Capitulo, pro Se- 
minario Dioecesano, proque suffraganeo statutis in quantitate singu- 
lis inferius designanda perfecte respondeant, atque hujusmodi cen- 
suum proprietas per Instrumenta in legitima, validaque Begni forma 
stiptdanda, et a praelaudato Bege subscribenda unieuique Ecclesiae 
conferetur.) Und weil vorgedachte Waldungen , wie die Staatsgüter 
überhaupt, aus Anlass der im Kriege gemachten Schulden mit Hy- 
pothek belastet sind, denselben daher kein Grundzins auferlegt, auch 
ihr Einkommen nicht bezogen werden kann, bevor durch Zahlungen, 
welche die Regierung den Hypothekargläubigern geleistet, der Be- 
trag der Staatsschuld gemindert und ein zureichender Theil der 
Staatswaldungen von der Hypothek frei geworden ist ; ferner , da 
nach dem Gesetze, wodurch der Durchlauchtigste König den Staats- 
gläubigern diese Sicherheit gewährt hat, im Jahre Tausend acht- 
hundert dreiunddreis8ig durch die Behörden sich entscheiden wird, 
was für Grundstücke von der Hypothek erledigt oder noch damit 
beschwert bleiben werden : so beschliessen Wir, dass die Eintragung 
gedachter Grundzinsen in dem erwähnten Jahre Tausend acht- 
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hundert dreiunddreissig, oder auch theilweise früher, wenn nämlich 
ein Tbeil der Waldangen von jener Hypothek befreit würde, statt- 
finden soll. Es werden demnach t wenigstens (aaltem) vom Jahre 
Tausend achthundert dreiunddreissig ab, jene Grundzinsen von den 
einzelnen Diöcesen unmittelbar erheben (a singulis Dioecesibns imme- 
diate . . . praedictorum Censura fruetus esse pereipiendos) ; Ton nun 
an aber bis eu gedachtem Jahre hin , oder bis dahin , da die Ein- 
richtung des Grundzinses früher zu Stande käme (vel usque ad cer 
leriorem dictorum censuum impositionem), soll eine, dem Ertrag der 
Grundzinsen gleichkommende Baarschaft aus den Begierungshaupt- 
ca8sen der Provinz einer jeglichen Diöcese ausbezahlt werden. Und 
um jede Bisorgniss eu heben , dass diese Art der Zahlung auch 
über das Jahr Tausend achthundert dreiunddreissig hinatisreiehen 
könne (Ne vero utto medo numerationis prorogatio ultra annum mil- 
les. octingentes. trigee. tertium Hmeri possit) , wenn vielleicht die 
Behörde der Errichtung gedachter Grundzinsen widerspräche, weil 
die Staatsschuld noch nicht genugsam gemindert worden sei , so hat 
der belobte König sich erbaten und fest zugesagt und ver- 
heizen (laudaiu8 rex nitro promisvt, coneeptisque verbis seseobliga- 
vit): wenn wider aUor Erwartung sich solches zutragen möchte, 
dass dann mit baarem Gelds des Staates so viel Grundstücke er* 
kauft und den Kirchen eu eigenthümliehem Besitze über- 
geben werden sotten, (se euraturum esse, ut tot agri Begiis impea- 
sis emantur pleno dominti jure ßingulis Ecclesis tradeödi, quot ne- 
cesserii sint, ut .. . .) als erforderlich sind, um durch ihr jährliches 
Einkommen den Betrag . jener Grundzinsen zu orrekhen. Da nun 
der Durchlauchtigste König verheissen hat, über dieses Alles 
bündige, in seinem Reiche zu Hecht bestehende, van ihm selbst eu 
votteiehende Urkunden eu desto sicherer Vorführung ausstellen eu 
lassen (Quae omnia cum Serenissimus Bei per Diplomata in valida 
Begni norma a se subscribenda in tuto ponere sit pollicitus^ ut ple- 
num et integrum effeftutn suo tempore sorHantur), so soll gedachter 
Bischof Joseph verpflichtet sein , jeder Kirche eine dergleichen Ur : 
künde zur Aufbewahrung in ihrem Archiv zu überliefern. 

Es haben aber die Einkünfte dieser Art, der königlichen Ver- 
heissung gemäss, frei von allen Lasten, folgenden Betrag jährlicher 
Ausstattung zu erreichen als (Simües autem redditus ad formam 
promissionis Regiae, . deduetis oneribus, constare debebunt sequentes 
annuas dotationum. summas, nempe . . .) : Für den Erzbischof von 
Köln, auch ffir den Erzbischof vou Gnesen und Posen Zwölf Tau«- 



? *T* 



i* ^ 



144 Abtoei*. d JHü^c d. ZtocA. v. ifrmtaftrf to. Temp.-fl!perre. (1873.) 

send Preussische Thaler« il 8. w. Es folgen nun die Ar die einzel- 
nen Diöcesen festgesetzten Summen. 

Stück 12. der »Gesetzsammlung für die königlich preuaeischen 
Staaten vom Jahre 1821t enthält ausser dem lateinischen und deut- 
schen Texte der Bulle, der wir das vorstehende Stück entnahmen, 
nur noch die 

»Allerhöchste Cabinetsordre vom 23. August 1821 , betreffend 
die königliche Sandten der päpstlichen Buüe , d. d. Born , den 
16. Juli c a.€ welche lautet: 

»Da die Mir von Ihnen Torgelegte päpstliche Bulle, welche 
mit den Worten : De salute animarum anhebt und ans Born vom 
16. Juli d. J. (XVII. Cal. Aug.)datirt ist« nach ihrem wesentlichen 
Inhalte mit jener Verabredung zusammenstimmt , die unter dem 
25. März d. J. m Betreff der Einrichtung, Ausstattung und Be- 
grenzung der Erebisthümer und Bisthümer der katholischen Kirche 
des Staats, und alter darauf Besag habenden Gegenstände getroffen, 
auch von Mir bereits unter dem 9. Juni d. J. genehmigt worden 
ist; so will Ich, auf Ihren Antrag, auch dem wesentlichen Inhalte 
dieser Bulle, nämlich dem, was die auf vorerwähnte Gegenstände 
sieh begehenden sachlichen Verfugungen betrifft, hierdurch Meine 
königliche Billigung und SaneUon ertheUen, kraft deren diese Ver- 
fügtingen als bindendes Statut der katholischen Kirche des Staats, 
von Allen, die es angeht, zu beobachten Sind. 

Diese Meine königliche Billigung und Sanction ertheile Ich, 
vermöge Meiner Majestfttsrecbte, und diesen Rechten, wie auch allen 
Meinen Untertbanen evangelischer Religion , und der evangelischen 
Kirche des Staats unbeschadet. 

Demnach ist ein Abdruck dieser Bulle in der Gesetzsamm- 
lung aufzunehmen und für die Ausführung derselben durch das 
Ministerium der geistlichen Angelegenheiten zu sorgen* 

Berlin, den 28. August 182 t 

Friedrieh Wilhelm. 

An den Staatskanzler 
Herrn Fürsten v. Hardenberg.« 

Es wäre doch kaum möglich gewesen , in förmlicherer Weise, 
wie es dnrch die päpstliche Bulle in Verbindung mit der könig- 
lichen Cabinetsordre geschehen ist, den preussischen Staat au ver- 
pflichten , die katholischen Bisthümer zum Zwecke ihrer Dotation 
spätestens bis zum Jahre 1833 mit Eipenthum auszustatten. Und 
nun wird ein Bischof auf dem Verwaltungswege um seine durch 
Bulle und Gesetz garantirte Einnahme gebracht , und die Gerichte 
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weisen seine Klagen ab, eben weil es sich nicht am Privateigenthum 
handele ! 

Die Katholiken haben fortwährend anf Erfüllung der Verpflich- 
tung des Staates gedrungen, und man hat ihnen niemals einen stich- 
haltigen Grund entgegengehalten. Wird man es uns verdenken 
können — zumal jetzt gegenüber einer Gesetzgebung, die auf dem 
Wege der GeWstrafen die katholischen Bischöfe und Geistlichen 
zur Verleugnung ihrer heiligsten Grundsätze und ihrer kirchlichen 
und religiösen Pflichten zu zwingen hofft — wenn wir auf die 
Dauer die Vermuthung nicht werden abweisen können, man erfülle 
absichtlich jene Verpflichtung nicht, um auch in leichterer Tempo- 
raüensperre ein Mittel gegen die Pflichttreue der katholischen Bi- 
schöfe und Domherren u. s. w. in den Händen zu behalten ?c 

4. Auch ein Mitarbeiter der AUg. Ztg. Nr. 216, welcher erklärte, 
er sei wahrscheinlich noch weniger ein Freund der Kirche, als der- 
malen die preussische Staatsregierung, sprach sich iu einer immer- 
hin beachtenswerthen Weise über das Erkenntniss des Obertribunals 
gegen das Bisthum Ermland aus. (Vgl. Germania 1673 Nr. 177.) 
Er begann mit einem geschichtlichen Bückblicke auf den Beichsde- 
putationshauptschluss und das Edict vom 30. October 1870 und sagte 
über die Säcularisation Folgendes: 

»Durch den Beichsdeputationshauptschluss von 1803 wurden 
bekanntlich die kirchlichen Stifter im deutschen Beiche säcularisirt, 
das heisst : es wurden die Güter derselben an weltliche Landesherren 
als sogenannte Entschädigung für wirklich, namentlich durch den 
Luneviller Frieden von 1801, erlittene oder angebliche Verluste ge- 
geben. Sämmtliche geistliche Landesherren verloren überdies zu 
Gunsten der weltlichen Landesherren ihre bisherige Landeshoheit 
mit allen Begalien, Domänen, domcapiterschen Besitzungen u. s. w. 
Doch sollte den »abtretenden geistlichen Regenten t ihre persönliche 
Wurde und Beichsunmittelbarkeit, sowie eine diesem Bang und Stand 
angemessene Wohnung verbleiben, und eine »Sustentationc verab- 
reicht werden, welche nach Verhältniss ihres bisherigen Einkom- 
mens bis zu 60,000 Gulden stieg. Durch ähnliche Sustentation 
wurde für die Domcapitulare, Canonici u. s. w. gesorgt. Nur der 
Kurfürst des Reiches, Erzbischof zu Mainz (Karl von Dalberg) wurde 
als Kurfurst-Reichserzkanzler mit einem veränderten und verkleiner- 
ten Territorium unter Uebertragüng des erzbischöflichen Stuhls zu 
Mainz auf die Domkirche zu Regensburg erhalten und überlebte als 
geistlicher Begent (Fürst-Primas des Bheinbundes) das deutsche 
Reich, bis er 1810 »Grossherzog von Frankfurt c wurde. 

Archiv fdr Kirchenrecht. XXXI. 10 
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Preussen erwarb auf diesem Wege unter Anderem die Bisthft- 
roer Hildesheim und Paderborn, alle knrmainziscben Rechte und 
Besitzungen in Thüringen nebst dem Gebiete von Erfurt mit Unter- 
gleichen, das Eichsfeld und dem ma in zischen Antheil an Treffurt, 
die Abteien Herford, Quedlinburg, Elton, Essen, Werden und Kop- 
penberg, sowie einen Tbeil des Bisthums Münster mit der Stadt 
Münster. 

Rechtsgründe gab es selbstverständlich für diese Veränderung 
nicht; sie war vielmehr lediglich eine willkürliche Beraubung. Da 
jedoch der Reichsdeputationshauptschluss ein Reichsgesetz ist oder 
zu einem Reichsgesetz erhoben wurde, so hatte man in ihm wegen 
der »Omnipotent jedes Staates wenigstens ein formelles. Recht; denn 
der »allmächtige* Staat kann vermögt) seiner gesetzgebenden Gewalt 
Alles, was er will, sollte es auch gegen »Gottes Witten und Wort,* 
das heisst zu deutsch: gegen die Interessen und Tendenzen der 
Kirche, schnurstracks aulaufen.c 

Au diese ungeschminkte Definition der StaatBomnipotenz knüpfte 
der Autor noch folgende Bemerkungen: 

„Das ist es, was mau aufdecken muss, und daher ein politi- 
scher Fehler, mit der Kirche darüber zu streiten, was „gegen Got- 
tes Willen" ist, und was nicht, da für den gläubigen Christen eine 
solche Frage ja nur von der Kirche entschieden werden kann, oder 
doch diese wenigstens am besten wissen muss, was ihres Gottes 
Wille ist, und was nicht. Deshalb war es auch ein Fehler, dass 
man in der, nachgebend zu besprechenden , Bulle De salute aniraa- 
rum die Phrase „König im Zeitlichen" für Se. Majestät von Preus- 
sen übersah nnd das Placet ertheilte, ohne dass sie zuvor ausge- 
merzt wurde. Denn jeder regierende König ist wegen der irdischen 
Allmacht des Staats in unbegrenzter Weise Souverän." 

Nach diesen Auslassungen , welche einen dankenswert!) eu Bei- 
trag zur Charakteristik der „liberalen" Theorien liefern, fährt der 
Autor fort: 

„Nachgehend garantirte die deutsche Bundesacte von 1815 
Art. 15. die durch den Reichsdeputationshauptschluss von 1803 fest- 
„Pensionen an geistliche Individuen;" die Mitglieder der 
in Dom- und freien Reichsstifter sollten Hebendem die Be- 
iben, ihre 1803 festgesetzton Pensionen ohne Abzug in je- 
; Deutschland im Frieden lebenden, Staat« verzehren zu 



Was in Preussen noch nicht durch den Reichsdeputationshaupt- 
schluss von 1803 ergriffen war, das wurde genommen durch ein kö- 
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nigliches Edict vom 30. öctober 1810 (Gesetzs. S. 32), welches ver- 
ordnete : dass „alle Klöster, Dom* und andere Stifter, Balleyen und 
Com Menden , sie mögen zur katholischen oder protestantischen Re- 
ligion gehören, von jetzt an als Staatsgüter zu betrachten seien/ 4 
jedoch in Aussicht stellte, dass für Entschädigung der Benutzer und 
Berechtigten, „Belohnung 11 der obersten geistlichen Behörden, reich- 
liche Dotiruug der Pfarreien u. s. w. gesorgt werden soll. Eine 
Motivirung dieses expropriirenden Edicts war natürlich mit Schwie- 
rigkeiten verbunden, und wäre desshalb wohl am besten ganz weg- 
geblieben. Sie beruhte auf der Erwägung des Königs, dass erstens 
die Zwecke, wozu geistliche Stifte und Klöster bisher errichtet 
wurden, theils mit «den Ansichten und Bedürfnissen der Zeit nicht 
vereinbar seien, theils auf veränderte Weise besser erreicht werden 
könnten; dass ferner alle benachbarten Staaten die gleiche Mass- 
regel ergriffen hätten; dass drittens die pünktliche Abzahlung der 
durch den Tilsiter Frieden von 1807 auferlegten Contribution an 
Frankreich nur dadurch möglich werde, und dass viertens „Wir da- 
durch die ohnedies sehr grossen Anforderungen an das Privatver- 
mögen Unserer getreuen Unterthanen ermässigen." 

Nachdem darauf Geschichte und Inhalt des vom Papste am 
25. März 1821 abgeschlossenen Vertrages mit der Krone Preussens 
und der in die Gesetzsammlung aufgenommene Bulle De salute ani- 
raarum dargelegt worden, wird zur Rechtsfrage Folgendes bemerkt: 

„Dass eine Vereinbarung, ein Vertrag vorliegt, daran kann 
hiernach wohl kein unbefangener Jurist zweifeln. Zwar spricht der 
König in der Gabinetsordre von 1821 nur von einer „Verabredung/ 4 
allein es dürfte zwischen einer Verabredung über rechtliche Ange- 
legenheiten, einer Verabredung, welche Rechte zusichert und Ver- 
bindlichkeiten auferlegt, und einem Vertrag kein Unterschied auf- 
zufinden sein. Ein Vertrag ist bekanntlich nichts Anderes als ein 
„consensus duorum pluriumve in idem placitum. 44 Dieser Vertrag 
hat formell zwei Basen: die am 9. Juni 1821 vom König geneh- 
migte Vereinbarung, d. d. Born, den 25. März 1821, und die durch 
die königliche Cabinetsordre vom 23. August 1821 bezüglich aller 
staatlichen Verpflichtungen genehmigte Bulle De salute animarum. 
Eventuell würde dieselbe durch Aufnahme in die Gesetzsammlung 
ein Privilegium (lex specialis) sein, und Privilegien kann der Staat 
nur gegen hinlängliche, durch rechtliches Erkenntniss festzusetzende 
Entschädigung des Privilegirten alteriren, es wäre denn, dass der- 
selbe eines groben Missbrauchs durch richterliches Erkenntniss schul- 
dig befunden würde. (Preuss. Landrecht. Einl. §§. 70, 71, 72.) 

10* 
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Der fragliche Vertrag beruht auch nicht auf reiner Liberalität, 
sondern auf einer Entschädigung wegen Säadarisirung des Brchen- 
gutcs. Der Vertrag ist ferner auch nicht ein internationaler Ver- 
trag, denn er ist nicht mit dem Papst als weltlichem Souverän, viel- 
mehr mit ihm als Kirchenoberhaupt, also als Privatmann (?), abge- 
schlossen. Als Repräsentant der Kirche aber konnte der Papst so 
gut stipuliren, dass den betreffenden Diöcesen der Kirche vom Staate 
(den Regierung8hauptcassen) gezahlt werden, wie das Staateober- 
haupt stipuliren kann, dass an die Regierungshauptcassen oder ir- 
gend andere Staatsinstitute gezahlt werde, und es erlangen diese 
dann klagbare Rechte. 

Dem tritt nun in bedenklicher Weise das Erkenntniss des 
Obertribunals zu Berlin vom 14. Juli d. J. aus dem Grunde ent- 
gegen, weil klagbare Rechte den »betreffenden geistlichen Instituten 
(? Diöcesen) aus der Verabredung von 1821 und der Cabinetsordre 
vom 23. August desselben Jahres so lange nicht zuständen, als ihnen 
nicht »Privateigentum zugewiesen« sei. Das soll heissen, solange 
sie nicht die besprochenen Grundzinsen oder Grundstücke vom Staate 
wirklich erworben haben. Ob auf Constituirung dieser Grundzinsen 
oder (eventuell) Grundstücke ein klagbares Recht besteht, darüber 
verbreitet sich das Erkenntniss nicht, und es bleibt hierüber die 
Ansicht des höchsten Gerichts zweifelhaft. So viel aber steht lest, 
dass weder in dem Erkenntniss irgend ausgeführt noch irgend ein- 
zusehen ist, warum aus der Vereinbarung zwischen Staat und Kirche, 
dass ersterer Contrahent bis zur Constituirung jenes »Privateigen- 
thums« Renten aus den Regierungshauptcassen pünktlich auszahlen 
wolle und solle, kein klagbares Recht folgen soll, oder mit anderen 
Worten : warum nach der Auffassung des Obertribunals ein Forde- 
rungsrecht der Kirche plötzlich weniger ein Privatrecht sein soll 
als ein in das Währschafts- oder Hypothekenbuch eingetragenes 
dingliches Recht.« 
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V. 
Erlasse der preuss. Minister der Justiz und des Cultus. 

1. Allgemeine Verfügung betreffend die Führung der Kirchenbücher 
in solchen Parochien, bei welchen in Folge gesetzwidriger Besetz- 
ung des geistlichen Amtes ein zur Fuhrung des Kirchenbuches be- 
rechtigter Geistlicher nicht vorhanden ist. Gesetz vom 11. Mai 

1873. §. 17. 

In Betreff der Führung der Kirchenbücher in solchen Paro- 
chien , für welche in Folge gesetzwidriger Besetzung des geistlichen 
Amtes ein zur Führung des Kirchenbuches berechtigter Geistlicher 
nicht vorhanden ist, hat der Herr Minister der geistlichen, Unter- 
richts- und Medicinal- Angelegenheiten unter dem 19. September d.J. 
an den Herrn Oberpräsidenten der Provinz Posen eine Verfugung 
erlassen und dieselbe sämratlichen übrigen Herren Oberpräsidenten 
der Monarchie sowie der Regierung in Sigmaringen zur gleichmäßi- 
gen Beachtung nritgetheilt 

Der Inhalt dieser Verfügung wird durch den nachstehenden 
Abdruck zur Kenntniss der Gerichte und Beamten der Staatsanwalt- 
schaft gebracht. Die Behörden, an welche jene Verfügung ergangen 
ist, sind zugleich angewiesen worden, in jedem einzelnen Falle, in 
welchem zur Beschlagnahme der Kirchenbücher und Ablieferung 
derselben an die Bezirks-Regierungen geschritten wird, hiervon den 
betreffenden Appellationsgerichten Nachricht zu geben. Die letztern 
haben hiervon die ihnen untergebenen Gerichte unverzüglich in 
Eenntniss zu setzen. 

Berlin, den 13. October 1873. 

Der Justiz -Minister. 

Leanhardt. 
An sämmtliche Gerichte und Beamte 

der Staatsanwaltschaft. 

2. Auszug aus der Verfügung des Ministers der geistlichen, Unter- 
riehts- und Medicinal-Angelegenheiten vom 19. Sept. 1873. 

Der gesetzwidrig angestellte Geistliche ist zur Führung der 
Kirchenbucher nicht berechtigt und Eintragungen, die er vornimmt, 
und Auszüge, die er daraus ert heilt, entbehren des öffentlichen 
Glaubens. Um zu vermeiden, dass die Kirchenbücher durch ungül- 



>,-£rl. v. 15. Sept. 1873. Füttr. d. Kirchenbücher. 

'Verwirrung gerathen, und zugleich, um den 

die Möglichkeit zu sichern, ordnungsmässige 
sse zu erlangen, ist daher lortan in allen Fällen 
nt, mit dem die Führung von Kirchenbüchern 

die Vorschriften des Gesetzes besetzt wird oder 
st, sofort das Kirchenbuch, und zur Vermeidung 
gleich auch das Kirchensiegel, mit Beschlag zu 
es an die betreffende Königliche Regierung, als 
Circhenbuchföbrung dem Geistlichen vorgesetzte 

welche alsdann auch auf den Antrag der Inter- 
eugnisse aus dem Kirchenbuch zu ertheilen hat. 
tiz-Minister habe ich ersucht, die Königlichen 
Anordnung, die ich allgemein für den ganzen 
ie habe ergehen lassen, in Kenntniss zn setzen ; 
11 aber ersuche ich ergebenst, danach- die be- 
sbehorden der dortigen Provinz schleunigst mit 
en, auch iu den einzelnen Fällen die Gemeinden 
itroffenen Anordnung in Kenntniss zu setzen, 
tember 1873. 

(gez.) Falk. 
Ober-Präsidenten 
>r in Posen. 

mmisters Falk vom October 1873 an die Ober- 
knien in Betreff der Kirchhöfe. 
Isideuten bat der Cultusminister einen Erlass 
Jiöfe ') gerichtet, welchen wir mit Uebergehung 
ten hier folgen lassen: 

... die Fragen : ob nicht im Wege der Gesetz- 
ite Regelung des Begräbnisswesens geboten und 
jätzen dieselbe eventuell zu erfolgen hat, einer 
ng' unterwerfen zn sollen und ersuchen zn Vor- 
lagen Massnahmen Ew. Hoch wohlgeboren er- 
möglichen Regierungen über die in Betreff der 
Begräbnisswesens bestehenden gesetzlichen Be- 
leren Vollständigkeit und Zweckmässigkeit, so 
liss zu einer Aenderung und die in dieser Bo- 
len -Vorschläge Bericht zu erfordern und diese 
rutachtlichen Aeussernng Ew. Hochwohlgeboren 
', Die RechtsTerh. der Kirchhöfe in den öatl. prems. 
d. 29. S. 425 ff. 
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an uns einzusenden. Aus dem Vorstehenden ergibt sich bereits, 
dass die beabsichtigte Regelung sich nicht allein auf die Abgrenzung 
der staatlichen und kirchlichen Befugnisse beschränken, sondern dass 
die bei dem Begräbnis^ und Leichenweseu überhaupt in Betracht 
kommenden theils öffentlichen, theils privatrechtlichen Verhältnisse 
in den Bereich der Prüfung und Erörterung gezogen werden sollen. 
Wenn es somit die Aufgabe der Berichte sein wird, die Mängel 
und Lucken der bestehenden Gesetzgebung, sowie die in der Praxis 
hervorgetretenen Missstände auf dem bezeichneten Gebiete darzu- 
legen und daran die etwaigen Vorschläge zu knüpfen, so nehmen 
wir doch Veranlassung, auf folgende Einzelheiten besonders hinzu- 
weisen. 

»1. Die vorhandenen Begräbnissplätze sind theils von den Re- 
ligionsgesellschaften, theils von den bürgerlichen Gemeinden und 
ausnahmsweise von Privaten angelegt. Für die weitere Regulirung 
der Sache im Wege der Gesetzgebung erscheint eine statistische Auf- 
nahme darüber erforderlich : a. wie viele Kirchhöfe in dem Bezirke 
jeder Regierung im Eigenthura der Kirchen oder Kirchengemeinden 
oder einer Religionsgesellschaft, b. wie viele in dem Eigenthum der 
bürgerlichen Gemeinden, c. wie viel in dem Eigenthum von Privat- 
personen sich befinden. Die .hiernach zu fertigenden Uebersichten 
sind dem Berichte beizufügen. Sofern das Eigenthum streitig oder 
zweifelhaft ist, bedarf es jedoch keiner weiteren Ermittelung, sondern 
es genügt die entsprechende Angabe. 

»2. In Betreff der Anlegung neuer Kirchhöfe wird insbeson- 
dere zu erwägen sein: ob die Verpflichtung zur Anlegung den bür- 
gerlichen Gemeinden oder — im Falle bestimmter Voraussetzungen 
— den Religionsgesellschaften aufzuerlegen , ob und unter welchen 
Voraussetzungen den einzelnen Gemeinden die Anlegung eines neuen 
Begräbnissplatzes unter gleichzeitigem Ausscheiden aus der bisheri- 
gen Gemeinschaft freistehen soll, ob und unter welchen Bedingungen 
den Religionsgcsellschaften die Anlegung unconfessioneller Friedhöfe 
zu gestatten und welche Anordnungen auf den Kirchhöfen der Civil- 
Gemeinden mit Rücksicht auf den Cultus der verschiedenen Reli- 
gions-Gesellschaften etwa zu treffen sind. 

>3. Ausserdem werden in besondere Berücksichtigung zu neh- 
men sein: a. die Organe, durch welche die Verwaltung der Kirch- 
höfe bürgerlicher und kirchlicher Gemeinden zu leisten ist, b. die 
Regelung der Verpflichtung zur Aufnahme der Leichen auf den Be- 
gräbnissplatz überhaupt und der Anspruch auf einen Platz in ordent- 
licher Reihe, c. die Frage, ob Einschränkungen in Betreff des 
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Platzes bei Selbstmördern n. s. w. insbesondere auf den confessio- 
nellen Friedhöfen beizubehalten seien nnd wem eventuell die Ent- 
scheidung in den einzelnen Fällen gebühren soll, d. die Zulassung 
der Mitwirkung der Geistlichen anderer Beligions-Gesellscbaften anf 
confessionellen Begrabnissplätzen , e. die Dauer des Beerdigungs- 
rechtes und ''die Zulftssigkeit eines Wiederkaufs der Ruhestätten, 
f, die etwaigen Bedingungen einer Zulassung von Privat- Begrab niss- 
plätzen, g. die Ver&usserung, Theilbarkeit und Vererbung der Erb- 
begräbnisse, h. der Umfang des Benutzungsrechtes der Grabstellen, 
i. die Errichtung von Grabzierden, Denkmälern u. s. w. und das 
Eigenthnm an denselben, und k. die Feststellung der Begrtlbniss- 
gebühren. Der Einsendung der Berichte sehen wir bis zum 1. De- 
cember d. J. entgegen.« 
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VI. 

Akten Ober die neuprotestantische Pressung katholischer 

Waisenkinder zu Constanz (18730. 

Ueber die religiöse Erziehung der Zöglinge des Waisenhauses 
in Constanz theilen wir hier zwei Aktenstücke mit, welche die Auf- 
schrift unseres Artikels rechtfertigen: 

1. Erlass des badischen Ministers des Innern d. d. Carlsruhe, den 

18. September 1873 (Nr. 13,378.) 

Erzbischöfl. Capitelsvicariat beehren wir uns auf den gefälligen 
Erlass vom 21. v. M. Nr. 6275 ergebenst zu erwiedern; 

Die Beschwerde Wohldesselben gegen die Entscheidung des 
Bezirksamts Constanz vom 26. Juli d. J. erseheint nicht begründet. 
Die hier in Frage stehende Anstalt, an welcher nach dem Beschlüsse 
des Armenraths der Religionsunterricht durch den (cM)-kathdischei\ 
Geistlichen ertheüt werden sott, ist eine Stiftungsschule und keine 
Volksschule; nur bezüglich der Volksschule ist in §. 27. des Ge- 
setzes über den Elementarunterricht bestimmt, dass der Religions- 
unterricht durch die betreffenden Kirchen- und Religionsgemein- 
schaften besorgt und überwacht werde. Die Stellung des hier in 
Betracht kommenden §. 109. in dem Gesetze über den Elementar- 
unterricht, sowie die Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung lassen 
darüber nicht den mindesten Zweifel, dass die Schulen der Stiftungen 
nicht als öffentliche von dem Gesetze betrachtet und behandelt wer- 



1) Ein Seitenstück hierzu bietet die Verfügung des ProTincial-Schulcol- 
legiums zu Posen, welche den Schülern höherer Unterrichts-Anstalten bei Strafe 
der Verweisung von der Anstalt verbietet, den vom rechtmässigen kirchlichen 
Oberhirten, dem Erzbischof von Posen-Gnesen angeordneten (sog. Privat)-Re- 
ligionsunterricht zu besuchen und statt dessen an dem Religionsunterricht theil- 
zunehmen gebietet, den von der Regierung, nicht von der nach katholischer 
Glaubenslehre dafür allein zustandigen rechtmässigen kirchlichen Behörde be- 
stellte weltliche Lehrer ertheilen. Die katholischen Eltern halten jedoch ihre 
Sohne zumeist von jenem weltlichen Religionsunterricht zurück, so dass wie 
die OstcL Ztg. unter dem 21. Oct. 1873 aus Posen berichtete, das Provincial- 
Schvlcollegium zunächst von der Ausführung seiner Drohung Abstand genom- 
men und sine Praclusivfrist bis zum 18. Not. gestellt hat, innerhalb deren die 
Eltern sich definitiv erklären sollten, ob sie sich den Bestimmungen der Ver- 
fügung unterwerfen wollten oder nicht. (Vgl. über die betr, Verhältnisse in 
Posen: Archiv Bd. 80. & 812 £) 
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den. Daraus, dasa nach §. 1. des Stiftungsgesetzes nur solchen Stif- 
tungen Staatsgenehmigung ertheilt werden soll, welche einem öffent- 
lichen Zwecke gewidmet sind, folgt in keiner Weise, dasa nunmehr 
auch die Schulen einer solchen Stiftung zu Volksschulen werden. 
Aber auch aus dem von Wohldemselben betonten Gesichtspunkte, 
dass es dem Armen- bezw. Gemeindoratho nicht zustehe, die Reli- 
gion der Kinder zu bestimmen, kann' rar die Kirebenbeborde ein 
Recht der Einsprache gegen den BeschluBS des Armenraths vom 
9. Juli d. J. nicht abgeleitet werden, da die Ausübung der Erzieh- 
ungsrechte in Bezug auf die Religion der Kinder nach dem Gesetze 
vom 9. October 1860 den Eltern und Vormündern, nicht aber kirch- 
lichen Behörden zusteht. 

Wir sind daher nicht in der Lage der Beschwerde Erzbisehöfl. 
Capitelsvicariats Folge zu geben. 

(gez.) Joliy. 

2, Antwort des Erebisehöfl. Capiteisvieariats , d. d. FreAurg, den 
9. October 1873. (Nr. 7,906) 

I. GroBsh. Ministeriums des Innern beehren wir nns auf den vei - 
ehrlichen Erlass vom 18. v. H. Nr. 13,378 ergebenst zu erwiedern: 

In diesem Erlasse wird wie in dem Beschlüsse des Bezirksamts 
Gonstanz vom 26. Juli d. J. die diesseitige und die Beschwerde der 
katholischen Pfarrämter in Constanz gegen den Beschluss des Ar- 
menraths in Constane vom 9. Juni d. J., welcher den Religions- 
unterricht im dortigen Waisenhause und in dessen Schule dem »alt- 
katholisckent Geistlichen in Constant übertrug, für nicht begründet 
erklärt 

Diese Erkenntnisse stützen sich darauf, dass nach dem Gesetze 
vom 9. October 1860 nicht die Kirchenbebörden, sondern die Eltern 
und Vormünder, die Religion der Kinder zu bestimmen haben, und 
dass die durch g. 27. des Schalgesetzes vom 8. März 1868 (§. 12. 
des Gesetzes vom 9. October 1860) der Kirche zugesicherte Leitung 
des Religionsunterrichts sich nur auf Volks- , nicht aber auf Stif- 
tungs- oder Privatschulen beziehe. 

Es bandelt sich aber hier nicht um die gesetzlich den Eltern 
zustehende Bestimmung über die oder um die Aenderung der Reli- 
gion der fraglichen Kinder, da deren Eltern oder Vormünder solche 
nicht geändert wissen wollen, sondern um den Religionsunterricht 
für unzweifelhaft römisch-katholische schulpflichtige Kinder. 

In unserer Beschwerde gegen den berührten Btscbluss des 
Armenraths, haben wir uns allerdings auf §. 18. der Verfassung und 
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auf das cit. Gesetz von 1860 berufen. Wir haben dies gethan, weil 
wir nach göttlicher Anordnung die Pflicht haben, die Katholiken in 
den katholischen Heilswahrheiten zu unterrichten, sie katholisch zu 
erziehen, weil das bestehende Recht und Gesetz die Ausübung die- 
ser unserer Pflicht und die freie, katholische Religionsübung zu 
schützen. Wir berufen uns auf diese Gesetze, weil sie dem Armen* 
rathe verbieten , diese Kinder ihrer Religion zu entziehen , den 
Grundsatz: ouju? regio illius religio anzuwenden, katholische Stif- 
tungen resp. die fragliche Stiftungsschule zum Abfalle vom katho- 
lischen Glauben zu benätzen. Die Grossh. Staatsregierung ist ex 
officio zum Schutze dieser Rechte berufen. Nachdem sie durch die 
berührte Mittheilung von deren Verletzung Kenntniss erbalten hat, 
bedarf es also keiner Beschwerde der Eltern oder Vormünder dieser 
in ihren höchsten Gütern bedrohten, armen Kindern. 

Inhaltlich der Ueberschrift des Gesetzes vom 8. März 1868 »den 
Elementarunterricht betreffend,« §. 1. 25. 27. 103. Ziff. 3. 107. und 
109. dieses Gesetzes und des cit. Gesetzes von 1860 müssen die ka- 
tholischen schulpflichtigen Kinder in den Volks- Stiftungs- oder 
Privatscftulen katholischen Religionsunterricht, event. bei Vermeid- 
ung der Schliessung der letzteren Schulen, erhalten. Gemäss dieser 
in Kraft bestehenden Bestimmungen hat die Kirchenbehörde, also 
wir betreffs aller römisch-katholischen, schulpflichtigen Kinder (§. 1. 
7. 12. des cit. Gesetzes von 1860) das Recht, den Religionsunterricht 
zu leiten. Desshalb und da also wir und nicht der J^rmenrath in 
Constanz zu bestimmen haben, wie und durch wen derselbe für die 
fraglichen, armen römisch-katholischen Schulkinder zu besorgen ist, 
erscheint unsere auf obige Bestimmungen, nicht blos auf den cit. 
§. 27. und das cit. Gesetz von 1860 gestützte Beschwerden vom 
21. August d. J. als von der competenten Behörde erhoben und 
begründet. 

Wir halten uns hiernach zu der wiederholten Bitte an Hoch- 
dasselbe für berechtigt und verpflichtet, den Beschluss des Armen- 
raths Constanz vom 9. Juni d. J. und des Bezirks-Amts dortselbst 
vom 26. Juli d. J. aufheben und die Besorgung des Gottesdienstes 
und Religionsunterrichtes für diese römisch-katholischen Kinder durch 
das hiezu berechtigte und verpflichtete römisch-katholische Pfarramt 
in Constanz nicht hindern lassen zu wollen. Eventuell bitten wir, 
dieses Gesuch resp. unsere Beschwerde Grossh. Staatsministerium 
zur Entscheidung unterbreiten zu wollen. 

Wie der betreffende römisch-katholische Priester resp. Pfarrer 
verpflichtet ist, diese seine Pfarrangehörigen in den katholischen 
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'M unterrichten und ihnen die kirchlichen Gnaden- 
i, wo and wie dies ihm möglich ist; so sind die 
Inder derselben vor Gott and ihrem Gewissen be- 
iluden, diese katholischen Kinder vor dem grössten 
le von ihrer hl. Religion zu bewahren, indem sie 
n römisch-katholischen Priester oder Lehrer als 
le Christen heranbilden lassen und sie bisher der 

entziehen, als sie am römisch-katholischen Glau- 
dlage ihrer seitlichen Existenz und ihres ewigen 

leiden lassen. 

irdigem Herrn Stadtpfarrer Römer in Constanz ge- 
unter anderaeitiger Beifügung obigen Ministerial- 
'riung an die dortigen katholischen Pfarrämter mit 
ntniss, hievon die Eltern and Vormünder der betr. 
ge za verständigen. 

■e obige Beschwerde von Grossh. Staatsregierung 
erden ; so sind die berührten Eltern etc. durch die 
rärator auf ihre Pflichten aufmerksam zn machen 
. ihre Kinder in den römisch-katholischen Gottes- 
snsunterricht zn senden, der von dortseits zn er- 

erthflilt werden wird, eveut. sie ans dem Waisen- 
n. Im letzteren Falle werden die dortigen Geist- 
ang mit den Katholiken dortselbst und der Um- 
;en , dass sie bei katholischen Familien unterge- 

(gez.) f Lothar Kübel. 
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VII. 

Hirtenbrief der bayerischen Bischöfe und Vorstellung derselben 
an den König in Betreff der Simultanschulen. 

Die im Archiv Bd. SO. S. 460 ff. raitgetheilte kgl. bayr. Ver- 
ordnung vom 29. August 1873 veranlasste die bayer. Bischöfe zu 
einer Versammlung zu Eichstätt. Von dort aus erschien: 

1. Der Hirtenbrief der Ersbischöfc und Bischöfe Bayerns über die 

Simultanschulen. 

Die unterzeichneten Erebischofe und Bischöfe entbleien den 
Gläubigen Oruss und Segen in Jesu Christo! 

Die Bischöfe aller Theile der katholischen Welt und die von 
Deutschland und Bayern insbesondere haben in den letzten Jahren 
bald gemeinschaftlich bald einzeln ihre Stimme erhoben, um die 
Gläubigen, welche die göttliche Vorsehung ihrer Leitung anvertraut 
hat, vor Irrungen in den Angelegenheiten der Religion zu warnen, 
oder zur Erfüllung von Pflichten zu ermuntern, welche die Religion 
auferlegt, der Geist der Zeit aber erschwert. 

Auch jetzt gilt es, eine solche Pflicht, und zwar bei Gelegen- 
heit von öffentlichen Abstimmungen über eine wichtige Veränderung 
in den Volksschulen zu erfüllen. 

Eine Königliche Allerhöchste Verordnung hat unter bestimmten 
Bedingungen in die Hände der einzelnen Familienväter und Bürger, 
dann in das Gutachten ihrer magistratischen Vertrauensmänner die 
Entscheidung über die Einfuhrung von confessionell - gemischten 
Schulen, d. h. von solchen Schulen gelegt, welche für Katholiken 
und Protestanten gemeinsam sind, und in welchen katholische und 
protestantische Lehrer neben und miteinander, oder auch lediglich 
Lehrer der confessionellen Mehrheit der Schulgemeinde wirken. 

Da in der letzten Zeit so oft und vielfach von Schulangelegen- 
heiten die Rede gewesen, so wäre es wohl begreiflich, dass mancher 
brave Mann müde geworden wäre und sich um diese Abstimmung 
nicht kümmerte; oder dass beschäftigte Familienväter, zufälligen 
Einflüssen und Eindrücken folgend, nicht erkennen würden, wie ihre 
Elternpflicht und ihr religiöses Gewissen sie auffordern, mit aller 
Entschiedenheit gegen die Einführung von gemischten Schulen zu 
stimmen. 

Die unterzeichneten Erzbischöfe und Bischöfe haben daher, 
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als sie in den letzten Tagen in der Stadt des hl. Willibald and der 
hl. Walburga zu gemeinschaftlichen Beratungen zusammengetreten 
waren, erkannt, das« sie bei dieser Gelegenheit nicht schweigen 
dürfen, Sie fühlen sich vermöge ihrer Hirtenpflicht gedrängt, die 
Gläubigen zu mahnen, dass sie mit allen gesetzlichen Mitteln für 
die Bewahrung ihrer katholischen Schulen eintreten und sieb gegen 
die Umwandlung derselben in gemischte verwahren sollen. 

Wir sind uns hiebet bewusst, nicht nur nach dem Antriebe 
unserer heiligen Pflicht und unserer TJeberzeugung zu handeln, son- 
dern auch der wahren Freiheit enrer Entscheidung zu dienen. 

Auf eine wahrhaft freie Art kann sich bei irgend welcher 
grossen oder kleinen Angelegenheit Niemand entscheiden, der nicht 
von der Bedeutung der Frage, in welcher er sein Urtheil abgeben 
soll, genau unterrichtet ist, oder der durch irgend welche Rücksicht 
gehindert wird, nach seiner Ueberzeugung und nach den Forderungen 
seines Gewissens sich auszusprechen. 

Wer mit der unserer Zeit so gewohnlichen Uebereilnng, ohne 
wenigstens die Hauptfrage, um welche es sich handelt, klar zu 
kennen, seine Stimme abgibt, wird später, wenn er zu besserer 
Einsicht kommt, in den Vorurtheilen, die ihn geleitet haben, unwür- 
dige Fesseln erkennen. 

Seine Abstimmung wird aber nicht blos für den Augenblick 
diese Fesseln ertragen müssen , die Folgen seiner Irrung werden 
bleiben, auch wenn er selbst sich vom Irrtbura frei machen wird. 
Er hat sein Wort im Zustand der Uebereilung gegeben, und dieses 
Wort bindet ihn an alle Folgen, die daraus hervorgehen. 

So geht es in einer Zeit, welche durch Beiziehung Aller zu 
Abstimmungen scheinbar der Freiheit dient, in vielen Angelegen- 
heiten aber zur Sclaverei führt. Man stimmt ab, ohne gründlieh 
und klar zu wissen, um was es eich handelt, und während man die 
Vorrechte der Freiheit zu gemessen glaubt, unterliegt man einem 
Drucke, der wirklich den Namen Sclaverei verdient. Man legt nicht 
nur der bessern Einsicht der eigenen Zukunft Baude und Fesseln 
an, sondern beraubt vielleicht ganze Generationen der Freiheit, wich- 
tige Angelegenheiten nach einer bessern Einsiebt zu ordnen. 

Allerdings kann man nach einiger Zeit wieder abstimmen. Die 
angeführte Verordnung hat im vorliegenden Falle unter bestimmten 
Bedingungen die Möglichkeit geschaffen, durch spätere Abstimmung 
den Beschluss der früheren nmzustossen. 

Immerhin ein Ausweg für die Freiheit, aber ein kostspieliger. 
Denke, ein Beisender, der viele Lander gesehen, will den Besitzer 
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eines schönen bequemen Hauses, dass nach unserer heimathlichen 
Art gebaut ist, bereden, er möge sein Haus niederreissen , um ein 
anderes im Styl und nach dem Geschmack eines fremden Volkes, 
etwa der Indianer, zu bauen. Der Besitzer zaudert und fürchtet, 
der Versuch möchte ihn gereuen. Da tröstet ihn der Reisende, 
dass er das neue Haus ja wieder abbrechen und so aufbauen könne, 
wie es zuerst war. Der aber wird sagen : Ich will mein Haus lassen 
wie es ist; wie ein indischer Bau für mich und meine Angehörigen 
taugt, weiss ich nicht, aber dass mein jetziges Haus mir taugt, 
weiss ich. 

Aehnlich ist es mit dem Umbau der Volksschule in eine ge- 
mischte Schule, oder, wie nicht zwar von der königlichen Staats- 
regierung, aber von rührigen Wortführern der Schulfrage verlangt 
wird, in die confessionslose Schule, nur mit dem Unterschied, dass 
wir wissen, wie die Mischschule wirkt. Wir wissen es, dass sie 
keinen wahren Vortheil für Unterricht und Erziehung bringt, dass 
sie aber die grössten Nachtheile, Gefabren und Uebel im Gefolge 
haben muss. 

Diese Nachtheile sind vielseitig, sie beziehen sich zum Theil 
auf die gesellschaftliche Ordnung, zum Theil auf die Interessen der 
sittlichen Charakterbildung, vorzüglich aber auf die Religion. 

Die Simultanschule muss zunächst auf das friedliehe Zusammen- 
leben von Katholiken und Protestanten nachtheilig wirken, unter 
gewissen ganz nahe liegenden Umständen muss sie eine nimmer ver- 
siegende Quelle von Streitigkeiten werden. 

Da nun einmal viele unserer Nachbarn, mit denen wir in allen 
bürgerlichen und politischen Angelegenheiten friedlich zusammen zu 
leben begehren, die ererbte Lostrennung von der katholischen Kirche 
noch immer festhalten, ist nichts natürlicher, als dass sie dieselbe 
auch rechtfertigen. 

In dem Grade, als sie dieses mit Eifer und Ernst thun, müssen sie 
sich gegen die Lehre und Uebung der Kirche feindlich aussprechen. 

Haben sie ihre gesonderten Schulen, so werden diese Angriffe 
nicht als verletzende Herausforderungen gefühlt, wie es bei dem 
Zusammensein in der Simultanschule unvermeidlich eintritt, so lange 
der Eifer für die ererbte Confession nicht erloschen ist. 

Soll denn in die Kiuderwelt, welcher das Vorrecht des Frie- 
dens angeboren scheint, mit einmal der Zunder der Zwietracht ge- 
worfen werden ; soll das Kind aus der Schule den Anläss zu bittern 
Streitigkeiten zwischen Nachbar und Nachbar, zwischen dem katho- 
lischen und protestantischen Städtviertel nach Hause tragen? 
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Man lasse wenigstens unsern katholischen Kindern den Frieden 
des religiösen Geistes der Schule. Friedlich lausche es auf die hei- 
ligen Erzählungen der biblischen Geschichte; es begleite den egyp- 
tischen Joseph in den Kerker und auf den Thron ; es bete mit den 
Hirten an der Krippe und freue sich mit den Aposteln der Verklä- 
rung Christi und der Auferstehung; es lerne im Katechismus die 
Wahrheiten, welche das Gemüth zu Gott erheben und das Gewissen 
wecken und stark machen. Es lerne in reifern Jahren die Gründe 
kennen, welche die katholische Kirche den neuen und neuesten Irr- 
lehren entgegensetzt, damit es mit Geist und Gemüth der katholischen 
Religion anhänge und durch ihre Ausübung glücklich sei und Andere 
glücklich mache. Aber fern bleibe ihm der unnütze Zank, mit wel- 
chem uns die Mischschule bedroht. 

Fern mögen uns aber auch die Nachtheile bleiben, welche die 
Simultanschule der Erziehung bringt. Erfahrene Lehrer werden vor 
Allem Erzieher sein wollen. Der würdige Lehrer ist nicht blos da, 
um die Kinder zum Lesen, Schreiben und Rechnen abzurichten und 
ihrem Gedächtnisse gewisse Kenntnisse einzuprägen; er übernimmt 
aus den Händen der Eltern die Pflicht und Sorge der Erziehung; 
so lange die Kinder in der Schule sind, tritt er als Erzieher für 
die Eltern ein. Hiezu hat er das Recht und die Pflicht, Fehler, 
die er wahrnimmt, zu rügen, nach Umständen zu strafen. Je mehr 
der Lehrer darauf vertraut , dass er mit Einsicht und Absicht der 
Eltern übereinstimme, desto freier kann er an der Ausrottung jugend- 
licher Fehler arbeiten, mit desto mehr Segen kann er zum Wohle 
der Kinder au der Erziehung sich betheiligen. Aber die Verschie- 
denheit des Bekenntnisses wird ihm die nachtheiligste Hemmung 
bereiten. Der katholische Lehrer wird die Fehler eines protestanti- 
schen Kindes oft ungerügt hingehen lassen, um sich nicht dem Vor- 
wurf confe8sioneller Gehässigkeit bloss zu stellen, und von ähnlichen 
Bücksichten wird der protestantische Lehrer katholischen Kindern 
gegenüber gebunden sein. So wird die Mischung der Schulen dazu 
beitragen, die Kraft und den Ernst der Erziehung zu brechen. 

Man wird euch sagen, diese gefürchteten Nachtheile der Si- 
multanschule fallen weg, sie seien ganz unmöglich, wenn der Geist 
jener Duldung in der Schule herrsche, welcher sich über die einzel- 
nen Glaubenssätze erhebt und weder Katholiken noch Protestanten, 
sondern Menschen erziehe. 

So schön dies klingt, so liegt unter dieser Formel doch jenes 
verwerfliche Streben verborgen, dass auf die Zerstörung des wirk- 
lichen Ghristenthums ausgeht Dies ist in der That das Ziel, zu 
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welchem eine mächtige Strömung der Zeit die Mischschale hinführen 
will. Sind einmal die Schranken der coufessionellen Schule über- 
schritten, so wird es vergeblich sein, aieb gegen die confessionslose 
Schule zu sträuben ; auch wenn diese nach dem Buchstaben des 
Gesetzes nicht zu Recht besteht, wird sie soweit herrschen, als die 
einzelnen nicht katholischen Lehrer sich zu ihr bekennen. 

Wer einmal den Boden des vollen apostolischen Glaubens ver- 
lassen hat, oder vermöge seiner Erziehung ihm von jeher fremd war, 
der kann sich der ungestüm raen Forderung des Unglaubens nicht 
entziehen, die Dogmen und besonderen Bekenntnisse aufzugehen, um 
nach eigener Einsicht und persönlichem Geschmack sich eine Reli- 
gion zu gestalten. 

Wir haben dann so viele Religionsstifter, als pädagogische 
Schriftsteller, oder vielmehr, wir haben keine wahre Religion mehr; 
denn diese kann nur Gott stiften. Wir hoffen, dass ihr, katholische 
Männer, euch durch den Sirenengesang täuschender Redensarten 
nicht mehr irre führen lasset, ihr wisset den Unterschied zwischen 
der wirklichen Religion Jesu Christi und zwischen jenem Nebelbild 
zu würdigen, dass man euch als Religion ohne bestimmte Glaubens- 
sätze vorhält. 

Jenes Verfahren, mit Beseitigung der Glaubenssätze eine Re- 
ligion für die Kinder zu gestalten, ist nichts anderes, als eine Auf- 
hebung des Christentums. 

Wollt ihr, dass eure Kinder von den zartesten Jahren an die 
Luft dieses Abfalles vom Christentum einathmen, dass sie unmerk- 
lich immer mehr dem Glauben der Apostel, der heiligen Bekenner 
nnd Blutzeugen eutfremdet werden, und sich desselben schon in 
frühen Tagen schämen, so schickt sie in die Mischschule. 

Das dürft ihr nicht tbun, es ist gegen das Gewissen eines 
gläubigen Vaters. 

Wir vergessen hiebet nicht, dass es ausserhalb der katholischen 
Kirche bisher noch Glaubensbekenntnisse gab, welche mit der hei- 
ligen Schrift bedeutende Theile des alten Glaubens der Kirche be- 
wahrt haben; wissen es auch, dass es drüben noch Männer gibt, 
welche diese Schranken aufrecht erhalten wollen; wir sind- taglich 
Zeugen von dem Eifer , mit welchem viele der von uns getrennten 
Brüder sieh gegen die gänzliche Verneinung des Christenthums und 
gegen die mit jedem Jahre zunehmende Glaubenszersetzung sträuben. 

Niemand kann bestimmen, wie bald durch die Sturmfluth des 
Unglaubens auch noch die letzten Dämme, innerhalb welcher ein 
Theil des Glaubensgutes gerettet schien, zerwühlt werden. 

Archiv für Kirch eure cht. XXXL 11 
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kein Katholik, der allein oder mit seinen) Kinde 
Bereiche der katholischen Kirche nnd Schule hin- 
herheit gegen den Abfall vom christlichen Glauben, 
bildete Mann kann läugnen, dass die von der ka- 
getrennten Bekenntnisse an diesem Ziele angelangt 
ler Geist des Jahrhunderts überall, wo die katho- 
:ht herrscht, dein Unglauben verfallen sei? Und 
n nicht auf, euch die Mischschulen zn empfehlen. 
larau — sagen manche, welche nicht läugnen kön- 
ligion ohne Glanbensbekenntniss, ohne dogmatische 
Ejanz anderes sei, als die Religion der Apostel, der 

■ und Bokenner — was liegt daran, wenn der eine 
er für sich Ansichten hat, die ganz von dem ka- 
m, ja von den Grnndlebrcn des Chriatenthums ab- 
ie Religionslebre sorgt ja der Geistliche, dem die 
n steht, um den Katechismus zu erklären. Was 
in der Lehrer, hei welchem die Kinder Rechnen, 
ichte, Geographie, oder in höheren Cursea Natur- 
r Religion ganz anders denkt und spricht, als der 
t? Gibt es denn ein besonderes Einmaleins, eine 
lehre für Katholiken uud Andersgläubige? 
jrdings kein anderes Einmaleins für die Türken, als 

Der Unterricht im Lesen, Schreiben, Rechnen, in 
e und Erdkunde berührt weder die Lehren irgend 
:h auch den Unterschied zwischen gutem und bösem 
übar. Die Gesetze der Natur sind dieselbeu für 
ur die Bösen. Und dennoch ist es nicht gleich- 

■ Schule die Kinder den Unterriebt auch in diesen 
liessen. Dem Glaubigen ist anch die Natur eine 
es. Der Ungläubige übersieht die Winke, die nach 
sucht Schwierigkeiten, die den Glauben erschüttern, 
uden, der sich, seinen Charakter, seine Religion 
ig, von wem er irgend welchen Unterricht genies3t 
' gemessen lässt und mit wem. 

es jenen, die in religiösen Vorurtheilen geboren 
tauben abfielen, nicht selten eigen, jede Gelegen- 
i um die Religion , die sie verkennen oder von der 
d, verächtlich zu macheu. Es scheint, dass ein 
m Herzen ein Fieber entzünde, welches die mit 
lenen nie ruhen lässt. Auf jedem Wege finden sie 
sie gegen die Kirche schleudern. Während der in 
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seinem Glauben Befestigte und im Bewusstsein religiöser Pflicht- 
erfüllung innerlich friedlich gestimmte katholische Lehrer ein Fach, 
wie Bechnen, Naturlehre, entweder als einen Gegenstand für sich 
behandelt, oder gelegentlich einen das Gemüth erhebenden Gedanken 
einflicht, wird der mit der Religion zerfallene Lehrer Gelegenheiten 
finden oder suchen, um durch Ausfälle und zündende Witzworte den 
unbefangenen Glauben der reifern Schüler zu erschüttern. Wir for- 
dern nicht, dass der Unterricht im Bechnen katholisch sei, aber wir 
weigern uns, den Unterricht in der Physik von einem Lehrer zu 
gemessen, der sein Fach dazu benützt, um unsern Glauben zu ver- 
höhnen. Das Lächerliche einer confessionellen Physik oder Geographie 
ist die Erfindung derjenigen, welche diese Fächer benützen, um den 
Glauben der Katholiken zu verhöhnen. Dieser Uebelstand tritt ganz 
besonders dann ein, wenn die Simultanschule sich auch auf die 
Sonn- und Feiertagsschule erstreckt. 

Zweitens ist zu beachten, dass immer und überall, wo ein 
Unterricht gegeben oder genossen wird, zwischen Lehrenden und 
Lernenden sich ein Verhältniss bildet, welches den schönsten Be- 
ziehungen zwischen Eltern und Kindern entspricht. Je tüchtiger 
ein Lehrer in seinem Fache ist, desto höher steigt er in der Acht- 
ung der befähigten Schüler. Steht der Lehrer mit seinen Ansichten 
ausserhalb des Chvistenthums, so wird er die christliche Gesinnung 
der Schüler unwillkürlich erschüttern, auch wenn er sich keine Aus- 
falle und Angriffe erlaubt. Wer ihm auf dem Wege seines beson- 
deren Faches mit Vertrauen und Befriedigung gefolgt ist, für den 
kann sein Verhalten in den religiösen Fragen nicht gleichgültig 
sein. So bilden sich religiöse Vorurtheile ohne Prüfung und ohne 
Untersuchung, Das Gemüth der Jugend wird in dem Grade der 
Religion fremd, in welchem es sich an Jemanden hingibt, welcher 
sich thatsächlich von der Beligion losgesagt hat. Ist auch nach 
dem gegenwärtigen Stande der Lehrerbildung in vielen Fällen nicht 
ein Hinüberziehen zum Unglauben, sondern zur protestantischen Be- 
ligionsauffassung zu erwarten, so ist auch das für uns ein gerechter 
Grund, die Mischschule abzuweisen. 

Ein dritter Grund liegt in der Wechselwirkung der Schüler 
aufeinander. Die öffentliche Schule bietet unter gewissen Umständen 
dadurch einen hohen Vorzug vor dem besten Einzelunterricht, dass 
dort die besseren Schüler sich gegenseitig mehrfach fördern. Im 
Wettstreit guter jugendlicher Bestrebungen wird das Talent geweckt 
and die Kraft geübt. Unter den Freuden eines braven Lehrers ist 
kaum eine so belohnend, wie das Schauspiel dieses Wettstreites, 

11* 
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welchen zu erregen und zu lenken ihm glücklich gelang. Um so 
grösser aber auch seine Betrübniss, wenn er wahrnimmt, dass einige 
verdorbene Kinder die übrigen ins Verderben hineinzuziehen drohen. 
Man eilt, jene aus der Schule zu entfernen, die mit einer anstecken- 
den Krankheit behaftet sind; man zögert nicht, solche auszuschliessen, 
deren offenbare Unsittlichkeit den unschuldigen gefährlich wird. 
Sollte es gleichgültig sein, ob das Kind gläubiger Eltern mit jenem 
auf der gleichen Schulbank sitzt, welches täglich die Spöttereien 
gegen das Bekenntniss und die Uebung unserer Keligion ver- 
nimmt ? 

Auf diesen Fall müssen wir immer gefasst sein , so bald wir 
das Gebiet des katholischen Glaubens verlassen. 

Wir erkennen es gerne an, dass manche protestantische Lehrer, 
einzig für ihr Schulfach begeistert, ihre Stellung in den bereits ge- 
gründeten Simultanschulen gegenüber den katholischen Kindern und 
Katecheten mit Besonnenheit einnahmen; aber es liegt nicht in der 
Macht Einzelner, die Zeitströmung aufzuhalten, welche ausserhalb 
der katholischen Kirche Alles mit sich fortzureissen droht. 

Und wo noch ein entschlossener Wille Trümmer des ererbten 
Glaubens zu retten sucht, gewahren wir nicht selten einen schroffe- 
ren Gegensatz gegen alles Katholische, als bei manchen Anhängern 
des Unglaubens. 

Wohin wir uns wenden, können wir nirgends eine Sicherheit 
für die kostbarsten Güter der religiösen Erziehung unserer Jugend 
finden, als in der durch und durch katholischen Schule. 

Sobald du, katholischer Vater, dein Kind in eine Schule schickst, 
deren Lehrer der katholischen Kirche fremd sind, kann dir Niemand 
zum Voraus sagen, auf welcher Stufe des Unglaubens, oder der Er- 
bitterung und Vorurtheile gegen unsere heilige Religion sich die zu 
erwartende Erziehung befinden wird. 

Eines aber ist auch im günstigsten Falle gewiss, nämlich dass 
dort der jugendliche Sinn auf einen Weg geführt wird, der bald 
langsamer, " bald rascher das Gemüth den Lehren und Uebungen der 
katholischen Kirche entfremden wird. 

Sollte es zufällig sein, dass jene Stimmen in der Presse am 
lautesten für die gemischte oder confessionslose Schule sprechen, 
die zugleich am kühnsten sich ganz vom Ghristenthum lossagen? 

Es ist klar, wenn es gelänge, zuerst die gemischte, dann die 
confessionslose Schule zur allgemeinen Regel zu machen, so müsste 
allmählig die Anhänglichkeit an den katholischen Glauben, ja die 
Kenntniss desselben aus den Herzen der Jugend verschwinden. Wer 
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darauf ausgeht, in der kommenden Generation die Vernichtung des 
katholischen Glaubens und der Kirche herbeiznführon , kann unter 
allen Mitteln kaum ein wirksameres anwenden, als die Mischschule, 
der die confessionslose folgen muss. 

Das haben alle wahren Katholiken in solchen Ländern, in wel- 
chen die confessionslose Schule eingeführt ist, erkannt und deshalb 
die grössten Opfer nicht gescheut, um neben denselben eigene ka- 
tholischen Schule auf ihre Kosten zu errichten. Zu solchen Opfern 
sehen sich die wackern Katholiken an vielen Orten Nord-Amerika's 
genöthigt. 

Diese Opfer bleiben euch hoffentlich erspart, wenn ihr bei etwa 
bevorstehenden Abstimmungen über diese Frage von dem Rechte, 
das euch durch die allerhöchste Verordnung gewährleistet ist, nach 
der Forderung des katholischen Gewissens Gebrauch macht. 

Wir konnten es nicht unterlassen, euch hiezu zu ermahnen, 
weil uns eine Verantwortung für die Seelen, insbesondere für die 
der Kinder auferlegt ist, die auch dann uns drängen wird mit allen 
gesetzlichen Mitteln einzuschreiten, wenn die Väter und die Mütter 
ihre Pflicht vergässen. Wir haben für die Erfüllung unserer Hirten- 
pflicht vor dem Angesicht dessen uns zu verantworten, der gesagt 
hat: Wenn auch die Mutter ihres Kindes vergösse, will ich deiner 
nicht vergessen (Isai. 49, 15.). 

Nie, am wenigsten in solchen Zeiten, wie die gegenwärtige, 
dürfen wir das Wort des Apostels Paulus übersehen : Habet Acht 
auf euch selbst und auf die ganze Heerde, in welcher euch der 
Jieilige Geist bestellt hat zu Bischofen, zu regieren die Kirche Got- 
tes, welche er sich erworben hat mit seinem Blute (Act. 20, 28.). 

Was immer die Schulfrage für eine Wendung nehmen mag, 
wir werden nie aufhören, jene Ordnung der Schule zu fordern, welche 
den Grundsätzen der Vernunft, der Billigkeit, der wahren Ge- 
wissensfreiheit und der Religion entspricht. Ihr aber werdet unsere 
Bemühungen nicht verkennen, Ihr werdet vielmehr in dem sorgen- 
vollen Zuruf euerer Hirten stets erkennen, dass sie *waclien als 
solche, weiche Rechenschaft geben sollen für eure Seelen« (Hebr. 
13,17.), wie der Apostel sagt, mit dessen Worten wir euch grüssen: 

Die Gnade unsers Herrn Jesus Christus sei mit euch! 
Gegeben im Monate September 1873. 

t Gregorius , Erzbischof von München und Freising j ). 

1) Das Ordinariat des Erzbisthums München-Fr eiaing (gez. Ge- 
neralvicar Dr. Prand) richtete an die kgl. Regierung von Oberbayern K. «d. I. 
nachfolgenden vom Münch. Pastoral-Bl. 1873 Nr. 41 raitgetheüten Erlass vom 
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A Michael, Erzbiachof von Bamberg. 
leinrich, Bischof von Passau. 
jnatius, Bischof von Begensburg. 
ancratius, Bischof von Augsburg. 
'ranz Leopold, Bischof von Eichstätt. 
oliannea Valentin, Bischof von Wfirzburg. 
Daniel Bonifacius, Bischof von Speyer. 

; die Errichtung von confessionell gemischten Schalen betr.; >Ob- 
reits am 1. August ä. J. der sehr verehrten kgl. Kreis regierang 
en katholischen Erziehungsgruudsfitzen nothwendig hervorgehenden 
n über die corifcssionell- gemischten Volksschalen mitzatheiEen and 
ihtigten Interesse der katholischen Jagend gegen die Errichtung 
len pflichtinässige Verwahrung einznregen uns beehrten, so sind wir 
ngs veranlasst, an die schätzbarste jenseitige Stelle im speciellen 
iner Erzbischöflichen Eicellenz die nachstehende Erklärung ganz 

richten. 

rund der §. 38. und 39. der II. Vcrfassungsbcilage uud im Hinblicke 
T allerhöchsten Verordnung vom 29. August d. J., die Errichtung 
ulen und die Bildung der Schulsprengel betr , haben wir anter 
n an die betreffenden Pfarrämter den Auftrag ergehen lassen, für 
;hen Religionsunterricht und die katholische Erziehung an den da- 
:hteten Simultanschulcn geeignete Sorge zu tragen. 

nun nicht von irgend einer Seite oder in irgend einer Weise ans 
ahme die Unterstellung abgeleitet werden könne, als hätte die 

Stelle ihre Anscbaaangen Ober die Simultanschulcn geändert oder 
ler als wolle sie gar zum Fortbestande dieser gemischten Schulen 
so erklären wir hiemit, dass wir nach wie vor die confessionell- 
khulen als eine schwere Schädigung der katholischen Erziehung 

Denn da es in diesen Schulen, was auch immer einzelne Lehrer 
m mögen, im Allgemeinen unmöglich ist, den Gesammtunier- 
holischen Sinne zu ertheilen nnd die Gesamtnterziehung im ka- 
eiste zu leiten , da in Folge hieven diese Schalen früher oder spü- 
nstätten des religiösen Indifferentismns eich werden answaehsen 
lind dieselben eine fortwährende dringliche Gefahr für unsere ka- 
inder und die ihnen gebührende religiöse Bildung, wesBhalb wir 
nter Bezugnahme auf Art. V. Absatz 4. des Concordatea and auf 

'der II. Verfassangebeilage unsere Verwahrung einlegen und die 
ig für die daraas entspringenden religiösen Nachtheile ablehnen. 
vir auch anter diesen ungünstigen Verhältnissen, soweit dieselben 
ttten, unser verfassungsmässiges Recht auf die religiöse Heran- 

katholischen Jugend zu üben und die demselben entsprechende 
em Aufgebote aller verfügbaren Kräfte zu erfüllen gedenken, be- 
iner weiteren Rechtfertigung.» 
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2. Vorstellung des Gesammt-Episcopats Bayerns an Seine Majestät 

den König in Betreff der Simultanschulen. 

Allerdurchlauchtigster Grossmächtigster König ! 
Allergnädigster König und Herr! 
Haben es die Bischöfe Bayerns niemals unterlassen, ihre Stimme 
vor dem Throne Euerer Königlichen Majestät vernehmen zu lassen, 
so oft sie glaubten, einer Pflicht gegen König, Vaterland und Kirche 
genügen zu müssen, so befinden sich die allerehrerbietigst Unter- 
zeichneten wiederum in einer solchen Lage. 

Seit längerer Zeit haben sich die Stimmführer der modernen 
Zeitbewegung neben anderem vorzugsweise die Einführung der so- 
genannten confessionell gemischten Schulen zu ihrem beharrlichen 
Zielpunkte gewählt. Ihre Agitationen blieben nicht ohne Erfolg 
auch in unserem bayerischen Vaterlande. Nicht nur in der Pfalz 
sind bereits auf Grund von Gemeindebeschlüssen einzelne derartige 
Schulen errichtet worden, sondern auch in den diesseitigen Provinzen 
Bayerns hat man dieses Beispiel theils mit, theils ohne Erfolg nach- 
zuahmen versucht Dort wo zu einer solchen Errichtung im dies- 
seitigen Bayern bisher die allerhöchste Genehmigung ertheilt wurde, 
geschah dieses nur unter Aufrechthaltung des facultativen Charakters 
solcher Schulen. 

Anbetrachts solcher Zeiterscheinungen erachten es die aller- 
ehrfurchtsvollst Unterzeichneten als ihre heilige Pflicht, sowohl im 
Interesse des geistigen Wohles ihrer Diöcesanen, als in dem der 
königlichen Staatsregierung und der gemeinsamen öffentlichen Wohl- 
fahrt ihre diesbezügliche Ueberzeugung Euerer Königlichen Maje- 
stät in allertiefster Ehrerbietigkeit vorzutragen, und sie fühlen sich 
zu einer solchen Darlegung um so mehr gedrungen, als neuestens 
eine Allerhöchste Verordnung vom 29. August 1873 »die Errich- 
tung der Volksschulen und die Bildung der Schulsprengel betreffend« 
publicirt worden ist, durch welche die fragliche Errichtung confes- 
sionell-gemischter Schulen, und zwar mit obligatorischer Eigenschaft, 
ihre Regelung fortan erhalten soll. 

Die Bischöfe Bayerns haben bereits zu wiederholten Malen 
Anlass gehabt, sowohl vor dem Allerhöchsten Throne, als gegenüber 
dem ihrer Obhut anvertrauten katholischen Volke ihre und daher 
der Kirche Grundsätze in der Richtung der Volksschule kund zu 
geben. Aus diesen wiederholten Darlegungen erhellt, dass von ihrer 
Seite die sogenannte confessionell - gemischte. Schule als ein grosses 
Uebel angesehen werden muss. Sei es auch, dass bezüglich Er- 
theilung des Religionsunterrichtes in den Schulen gemischter Con- 
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fession die verfassungsmässigen Rechte und Zuständigkeit der kirch- 
lichen Behörden ausdrücklich gewahrt bleiben, und die Schulkinder 
den vorgeschriebenen Religionsunterricht gesondert erhalten sollen, 
so ist dadurch die Gefahr, welche in einer solchen Mischschule in 
Ansehung der religiösen Bildung besteht, keineswegs beseitigt. Wir 
können nicht genug es betonen, dass die Volksschule nicht eine 
blosse Unterrichts-, sondern in erster Linie Erziehungs- Anstalt ist, 
die Erziehung selbst aber beständig an die Religion, und zwar die 
confessionelle Religion der zu bildenden Jugend sich anzulehnen hat. 
Da aber der grösste Theil der Erziehungsaufgabe innerhalb der 
Schule in den Händen des Lehrers ruht, da dieser nicht blos die 
täglichen Schulgebete mit den Kindern zu verrichten, sondern auch 
in seinem Unterrichte stetig auf das höchste Ziel der Schule, näm- 
lich die religiös-sittliche Bildung der ihm anvertrauten Jugend hin- 
zuarbeiten hat, so liegen die misslichen Folgen, welche an einer 
Mischschule in Aussicht stehen, klar am Tage. Denn ist Tier Leh- 
rer den Grundsätzen seiner Confession treu ergeben, so ist er ent- 
weder Angesichts der confessionell - gemischten Jugend gebunden, 
seine religiösen Grundsätze, so viel er es auch fühlen mag, dass 
nur aus einer religiösen Innerlichkeit heraus Unterricht und Erziehung 
die rechte Wärme und Belebung schöpfen können, völlig zurückzu- 
drängen, oder er läuft, falls er das nicht thut, Gefahr, den Kindern 
der andern Confessionen seiner Schule Anstoss zu geben , und sich 
dem Vorwurfe der Proselytenmacherei bloszustellen. Soll eine Ver- 
legenheit solcher Art einem gewissenhaften, berufstreuen Lehrer er- 
spart werden, so erübrigt nichts Anderes, als dass derselbe not- 
gedrungen, sich auf den Standpunkt des religiösen Indifferentismus 
stellt; allein durch eine derartige Haltung des Lehrers in der Volks- 
schule ist und bleibt die Erziehung im höchsten Grade geschädiget. 
Wohl ist es den allerehrfurchtsvollst Unterzeichneten nicht unbe- 
kannt, wie eine gewisse Partei den Satz aufzustellen beliebt, dass 
aller Dogmatismus aus der Schule entfernt werden müsse; allein 
ohne Dogmatismus keine Religion, und ohne Religion keine Sittlich- 
keit und eben so wenig die Möglichkeit, ein guter Staatsbürger zu 
werden. 

Wohl vermöchten wir es, über die Nachtheile einer confessio- 
nell-geraischten Volksschule noch Vieles zu sagen; allein das Vor- 
getragene schon dürfte hinreichen, unseru ausgesprochenen Grund- 
satz zu erhärten, dass confessionell-gemischte Schulen als ein grosses 
Uebel anzusehen seien. Erwägen wir die rubricirte Frage, insbe- 
sondere die allegirte Allerhöchste Verordnung überdiess im Lichte 
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der Verfassung, so können wir uns der Vorstellung nicht entwinden, 
dass durch die in derselben enthaltenen Bestimmungen die dem 
einzelnen Staatsburger gewährleistete Gewissensfreiheit keineswegs 
in allweg aufrecht erhalten erscheint. 

Zwar wird es durch die Mehrgenannte allerhöchste Verordnung 
in die freie WaM einer confessionell - gemischten Gemeinde gelegt, 
ob sie eine confessionell-gemischte oder confessionell-getrennte Schule 
haben wolle. Es wird insbesondere in derselben vorgeschrieben, dass 
z. B. zwei Dritttheile der abgegebenen Stimmen erforderlich seien, 
um einen Beschluss mit Erfolg zu fassen; aber am aller3oltensten 
ist die Mischung der Confession in einer Gemeinde von der Art, 
dass jede der Confessionen eine nahezu gleichgrosse Anzahl der Ge- 
meindeangehörigen umfasst, dagegen am häufigsten der andere Fall, 
dass die eine Confession bei weitem die andere an Zahl überflügelt, 
ja letztere eine fast verschwindende Minderheit zur Zahl der gegen- 
überstehenden andern Confession bildet. So wird denn nothwendig 
bei dergleichen Abstimmungen die Folge heraustreten, dass sich die 
Minorität, sie mag katholisch oder protestantisch sein, der unbe- 
siegbaren Majorität der andern Confessionsverwandten unterwerfen 
muss. Wir können hierin nichts Anderes, als eine Beeinträchtigung 
des Kechtes der Gewissensfreiheit erkennen, und ob aus einer sol- 
chen Unterjochung der Minderheit der confessionelle und gemeind- 
liche Friede Gewinn oder Schaden nehmen werde, dürfte unschwer 
zu ermessen sein. 

Nicht anders verhält es sich in Ansehung von Gemeinden mit 
städtischer Verfassung, insoferne nämlich hier ein Antrag auf Ein- 
führung confessionell - gemischter Schulen oder Umwandlung dieser 
in confessionelle lediglich von der Zustimmung des Collegiums der 
Gemeindebevollmächtigten abhängig gemacht wird. Das zufällige 
numerische Uebergewicht einer Confession oder auch eine gewisse 
politische Parteistellung innerhalb der Einwohnerschaft einer solchen 
Stadt ist, wie für die Gemeindewahlen, so auch folgerichtig für 
einen Beschluss, ob confessionelle oder confessionell-gemischte Schulen, 
einzig und allein massgebend, und so mag es geschehen, dass jetzt 
dieser, ein anderes Mal jener obenan stehenden Partei die andere 
sich unterwerfen muss, und vielleicht in einem kurzen Zeitverlaufe 
durch Beschluss des Gemeindecollegiums an der Stelle der confessio- 
nellen Schule die confessionell-gemischte, und dann wieder an die 
Stelle der letzteren die entere treten wird. 

Allerdings wird in der mehrallegirten Allerhöchsten Verordnung 
den Confessionsverwandten der Minderheit, soferne in einer paritäti- 
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sehen Gemeinde eine confessionell-gemisehte Schule errichtet worden 
ist, vorbehalten, eine Schule ihrer Confeasion aus eigenen Mitteln 
zu gründen; allein wenn hiemit der betreffenden Kategorie von 
Unterthanen einerseits die verfassungsmässige Gewissensfreiheit ge- 
währleistet erscheint, so fällt anderseits nicht minder schwer die 
wohlbegründete Besorgniss in die Wagschale, dass eine solche Min- 
derheit ohne Beihülfe öffentlicher Gassen selten im Besitze jener 
pecuniaren Mittel sein dürfte, welche die Errichtung einer eigenen 
Confessionsschule ermöglichen. 

Königliche Majestät! Die treugehorsamst Unterzeichneten haben 
im Vorstehenden Zeugniss abgelegt für die unwandelbaren Principien, 
Rechte und Flüchten, welche in der vorwürfigen Angelegenheit für 
sie massgebend sind. Sie haben wieder Zeugniss abgelegt für die 
Forderungen, welche in dieser Richtung aus der Freiheit der katho- 
lischen Gewiseen entspringen. Sie fühlen sich dabei nur durch die 
vertrauensvolle Zuversicht gehoben, dass es der hohen Weisheit Ew. 
Königlichen Majestät gelingen werde, eine Durchführung dieser 
folgenschweren Angelegenheit in einerWeise zu leiten, dass dieselbe 
mit den Principien der Kirche, dem verfassungsmässigen Rechte der 
Gewissensfreiheit, der Erhaltung des gemeindlichen Friedens und 
der Förderung des gemeinsamen Staatswohles im Einklang sich 
befinde. 

In allertiefster Ehrerbietung geharren 

Eurer Königlichen Majestät 
Eicbstätt, den 12. September 1873. 

die unteithänigst treugehorsamsten Erbischöfe 
und Bischöfe 'Bayerns: 

t Gregorius , Erzhiacbof von München und Freising. 

f Michael, Erzbischof von Bamberg. 

t Heinrich, Bischof von Passau, 

f Ignatius, Bischof von Regensburg. 

f Pancratius, Bischof von Augsburg. 

f Franz Leopold, Bischof von Eichstätt. 

t Johannes Valentin, Bischef von Würzburg. 

f Daniel Bonifacius, Bischof von Speyer. 
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VIII. 

In Sachen der religiösen Orden in Bayern. 

1. Erlass des bayer. Cultusministers vom 4. October 1873 cm die 

Bischöfe, betr. die Verwendung von Mitgliedern der aufgelösten 

Redemptoristm-Congregatioh *) in der Seelsorge. 

Ueber diesen der Sache nach abschlägigen Bescheid meldete 
die Allgem. Ztg.: 

»Es war vor längerer Zeit in den Blättern zu lesen, dass die- 
jenigen bayerischen Bischöfe, in deren Diöcesen Niederlassungen von 
Mitgliedern der Kedemptoristen-Congregation sich befinden, eine bitt- 
liche Vorstellung allerhöchsten Orts eingereicht haben: Angehörige 
dieses Ordens, welcher, verwandt mit dem Orden der Gesellschaft 
Jesu, auch den diesen betreffenden Bestimmungen des Keichsgesetzes 
vom 4. Juli 1872 unterliegt, wegen des bestehenden Priestermangels 
in der Seelsorge verwenden zu dürfen. In dieser Angelegenheit er- 
hielten nun, wie wir hören, die betheiligten Bischöfe in jüngster 
Zeit einen Bescheid, der den obwaltenden Verhältnissen gerechte 
Rücksicht zu Theil werden lässt. Der bezügliche Erlass des könig- 
lichen Cultusministeriums d. d. 4. d. M , wie man uns mittheilt, stellt 
den Diöcesanbischöfen , den vorhandenen Priestermangel ins Auge 
fassend, die Bewilligung in Aussicht: einzelne Mitglieder der Con- 
gregation der Redemptoristen nach ihrem Austritt aus dem bishe- 
rigen Verband in der Seelsorge verwenden zu dürfen, allerdings un- 
ter mehreren sachlichen Cautelen. Diese Bewilligung wird nämlich 
vor Allem nicht im Allgemeinen ertheilt, sondern erfolgt nur auf 
jeweiliges Ansuchen von Fall zu Fall durch das königliche Cultus- 
ministerium. Der Petent hat durch Vorlegung der päpstlichen Dis- 
pensurkunde den Nachweis zu liefern, dass er aus seinem bisherigen 
Ordensverbande vollständig entlassen und fortan ausschliesslich und 
in allen Beziehungen der Jurisdiction, Leitung und Aufsicht des 
Diöcesanbischofs unterstellt ist. Ehemalige Mitglieder dieser Ge- 
nossenschaft dürfen sodann nicht an ihren bisherigen Congregations- 

1) Die Bayer. Bischöfe sprachen gemeinschaftlich d. d. München den 27. 
Sept. 1873 in einer (im Münchener Past.-Bl. 1873 Nr. 40 S. 165 f. abgedruck- 
ten) Zuschrift an den Provinzial der Kedemptoristen-Congregation P. Carl 
Schmöger zu Gars dem Orden ihre Anerkennung und ihr Beileid über die von 
Beichswegen verfügte Auflösung der Congregation der Redemptoristen aus. 
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Stationen, auch nicht mehrere zugleich an einem und demselben 
Orte Verwendung finden. Die Abhaltung von Missionen und geist- 
lichen Exercitien ist ihnen verboten, und der Erfolg jeder Bewer- 
bung und Verleihung von Pfarr- oder selbstständigen Predigerstellen, 
sowie von selbstständigen mit pfarrlichen' Rechten bekleideten Seel- 
sorgerstellen bleibt für sie von dem befriedigenden Bestehen der 
vorgeschriebenen Concursprüfung abhängig. Uebrigens können nur 
solche ehemalige Gongregationsmitglieder die Bewilligung zur Ver- 
wendung in der Seelsorge erhalten, welche zur Zeit des Erlasses der 
Bundesrathsverordnung vom 20. Mai 1873 die bayerische Staatsan- 
gehörigkeit besessen haben. Werden die angeführten Bedingungen 
ausser Acht gelassen, oder gibt das Verhalten der Betheiligten zu 
einer begründeten Beanstandung Anlass, so kommen die Bestim- 
mungen des Reichsgesetzes (dd. 4. Juli 1872) und die hierzu er- 
gangenen Vollzugsverordnungen ihrem vollen Umfange nach auf die 
ehemaligen Congregationsmitglieder zur Anwendung. c 

2. GesammivorsteUung der bayer. Bischöfe vom Octöber 1873 an 
den König in Betreff der religiösen Orden und Congregationen. 

Allerdurchlauchtigster Grossmächtigster König! 
AUergnädigster König und Herr! 

Als der im Herbste vorigen Jahres am Grabe des heiligen 
Bonifacius versammelte Episcopat Deutschlands es für seine Pflicht 
erkannte, in Form einer Denkschrift (vom 20. September 1872) die 
gegenwärtige Lage der katholischen Kirche vom Standpunkte des 
positiven Rechtes und der bestehenden Rechtsverhältnisse zu be- 
sprechen, hat er es nicht unterlassen, unter anderem auch die 
Schädigungen des Rechtes und der Freiheit zu betonen, welche der 
Kirche durch die neue Reichsgesetzgebung in dem Verbote der Ge- 
sellschaft Jesu und anderer verwandten Orden und religiösen Ge- 
sellschaften zugefügt werden. 

Die in jener Denkschrift niedergelegten und bis heute noch 
nicht widerlegten Gründe der Billigkeit und des Rechtes sollen den 
übrigen Klöstern und Congregationen Schutz und Schirm bieten 
gegen eine noch weitere Ausdehnung des genannten, das Recht so 
schmerzlich verletzenden Gesetzes. Welche tiefe Betrübniss musste 
sich daher der treugehorsamst unterzeichneten Erzbischöfe und Bi- 
schöfe Bayerns bemächtigen, als denselben die sichere Kunde zukam, 
es seien noch nicht genug der Opfer für dieses Gesetz gefallen, son- 
dern von den in Bayern bestehenden Ordensgesellschaften seien be- 
reits die Priester der Gongregation des allerheiligsten Erlösers zu 
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demselben Loose verurtheilt, welches die Mitglieder der Gesellschaft 
Jesu vor zwei Jahren getroffen hat! 

Eine Congregation , welche von der erhabenen Weisheit des 
höchstseligen Königs Ludwig I. berufen wurde und sich so vieler 
Zeichen der Huld und Gewogenheit Eurer Königlichen Majestät höchst- 
seligen Vaters Maximilian II. zu erfreuen hatte, — eine Congrega- 
tion, welcher die gnadenreichste Zufluchtsstätte in Bayern, die 
Mutter- Gottes -Capelle in Altötting und der theuerste Scfiatz des 
Volkes der Bayern, die Herzen seiner heissgeliebten Fürsten anver- 
traut waren, ist aufgelöst worden, — Priester, die durch ihren Eifer 
in der Seelsorge, ihre Predigten in den Missionen, ihr ausgezeichnetes 
Beispiel und ihre grosse Uneigennützigkeit sich das ganz besondere 
Vertrauen sämmtlicher Katholiken Bayerns in hohem Grade erwor- 
ben haben, werden in Anwendung des Reichsgesetzes nicht nur aus 
ihren stillen geistlichen Asylen verwiesen, sondern zu gleicher Zeit 
vor die Alternative gestellt, entweder auf die Ausübung ihres geist- 
lichen Berufes zu verzichten oder aus Heimath und Vaterland zu 
scheiden und in fremdem Lande sich ein neues Feld ihres priester- 
lichen Wirkens zu suchen. Dieses Alles geschieht, ohne dass eine 
Schuld der so hart Gestraften nachgewiesen oder denselben Gelegen- 
heit zur Verteidigung gegeben wird, eine Bechtswohlthat, die vor 
dem Forum der Gerechtigkeit keinem Verbrecher verweigert werden 
darf; geschieht ohne Angabe eines Grundes, es müsste denn der 
aus Unkenntnis der katholischen Institutionen und feindseligem Miss- 
trauen gegen dieselben hervorgegangene, gänzlich unbegründete Vor- 
wurf der Beichsfeindlichkeit oder Staatsgefährlichkeit sein; geschieht 
endlich ohne Bücksicht darauf, dass die schneidende Härte dieser 
Massnahmen nicht blos die von denselben unmittelbar Betroffenen 
drückt, sondern am schwersten das gut katholische Volk Bayerns 
trifft. — 

Wäre es nämlich möglich, die abziehenden Patres durch andere 
Kräfte in der Seelsorge zu ersetzen, so würde die tiefschmerzende 
Wunde vielleicht nach und nach vernarben; so müssen aber die 
treugehorsamst unterzeichneten Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns 
constatiren, dass unter dem schweren Drucke der Zeitströmung der 
Priestermangel sich immer empfindlicher zeigt. Während die reli- 
giösen Bedürfnisse der Gemeinden sich täglich steigern, rafft der 
Tod unaufhaltsam neue Opfer aus dem Priesterstande dahin, ohne 
dass die neu eintretenden Kräfte diese Lücke auszufüllen im Stande 
wären. In einer solchen Zeit, in welcher das gläubige Volk die 
Unmöglichkeit nahe sieht, seine religiösen Bedürfnisse zu befriedigen, 



174 Voratell. d. bayer. Bisch, v. Oct. 1873 betr. rel. Orden u. Congr. 

muss die Auflösung der Congregation der Redemptoristen als eine 
gewaltige Hemmung der Seelsorge empfunden werden, und dürfte 
*-'*— "--um ohne Bückwirkung auf immer grössere Verstimmung 
lruhigung unseres katholischen Volkes bleiben, 
treugehorsamst unterzeichneten Erzbischöfe und Bischöfe 
denen von Gott der Hirtenstab und hiemit die Sorge für 
i ihrer Diöcesen und in Unterordnung unter den heiligen 
i Verteidigung der göttlich überkommenen Rechte der 
ivertraut wurde, bedauern daher die traurigen Folgen dieses 
s gegen die Kirche auf das Tiefste, können diesen ihren 
Schmerz bei jener Offenheit und Freimüthigkeit, die sie 
'olger der Apostel und als treue Unterthanen Euerer Kö- 
Majestät schulden, vor Euerer Königlichen Majestät nicht 
. und fühlen sich um so mehr gedrängt, bittend und be- 
ll au Euere Königliche Majestät sich zu wenden, als be- 
e, nicht weniger gefahrdrohende Gewitterwolken an den 
i der Kirche Bayerns sich zu sammeln beginnen, 
selben Unheil verkündenden Vorbereitungen, welche derAuf- 
sr Häuser der Redemptoristen vorausgingen, finden nun auch 
Öt auf die übrigen Orden nnd religiösen Gesellschaften 
bis herab zu den sogenannten marianischeu Congrcgationen 
I drohen die Kirche Bayerns wohl noch in empfindlicherer 
schädigen , als es in der Unglücksperiode der Säculari- 
r Fall war. Bereits sind von Euerer Königlichen Majestät 
U die eingehendsten Anfragen durch die Polizeibehörden 
Klöster und religiösen Institute Bayerns, die bisher nur 
*n des Vaterlandes gewirkt haben , ergangen , und sämmt- 
m und Congrcgationen mussten ihre Regeln und Statuten 
um sich der Untersuchung über »Staatsgel ah rlichkeit« oder 
itschaft mit dem Jesuitenorden« unterziehen zu lassen. Bei 
:r beliebten Weise, die Entscheidung über diese Verwandt- 
fällen, ist keto Orden, keine Congregation, kein Kloster 
shland mehr sicher, und ganz natürlicher Weise herrscht 
He gröaste Beängstigung und Aufregung nicht blos im In- 
r Klöster, deren Mitglieder, männliche wie weibliche, nicht 
b sie nicht morgen aus ihrer stillen, ruhigen Heimath ohne 
ögen, ohne sicheren Unterhalt und ohne Hoffnung aufVer- 
verstossen werden, vielleicht nichts Anderes mit sich nen- 
i ein hinfälliges Alter oder einen in Krankheit dahinsiechen- 
, sondern auch in Städten und Dörfern , deren Bewohner 
d und Recht befürchten, dass auch sie bald von ihren ver- 
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ehrten Seelsorgern und ihre Kinder von den geliebten Lehrerinnen 
werden Abschied nehmen müssen. 

Euerer Königlichen Majestät Staatsministerium fühlte sich 
deshalb zur Beschwichtigung der aufgeregten Gemüther veranlasst, 
unter dem 7. September 1. J. eine höchste Entschliessung an die 
Kreisregieningen ergehen zu lassen, die durch die Presse zu unserer 
Kenutniss gekommen ist, kaum aber dazu geeignet sein dürfte, die 
wohlbegründete Besorgniss zu heben, ja im Gegentheil in mancher 
Hinsicht die allgemeinen Befürchtungen bestätiget und einen sehr 
traurigen Fernblick auf die ungewisse und gefährdete Zukunft unserer 
Klöster öffnet. 

Wohl glaubt die genannte höchste Entschliessung die Ver- 
sicherung geben zu dürfen , » dass im Grunde kein Anlass vorliegt, 
der zu einer Beunruhigung der Gemüther geeignet wäre,« und will 
den Grund der bestehenden Aufregung in »Agitationen« finden, »die 
für ihre Zwecke selbst Entstellungen und Verdrehungen zu Hilfe 
nehmen« und hiedurch »die öffentliche Meinung verwirren« und 
»irreleiten;« scheint aber dabei ausser Acht zu lassen, dass diese 
»bestehende Aufregung« nur die natürliche Folge jener nicht zu 
l&ugnenden Thatsache ist, dass sämmtliche Klöster und Congregatio- 
nen Bayerns in Folge der Abforderimg ihrer Regeln und Statuten 
für ihr längeres Bestehen zu furchten veranlasst sind. 

Wohl haben die treugehorsamst unterzeichneten Erzbischöfe 
und Bischöfe Bayerns ans dem Erlasse entnommen, dass Euerer 
Königlichen Majestät Staatsministerium »in Bezug auf den in Bayern 
eingeführten Orden der Schulschwestern die Frage der Verwandt- 
schaft verneint« und die Befürchtung, »auch die Mendicanten-Orden 
würden dem Reichsgesetze verfallen,« unter die »aus der Luft ge- 
griffenen Sensationsnachrichten« versetzt. Nachdem aber auf Geheiss 
desselben hohen Staatsministeriums die Abforderung der Regeln und 
Statuten auch sämmtlichen Mendicanten-Orden Bayerns unter dem 
Bubrum der Durchfuhrung des Jesuitengesetzes zugekommen ist, so 
behält die Befürchtung ihren reelen Hintergrund, da erstens dieser 
Abforderung doch nur die Intention unterlegt werden kann, auch 
die Mendicanten-Orden der Untersuchung wegen Verwandtschaft mit 
der Gesellschaft Jesu zu unterwerfen, und zweitens der öfters er- 
wähnte Erlass es nicht unbetont lässt, dass die fragliche Angelegen- 
heit »dem Ermessen der einzelnen Bundes-Begierungen entrückt und 
die Entscheidung reichsgesetzlich dem Plenum des Bundes - Käthes 
vorbehalten« sei 

Hiedurch ist das Wenige, was der Erlass zur Beruhigung der 
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Gemüther vorzubringen sich bemuht, wieder in Frage gestellt, und 
wir fühlen uns um so mehr in die schmerzlichste Unsicherheit über 
den zukünftigen Bestand unserer Klöster in Bayern versetzt , . als 
einentheils die Ausdehnung des Jesnitengesetzes auf die Congregation 
der Kedemptoristen , — wenn anders den in die Oeffentlichkeit ge- 
drungenen Nachrichten Glauben zu schenken ist, — selbst mit Zu- 
stimmung des bayerischen Bevollmächtigten im Bundes -Rathe be- 
schlossen wurde, und anderntheils der vielerwähnte Erlass uns auch 
keine Sicherheit über die künftige Haltung des königlichen Staats- 
ministeriums bei Berathung dieser Frage im Plenum des Bundes- 
Bathes bietet. 

■ 

Da nun die treu gehorsamst unterzeichneten Erzbischöfe und 
Bischöfe Bayerns sich der sichern Ueberzeugung hingeben, das 
allergnädigste Wohlwollen Euerer Königlichen Majestät, des Fürsten 
des grössten katholischen Landes in Deutschland, zum Schutz und 
Schirme der Klöster Bayerns x bethätigt, würde hinreichen Y unser 
Vaterland vor dem drohenden Unglücke zu bewahren und Bayern, 
in welchem die klösterlichen Institute als staatlich recipirte und 
öffentlich anerkannte Gorporationen eine ganz andere Stellung ein* 
nehmen, als im übrigen Deutschland, den alten Segen seiner Orden 
zu erhalten, so erkennen sie es für ihre Pflicht, an Euere König- 
liche Majestät die allerunterthänigste Bitte zu stellen: 

»Euere Königliche Majestät mögen allergnädigst geruhen, 
sämmtliche noch bestehenden geistlichen Orden und reli- 
giösen Cougregationen durch die Allerhöchstderselben zu 
Gebote stehenden Mittel entschieden vor der Gefahr einer 
noch weiteren Ausdehnung des Jesuitengesetzes zu schützen.« 
Im Monate October [letzte Woche desselben] 1873. 
In allertiefster Ehrfurcht geharren Euerer Königlichen Majestät 
unterthänigst treugehorsamste Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns 
f Gregorius, Erzbischof von München und Freising* 
f Michael, Erzbischof von Bamberg, 
t Heinrich, Bischof von Passau. 
f lgnatius, Bischof von Regensburg, 
t Pancratius, Bischof von Augsburg, 
t Franz Leopold, Bischof von Eichstätt. 
t Johannes Valentin, Bischof von Würzburg, 
t Daniel Bonifacius, Bischof von Speyer. 

Die Allg. Ztg. brachte im November 1873 eine Reihe von grimmigen 
Hetzartikeln gegen »die Klöster und Klosterähnlichen Institute in Bayern.« 
Eine eingehende Berichtigung und Widerlegung enthält das Münch. Past.-BL 
1878 Nr. 47 ff. 
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IX. 
Kgl. Bayer. Ministerial-Erlass vom 20. November 1873, 

betreffend den Vollzug des Concordats. 

»Mit allerhöchster Genehmigung wird die unterm 8. April 
1852 (Archiv Bd. 8, S. 395 ff.) erlassene Ministerialentschliessung, 
den Vollzug des Concordats betreffend, hiemit ausser Wirksamkeit 
gesetzt und den königlichen Kreisregierungen, Kammern des Innern, 
folgendes zur Kenntnissnahme und genauen Darnachachtung eröffnet : 
I. Es sollen in allen bei den Verwaltungsstellen und Behörden vor- 
kommenden Geschäftsgegenständen kirchlicher und kirchenpolitischer 
Natur, wie es der Staatsverfassung entspricht, die bestehenden Grund- 
gesetze des Staates, sowie die übrige hierher bezügliche Gesetzgebung 
des Landes die Norm geben und nach den Regeln des Rechtes ihrem 
ganzen Inhalte nach zur Anwendung gebracht werden; in gleicher 
Weise behält es bei den auf Grund dieser Gesetzgebung erlassenen 
Verordnungen und Instructionen sein Bewenden; demzufolge tritt 
in allen jenen Fällen, in welchen , und soweit die angegebenen Ab- 
schnitte der Ministerialentschliessung vom 8. April 1852 auf das 
bestehende Recht hinweisen, oder Zuständigkeiten der Staatsorgane, 
wie sie im Jahre 1852 schon bestanden haben, vorbehalten, durch 
die Zurücknahme der eben allegirten Entschliessung keine Verände- 
rung ein. II. "Im Einzelnen werden folgende Anordnungen getroffen : 
1) Die in Ziffer 8 der Entschliessung gesetzten Bedingungen zur 
Erlangung von Kirchen-, namentlich Pfarrpfründen bleiben aufrecht 
erhalten, insbesondere ist in Bezug auf die Goncursprüfung der ka- 
tholischen Pfarrcandidaten nach den Vorschriften der a. V. vom 
28. September 1854 (Archiv Bd. 8, S. 424 ff.) gleichen Betreffs zu 
verfahren, ebenso bleibt die Verleihung des landesherrlichen Tisch- 
titels, welchen der König dem Weihcandidaten auf geziemendes An- 
suchen aus Gnade verleiht, sowie die Festsetzung der Bedingungen 
zur Erlangung desselben der allerhöchsten Beschlussfassung vorbe- 
halten. 2) Hinsichtlich der Verleihung kirchlicher Pfründen seitens 
der Herren Erzbischöfe und Bischöfe wird auf Art. 11, Abs. 6. des 
Concordates Bezug genommen. 3) Bei dem in Ziffer 10 der ge- 
dachten Entschliessung vorgeschriebenen Verfahren in Fällen von 
Pfründeresignationen und bei Feststellung der Vicarsgeh älter hat es 
auch fernerhin sein Verbleiben. 4) Bei Besetzung von königlichen 

Archiv für Kirchenrecht XXXL 12 
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Patronatspfarreien sollen die Bischöfe wie bisher mit ihrem Gut- 
achten vernommen werden, ohne dass jedoch hierdurch die berich- 
tende Verwaltungsstelle in der selbstständigen Würdigung der ein- 
zelnen Bewerbungen eingeschränkt oder aber Se. Majestät der König 
in der freien Ausübung des Besetzungsrechtes irgendwie behindert 
sein soll. 5) Die in Ziffer 12 der Entschl. vom 8. April 1852 in 
Bezug genommene Instruction vom 20. Juni 1851 »die Abhaltung 
ausserordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten betreffende (vergl. Ar- 
chiv Bd. 8, S. 416, 435; Bd. 25, S. 823, 325) bleibt aufrecht er- 
halten. 6) Bezüglich der in Ziffer 16 der Entschliessung vorbe- 
haltenen Anzeige über die Aufstellungen von Vorständen und Lehrern 
an bischöflichen Seminarien wird auf die Ministerialentschliessung 
vom 4. Juni 1846 (üöllinger, Verord. - Samml. Bd. 23, §. 1931, 
S. 124) verwiesen. Hiernach ist das Weitere zu verfügen und von 
vorstehender Entschliessung der oberhirtlichen Stelle, welche im 
Begierungsbezirke ihren Sitz hat , eine Abschrift mitzutbeilen. 
München, 20. November 1873.c 

Ueber Prof. v. Sichereres concordatsbrüchige Tendenzschrift: v Staat u. 
Kirche in Bayern vom Regierungsantritt des Churfürsten Max. Joseph IV. bis 
zur Erklärung von Tegernsee (1799—1821). Nach amtlichen Actenstücken. 
(München, Kaiser. 340 S. 8. 3 1 /* Thlr.)« vgl. Prof. Silbernagl im Literar. Hand- 
weiser Nr. 142 S. 426 ff. und zur Ergänzung und Berichtigung Sichereres auch 
die eingehende historische Darlegung der heutigen bayerischen Staatskirchen- 
verhältnisse bei Vering, Lehrbuch des katholischen und protestantischen Kir- 
chenrechts. Freiburg. Herder. 1874 §. 32. 
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X. 

Ein päpstliches Privileg vom 16. September 1873, betr. den 

Verein der christlichen Mütter. 

Vom bischöflichen Ordinariat Regensburg erging in seinem 
Ordin.-Bl. 1873 S. 157 f. unter dem 7. Oct. 1873 folgende Bekannt- 
machung : 

Es ist canonische Vorschrift, dass zwei Bruderschaften des- 
selben Namens und Zweckes nicht an dem gleichen Orte und nicht 
in geringerer Entfernung als drei italienische Meilen (etwa l 1 /* 
Stunde) von einander errichtet werden können. Hievon waren bis- 
her nur die Bruderschaften Ss. Sacramenti, Doctrinae Christianae 
und Ss. Gordis Jesu allgemein ausgenommen *). Da nun die Soda- 
lität christlicher Mutter (vgl. über dieselbe Archiv Bd. 28. p. V ff.) 
durch den apostolischen Stuhl als den für alle Bruderschaften gel- 
tenden kirchlichen Vorschriften unterworfen behandelt wird, so ist 
dieselbe auch an die oben erwähnte lex distantiae gebunden. Um 
jedoch die ausgedehnteste Verbreitung der Sodalität und so die Er- 
reichung ihres unter den jetzigen Zeitverhältnissen so wichtigen 
Zweckes zu fördern, haben bereits einzelne Hochwürdigste HH. Or- 
dinarien die Dispense von jenem Gesetze bei dem apostolischen Stuhle 
für ihre Diöcesen erbeten , und die Erz-Sodalität der christlichen 
Mütter zu Regensburg sah sich veranlasst, gang allgemein die Be- 
freiung von der mehr besagten canonischen Vorschrift für den Be- 
reich zu erwirken, in welchem sie zur Approbation von gleichartigen, 
canonisch errichteten Vereinen berechtigt ist. 

Unser heiliger Vater Papst Pius IX. hat durch Breve vom 16. ' 
Sept. 1873, gerichtet an Se. bisch. Gnaden unseren Hochwürdigsten 
Herrn Ordinarius, die gestellte Bitte gewährt, wie aus den nachfol- 
genden Worten des Breve erhellt: 

»No8 igitur, quibus vel maxime cordi est sancta et recta pue- 
ritiae et adolescentiae institutio, idque a praefatis (Matrum Christia- 
narum) sodalitiis, benedicente Domino, potissimum consequuturos 

sperantes, Apostolica auctoritate Nostra omnes et singulos 

quod ad distantiae observantiam defectus, cum in dictorum sodali- 



1) Vgl. Maureh Die Ablässe, III. Aufl. (Paderborn 1866 bei Schöningh. 
S. 198. 
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tiorura erectione, tum in eorumdem Ratisbonensi archisodalitio ag- 
gregatione sanamus, ita ut illorum institutionem et aggregalionem, 
non obstante distantiae defectu, validas omnino esse hisce Litteris 
declareraus. 

»Praeterea Apostolica item auctoritate Nostra, tenore praesen- 
tium, derogantes pro hujusmodi sodalitiis in Germania tantoin erec- 
tis atque erigendis Constitationi memorati Praedecessoris Nostri 1 ) 
concedimns ut deinceps in nniversa Germania quicuraque Ordinarius, 
ntdla habita distantiae ratione, sodalitia Matrum Christianaruiu, ser- 
vatis qnod ad cetera servandis, erigere possit et licite; utque eadem 
sie per Ordinarios ipsos in Germania ereeta, Ratisbonensi Matrum 
Christianarum archisodalitati aggregari libere liciteque possint. 

Praecipimus vero et mandamus, ut sodalitia haec sive in civi- 
tatibus aut oppidis, sive nuri in paroeeiis quae plures pagos vel 
loca contineant, non in eadem ecclesia, nee in eodem loco, sed in 
ecclesiis, locisque diversis erigantur.c 



1) Clementis PP. VIII., qui in Constitutione sna Quaecumque a Sede 
Apostolica , d. d. 7. Doc. 1604 hanc distantiae (»ad fcria milliaria«) legem 
saneivit. 
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XI. 

Sanctissimi in Christo Patris et Domini Nostri Domini PII Divina 

Providentia PAPAE IX. 

Consti tut io 

Super vicariia capitularibus nee non electis et nommaHs ad seded 

episcopales vacantes. 

Pitts Episcopus 
Servus Servorum Dei ad perpetuam rei memoriam. 

Romanos Pontifex, pro munere sibi divinitus collato regendi 
ae gubernandi universam Christi Ecclesiam, non solum SS. Canonum 
ob8ervantiam ärgere, sed etiam illorura certum et autheuticum sen- 
sum declarare satagit, si quando quidpiam dubitationis in aliquo 
oecurrat, ne diversis interpretationibus materia praebeatur, atque 
inde Ecclesiästicae diseiplinae nnitas rumpatur, cum magno Eccle- 
siastiei regiminis detrimento. 

Sane juxta antiquam Ecclesiae diseiplinam, Sede Episcopali 
vacante Dioecesis administratio ad Capitulum Cathedralis Ecclesiae 
devolvitur; quod olün per se ipsum Dioecesim, toto tempore, quo 
Sedes vacabat, administrare poterat, vel uni, ant pluribus Dioecesim 
administrandam committere, libera eidem relicta potestate deputatos 
eligendi , eisque delegatam jarisdictionem , sive qnoad nsnm , sive 
quoad tempns aretandi, et constringendi. 

At vero Concilii Tridentini Patres animadvertentes gravissima, 
quae passim oriebantur incommoda ex administratione vidnatae Ec- 
clesiae coetui personarum diversi fere ingenii concredita, ad ea vi 
tanda sapienter decreverant: ut Capitulum, sede vacante, Officialem 
seu Viearium, vnfra octo dies post mortem Episcopi, constituere, 
vel existentem confirmare omnino teneatur, qui sattem in jure ca- 
nonico sit Doctor, vel Licentiatus, vel alias quantum fieri potent 
idoneus. Si secus factum fuerit ad Metropolitanum deputatio hyus- 
modi devölvatur, et si Ecclesia ipsa Metropolitana fuerit, aut ezempta, 
Capüulumque, ut praefertur, negligens fuerit, tunc antiquior Epis- 
copus ex suffraganeis in Metropolitana, et propinquior Episcopus 
in exempta Viearium possit consütuere 1 ). • 

Hnjnsmodi vero decretam varie interpretati sunt privati cano- 
nicarum rerum scriptores. Quidam enim censnerunt posse Capitulum 

1) Seu. 24. Cap. 16. de Ref. 
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in constituendo Vicario aliquam jurisdictionis parteni sibi reservare; 
alii putaverunt fas esse Capitulo ad certum tempus Vicarium depu- 
tare; nee defuerunt qui arbitrati sunt, licere Capitulo Vicarium pro 
arbitrio removere, et alium substituere. 

Becensitae Scriptorum sententiae a nonnullis Capitulis libenter 
exceptae sunt: quo factum est*, ut in hac re tarn magni momenti 
diseiplinae uniforraitas deficeret, et Tridentinum decretum optatum 
finem plene non attingeret. Quamvis autem SS. Urbis Congrega- 
tiones bas sententias, suis responsis in casibns oecurrentibus, pluries 
reprobaverin t , ita ut ex earum responsis manifeste appareat, quae 
fuerit mens Patrum Tridentinorum in edendo decreto superius relato; 
attamen cum nondura omnia ubique ad eam mentem exigi videamus, 
ad subroovendam prorsus quamlibet duljitationis causam vel obten- 
tura, iisdem responsis et declarationibus Apostolicae auetoritatis ro- 
bur adjiciendum censemus. Quocirca Motu proprio, ac certa scientia, 
et matura deliberatione Nostris deque Apostolicae Fotestatis pleni- 
tudine declaramus et decernimus: totam ordinarxam Episcopi ju- 
risdictionem , quae vacua Sede Episcopcdi ad CapÜulum venerat, 
ad Vicarium ab ipso rite constitutum omnino transire ; nee uttam 
hu jus jurisdictionis partem posse Capütdum sibi reservare, neque 
posse ad certum et difinitum tempus Vicarium constituere multoque 
minus removere, sed eum in officio permanere quousque novus Epis- 
copus Litteras Apostolicas de coUaio sibi Episcopatu Capitulo, juxta 
Bonifacii VJIL Braedecessoris Nostri Constitutionem*), vel Capi- 
tulo defiäente, ei exhibuerü, qui, ad normam SS. Canonum, vel ex 
specidli S.^Sedis dispositione , vacantem Dioecesim administrat, vel 
ejusdem Adminiriratorem, seu Vicarium deputat. 

Quamobrem pro nullis habandae sunt limitationes, seu quoad 
jurisdictionem, seu quoad tempus adjeetae a Capitulo electiom Viearii 
Capittdaris, qui ideirco, iis non obslantibus, officium semel sibi 
rite collatum , toto tempore, quo Sedes Episcopaiis vacua fuerit, 
totamque ordinarxam jurisdictionem Episcopalem libere et valide 
exercere perget, donec novus Episcopus Apostolicas canonicae suae 
mstüutionis Litteras, ut dirimus, exhibeat 

Hoc autem occasione declaramus etiam, et decernimus ea, quae 
a Gregorio X. Decessore Nostro in Concüio Lugdunensi 2ß de 
clectis a Capitulis, constäuta sunt 2 ), comprehendere etiam nominatos, 
et praesentatos a Supremis publicarum rerum Moderatoribus , sive 



1) Eitravag. Injunctae de Electione inter comm. 

2) Cap. Avaritiae de Electione in 6. 
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Itnperatores sint, sive Reges, sive Duces, vel Praesides, et quomo- 
documque nunewpantur, qui ex 8. Sedis concessime, seu privilegio 
Jure gaudent nominandi, et praesentandi ad Sedes Episcopales in 
suis respectivis ditionibus vacantes, abölentcs idcirco, cassantes, et 
penitus anntdlantes usum, seu potius dbusum sub quovis tittdo, vel 
praetenso et asserto privilegio, quaesito colore, et quacumque causa, 
licet speciali et expressa' mentione digna, in quibusdam Regnis seu 
rcgionibus praesertim longinquis invectum, quo Capitulutn Ecclesiae 
Cathedralis vacantis obsequens invitationi seu mandato, licet verbis 
deprecatoriis concepto, supremae civilis potestatis concedere, et trans- 
ferre praesumit, ac de facto concedü et traps fert in norninatum et 
praesentatum ad eamdem Ecclesiam illius curam, regimen et ad- 
ministrationem, eamque nominatus et praesentatus sub nomine Pro- 
visoris, Vicarii Generalis, aliove nomine gerendam suscipit ante 
ezhibitionem IAtterarum Apostolicarum, uti superius dictum est, de 
more faciendam , remoto proinde Vicario Capitidari , qui ex juris 
dispositione toto tempore vacationis Ecclesiae eam administrare, ac 
regere debet. Confirmantes autem alia etiam Decessorum Nostro- 
rum, et praesertim $a: me: Pii VII Decreta et dispositiones , de- 
claramus et decernimus, ut si interea Vicarius Capitularis deces- 
serit, aut sponte sua muneri renuntiaverit , aut ex alia causa offi- 
cium ipsum legitime vacaverit, tunc Capitülum, vel Capitülo defi- 
ciente, qui potestatem habet deputandi vacandis Ecclesiae Admini- 
stratorem, seu Vicarium, novum quidem Vicarium, vel Administra- 
tor em eligat, nunquam vero electum in Episcopum a Capitulis aut 
a laica potestate norninatum seu praesentatum ad dictam Ecclesiam 
vacantem, cujus electionem ac deputationem, si eam Capittdum, vel 
alius, uti supra, peragere praesumpserit cassamus , anntdlamus , et 
omnino irritam declaramus. 

Confidimus autem Dignitates, et Canonicos Cathedralium Eo 
clesiarum vacantium, ac illos qui, deficientibus Capitulis, Vicarios 
deputant, aut vacantes EccleSias legitime administrant, plene exe- 
quuturos quae hisce Nostris Litteris declarata et decreta sunt; ubi 
vero, quod Deus avertat, ea exequi detrectaveriht , ac concedere et 
transferre in norninatum et praesentatum ad eamdem Ecclesiam ejus 
curam, regimen et adnrinistrationem sub quovis titulo, nomine, 
quaesito colore ausi fuerint, praeter nuüitatem jam decretam prae- 
dictae concessionis et translationis, praefatos Canonicos ac Dignitates 
excommunicationis majoris, nee non privationis fruetuum Ecclesiasti- 
corum beneficiorum quorumeumque, aliorumque reditunum Ecclesias- 
ticorum per eos respective obtentorum, similiter eo ipso ineurrendis 
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poenis innodamus, et innodatos iore decernimus, et declaramus; ipsa- 
rumque poenarum absolutionem seu relaxationera Nobiß et Romano 
Pontifici pro tempore existenti dumtaxat specialiter reservamos. 

In easdem poenas pariter reservatas ipso facto incurrunt no- 
minati, et praesentati ad vacantes Ecclesias, qui earum curam, re- 
gimen, . et administrationem suscipere audeut ex concessione, et trans- 
latione a Dignitatibus et Canonicis aliisque, de quibus supra, in eos 
per ac tarn, nee non ii, qui in praemissis pamerint, vel auxilium, coa- 
silium, ant favorem praestiterint, cujusque statu», conditionis, prae- 
eminentiae, et diguitatis fuerint. 

Praetereä nominatos, et praesentatos jure, quod eis per nomi- 
nationem et praesentationem forte quaesitum fuerit, decernimus eo 
ipso privates. 

Si vero aliqui ex praedictis Episcopali charactere sint insigniti, 
in poenani suspensionis ab exercitio Pontificalium , et interdicti ab 
ingressu Ecclesiae ipso facto, absque ulla declaratione ineidunt, S. 
Sedi pariter reservatara. 

Insuper quaecumque a sie nominatis et praesentatis in admi- 
nistrationem vacantium ecclesiarum intrusis fiant, mandentur, decer- 
nantur et ordinentur cum omnibus et singulis inde quovis modo se- 
quutis, et quomodocumque sequuturis omnino nulla, invalida, inania, 
irrita, et a non habentibus potestatem damnabiliter attentata, et de 
c acto praesumpta, nulliusque valoris, momenti, et effieaciae esse, et 
x rpetuo fore tenore praesentium declaramus et decernimus, illaque 
inamus et reprobamus. 
Haec volumus, statuimus , ac mandamus, decernentes has No- 
Litteras, et omnia in eis contenta nullo unquam tempore a 
cujusque conditionis, et dignitatis etiam Imperialis, et Regiae, 
1s titulo, quaesito colore, ac praetenso et asserto privilegio, 
rte sit, cassamus, et annullamus, infringi, impugnari, vel 
•siam revocari posse , sed jßmper firmas et efficaces ex- 
, suosque plenarios, et integros effectus semper sortiri 
ebere. Non obstantibus Apostolicis generalibus vel 
titütionibu8 et ordinationibus , ac Nostris et Cancel- 
> regulis , praesertim de jure quaesito non tollendo 
8peciali mentione dignis contrariis quibuscumque. 
u, ut facta harum Litterarum publicatione per 
l orum ad valvas Basilicarum Urbis, omnes ubi- 
TOctat, qui quomodocumque noverint eas, prout 
^e promulgatas, ad earum exequutionem per- 
personaliter singulis notifieatae fuissent. 
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Volumus pariter, earnmdem praesentium Litteraram transsump- 
tis, 8eu exemplis etiam impressis, manu tarnen alicnjus Notarii pu- 
blici subscriptis, et sigillo pereonae in Ecclesiastica dignitate con- 
stitutae munitte eadem prorsus fides ubique locorum habeatur, quae 
haberetur ipsis praesentibus, si forent exhibitae, ?el ostensae. 

Nalli ergo oranino hominum liceat paginam hanc Nostrarum 
declarationis, decisionis, annullationis, irritationis, statuti, praecepti, 
mandati et voluntatis infringere , Tel ei ausu temerario contraire. 
Si quis vero hoc attentare praesumpserit, indignationem Omnipotentis 
Dei, et Beatorum Petri et Pauli Apostolorum ejus, se noyerit in- 
cunrorum. 

Datum ßomae apud Sanctum Petrum Anno Incarnationis Do- 
minicae Millesimo Octingentesimo Septuagesimo tertio, quinto Ka- 
lendas Septembris, Pontificatus Nostri Anno Vigesimo octavo. 

F. Card. Asquinius. 
C. Gori Subdatarius 

Visa 
De Curia L De Aquüa e Viceeomitibus 
LocofPlumbi. 

I. Gugnonius. 
Reg. in Sccretaria Brevinm. 

Anno a Nativitaie Domini Millesimo Octingentesimo Septua- 
gesimotertio Die vero V. Mensis Oetobris Indictione I. Pontificatus 
autem Sanetissimi in Christo Patris et D. N. D. Pii Divina JVo- 
videntia Papae IX. Anno XXVIII. supradictae Litteme Aposto- 
licae affixae et publicatae fuerunt ad Vatvas Basilicarum majorum 
Urbis per me Vincentium Bmaglia Apostölieum Cursorem. 

Phüippus Ossani Magister Gursorum. 
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XII. 

f 

Sanctissimi Domini Nostri PII Divina Providentia PAPAE IX, 

Epistola Encyclica 

ad omnes Patriarchas, Primates, Archiepiscopos , Episcopos aliosque locoruin 
ordinarioß gratiam et communionera com apostolica sede habontee. 

Inhält 1. Die Verfolgungen der Kirche in Kom und Italien; 2. in der 
Schweiz, besonders im Canton Genf; 3. in der Diöcese Basel und besonders im 
Berner Jura ; 4. in Deutschland und Preussen ; 5. der Brief des Kaisers an den 
Papst; 6. Auft&hlung preuss. Gewaltacte; 7. die Neuprotestanteil, Exeomrau- 
nication gegen Beinkens und diejenigen, die ihn zum Bischof wählten; S. die 
Kirche in Amerika; 9. das Treiben der Freimaurer und anderer geheimer Ge- 
sellschaften. 

P1US PP. IX. 

Venerabiles Fratres. Salutem et Apostolicam Benedictionem. 

[1] Etsi nrnlta luctuosa et acerba pati ex ipsis diuturni Nostri 
Pontificatus exordiis Nobis contigerit variis de causis, quas in litteris 
encyclicis crebro ad Vos datis explicavimus ; > adeo tarnen postremis 
bisce annis crevit aerumnarum moles, ut ea paene qbrueremur, nisi 
No8 divina benignitas sustentaret. Imo vero modo res eo devenit, ut 
mor ipsa vitae tot fluctibus exagitatae praestare videatur, et elatis 
in caelum oculis exclamare cogamur interdam: melius est nos mori % 
quam videre mala sanetorutn. (I Macbab. 3, 59.) Scilicet ex quo 
alma baec Urbs Nostra^ permittente Deo, armorum vi capta, fiowi- 
numque regimini subaeta fuii contemptorum juris rqligionis hostUtm, 
quibus humana omnia et divina promiscua sunt, nulla ferme dies 
transiit, quin aliis atque aliis injuriis atque vexationibus cordi Nostro 
jam saucio novum aliquod vulnus infligeietur. Personant adhuc ad 
anres Nostras questus et gemitus virorum et virginum e rcligiosis 
familiis , quae a suis sedibns eiturbatae et egentes , . hostili more 
profligantur ac disjiciuntur , quemadmodum in iis locis fieri solet 
ubicumqne ea factio dominatur, quae ad socialem brdinem peryer- 
tendum intendit; quippe velut, Athanasio teste, magnus inquiebat 
Antonius, omnes quidem christianos diabolus odit, sed probos mo- 
nachos, Christique virgines tolerare nullo modo potest. lllud etiam 
nuper vidimus quod nunquam futurum suspicabaraur, sublatam et abo- 
litam ühiversitatem Nostram Oregorianam ideo institutam, ut ad 
eam (juxta yeteris auctoris effatum de Romana Anglo-saxonum schola 
ßcribentis) juniores clerici e longinquis etiam regionibus in doctrina 
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et fide catholica erudiendi venirent, ne quid in suis ecclesiis sini- 
strum, aut catholicae unitati contrarium doceretur, et sie in fide sta- 
bili roborati ad propria reraearent, lta dum per nefarias artes pau- 
latim omnia Nobis subdueuntur praesidia et instrumenta r quibus 
Ecclesiam universam regere ac moderari valeamus, luculenter patet, 
quantopere a verüate abhorreat quod affirmatum fuit nihil esse im- 
minutum, urbe Nobis adempta, de libertate Romani Fontifieis in 
exercitio spiritualis ministerii et in iis agendis quae ad catholiewn 
pertinent arbem; simulque manifestius quotidie evincitur quam vere 
ac merito declaratum toties a Nobis et iuculcatum fnerit, sacrilegam 
ditionis Nostrae usurpationem eo praesertim speetasse ut Pontificii 
Frimatus vis et efficacia frangeretur, ipsaque tandem catholica re- 
ligio, si fieri posset, plane deleretur. 

Verum non hoc Nobis potissime constitutum est ut ~de iis ma- 
us ad Yos scriberemus, quibus Urbs haec Nostra et universa simul 
divexatur Italia; imo angores hosce Nostros moesto fortasse preme- 
reinus silentio, si divina daretur dementia, lenire Nos posse dolores 
acerrimos, quibus tot VenerabMes Fratres sacrorum Antistites eorum- 
que Glerus et populus in aliis regionibus cruciantur. 

[2] Yos enimverO non latet, Yenerabiles Fratres, quosdam ex 
Hdveticae foederaiionis Pagis, non tarn ab heterodoxis compulsos, 
quorum imo nonnulli faciaus reprobarunt, quam ab actuosis seeta- 
mm assecüs hodie passim rerum potitis, omnem pervertisse ördinem, 
ipsaque suffodisse constitutionis Ecclesiae Christi fundamenta non 
modo contra quamlibet justitiae rationisque normam, sed obstante 
etiam data publice fide ; quum ex soleranibus pactis, suffragio et auo 
toritate quoque legum foederationis munitis, sartam teetam catholicis 
manere oporteret religiosam libertatem. Deploravimus equidem in 
Allocutione Nostra habita die 23. Decembris anni praeteriti illatam 
religiosae rei vim ab illorum Pagorum Guberniis »sive decernendo 
de dogmatibus catholicae fidei, sive favendo apostatis, sive exerci- 
tium intereipiendo episcopalis potestatis.c At vero juatissimae que- 
relae Nostrae, exhibitae etiam mandantibus Nobis foederali Consilio 
a Nostro Negotiorum Gestore, neglectae plane fuerunt, nee aequior 
ratio habita fuit expostulationum a catholicis cujusvis ordinis, et ab 
Helvetico Episcopatu iterum atque iterura editarum; quin imo irro- 
gatae pridem injuriae novis et gravioribus cumulatae sunt. 

Nam post violeniam ejeetionem Yenerabilis Fratris Gasparis 
Episcopi Hebranensis et Vicarii Apostolici Gebennewis, quae tarn 
decora et gloriosa patienti, quam foeda et indecora mandantibus at- 
que exequeutibu8 extitit, Gebennense Gubernium diebus 23. Martii 
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et 27. Augusti hujus anni duas promulgavit leges plane coasentaneas 
edicto proposito mense Octobri superioris anni, quod in memorata 
Allocutione fuerat a Nobis improbatum. Nimirum idem Gubernium 
sibi jus arrogavit refingendi in eo Pago constitutionem Ecclesiae 
catholicae, eamque exigendi ad deinocraticam formam, subjiciens 
Episcopam cum quoad .exercitium propriae jurisdictionis et adroini- 
strationis, tnm quoad potestatis suae delegationem auctoritati civili; 
vetans ne in Pago illo domicilium haberet; definiens paroeciarum 
numerum et limites; proponens formam et conditiones electionis pa- 
rochorura et vicariorum, cäsusque et modum revocationis eorum aut 
suspensionis ab officio; tribuens laicis hominibus jus illos nominandi, 
laicis item credens temporalem cultus administrationem, eosque, in- 
spectornm instar, rei ecclesiasticae gen erat im praeficiens. Gautum 
praeterea his legibus, nt sine Gubernii venia, et hac quidem revo- 
cabili , parochi et vicarii functiones nullas exercerent , nullas digni- 
tates acciperent Ulis ampliores quam per popnli electionem essent 
adepti, iidemqne a potestate civili ad jusjurandum adigerentur in 
ea verba quibus veri nominis apostasia continetttr. Nemo non videt 
hujusmodi leges non solum irritas et nullius roboris esse et omni- 
modo potestatis defectu in legislatoribus laicis et utplurimum hete- 
rodoxis; sed etiara in iis quae praecipiunt sie adversari catholicae 
fidei dpgmatibus, et ecclesiasticae diseiplinae per oecumenicam Sy- 
nodum Tridentinam et Pontificias constitutiones sancitae. ut eas om- 
nino a Nobis improbari damnarique oporteat. 

Nos itaque ex officii Nostri debito, auetoritate Nostra Aposto- 
liea eas solemniter rqprobamus et condenmamus } declarantes simul, 
illicitum esse ac plane aacrilegum juramentum ab ipsis indictum; 
eosque propterea omnes , qui in Gebennensi tractu nut alibi juxta 
earumdem legum decreta aut non absimili modo, suffraganie poptdo 
et conßrmante civili potestate c&ecti, audeant obWe munia eeclesia- 
süci ministerii, ipso facto ineurrere in exeommunicationem majo- 
rem peculiarüer reservatam huio Sanctae Sedi aliasque poenas ca- 
nonicas: adeoque eos omnes fugiendos esse a fidelibus, juxta divinum 
monitum, tamquam alienos et fures qui non veniunt nisi ut furen- 
tur, mactent et perdant. (Joan. 10, 5. 10.) 

[3] Tristia quidem et funesta haec sunt, quae hactenus com- 
memoravimus, sed funestiora etiam contigerunt in quinque ex Sep- 
tem Pagis, quibus constat Basileensis Dioecesis, nempe Soloduri, 
Bernae, Basileae-campestris, Argoviae, Turegi, Ibi quoque de pa- 
roeeiis, deque parochorum atque vicariorum eleetioiie et revocatione 
leges latae sunt Ecclesiae regimen, divinamque constitutionem ever- 
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tentes, ecclesiasticum ministerium saeculari dominationi subjicientes 
et omnino schismaticae; quas proinde, eamque nominatim, quaelata 
est a Gubernio Solodurensi die 23. Decembris anno 1872 , reproba- 
mus et damnamus, et tamquam reprobatas et damnatas perpetuo 
habendas deceroimus. Quam porro Yen. Frater Eugenius Episcopus 
Basileensis justa indignatione et Apostolica constantia rejecisset ar- 
ticulos quosdam in conciliabulo seil conferentia, ut ajunt, dioecesana, 
ad quam convenerant Delegati quinque Pagorum supra dictorum, 
constitutos , sibiqae propositos, et omnino necessariam haberet reji- 
ciendi causam, quod episcopalem auctoritatem laederent, regimen 
hierarehicum subverterent, et haeresi faverent aperte: ob eam rem 
ab Episcopatu dejeetus,*a suis aedibus abstractns et in exilium vio- 
lenter actus fuit. Tum nulluni fraudis aut vexationis genus omis- 
sum, ut in quinque Pagis praedictis clerus et populus in Schisma 
induceretur ; interdictnm clero a quolibet commercio cum Pastore 
exulante, jussumque datum cathedrali Capitulo Basileensi, ut ad 
electionem Vicarii Capitularis vel Adniinistratoris convenirent, per- 
inde ac si Sedes episcopalis reapse vacaret ; quod facinus indignum 
strenue Gapitulum edita protestatiene ab se rejeoit. Interim decreto 
et sententia Magistratuum dvüittm Bernensium novem et sexaginta 
parochis territorii Jurensis primo indiclum est, ne ministerii sui 
functiones obirent, dein vero abdicatum officium, hac una de causa 
quod palam testati essen t, sese legitimum Episeopum et Pastorem 
Yen. Fratrem Eugenium unice agnoscere, seu nolle se turpiter ab 
unitate catholica desciscere. Quo factum est, ut totum illud terri- 
torium quod catholicam fidem constanter retinuerat, et Berneosi 
Pago jampridem junctum fuerat ea lege pactoque ut religionis suae 
liberum atque inviolatum exercitium baberet, paroecialibus concio- 
nibus, solemnibu8 baptismatis, nuptiarum et funerum privaretur, con- 
qaerente frustra et reclamante fidelium multitudine jam per sum- 
mam injuriam in hoc discrimen adducta, ut vel schismaticos haere- 
ticosque pastores politica auctoritate instmsos recipere, vel quocum- 
que sacerdotum auxilio et ministerio destitui eogatur. 

Nos utique Deo benedicimus qui eadem gratia, qua martyres 
olim erigebat et confirmabat, sustentat modo ac roborat eam partem 
electam catholici gregis, quae viriliter sequitur Episcopum suum 
opponentem murum pro domo Israel ut stet in praeiio in die Do- 
mine (Ezech. 13, 5.), et nescia formidinis vestigiis ingreditur ipsius 
Capitis Martyrum Jesus Christi, dum agni rnansuetudinem ferociae 
luporum objiciens fidem suam alacriter constanterque propugnat. 

[4] Nobilem hanc Helvetiorum fidelium constantiam aemulatur 
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haud minori commendatione clerus populusque fidelis in Germania, 
qui et ipse sequitur eiempla illustria Praesulum snorum. Hi enim- 
vero spectaculam facti sunt mundo dt angelis et hominibus, qui 
eosdem indutos catholicae lorica veritatis et galea salutis praelia 
Domini strenue praeliari undique circumspiciunt , eorumque animi 
fortitudinem invictamque constantiam eo magis admirantur et exi- 
miis laudibus extollunt, quo magis in dies invalescit acerrima persecuti 
adversus eos commota in Germanico Imperio ac potissimum in Borussia. 

Praeter multas et graves injurias catholicae Ecclesiae superiori 
anno irrogatas, Gubermum Borussicutn durissimis et iniquissimis 
perlatis legibus a pristino more prorsus alienis universam Clerico- 
rum instüuHonem et educationem laicae potestati ita subjecit, ut ad 
hanc pertineat inquirere ac decernere, quomodo clerici erudiendi ac 
ßngendi sint ad sacerdotalem vitam et pastoralem; atque ulterius 
progrediens eidem potestati jus tribuit cognoscendi et judicandi de 
collatione cujusvis officii et beneficii ecclesiastici, atque etiam sacros 
pastores officio et beneficio privandi. Praeterea quo celerius et ple- 
nius eccle8ia8ticum regimen et hierarchicae subjectionis ordo ab ipso 
Christo Domino constitutus subverteretur, plura ab iisdem legibus 
injecta sunt impedimenta Episcopis quominus per censuras poenas- 
que canonicas sive animarum saluti, sive sanitati doctrinae in scholis 
catholicis, sive obsequio sibi a clericis debito opportune prospiciant; 
non aliter enim per eas leges fas est Episcopis baec agere, quam 
juxta placitum civilis auctoritatis et ad normam ab ipsa propositam. 
Demum ne quid deesset, quo catholica Ecclesia penitus opprimeretur, 
regium tribunal pro ecclesiasticis negotiis institutum fuit, quo vo- 
cari possint Episcopi sacrique Pastores cum a privatis hominibus 
qui iis subsunt, tum a publicis magistratibus, ut reorum instar Ju- 
dicium sustineant, et in exercitio spiritualis muneris coerceantur. 

Sic Ecclesia Christi sanctissima, cui solemnibus etiam ite- 
ratisque supremorum Principum sponsionibus , publicisque pactis 
conventis asserta A\erat necessaria et plena religionis libertas, 
nunc luget in iis locis omni suo spoliata jure, et infestis ob- 
noxia viribus quae extremum Uli minantur excidium; novae enim 
lege$ eo pertinent ne amplius possit' existere. NU mirum igitur 
quod religiosa tranquillitas prisHna graviter eo in Imperio pertur* 
bata fuerit ab hujusmodi legibus alüsque Borussici Qubemii consi- 
liis et adibus Ecclesiae infensissimis. At perturbationis hujus cal- 
pam perperam omnino conjicere quis vellet in Qermanici Imperii 
Catholicos. Nam si istis vitio vertendum est, quod legibus Ulis non 
acquiescant, quibus satva conscientia acquiescere nequeunt, pari de 
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causa parique modo taxandi essent Jesu Christi Apostoli et Martyreö, 
qui atrocissima quaeque supplicia et mortem ipsam subire maluerunt, 
quam proprium prodere officium sattctissimaeque suae religionis jura 
violare, impiis obsequendo persequutorum Principam mandatis. Sane, 
Venerabiles Fratres, si praeter leges civilis imperii aliae nullae ex- 
tarent, et hae quidem sublimioris ordinis, quas agnosoere oportet, 
violare nefas; si propterea civiles eaedem leges supremam constitue- 
rent consciehtiae normam, sicut impie juxta et absurde quidam con- 
tendunt, reprehensione potius quam honore et laude digni forent 
primaevi martyres et qui deinceps eos sequuti sunt dum pro Christi 
fide et Ecclesiae libertate sanguiuem fuderunt; imo vero ue Ucuisset 
quidem obstantibus legibus invitisque principibus christianam traderc 
et propagare religionem, Ecclesiamque fundare. Fides tarnen docet, 
et humana ratio demonstrat, duplicem existere rerum ordinem, si- 
mulque binas distingaeodas esse potestates in terris, alteram natu- 
ralem, quae humanae societatis tranquillitati et saecularibus negotüs 
prospiciat, alteram vero, cujus origo supra naturam esl, quae praeest 
ciyitati Dei, nimirum Ecclesiae Christi ad pacem animarum et sa- 
lutem aeternam divinitus instituta. Haec autem duplicis potestatis 
officia sapientissime ordinata sunt, ut reddantur quae sunt Dei Deo, 
et propter Deum quae sunt Caesaris Cuesari; qui ideo magnus est, 
quia caelo minor est; ittius enim est ipse, cujus caelum est et om- 
nis creatura. (Tertull. apolog. cap. 30.) A quo certe divino man- 
dato nunquam defiexit Ecclesia, quae semper et ubique fidelium su- 
orum animis ingerere contendit obsequium , quod inviolabiliter ser- 
vare debent erga supremos Principes, eorumque jura quoad saecula- 
ria; docuitque cum Apostolo, esse Principes non timori boni operis 
sed mali, Rubens fideles subditos esse non solum propter iram, quia 
Princeps gladium portat vindex in iram ei qui malum agit, sed 
etiam propter conscientiam , quia in officio suo Dei minister est. 
(Rom. 13, 3 sqq.) Hunc autem Principum metum ipsa eohibuit 
ad opera mala, eumdem plane excludens a divinae legis observantia, 
memor ejus quod fideles docuit ,beatus Petrus : nemo vestnm patto- 
pur ut homicida, aut für, aut maledicus, aut alienorutn appetüor; 
si autem ut ckristianus , non erubescat , glorificet autem Deum in 
isto nomine. (I Petr. 4, 14. 15.) 

(5) Quae cum ita sint, facile intelligetis , Venerabiles Fratres, 
quanto animi dolore Nos affici oportuerit legentes in epistola nuper 
°ä Nos data ab ipso Qermanko Imperatore Crirmnationem non mir 
n **s airocem quam ' insperatam adver sus partem , ut ipse aü , catho- 
licorum sibi subditorum, praesertim vero adversus eatholieum Oer" 
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maniae Glerum et 'Episcopos. Cujus criminationis ea causa est quod 
lii nee viocnla et thbulationea verentea nee facientea animam suam 
im quam se (Act. 20, 24.), parere recusent commemoratis 
idem constantia, qua priusquam illae juberentur, profcestati 
innnciantes earum Wtia, oxpostulationibus «plicata grari- 
Lentis, Bolidissimis, quas toto piaudeute orbe catbolico et 
s etiam ex beterodoxis, Principi, Administris ejus, atque 
amis Regni Comitiis exibuerant. Ob eam rem nunc ipai 
lis crimine insimnlantur , quasi in unom consentiant et 
cum üb, qui omnes bnmanae societutia ordines perturbare 
posthabitis innnmeria , praeclarisque argumentia , quae in- 
, eornm fidem et observautiam in Principem, atndiumqne 
erga patriam evidenter testantnr. Imo Nos ipsi rogamnr, 
cos illos et sacros Pastores adhortemur ad earum legum 
am, quod eo valet, ut Nostram Ipai operam gregi Christi 
o et dispergeedo conferamua. Verum Deo freti cortfidimua, 
um Imperatorem, rebus melius compertis ac perpenais, re- 
suapicionem tarn inanem atque incredibilem erga subditos 
■9 coneeptam, neque passurum diutiua, ut eorum honor tarn 
erpatur obtreetatione , et immerita adversus illos perduret 
Ceterum Imperialem hanc opistolaro nitro praeterüase- 
loco, niei , Nobis plane inscüs et more certe insneto, Titl- 
et ab officiali BeroUni ephemeride una cum alia manu 
trata, qua Serenissimi Imperatoris justitiam pro Ecclesia 
in Borussia appellavimua. 

Haec quae hucnsque recensuimus, ante-omniura oculos po- 
quare dam coenobitae et Deo devotae virgines ctmmuni 
ivium Ubertaie privantw et itnmani 'asperitate fjiciuntur, 
icae scholae, in quibus cathölica Juventus insiiluitur, a sa- 
clesiae magisterio ac vigüantia quotidie magis eximuntur, 
litia ad pietatem fovendam instituta ipsaque Ciericorum 
i dissolvuntur , dum libertas intereipitur evangelicne prae- 
, dum elementa religiosae inatitutionis in nonnullis regni 
naterna lingua tradi probibentur, dum a suis abstrahun- 
ciis Ouriones guos Hadern Episcopi praefecermt, dum prae- 
reditibuB privantur, coercentur tnultis, carceria commina- 
entur, dum catholici omnigenis veiationibus exagitantnr; 
best, ut in.animum inducamus quod Nobis subjicitur, ne- 
onem Jesu Christi neque veritatem in causam vocari? 
Neque hie finia injuriarum quae catholicae Eccleaiae in- 
lfam accedit etiam patrocinium a Boruasico, oUisque 
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Grüberniis Germanici Imperii aperte suscepUm pro novis Ulis hae- 
reHcis, qui se Veteres-catholicos dicunt per ejusraodi nominis abu- 
sionem, quae ridicula plane foret, nisi tot errores monstrosi istius 
sectae adversus praecipua catholicae fidei principia, tot sacrilegia in 
re divina conficienda et in sacramentorum administratione , tot gra- 
vissima scandala, tanta demura animarnm Christi sanguino redemp- 
tarum pernicies vim lacrymarum potias ab oculis exprimerent. 

Et sane quid moliantur ac spectent miserrimi isti perdüioms 
/iftt, luculenter patent tum ex aliis eorutn scriptis tum maximn ex 
impio Mo et impudentissimo quod nupcr ab eo vuUjatum fuit quem 
ipsi modo pseudo-episcopum sibi constituerunt. Quandoquidem in- 
ficiantur ac pervertunt veram jurisdictionis potestatem in Romano 
Pontifice et Episcopis beati Petri et Apostolorum successoribus, eam 
que ad plebem seu, ut ajunt, ad communitatem transferunt ; rejiciunt 
praefracte et oppugnant magisterium infallibile cum Romani Ponti- 
ficis, tum totius Ecclesiae docentis; et adversus Spiritum Sanctum 
a Christo proinissum Ecclesiae ut in ea maneret in aeternum, ausu 
incredibili affirmant, Bomanura Pontificem, nee non universos Epis- 
copos, sacerdotes et populos unitate fidei et cominunionis cnm eo 
conjunetos in haeresim ineidisse u quum definitiones oecumenici Con- 
cilii Vaticani sanxerunt et professi sunt. Eapropter denegant etiam 
indefectibilitatem Ecclesiae, blasphemantes ipsam in toto periisse 
mundo, proindeque visibile ejus Caput et Episcopos defecisse: ex 
quo sibi ferunt necessitatem impositam legitimi episcopatus instau- 
randi in äuo pseudo-episcopo, qui non per ostium sed aliunde ascen- 
dens, uti für et latro, in suum ipse caput Christi damnationom con- 
vertit. 

Nihilosecius infelices isti, qui catholicae religionis fundamenta 
suffodiunt, qui notas ejus omnes et proprietates evertunt, qui tarn 
toedot et multiplices commenti sunt errores, seu potius depromptos 
e veteri haereticorum penu et simul collectos in medium protulerunt, 
minime erubeseunt se catholicos dicere,.et veteres-catholicos, dum 
doctrina, novitate et numero suo utramque a se vetustatis et ca- 
tholicitatis notam qnain maxime abjudicant. Potiori certe jure 
adversus istos quam olim per Augustinus contra Donatianos, exur- 
git Ecclesia in omnes diffusa gentes, quam Christus Filius Dei vivi 
aedifieavit super petraua; adversus quam portae inferi non praevale- 
bunt ; et quacum Ipse , cui data est omnis potestas in caelo et in 
terra, se esse dixit oranibus diebus usque ad consummationem sac- 
culi. »Clamat Ecclesia ad sponsum suum aeternum : quid est, quod 
»nescio qui recedentes a me murmurant contra me? Quid est quod 
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»perditi me periisse contendunt? Aununtia mihi exiguitatem dierum 
»meorum: quamdiu ero in hoc saeculo? Annuntia mihi propter illos. 
»qui dicunt: fuit et jam non est; propter illos, qui dicunt: impleüie 
»sunt seripturae, crediderunt omnes gentes, sed apostatavit et periit 
»Ecclesia de omnibus gentibus. Et annuntiavit, nee vacua fuit voi 
ista. Quo modo annuntiavit? Ecce ego vobiscum sum usque in con- 
»summationem saeculi. Mota vocibus vestris et falsis opinionibus 
»vestris quaerit a Deo, ut exiguitatera dierum suorum annuntiet 
»sibi; et invenit, Dominum dixisse: Ecce ego vobiscum sum usque 
»in consummationem saeculi. Hie vos dicitis : De nobis dixit; nos 
»sumus et erimus usque in consummationem saeculi. Interrogetur 
»ipse Christus : Et praedicabitur, inquit, hoc Evangelium in universo 
*orbe, in testimonium omnibus gentibus, et tunc veniet finis. Ergo 
»usque in finem saeculi Ecclesia in omnibus gentibus. Pereant hae- 
»retici , pereant quod sunt, et in venia ntur ut sint quod non sunt.« 
(August, in Psalm. 101. enarrat. 2. num. 8. 9.) 

Sed homines.isti per iniquitatis et perditionis viam audacius 
progressi, uti justo Dei judicio haereticorum sectis usuvenit, hierar- 
ehiam quoque sibi fingere voluerunt, sicuti innuimus, ac notorium 
quemdam a caiholica fide apostatam Josephum Hubertum Reinkens 
pseudo-episcopum sibi elegerunt et consiüuerunt; atque ut nihil ttw- 
pudentiae deesset, pro consecratione ejus ad Mos confugerunt Ultra- 
jeetenses Jansenianos, quos ipsi, antequam ab Ecclesia desciserrent, 
haerelicos et schismaticos ducebant una cum ceteris cathöliris. Jo- 
sephus tarnen ille Hubertus audet se dicere episcopum, et, quod 
fidem excedit, tanquam episcopus catholicus, edito decreto, agnos- 
,citur et nominatur a serenissimo Germaniae Imperatore, ac justi 
episcopi loco habendus et observandus subditis universis proponitur. 
Atqui vel ipsa catholicae doctrinae mdimenta declarant, nulluni 
posse legitimum Episcopum haberi qui fidei et caritatis commünione 
non jungatur Petrae, super quam una aedificata est Ecclesia Christi; 
qui supremo non adhaereat Pastori, cui omhes Christi oves pascen- 
dae cominissae sutt; qui non devinciatur confirmatori fraternitatis, 
quae in mundo est.' Et saue »ad Petrum locutus est Dominus; ad 
ununi ideo, ut unitatem fundaret ex uno;« (Paciunus ad Sympron. 
ep. 3. n. 11. Cyprian. de unii Eccl. Optat. contra Parmen. lib. 7. 
n. 3. Siricius ep. 5. ad Episcopos. Afr. Innoc. I. epp. ad Victric. ad 
conc. Carthag. et Milev.) Petro »magnum et mirabile consortium 
»potentiae suae tribuit divina dignatio, et si quid cum eo commune 
»ceteris voluit esse prineipibus, nunquam, nisi per ipsum, dedit quod 
»aliis negavit.« (Leo M. serm. 3. in sna assnmpt. Optat. lib, 2. n. 2.) 
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Hinc est, quod ab hac Apostolica Sede, ubi beatus Petrus »vivit et 
»praesidet et praestat quaerentibus fidei veritatem,« (Petr. Chrys. 
ep. ad Eutych.) »in omnes venerandae communionis jura dimanant;f 
(Conc. Aquil. inter. epp. Ambros. ep. II. num. 4. Hieron. epp. 14. 
et 16. ad Damas.) et hanc eamdem sedem »ecclesiis toto orbe 
>diffu8i8 velut caput suorum certum est esse membrorum, a qua se 
»quisquis abscidit, fit christianae religionis extorris, cum in eadem 
»non coeperit esse compage.« (Bonif. 1. ep. 14. ad Epise. Thessal.) 

Hinc sanctus martyr Cyprianus de schismatico disserens pseudo- 
episcopo Novatiano ipsam ei negavit christiani appellationem, utpote 
sejuucto et abscisso ab Ecclesia Christi. »Quisquis ille est» inquit, 
»et qualiscamque est, cbristianus non est qui in Christi Ecclesia 
»non est Jactet se licet, et philosophiam vel eloqueutiam suam su- 
»perbis vocibus praedicet; qui nee fraternain caritatem, nee eccle- 
»siasticam nnitatem retinuit, etiam quod prins fnit amisit. Cum 
»sit a Christo una Ecclesia per totum mundum in multa membra 
»divisa, item episcopatus unus episcoporum multorum concordi nu- 
»merositate diffusus , ille post Dei traditionem , post connexara et 
„ubique conjunetam catholicae Ecclesiae unitatem , humanam cona- 
»tur ecclesiam facere. Qui ergo nee unitatem Spiritus , nee con- 
»junetionem pacis observat, et se ab Ecclesiae vineulo et a sacer- 
»dotum collegio separat, episcopi nee potestatem potest habere, nee 
»honorem, qui episcopatus nee unitatem voluit tenere, nee paceni.« 
(Cyprian. contra Novatian. ep. 52. ad Antonian.) 

Nos igitnr qui in suprema hac Petri cathedra ad custodiam 
fidei catholicae et ad servandam ac tuendam universalis Ecclesiae 
unitatem, licet immereutes, constituti sumus, Decessorum Nostrorum 
sacrarumque legum morem atque exemplum sequuti, tradüa Nobis 
a caelo potestate, non soktm electionem memorati Josephi Huberti 
Reinkens, contra sacrorum canonum saneiionem faetam, iUicitam, 
inanem et omnino mdlam, ejusqiie conseerationem sacrüegam decla- 
ramus, rejicimus ac detestamur; sed et ipsum Josephum Hubertutn, 
et qui cum eligere attentarunt, et qui sacrilegae consecrationi operam 
eommodarunt, et quicumque iisdem adhaeserint, corumqne partes 
sequuti opem, favoretn, auxilium, aut consensum praebuerint, aueto- 
ritate Omnipotentis Dei exeommunicamus et anattiematizamus, atque 
ab Ecclesiae cotnmunione segregatos et in coram numero Jwbendos 
esse, a quorum consuetudinc cmgressuqm sie onvnibus Christi fide- 
libus interdixit Apostolus, ut nee ave Ulis dicere diserte praeeeperit, 
(H Joan. v. 10.) deelaramus } edieimus et mandamus. 

[8] Es his quae deplorando magis quam enarrando attigimus, 

13* 
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Venerabiles Fratres, satis vobis perspectum est, quam tristis et pe- 
riculo plena sit in üs quas significavimus Europae regionibus Catho- 
licorum conditio. Neque vero commodius rea agitur, aut pacatiora 
sunt tempora in America , cujus regiones nonnullae ita Catholicis 
infestae sunt, ut eartan Qubernia factis negare videantnr catholicam 
quam profitentur fidem. Ibi eiiim aliquot abkinc annis bellum as- 
perrimum contra Ecclesiam, ejusque institutiones et jnra hujus Apo- 
stolicae Sedis coepit conunoveri. Haec si prose querem ur, Nobis non 
dfeesset oratio ; cum autein propter rerum gravitatem obiter perstringi 
non posaint, de illis alias fusius agemus. 

[9] Mirabitur fortasse qnispiam ex Vobis, Venerabiles Fratres, 
tarn late patere bellum quod aetäte nostra Ecclesiae catholicae in- 
fertur. Verum quisquis probe noverit indolem, studio., propositum 
sectarum, sive masonicae dicantur, sive alio quovis nomine veniavt, 
eaqtie conferat cum indole, ratione, amplitudinc hujus wncertaüoms, 
qua ferme ubique terrarum Ecclesia impetitur, ambigere non potent, 
quin praesens calamitas fraudibus et , machinationibus earumdcm 
sectarum potissimum accepta referenda sit. Ex bis namque coales- 
cit synagoga Satanae quae contra Ecclesiam Christi suas instruit 
copias, infert signa, et manum consent. Hasce jamptidem ab ipsis 
exordiis Praedecessores Nostri, yigiles in Israel, regibus et gentibus 
denunciarunt, bas deinde iterum iterumque damnationibus suis per- 
culerunt; neque Nos ipsi huic officio defüimus. Utinam supremis 
Ecclesiae Pastoribus major habita fuisset fides ab iis, qui pestem 
tarn exitiosam potuissent avertere! At illa per sinuosos anfractus 
irrepens, opere nunquam intermisso, versutis fraudibus multos deci- 
piens , eo tandera devenit , ut e latebris suis erumperet , seque jam 
potentem domiuamque jactaret. Aucta in immensum adlectorum 
turba, putant nefarii Uli coetus se voti jam compotes factos ac me- 
tam praestitutam tantum non attigisse. Id assequuti aliquando, 
quod tamdiu inhiaverant, ut pluribus in locis refum summae praees- 
sent, comparata sibi virium et auctoritatis praesidia eo converiunt 
audacter, ut Ecclesiam Dei durissimo mancipent seryitio, fundamenta 
convellant quibus innititur, divinas conentur depravare notas queis 
praefulget insignis: quid multa? ipsam crebris concussam ictibus, 
collapsam, eversam, si fieri possit, ex orbe penitus deleani Quae 
cum ita sint, Venerabiles Fratres, omnem adhibete operam munien- 
dis adversus harum sectarum insidias et contagionem fidelibus curae 
vestrae commissis, illisque qui nomen infauste dederint iisdem sec- 
tis, a perditione retrahendis. Eorum vero praesertim ostendite et 
oppugnate errorem* qui dolmn sive passi sive molientes non verentnr 
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adhuc asserere socialem tantum utilitatem ac progressum mutuaeque 
beneficentiae exercitium spectari a tenebricosis hisce conventiculis. 
Exponite iis saepe, et altius animis deficite Pontificias hac de re 
constitutiones et edocetd, non Tinos ab iis percelli masonicos coetus 
in Europa, institutos, sed omnes quotquot in America, aliisque totius 
orbis plagis habentur. 

Ceterum, Venerabiles Fratres, quoniam in haec tempora inci- 
dimus, qnibus multa quidem patiendi sed et merendi instat occasio 
illnd curemus praeprimis tamquam Christi milites boni, ne animum 
despondöaraus, imo in ipsa qua jactamur procella certam spem nacti 
tranquillitatis fattirae, et clarioris in Ecclesia serenitatis, nos ipsos 
et laborantem clerum et populum erigamus divino auxilio confisi et 
nobilissrma illa excitati Chrysostomi commentatione : »Multi fluctus 
»instant, gravesque procellae; sed no& timemns ne subraergamur; 
»nam in petra consistimus. Saeviat mare, petrara dissolvere nequit; 
wnsurgant fluctus , Jesu navigium demergere non possunt. Nibil 
» Ecclesia potentius. Ecclesia est ipso caelo fortior. Caelum et terra 
»transibunt, verba autem mea non transibmt. Quae verba? Tu es 
* Petrus et super hanc petram acdificabo Ecclesiam meam et portae 
tinferi non praevalebunt adversus eam. Si non credis verbo, rebus 
»crede. Quot tyranni Ecclesiam opprimere tentaverunt! Quot sar- 
»tagines, quot fornaces, ferarum dentes, gladii acuti ! nihilque perfe- 
»cerunt. übinam sunt hostes Uli? Silentio et oblivioni traditi sunt. 
»Ubinam Ecclesia? Plusquam sol splendesdt. Quae illorum erant, 
»extincta sunt; quae ad illam spectant, sunt immortalia. Si cum 
»pauci erant Christiani, non victi sunt ; quando orbis totus pia reli- 
»gione plenus est, quomodo illos vincere possis? Caelum et terra 
>tr ansibunt, verba autem mea non tr ansibunt.« (Hom. ante exil. n. 
1. et 2.) Nullo itaque commoti periculo et nihil haesitantes per- 
severemus in oratione, idque assequi contendamus, ut universi cae- 
lestem iram flagitiis hominum provocatam placare nitamur; quo tan- 
dem in sua misericordia exurgat Omnipotens , imperet ventis et fa- 
ciat tranquillitatem. 

Interim benedictionem Apostolicam praecipuae nostrae benevo- 
lentiae testem Vobis omnibus, Venerabiles Fratres , Cleroque et po- 
pulo universo singulorum curae commisso peramanter impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum die XXI. Novembris anno Do- 
mini MDCCCLXXIII. Pontificatus Nostri vicesimoctavo. 

PIÜS PP. IX. 
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XIII. 
Die Prager Diöcesan-Synode vom Jahre 1873, 

von Dr. Clemens Borovy, ord. öff. Professor in der theol. Facultät an der 

Universität zu Prag. 

Die 900jährige Festfeier der Errichtung des Prager Bisthums 
(durch Herzog Boleslaus II. 973) veranlasste Se. Eminenz den hochw. 
FürsterjsbiscJiof Cardinal Schtvareenberg zu dem Entschlüsse, den 
Klerus der Prager Erzdiöcese zur Abhaltung einer zweiten Diöcesan- 
synode (die erste wurde im Jahre 1863 unter dem Vorsitz desselben 
Kirchenfärsten gefeiert und im »Archive besprochen) einzuberufen. 
Die Synode wurde in der Woche vor Pfingsten am 28. und 29. Mai 
zu Prag abgehalten. 

Mit Bezug auf die Einberufung der Synodal Mitglieder ist her- 
vorzuheben, dass zwar Allen jenen, welche de jure vel consuetudine 
zur Theilnahme an den Synodalverhandlungen berufen sind, voll- 
kommen freigestellt wurde, nach Prag zu kommen, dass aber der 
Erzbischof sich damit zufriedenstellte, wenn aus jedem Vicariats- 
bezirk mindestens zwei Vertreter erscheinen. Den- Einen von diesen 
Vertretern bestimmte der Ordinarius selbst, indem er sämmtliche 
Bezirks -Vicäre (Dechante) aufforderte, bei der Synode gegenwärtig 
zu sein ; den anderen Vertreter '(Procurator Cleri) wählte der Klerus 
eines jeden Vicariates mit relativer Stimmenmehrheit aus seiner 
eigenen Mitte. Da im Ganzen die Prager Diöcese 37 Vicariatsbe- 
zirke zählt (die Grafschaft Glatz mit eingeschlossen), so hatten 
demnach 74 Diftcesanpriester anf der Synode erscheinen sollen. Ausser- 
dem wurden vom Ordinariate acht Capläne eingeladen , an der Sy- 
node theilzunehmen. Wenn man nun in Erwägung zieht, dass die 
Gesammtzahl aller Theilnefamer der Synode 152 betrug, so kann 
man nicht umhin, diese Erscheinung als ein lebendiges Zeichen des 
grossen Interesses anzusehen, welches der Klerus Böhmens dem 
wohlthätigen Synodalinstitute der Kirche angedeihen lässt. 

Die Metropole Prag war sowohl durch Mitglieder des Doni- 
capitels bei S. Veit als auch durch einige Canonicer der Collegiat- 
capitel, Mitglieder der theologischen Facultät, Seelsorger und Kate- 
cheten vertreten. Aus der Glatzer Grafschaft war der Erzdechant 
mit drei Pfarrern erschienen. 

Wenn wir einen Vergleich zwischen der im Mai 1873 abge- 
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haltenen Synode und jener vom Jahre 1863 ziehen wollen, so er- 
geben sich in formeller Hinsicht folgende Differenzen: 

Im Jahre 1863 waren für die Synode vier Tage anberaumt: 
der 31. August, 1., 2., 3. September; hingegen im Jahre 1873 
blos zwei Tage: der 28. und 29. Mai. Dieser Umstand brachte 
allerdings die Noth wendigkeit mit sich, dass die zur gemeinschaft- 
lichen Berathung unterbreiteten Vorlagen mit einer gewissen Hast 
erledigt werden mfissten. Andererseits aber muss auch zugestanden 
werden, dass bei dem noch immer herrschenden Mangel an Geist- 
lichen eine längere Abwesenheit der Seelsorger mit manchen Nach- 
theilen für ihre Pfarrgemeinden verbunden gewesen wäre. 

Ausserdem muss aber noch bemerkt werden , dass difreh den 
Wegfall einiger sonst bei der Diöcesansynode gebräuchlichen For- 
malitäten ziemlich viel Zeit für die eigentlichen Synodal -Verhand- 
lungen gewonnen wurde. So entfiel diesmal die Abhaltung eines 
feierlichen Gottesdienstes und die Procession, wie sie im Jahre 1863 
vorkam, tie. Eminenz der hochwürdigste Ordinarius celebrirte am 
28. Mai um 8 Uhr früh eine stille hl. Messe, nach welcher er seinen 
Klerus mit einer kurzen Allocution begrüsste und zugleich anord- 
nete, dass die Synodalmitglieder sich in drei Sectionen gruppiren 
möchten, um die ihnen eingehändigten Vorlagen einer reiflichen Er- 
wägung zu unterziehen. 

Die erste Section zählte 47 Mitglieder und wurden ihr folgende 
Vorlagen übergeben: 1. De religiosa juventutis institutione ; 2. de 
eatechesibus pomeridianis ; 3. de bibliothecis parochialibus pro populo 
instituendi8. 

Die zweite Section zählte 50 Mitglieder und erhielt folgende 
Vorlagen: 1. De matrimonio; 2. de Iibris parochialibus; 3. de casi- 
bus reservatis; 4. de contractu parochum inter et capellanum con- 
ficiendo ; 5. de ordine divinorum ofßciorum statuendo et observando ; 
6. de observandis s. liturgiae praeeeptis. 

Der dritten Section, welche 55 Mitglieder zählte, wurden blos 
zwei Vorlagen zugewiesen, die aber von ungemein grosser Wichtig- 
keit für den böhmischen Klerus sind, nämlich: 1. De unione s. Jo- 
sephi ad augendam pensionem sacerdotum saecularium deficientium ; 
2. de condenda Gassa Dioecesana ad providendum indigentiis sacer- 
dotum dioecesanorum. 

Bei den Sitzungen dieser drei Sectionen wurden sehr lebhafte 
Debatten geführt und demzufolge theilweise Aenderungen der Vor- 
tagen beantragt. Die Abhaltung der Sectionssitzungen füllte die 
Vormittage des 28. und 29. Mai vollkommen aus. 
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Am Nachmittag beider Tage wurde unter Vorsitz Se. Eminenz 
des Erzbischof 8 sowie im Beisein des Weihbischof es und zugleich 
General -Vicars Dr. Karl Prucha eine General "Congregation abge- 
halten, an welcher sämmtliche Synodal-Mitglieder aller drei Sectio- 
nen Theil nahmen. Leider ist zu bedauern, dass trotz wiederholter 
freundlicher Aufforderung des Oberhirten die Anwesenden beinahe 
in gar keine Debatte eingingen, sondern nur die Vorlesung des 
Inhaltes der Decrete oder der von den einzelnen Sectionen bean- 
tragten Modificationen anhörten, wonach die einzelnen Capitel en 
bloc von Allen einstimmig oder durch die entschiedene Majorität 
der Synodalmitglieder angenommen und durch denAssens des Ober- 
hirten zum Synodal-Statut erhoben wurden. 

Nach Schluss der General - Oongregationen stellte sich heraus, 
dass einzelne Mitglieder der Synode hie und da eine Aenderung des 
Wortlautes oder der Sache selbst gewünscht hätten. Wenn wir 
nun fragen: Warum denn aber diese Wünsche bei Gelegenheit der 
General - Congregation nicht öffentlich vorgebracht wurden ? so 
will es uns scheinen, dass die Ursache eines solchen Stillschweigens 
darin liegt, weil die Synodalvorlagen erst am 28. Mai früh den 
Theilnehmern der Synode eingehändigt wurden. Da aber ein Jeder 
von ihnen sogleich einer einzelnen Section zugetheilt wurde, so 
musste er seine Aufmerksamkeit ausschliesslich nur auf die seiner 
Section zugewiesenen Vorlagen lenken. Der Wortlaut der übrigen 
Vorlagen blieb ihm unbekannt, und im Momente ihres Verlesens 
während der General-Congregation war der Einzelne nicht dergestalt 
orientirt, dass er seine Anträge oder Wünsche hätte vorbringen 
können. 

Sollen bei einer künftig abzuhaltenden Synode alle Theil nehm er 
ohne Unterschied in die Lage versetzt werden, ihre Ansiebt über 
die vorgelegten Diöcesanstatute kundzugeben, so ist es nach unserer 
Meinung unumgänglich noth wendig, dass diese Vorlagen schon einige 
Wochen vor Abhaltung der Synode in die einzelnen Vicariatsbezirke 
versendet werden, damit det Klerus sich mit denselben bekannt 
machen und alsdann nach reiflicher Ueberlegung auf der Synodal- 
versammlung selbst seine motivirten Anträge stellen könnte. Wir 
sehen ja selbst bei den zu Zwecken der staatlichen Gesetzgebung 
einberufenen Körperschaften (Land- und Reichstagen), dass wichtige 
Gesetzvorlagen sich in der Kegel tagelang, wenn nicht wochenlang 
in den Händen aller Abgeordneten befinden, und dennoch begegnet 
uns gar oft die Erscheinung, dass manche Gesetze mit einer ge- 
wissen Hast zu Stande kommen, wo eine reiflichere Erwägung gar 
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sehr am Platze gewesen wäre. Um wie viel mehr müssten wir es 
bedauern, wenn auch iu der kirchlichen Gesetzgebung die moderne 
Dampf kpift anstatt der bisher beobachteten langsamen, dabei aber 
vernünftigen Regelmässigkeit zur Geltung gelangen sollte! 

Bei der im Jahre 1863 abgehaltenen Diöcesansynode wurden 
die von der General-Congregation angenommenen Decrete in mehre- 
ren öffentlichen, feierlichen Sitzungen (sessiones publicae) publicirt 
und bei Gelegenheit jeder einzelnen sessio ein sermo synodalis ge- 
halten. Auch von dieser Formalität hatte es im Jahre 1873 sein 
Abkommen, was wohl durch die Kürze der Zeit gerechtfertigt er- 
scheint. 

In der am Nachmittag des 28. Mai abgehaltenen &enerul-Con- 
grega&ion wurden nachfolgende Decrete erlediget: 

1. De bibliothecis parochialibus pro populo instituendis. 

Solange die Volksschule in Böhmen sich unter der unmittel- 
baren Aufsicht der Geistlichkeit befand, hatten viele Seelsorger, von 
der Opferwilligkeit der Gläubigen unterstützt, sog« Schulbibliotheken 
gegründet. Als aber in Folge der Gesetze vom Jahre 1868 die 
Schule in die Verwaltung der staatlichen Behörden überging, wur- 
den trotz aller Proteste der Seelsorger diese Bibliotheken ganz ein- 
fach für ein Eigenthum der Schule erklärt und jeglicher Einfluß- 
nahme des Geistlichen entzogen. Dass die liberale Aera sich nun 
beeilte, anstatt christlicher Erbauungsbücher die Errungenschaften 
Darwinschen Forschergeistes in die Bücherschränke hineinzulegen, 
ist mehr als selbstverständlich. 

Bei solcher Sachlage fand es die Synode für erspriesslich , die 
Gründung von Pfarrbibliotheken anzuempfehlen. Der versammelte 
Klerus richtete an Se. Eminenz das Ersuchen, es möge in der 
Hauptstadt Prag ein eigenes Comitt aus katholischen Schriftstellern 
gebildet werden, welchem die Aufgabe zufiele, empfehlenswerthe 
Druckwerke den Vorständen der Pfarrbibliotheken von Zeit zu Zeit 
namhaft zu machen. 

2. De matrimonio. 

Vor Allem constatirt die Synode, dass dtfreh die Staatsgesetze 
vom 25. Mai 1868 die Geltung der Instructio pro judieiis eccle- 
sia8ticis vom Jahre 1856 durchaus nicht alterirt worden sei und 
dass eben so die Instruction, welche der böhmische Episcopat am 
3. Juni 1868 erliess, immer noch als Kirchengesetz beobachtet wer- 
den solle. Ferner wird den Seelsorgern aufgetragen, sie möchten 
Altes aufbieten, um die Schliessung einer CHvüehe in ihrer Pfarr- 
gemeinde zu verhüten. Insbesondere möchten sie in dem Falle, wo 
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durch Gewährung einer Dispens die Civilehe vermieden werden 
kann, sich im kürzesten Wege an das Ordinariat wegen Gewährung 
dieser Dispensation wenden. Bezüglich solcher Katholiken aber, 
die schon eine Civilehe wirklich geschlossen haben, befiehlt die Sy- 
node den Seelsorgern, dass sie kein Mittel ausser Acht lassen, wo- 
durch es ihnen gelingen könnte, solche Pflichtvergessene mit der 
Kirche auszusöhnen und ihre Verbindung zu einer kirchlich giltigen 
Ehe umzugestalten. 

Die bei der Synode anwesenden Geistlichen betonten bei diesem 
Statut die grossen Schwierigkeiten, zu welchen die Instruction vom 
Jahre 1856 Anlass gibt, indem sie bei den Quasi domicilisten vor- 
schreibt, dass sie nur dann in dem Orte des Quasidomicils und 
sonst nirgends aufgeboten werden sollen, wenn sie bereits durch ein 
volles JcJir im Orte des Quasidomicils wohnen uud kein domicilium 
verum haben. Ist dies nicht der Fall (d. h. wohnen sie nicht so 
lang in loco quasidomicilii oder besitzen sie ausserdem noch ein 
verum domicilum), so muss das Aufgebot noch an einem oder meh- 
reren andern Orten geschehen. Der Klerus brachte die Bitte vor, 
Se. Eminenz möge im Einverständnisse mit den H H. Comprovinzial- 
Bischöfen (von Königgrätz, Budweis, Leitmeritz) eine Abänderung 
des diesbezüglichen Paragraphen in dem Sinne veranlassen, dass 
auch bezüglich der Quasidom ici listen als genügend betrachtet werde 
die Promulgation blos in der Pfarrkirche desjenigen Ortes, wo sich 
dieselben sechs Wochen aufhalten. Hierdurch würden die Quasi- 
domicilisten hinsichtlich des Aufgebotes auf dieselbe Stufe mit den 
veri domicilistae gestellt und den Brautleuten würde viel Mühe und 
nicht unbedeutende Geldauslagen erspart werden. 

3. De unione s. Josephi. 

Bereits vor der Synode hatte ^ich in Prag ein Pcnsiotisverein 
im Geistliche gebildet. Wer die karge Abfertigung von 210 Gul- 
den t welche der lieligionsfond einem zur Arbeit unfähigen Priester 
gewählt, in Betracht zieht, der muss zugeben, dass ein Verein, 
welcher eine Erhöhung dieser absolut ungenügenden Pension be- 
zweckt, die vollste Anerkennung verdient. Die Mitglieder des 
Vereins zahlen a. eine Beitrittsgebühr (bei Geistlichen unter 30 
Jahren 2 Prozent, von 30—40 Jahren 4, von 40— 50 Jahren 6, von 
50—60 Jahren 8, und über 60 Jahren 10 Prozent des jährlichen 
Einkommens, dann b. einen Jahresbeitrag, welcher in der Kegel sich 
auf 2 Prozent des jährlichen Einkommens beläuft. Dafür erhalten 
die Mitglieder, sobald sie in den Ruhestand übertreten, eine jähr- 
liche Pension von 100 — 600 Gulden österr. Währung. 



Bwovy. Die Prager Diöcesan-Synode vom Jahre 1873. 203 

Nach Annahme dieser Decrete unterbreitete der H. Weihbischof 
den Entwarf von drei Synodalstatuten, betreffend den Cultus des 
allerheil. Altarsacramentes, die Feier des Sarkauder- und Agnesfesles. 

Hierauf wurden die Namen der von Sr. Eminenz ernannten 
examinato^s clericorum verlesen. 

Schliesslich erfolgte die Wahl der Synodal - Examinatoren. 
Alle anwesenden Synodalmitglieder erhielten gedruckte Zettel , auf 
welchen die Namen von neun zum Amte eines Synodalexaminators 
(für Candidaten der Curatbeneficien) fähigen Männern verzeichnet 
waren. Es wurde vom Ordinarius allen Anwesenden freigestellt, 
drei Namen auszuscheiden. Nachdem die Stimmzetteln abgegeben 
und die Scrutatoren ernannt waren, wurde mit dem vorgeschriebe- 
nen liturgischen Gebete die General- Congregation geschlossen. 

Am 29. Mai wurden in der von y 2 9— 6 Uhr Nachmittags ab- 
gehaltenen General - Congregation die nachfolgenden Decrete ange- 
nommen und zum Synodalstatut erhoben: 

4. De religiosa juventutis institutiom. 

Ungeachtet die staatliche Gesetzgebung den Einfluss des Klerus 
auf die Volksschule sehr gesclimälert hat , wird dennoch die Geist- 
lichkeit aufgefordert, sie möge auf den religiösen Unterricht der 
Kinder den grössten Fleiss verwenden. Da es jedoch sehr wünschens- 
werth erscheint, dass die Katecheten in Bezug auf den religiösen 
Unterricht überall eine gleiche Methode beobachten, wurde vom Or- 
dinarius eine eigene Gommission competenter Fachmänner eingesetzt, 
welchen die Obsorge für die Herausgabe guter Schulbücher anver- 
traut wurde. Ausserdem setzte die Synode das geringste Mass der- 
jenigen religiösen Uebungen fest, welche in allen Schulen beobachtet 
werden müssen (gemeinschaftliches Schulgebet, Beiwohnen der heil 
Messe, dreimaliger Empfang der heil. Sacramente im Verlaufe des 
Schuljahres, Theilnahme an Processionen). 

Endlich wird in diesem Capitel allen Katecheten auf das 
strengste die wichtige Obliegenheit eingeschärft, dass sie mit dem 
gewissenhaftesten Fleisse den Religionsunterricht in den ihnen an- 
vertrauten Schulen ertheilen und nicht leicht eine Stunde verab- 
säumen. Zwar hatte der Ordinarius die Ernennung einzelner Com- 
missäre für jeden Vicariatsbezirk beabsichtigt, deren Pflicht es wäre, 
fleissig nachzusehen, ob die Pfarrer und Üapläne wirklich es nicht 
au dem erforderlichen Fleisse bezüglich des religiösen Schulunter- 
richtes mangeln lassen. Da jedoch die anwesenden Synodalmitglieder 
das feierliche Versprechen leisteten, für die Erfüllung dieser Pflicht 
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gewissenhafte Sorge tragen zu wollen, so wurde das diesbezügliche 
Alinea der Vorlage gestrichen. 

5. De cateches-ibus pomeridiunis. 

Die Abhaltung der sog. Christenlehren ist in der letzten Zeit 
so viellachen Schwierigkeiten begegnet, dass manche Seelsorger es 
für erspriesslicher erachteten, dieselben gänzlich einzustellen. Denn 
wenn auch die Frühpredigten vom Volke im Ganzen sehr fleissig 
besucht werden, fällt es doch Vielen, insbesondere den Filialisten, 
äusserst schwer, wenn sie am Nachmittag des Sonntages abermals 
den weiten Weg in die Pfarrkirche unternehmen sollen. Nebstdem 
ist zu beachten, dass nach dem österreichischen Gesetz ein jedes 
Kind bis zum vollendeten 14. Lebensjahre schulpflichtig ist; wenn 
es dann aus der Schule tritt, und sich einem Handwerk, dem Acker- 
bau u. s. f. zuwendet, da ist die Lust zum abermaligen Schul- 
besuche (d. h. zur Christenlehre, die als eine Fortsetzung des Be- 
ligionsunterrichtes angesehen wird) längst verschwunden. Hiezu 
kömmt, dass in Böhmen eine Anzahl verschiedener Vereine existirt, 
deren Mitglieder an Werktagen sich nicht versammeln können, und 
deshalb die Sonn- und Feiertage zu ihren Vereinszwecken benutzen. 

Mit Rücksicht auf diese geänderten Zeitverhältnisse gestattet 
die Synode, dass dort, wo eine Abhaltung der Christenlehren nicht 
leicht zu erzielen ist, der Seelsorger andere zeitgemässe Mittel er- 
greife, um der christlichen Jugend zu nützen. Insbesondere soll 
der Seelsorger die in den Fabriken beschäftigte Jugend in der Re- 
ligion unterrichten. Er soll ferner auch die Laien dazu nach Mög- 
lichkeit verhalten, dass sie ihm bei Unterweisung der völlig Un- 
wissenden behülflich wären. Besonders wird von der Synode der 
unlängst in Paris entstandene, nunmehr auch in Deutschland und 
Oesterreich eingeführte »Verein der christlichen Mütterc anempfohlen. 
Auch wird dem Klerus aufgetragen, durch Gründung katholischer 
Gesellenvereine, Herz-Jesu-Bruderschaften u. 8. f. auf die Kräftigung 
des religiös-sittlichen Gefühles der Jugend hinzuwirken. 

6. De oidtu sanctissimi Sacramenti. 

Die vom H. Weihbischof am gestrigen Tage eingebrachte Vor- 
lage wurde mit Einstimmigkeit angenommen und den Mitgliedern 
der Synode die thatsächliche Unterstützung des mit dem Verein zur 
Anbetung des allerheil. Sacramentes verbundenen und durch zehn 
Jahre bereite sehr wohlthätig wirkenden Paratnenten -Vereines (dessen 
Leitung dem hochadeligen theresianischen Damenstifte in Prag über- 
tragen wurde) ans Herz gelegt. 
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7. De libris parochialibus. 

Hinsichtlich der Fuhrung der Pfarr-Matriken haben gegen- 
wärtig die Seelsorger in Böhmen mit Hindernissen aller Art zu 
kämpfen. Zumeist sind es die staatlichen Behörden, welche von 
dem Pfarrer eine derartige Eintragung der Civilehen, der aus diesen 
Ehen gebörnen Kinder u. s. f. verlangen, zu welchen der Seelsorger 
sich laut strenger Weisungen des böhmischen Episcopates nicht 
hergeben darf. Um nun allen möglichen Zweifel zu beseitigen, be- 
fiehlt die Synode, dass die Matriken auch in Zukunft als Kirchen- 
bücher angesehen und bezüglich der Führung dieser Bücher die 
Weisungen des Ordinariates befolgt werden sollen. In dem Falle, 
wenn die Statthalterei oder sonst eine Behörde den Pfarrer dazu 
verhalten will, dass er etwas in die Matrik eintrage, wozu er nicht 
berechtigt ist, darf der Pfarrer die Aenderung oder Eintragung in 
die Matrik nicht selbst vornehmen, sondern hat den Vorfall alsbald 
dem Ordinarius mitzutheilen und dessen Weisungen abzuwarten. 

Da sich in den gedruckten Formularien der Pfarrmatriken 
einzelne Ungleichheiten vorfindeu, und auch bezüglich der Ausfüllung 
der vorgeschriebenen Rubriken nicht in allen Vicariaten dieselbe 
Praxis obwaltet, so sprach der versammelte Klerus den Wunsch aus, 
Se. Eminenz möge im Einverständniss mit den H. H. Comprovinzial- 
bischöfen eine Instruction verfassen lassen, durch welche eine gleich- 
förmige Führung der Matriken in ganz Böhmen erzielt würde. 

8. De casibus reservatis. 

In der vorigen Diöcesansynode (1863) waten feigende bischöf- 
liche Reservatfätte für die Prager Diöcese statuirt worden: a. 
Apostasia a fide et haeresis; b. Pejeratio (Meineid vor dem kirch- 
lichen oder weltlichen Richter); c. Sacrilegium reale; d. Horaici- 
dium voluntarium; e. Procura tio abortus; f. Incendium malitiose 
excitatum; g. Absolutio complicis; h. Falsa accusatio Confessarii. 
Da jedoch in demDecrete Se. Heiligkeit Papst Pius IX. vom 27. Juni 
1866 sich die ausdrückliche Bestimmung vorfindet, dass die zwei 
letztgenannten Fälle; Absolutio complicis und Falsa accusatio in 
Zukunft nicht mehr in die Zahl der bischöflichen Reservate auf- 
genommen werden sollen, hat die Synode vom Jahre 1873 nur die 
sechs von a — f angeführten Fälle als bischöfliche Reservate bei- 
behalten. 

9. De contractu parochum intcr et capellanum conficiendo. 
Das rechtliche Yerhältniss zwischen Pfarrer und Caplan (Hülfs- 
geistlichen) ist in Böhmen durch keinerlei feste Vorschriften normirt, 
sondern je nach localen Umständen dem zwischen beiden Theilen 
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geschlossenen Abkommen anheimgestellt. Die Synode schreibt vor, 
dass längstens vier Wochen nach dem Eintreffen des Caplans auf 
seinem Posten der von Beiden (Pfarrer und Caplan) gefertigte Com- 
tract der erzbischöflichen Behörde vorgelegt werden solle. Zugleich 
wird festgesetzt, dass dem Caplan ein Antheil an den Stolgebühren 
(und zwar die sog. »kleine Stola« z. B. bei Gelegenheit von Taufen, 
Einsegnungen u. s. f.) zukommen, so wie dass die Capläne in der 
Begel an demselben Tische mit dem Pfarrer speisen sollen (was 
namentlich in der Hauptstadt Prag nicht allgemein der Fall ist.) 

10. De ordine divinorum ofßciorum. 

An sehr vielen Orten, besonders in den Städten Böhmens hat 
sich bis auf den heutigen Tag eine auf josephinischen Verordnungen 
basirende Gottesdien$tordnung erhalten, obschon zwar die Erfahrung 
hinlänglich bewies, dass die vor etwa 100 Jahren angemessen er- 
scheinende Stunde für Predigt, Messe, nachmittägigen Gottesdienst 
u. s. f. aus verschiedenen, zum Theil in der vielfach geänderten 
Lebensweise (z. B. Fabrikswesen) und den Communicationsmitteln 
der Neuzeit liegenden Gründen jetzt nicht mehr als passend ange- 
sehen werden kann. Die Synode befiehlt nun, dass zunächst die 
Prager Pfarrer nach gemeinschaftlicher unter Vorsitz des General- 
Vicars gepflogener Berathung ihre auf die zeitgemässe Aenderung 
der Gottesdienstordnung abzielenden Anträge dem Ordinariate unter- 
breiten, und dass auch in den Vtcariatsbczirken am Lande die not- 
wendigen Berathungen über diesen Punkt gepflogen werden. Die 
vom Ordinariate approbirte Gottesdienstordnung soll alsdann in volk- 
reicheren Städten an der Eirchenthür schriftlich affigirt werden. 

11. De installatione parochi. 

Trotz der vom Provinzialconcil getroffenen Anordnung, dass 
die Installation eines jeden Pfarrers baldmöglichst stattfinden solle, 
kamen doch einzelne Fälle vor, wo diese Vorschrift vernachlässiget 
wurde. Deshalb setzt die Diöcesansynode neben Republicirung des 
erwähnten Provinzialdecrets fest, dass längstens binnen vier Wochen 
nach dem Eintreffen des neuen Ptarrers in seiner Gemeinde die In- 
stallation vorgenommen und über die Vollziehung derselben ein Be- 
richt an das Ordinariat eingesendet werde. 

12. Das Decret der Diöcesansynode vom Jahre 1803 *de 
vestitu clericali* wurde republicirt. 

13. De cultu beati Sarcandri. 

Die Synode bestimmt, dass der Cultns dieses Märtyrers für 
das Beichtsiogel möglichst in der Prager Erzdiöcese gefördert wer- 
den möge. 
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14. De obscrvandis $. Lüurgiae praeceptis. 

In diesem Capitel wird mit Rücksicht auf die in einzelnen 
Gegenden bestehende Gepflogenheit, wornach liturgische Functionen 
mit Zuhilfenahme der böhmischen Sprache verrichtet werden, strenge 
angeordnet, dass alle liturgischen Acte in der lateinischen Sprache 
vorgenommen werden sollen. 

15. De condenda cassa Dioecesana Pragensi s. AdaUierti. 

Die materielle Noth eines grossen Theiles des Klerus in Böh- 
men ist eine so allgemein anerkannte Thatsache, dass selbst die 
cisleitanisghe Regierung sich veranlasst fand, einen Theil der von 
ihr (unter. dem Titel eines Darlehens an den Religionsfond) decre- 
tirten Staats- Subvention dem Klerus der vier böhmischen Diöcesen 
zuzuweisen. 

Es gibt aber Gründe verschiedener Art (die meisten dürften 
in dem bekannten^ Timeo Danaos wurzeln), welche den Klerus ver- 
anlassen, das zweifelhafte Geschenk zu perborresciren. Viel lieber 
will sich der Klerus selbst materielle Opfer aufkriegen, um dadurch 
seine Unabhängigkeit zu wahren, als dass er für das Linsengericht 
eiuer milden Staatsgnadengabe die Freiheit der Kirche preisgäbe. 

Von diesem Standpunkte aus betrachtet, verdient gewiss die 
Opferwilligkeit des Prager Diöcesan-Klerug das vollste Lob. Denn 
die Synodalmitglieder übernahmen bereitwilligst die Last einer frei- 
tüilUgen kirchlichen Steuer zum Wohle ihrer darbenden Mitbrüder 
im geistlichen Amte. Und zwar wurde folgende Stufenleiter für die 
Bemessung der Jahresbeiträge einzelner Priester angenommen: 

Ein jeder Geistliche (ohne Unterschied seines Ranges oder 
seiner amtlichen Stellung) wird von seinem jährlichen Einkommen 
bis zu 400 Gulden österr. Währung 1 Prozent Steuer an die Diö- 
cesancasse zahlen. Von jenem Einkommen, welches 400 Gulden 
übersteigt, wird für je 200 Gulden ein halbes Prozent entrichtet; 
dies schreitet lort bis zu 8 Prozent; mehr als 8 Prozent ist Niemand 
verpflichtet zu zahlen. 

Den Vicariats - (Konferenzen räumte die Synode das Recht ein, 
sie möchten darüber entscheiden, ob diese Steuer von der jährlichen 
Brutto- Einnahme oder aber von dem Netto - Einkommen entrichtet 
werden solle. 

Der auf der Synode versammelte Klerus sprach den Wunsch 
aus, es möge ein Theil der Intercalareinkünfte von vacanten Bene- 
ficien in die Diöcesancasse einfliessen. Se. Eminenz der hochwür- 
digste Erzbischof sprach die Befürchtung aus, dass die staatliche 
Regierung (als Verwalterin des Religionsfondes , welchem das Inter- 
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calare gehört) wohl kaum geneigt sein dürfte, einem solchen An- 
suchen zu willfahren. 

16. De cidtu beatae Agnetis. 

Der Process der Seligsprechung der heil. Agnes, Tochter des 
böhmischen Königes Przemysl Ottokar I. ist bereits in Koni ein- 
geleitet und wird die Entscheidung des apostolischen Stuhles dem- 
nächst in Aussicht gestellt. Die Synode fordert den böhmischen 
Klerus auf, durch Verbreitung des Cultus dieser seligen Dienerin 
Gottes darauf hinzuwirken , dass die Religiosität des Volkes immer 
mehr wachse und die herrlichen Tugenden dieser heil. Jungfrau 
zahlreiche Nachahmer finden. 

17. Das Beeret der Diöcesansynode vom Jahre 1863 *de ele- 
ricorum iestamenlis* wurde tepublichrt. 

Hierauf wurden die Namen der durch absolute Stimmenmehr- 
heit der Synodalmitglieder erwählten sieben Examinatores synodales 
candidatorum ad beneficia promovendornm mitgetheilt. 

Den canonischeu Vorschriften gemäss wurden noch ferner sechs 
Testes synodales vom Erzbischof ernannt. 

Pur die Grafschaft Glatt wurden eigene Synodal-Examinatores 
(4 au der Zahl) und Testes (2) bestimmt. 

Diejenigen Examinatores und Testes, welche an der Synode 
theilnahmen, legten alsogleich ihren Amtseid in die Hand des Erz- 
bischofes ab. 

Mit einer kurzen Allocution Sr. Eminenz des Oidinarius wurde 
hierauf die Synode geschlossen. Die Acten und Decrete derselben 
wurden uach beendeter 300 jahriger Jubelfeier der Diöcese in Druck 
gegeben und werden auch in dem Wege des Buchhandels zugäng- 
lich sein. 
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XIV. 

Literatur. 

1 Johannes Baptisia Baltzer. Ein Beitrag zur neuesten Geschichte 
der Diöccse Breslau, von Dr. Adolph Franz. Breslau 1873. 
Verlag von Aderholz. VII u. 188 S. 8. (1 IMr.) 

Diese Schrift steht in einem wohlthuenden Gegensätze zu dem 
tendenziösen »Johannes Baptista Baltzer« des Leipziger Professors 
Dr. £. Friedberg. Wir finden darin Fleiss, Geschick nnd edle Aus- 
drucksweise vereinigt im Dienste der Wahrheit, welche durch die 
gegnerische Darstellung dreist und rücksichtslos verletzt wurde. 

Der in neun Abschnitte gruppirte Inhalt zeigt Baltzer als 
Menschen und Gelehrten in seinem wahren Lichte und gibt eine 
klare und bündige Schilderung des Tbatbestandes der drei Processe, 
welche einen mehr als fünfzehnjährigen Zeitraum seines Lebens aus- 
füllten. 

Von diesen neun Abschnitten können die drei ersten als Ein- 
leitung für die eigentliche Streit- und Process-Episode gelten, wel- 
cher die Abschnitte IV. bis IX. gewidmet sind. 

Der Verfasser lässt überall nur die Thatsachen sprechen; 
Mangel an Objectivit&t kann ihm nicht vorgeworfen werden. 

Abschnitt I. zeigt Baltzer um Anfange seiner Lehrtätigkeit 
Er beginnt dieselbe ein Jahr nach Beendigung seiner Universitäts- 
studien, von Hermes empfohlen, sofort als aussordentlicher Pro fessor 
ohne literarischen Ruf, aber mit desto grosserer Anmassung, die 
zum ersten Mal 1831 gegen den kirchlichen Gensor seiner Doctor- 
Dfesertation, von Dittersbach, und gegen den Fürstbischof von Schi- 
toonsky in hochfahrenden Repliken sich geltend macht. 

Geistiges Streben und Fleiss kann ihm übrigens nicht abge- 
sprochen werden. 

Interessante Streiflichter wirft dieser Abschnitt auf den kläg- 
lichen Zustand, bis zu welchem 1830 die katholisch - theologische 
Facultät durch Nichtern euerung Ihrer Lehrkräfte herabgekonjmen 
war. Es standen damals die leeren Lehrstühle bis auf einen zur 
Disposition der Hermesianer. 

Wie Baltzer selbst nach dem, die Hermesischen Schriften ver- 
urteilenden päpstlichen Breve vom 26. September 1885 nach den 
Lehrbüchern des Hermes und später zwar nach eigenen Heften aber 
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im Geiste des Hermes zu lehren fortfuhr und schliesslich Gün- 
therianer wurde, ist in Abschnitt II. dargethan. Zugleich gibt der- 
selbe unter Bezugnahme auf Actenstücke Aufschlüsse über den 
antikirchlichen Geist, von welcberti die ganze Breslauer Facultät 
beseelt war. Glaubte sie docjb aafyngttch sogar das päpstliche 
Breve, obwohl es in reinen Glaubenssachen ergangen war, Mangels 
des staatlichen Flacet, ignorireh zu dürfen. 

Auch der damalige Fürstbischof von Breslau, Graf von Sedl- 
nitzki wird uns in seiner ganzen Glorie als Wächter für diQ Rein- 
heit der kirchlichen Lehre vorgeführt. 

kit fast zu grosser Wärme bespricht Verfasser Baltzer's Ver- 
dienste in seinen theologischen Streitigkeiten mit Falk, Succow und 
Krause 1843 und aus der Ronge-Zeit. ' 

Wenn eiii Professor der Dogmatik die Glaubenslehren der 

_ _ * • 

Kirche geg : en Verunglimpfungen öifentlich vertheidigt, wad tbut er 
da anders, als seine Pflicht 1 ). Freilich* finden wir Baltzer selbst, 
abgesehen von diesen flüchtigen Glanzpunkten seines Professorlebens, 
fast immef auf dogmatischen Irrwegen und nicht selten sogar sehen 
wir ihn die kirchenfeindlichen Pressorgane zu seinen masslosen 
Angriffen gegen die Vertheidiger der kirchlichen Lehre und gegen 
die von Gott geordnete Autorität der Kirche benützen. Wo so viel 
Schatten wird ein wenig Licht leicht überschätzt. 

Im 3. Capitel mit der Ueberschrift »Ernste Zwistigkeiten « 
wird dargelegt, wie Baltzer einerseits durch seine Günther'sche 
Richtung, andrerseits durch seine, die positive Theologie ganzlich 
vernachlässigende Lehrmethode und selbst durch den Mangel an 
Sicherheit und Präzision seiner speaüativen Begründung bei Män- 
nern, denen das kirchliche Intereöse am Herzen lag, Anstoss erregte. 
Nicht Einmal in Bezug auf die immaculata conceptio stand er auf 
einem kirchlich correcten Lehrstandpunkte. Er fand seine Gegner 
in Dr. Lorinser und Professor Bittner. Näheres darüber und ins- 
besondere über das Verhältniss Bittners zu Baltzer ist Seite 17—19 
angeführt. 

Dazu kanien 1853 die offenen Angriffe Baltzer's (in seinen 
»neuen theologischen' Briefen«) gegen Oischinger und Clemens, die 
es gewagt hatten, den Güntherianismus zu bekämpfen. — Die neuen 
Zoologischen Briefe kamen 1859 auf den Index. 

i 1) In glaftzeader Weise und mit guten Erfolgen ist in der damaligen auf- 
gefegten Zeit der, jetzige Fürstbischof als Domprediger für die Lehre der Kirche 
eingetreten. Viele Herzen hat er erwärmt, viele Seelen vor Irrthuro mnd Ab- 
fall bewahrt. 
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Am Schlosse des dritten Capitels ist der Conferenzen gedacht, 
welche 1853 unter Zuziehung Baltzer's in Rom zum Behufe der 
gründlichen Prüfung der Günther'schen Theologie gehalten wurden. 
Das von grosser Verbitterung und unbegründetem Misstrauen gegen 
die bei der Sache unbetheiligten Jesuiten zeugende Tagebuch Baltzer's 
über diese Conferenzen beweist zur Genüge den kleinlichen Partei- 
standpunkt, den er selbst in dieser Sache behauptete. 

In Abschnitt IV. wird die 1857 erfolgte kirchliche Verurtei- 
lung der Günther'schen Schritten in ihrer Bückwirkung auf Baltzer's 
Professur beleuchtet und hiermit beginnt die Darlegung derjenigen 
Thatsachen, welche in ihrer weiteren Entwickelang den Fürstbischof 
nöthigten, dem Baltzer die Missio canonica zu entziehen, so wie die 
Erzählung des ganzen processualischen Verlaufs dieser Streitfrage. 

Hierbei sind die Schritte, welche Baltzer, der auch nach Ver- 
urtheilnng des Günther'schen Systems trotz seiner Unterwerfungs- 
erklärung fortführe, im Geiste dieses Systems zu lehren, einerseits 
in Born zur Rechtfertigung seiner Doctrin, und andererseits für den 
Fall des Misslingens dieser Rechtfertigung in Berlin that, und zwar 
hier, um sich im Besitze seines Professor-Amtes zu behaupten, sorg- 
fältig auseinander gehalten, wodurch die Darstellung sehr an Klar- 
heit gewinnt. 

Von den ersteren, wie von dem thatsächlichen Verlauf des 
Verfahrens gegen Baltzer auf kirchlichem Qrdbiet handeln Abschnitt 
IV. und V., von den letzteren und den Massnahmen der von Baltzer 
angerufenen Staatsbehörden die Abschnitte VI. und VII. 

Die Darstellung des Sachverhalts ist durchweg klar und mit 
durchgreifenden Beweisen unterstützt. Die Friedberg'schen Unwahr* 
heiten und Entstellungen sind Seite 28, 37, 38, 47 aufgedeckt, die 
eigentlichen Streitpunkte genau präcisirt, die vielfachen Winkelzüge 
und Tergiversationen Baltzer's in's richtige Licht gestellt, die Mass- 
regeln des Fürstbischofs gegen Baltzer als auf freier Entschließung 
beruhend, gerecht und nothwendig nachgewiesen 1 ). 

Die Verdienste des Professor Bittner in Hinsisbt auf die Be- 
kämpfung der unkirchlichen Doctrin Baltzer's hätten bei einer ganz 
genauen Vertheilung von Licht und Schatten in der Schilderung 
seines Vorgehens u. E. etwas mehr betont werden können. Anch 
scheint es uns, dass Verfasser, der S. 36 erwähnt, dass dem p. Bitt- 

1) Seite 38 insbesondere wird es als grobe Unwahrheit bezeichnet, wenn 
Friedberg behaupte, dass die Cardinäle Geissei u. Rauscher, sowie der Bischof 
▼on Mainz, Frhr. v. Ketteier, den Fürstbischof gedrängt hätten, gegen die Bres- 
lauer Facultät vorzugehen. 

14* 
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ner die Missio entzogen wurde, wenigstens in einer Anmerkung hätte 
andeuten sollen, dass der Herr Fürstbischof ihm dieselbe nach ge- 
leisteter Genugtuung motu proprio wieder verlieben habe. Bittner 
hat nur durch zu grossen Eifer und Verletzung der ans dem Ee- 
spects-Verhältnisse gegen seinen kirchlichen Oberen sich ergebendes 
Pflichten gefehlt, wahrend er sachlich den Nutzen der Kirche im 
Äuge hatte. Im Uebrigen ist diese Angelegenheit von dem Herrn 
Verfasser mit dem nöthigen Tact behandelt. 

Welcher Geist damals durch den Einfluss von Baltzer und 
Beinkens die katholisch- theologische Facultat beherrschte, davon 
gibt Zeugniss die Klage, welche, wie Verfasser Seite 31. erwähnt, die 
Facultflt gegen Bittner aus Anlass eines von demselben im Schlesi- 
schen Kirchenblatte vom 12. Februar 1859 gegen den Güntherianismus, 
unter Anspielungen auf Baltzer, veröffentlichten Artikels bei dein 
Cultosminister erhob, ferner der Bericht (S. 32.33) über das 1860 
erfolgte Vorgehen des Decans Reinkens gegen den Privatdocenten 
Soffner, welcher in seiner Eigenschaft als Präfeet des fürstbischöf- 
Uchen Convicts gelegentlich seiner Repetitorjen mit den Studirenden 
die von mehreren derselben reproducirte Behauptung Baltzer's, dass 
in der menschlichen Natur Christi Geist, Seele und Leib zu unter- 
scheiden seien, mit wissenschaftlichen Gründen zu widerlegen ge- 
wagt hatte. 

Das Verfahren der Staatsregierung in der Angelegenheit wegen 
Entziehung der Missio canonica schildert Verfasser im VII. Abschnitt, 
dessen Verständniss durch das, was im VI. über die Missio eccle- 
siastica im Allgemeinen und über die Stellung der Fürstbischöfe 
von Breslau zur katholisch -theologischen Facultat daselbst voraus- 
geschickt ist, in entsprechender Weise vermittelt wird. Die des- 
falaige historisch-juristische Erörterung eruirt die dem Fürstbischof 
auf die Facultat zustehende Rechte aus 

1. dem Schreiben des Cardinais Rezzonico an den Bistbums- 
administrator von Strachwitz vom 12. December 1775, ver- 
bunden mit dem zustimmenden Schreiben Friedrich II. vom 
3. Januar 1776, 

2. dem Schulreglement für Schlesien vom 11. December 1774, 

3. dem neuen Schulreglement für die Universität Breslau vom 
26. Juli 1800, 

4. aus den seit der Vereinigung der Frankfurter Viadrina mit 
der Breslauer Leopoldina im Jahre 1811 über die Errich- 
tung der katholisch - theologischen Facultat geführten Ver- 
handlungen, 
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und bestätigt die in der Abhandlung im Archiv ßd. 30, S. 102 
enthaltene Angabe, dass das sog. Facult&tsstatut vom 13. September 
1840 ohne Zustimmung des Fürstbischofs von Breslau abgefasst sei. 

Auch das Aulike'sche Protocoll vom 29. April 1850 und das 
darauf erlassene Ministerialrescript vom 12. Juli ej. a. theilt Ver- 
fasser mit, behauptet mit Recht dessen Gültigkeit und tadelt ver- 
dientermassen die Verschweigung desselben Seitens des Cultusmini- 
sters von Mühler im Disciplinarverfahren gegen Baltzer. 

Seite 66 wird nachgewiesen, dass in der Zeit von 1776 bis 
zum Erlass des neuen Scbulreglements vom 26. Juli 1800 ohne 
Widerspruch der Kegierung den Mitgliedern des Schul - Instituts 
resp. der katholisch-theologischen Facultät förmliche Lekrapproba- 
tionen von Seiten des fürstbischöflichen Ordinariats ausgestellt wor- 
den sind, und dass auch nach 1801 die Königliche Schul-Direction 
die Genehmigung für die von ihr anzustellenden Professoren bei der 
geistlichen Behörde nachgesucht hat. 

Dem Herrn Friedberg sind diese Data, wie es scheint, gänz- 
sich unbekannt gewesen. 

Im VE. Abschnitt, welcher übrigens weitere Unwahrheiten 
Friedberg's S. 84. 90 und 92 bloslegt, vermissen wir ein näheres 
Eingehen auf die Gründe des Disciplinarurtheils ; der Verfasser 
konnte jedoch bei dem vorwiegend historischen Charakter seiner 
Arbeit um so mehr davon abseben, als ein unter den Anlagen abge- 
drucktes Schreiben des Fürstbischofs in Breslau an den Culfcns- 
roinister vom 9. August 1864 diesem Verlangen Genüge leistet. 

Mit Recht rügt der Verfasser die Ausbeutung des freisprechen- 
den Di8ciplinar-Erkenntnisses durch Baltzer in der kirchenfeindlichen 
Breslauer Zeitung gegen den Fürstbischof. Baltzer hat durch seine 
Mitarbeiterschaft an diesem und ähnlichen Blättern den Katholiken 
Schlesiens grobes Aergerniss gegeben, Seite 93 findet sich zur Cha- 
rakteristik Baltzer's auch das schon von Friedberg reproducirte 
Excerpt aus Baltzers's Tagebuch über eine Unterredung des letzte- 
ren mit Aulike abgedruckt. Verfasser findet darin einen Beleg für 
Baltzer's Masslosigkeit. Unseres Erachtens wirft dieser höhnische 
Erguss eines Professors der Theologie über einen der Kirche treuen 
hohen Staatsbeamten einen weit tieferen Schatten auf den Charakter 
des Tagebuchschreibers. 

Der VIII. Abschnitt behandelt den Streit Baltzer's mit dem 
Domcapitel auf durchaus actenmässiger Grundlage. Wichtig sind 
darin besonders die Aufschlüsse, welche der Verfasser S. 112 — 114 
über die Kunstgriffe gibt, durch welche der römische Advocat Faz- 
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zini die Baltzer'sche Streitsache bei der Congregatio Concilii, vor 
welcher dieselbe gar nicht hätte eingeleitet werden sollen, auf die 
Liste der Sprnchsacheu zu bringen wusste. Der gewünschte Erfolg 
blieb natürlich ans , nachdem man bessere Informationen erhalten 
hatte. — 

Der dritte Process Baltzer's betrifft seine Opposition gegen die 
Vaticanischen Decrete. Er findet im IX. Abschnitt seine acten- 
mässige Darlegung. Es ist bekannt, dass er, da Baltzer sich nicht 
unterwarf, mit der Suspension ab officio et beneficio und mit der 
Sequestration des ganzen Domherrngehaltes desselben endete, und 
dass Baltzer hiergegen die Staatshilfe anrief, wie er dies schon 
früher gelegentlich der im Processe des Domcapitels wider ihn 
verhängten theilweisen Gehaltssperre, obwohl ohne Erfolg, gethan 
hatte. — 

Dass, und warum Herr von Mühler nach anfänglicher Ab- 
weisung des Baltzer'schen Antrages diesmal sich zu der begehrten 
rechtswidrigen Administativmassregel entschloss, ist schon in der 
vorerwähnten Abhandlung, Archiv Bd. 30, hervorgehoben. Der 
Verfasser der vorliegenden Schrift bestätigt das, was in jener Ab- 
handlung nur als Vermuthung angedeutet ist, als Thatsache durch 
Beibringung des betreffenden, vom Gultusministerium an den Fürst- 
bischof vom 28. Juli 1871 gerichteten Schreibens (cf. S. 126), wel- 
ches freilich einen tiefen Einblick in die schon damals unmittelbar 
nach Auflösung der katholischen Abtheilung im Cultusmioisterium 
eingerissene Bechtsverwirrung bietet. 

Als Anlagen sind der Schrift (S. 131—188) elf Actenstücke 
beigedruckt, welche den Erörterungen im Texte zur Grundlage 
dienen. 

Wir halten für vollkommen begründet, was Verfasser am 
Schlüsse seiner Schrift über Baltzer urtheilt, wenn er sagt: 

»Baltzer war weder »ein Märtyrer der kirchlichen Politik 
des preussischen Staates,« wie Friedberg meint, noch ein 
Märtyrer der hierarchischen Willkür wie seine Freunde 
behaupten, er war ein Opfer seiner Auflehnung gegen die 
kirchliche Autorität, einer Auflehnung, die mehr oder min- 
der scharf von seinem ersten öffentlichen Auftreten bis zu 
seinem Tode fortdauerte. 

Vieles mochten zur Verschärfung der Conflicte seine selbst 
von dem Verfasser des Nekrologs in der schlesischen Zeitung 
hervorgehobene Heftigkeit und Rücksichtslosigkeit und der 
unglückliche Einfluss mancher seiner Freunde beigetragen 
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haben: doch der Hauptfehler, an dem er scheiterte, yar 
jener wissenschaftliche Dünkel, der den Hermesianern uqd 
Güutherianern und in wahrhaft lächerlicher Weise den heu» 
tigen Neuprotestanten eigen ist, und der sich absolut mit 
der kirchlichen Lehrautorität nicht verträgt. Diese höohqt 
eigene theologische Unfehlbarkeit spielt, wie die Baltzer'sch^n 
Verwickelungen zeigen, mit der kirchlichen Lehrautorität 
Verstecken, tyrannisirt Andersdenkende und ist ebenso eine 
Verletzung der Autorität, wie eine Gefährdung der freien 
Entwickelung der kirchlichen Wissenschaft. Dieser Dünkel 
und das : jeder wohlmeinenden Belehrung unzugängliche 
rechthaberische Auftreten haben den Mann, uu} den Inhalt 
seiuer letzten Lebenszeit gebracht und die Verdienste ver- 
nichtet, die er sich vorher gesammelt hatte.« 

Dr. Kugel. 
2. De la propriete et de Va^ministration des biens eccttsiastiques . 
m France et en Beigigue par A. J. V. , . , picaire* gen$ral,#e 
Msgr. Veveque de Langres. Langres. Dqngien. 1872. VI et 
229 pp. 

In seinem bereits wiederholt aufgelegten »Manuel des conseils 
des fabriques,« einer praktischen Anleitung über die Verwaltung des 
Kirchenvermögens, hatte der Verfasser versprochen, die theoretische^ 
und historischen Fragen in einem besonderen Werke ausführlich m 
behandeln. Diesem Versprechen kommt er durch Veröffentlichung 
des vorliegenden Buches nach. Wie der Titel besagt, bilden dpi 
Hauptgegenstand der Darstellung die Verhältnisse in Betreff des 
Eigenthums und der Verwaltung des Kirchenvermögens, wie sie. dich 
speciell in Frankreich und Belgien begründet und ausgebildet haben. 
Die einschlägigen Gesetze upd Verordnungen > insbesondere die seit 
der Reorganisation des Cultus (1802) ergangenen, werden vollstän- 
dig mitgetheilt und eingehend besprochen, vor Allem die betreffenden 
Bestimmungen der organischen Artikel v. 18. Germinal X. (8. April 
1802), das arret<5 v. 7. Thermidor XI. (36. Juli 1803), die Decrete 
v. 23. Prairial XI L (12. Juni 1804), v. 30. Mai u. 31. Juli 1806, 
v. 17. März u. 30. December 1809, das Gesetz v. H. Febr. 1810. 
Eine besonders gründliche Erörterung wirfl auf p. 106 ff. der 
vielfach controvertirten Frage gewidmet, ob das Eigenthum an den 
Kirchen, Pfarrhäusern und Kirchhöfen, welche durch die Gesetze 
v. 2./4. Nov. 1789 u. 13. Brumaire IL (3. Nov. 1803) säcularisirt 
und durch die Art. 72 u. 75 des organischen Gesetzes v.» 18. Ger- 
minal X., sowie das arrete v. 7. Thermidor XI. zurückgegeben wurden, 
den Kirchenfabriken oder den bürgerlichen Gemeinden zustehe. Der 
Verfasser widerlegt die von der französischen Begieruiig adoptirte 
Entscheidung der Frage zu Gunsten der Comrnunen, Er weist nach, 
dass die Argumente, auf welche sich die Staatsrathsgutachten v. 3. 
Juli 1829 und 3. November 1836 zur Begründung . jener Ansicht 
stützen, durchaus verfehlt sind und dass sich diese Erlasse auf die 
beiden früheren Staatsrathsgutachten v. 3. Nivose XIII. ' (24. Dec. 
1804) und v. 2. Pluviose XIII. (22. Januar .1805) mit Unrecht be- 
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rufen« — Die belgische Regierung dagegen ist von der richtigen 
. Auslegung der Restitutionsgesetze im Wesentlichen nicht abgewichen, 
wie der Verfasser unter Mittheilung des Königlichen arreW vom 2. 
Januar 1824 und der Erlasse des Ministers des Innern v. 7. Nov. 
1828, 21. Sept. 1835 u. 18. #ai 1837 darlegt. - Die Praxis der 
Gerichte wird auf pag. 137 ff. erwähnt. 

Allgemeineren Inhalts sind die beiden ersten Abschnitte, welche 
eine Entwicklung der Rechtsgrundsätze über das Eigenthum über- 
haupt und das kirchliche Vermögensrecht insbesondere enthalten, 
sowie der vierte Abschnitt, worin das Recht der Verwaltung der 
Kirchengüter (unter Anführung der dessfallsigen Bestimmungen der 
meisten neueren Concordate) und der Charakter der hierauf bezüg- 
lichen staatlichen Gesetze besprochen wird. Die letzteren sollen, 
wie der Verfasser treffend hervorhebt, einzig und allein »lois de 
protection,« und niemals »lois de domination« sein. 

Sehr wahr und nicht genug zu beherzigen sind die Worte, 
welche der Verfasser bereits vor 20 Jahren bei der ersten Ausgabe 
seines Manuel geschrieben hatte und mit welcher er jetzt wiederum 
das vorliegende Werk begleitet: 

»Mau täusche sich darüber nicht: das Pruwleigenthum ist 
heutzutage nur darum s<r ernstlich bedroht, weil seit langer Zeit in 
Europa das kirchliehe Eigenthum von den Gesetzgebern und den 
Regierungen nicht genügend respectirt worden ist. Wenn man seit 
mehr als 60 Jahren überall in Frankreich die Säcularisation def 
Kirchengüter für gesetzlich erklärt, was soll man dann heute den 
Nichtbesitzenden antworten, welche verlangen, dass mau den näm- 
lichen Grundsatz auch auf das Privatvermögen anwende und dass 
man nun zu ihren Gunsten jenen gesetzlichen Act vornehme. So 
hat man in der Meinung nur die Kirche zu bekämpfen , die sociale 
Ordnung erschüttert. 

Denjenigen , die von Neuem versucht sein sollten ihre verwe- 
gene Hand nach dem Kirchengute auszustrecken, und die hierüber 
nach ihrer Willkür ohne Rücksicht auf die unverjährbaren Rechte 
der Kirche Gesetze schmieden zu können glauben, — diesen sei es 
gesagt, das die Verbrecher, welche mit bewaffneter Hand das Un- 
recht begehen, Ar die Gesellschaft unendlich weniger gefährlich sind, 
als die Sophisten, welche das Unrecht als gesetzlich decretiren: Mö- 
gen diese Wahrheit die Staatsmänner und die Gewalthaber wohl 
erwägen.« Dr. H. Tauschner. 

3. Begesta pontificum Romanorum inde ab a. post Christum natutn 
1098 ad a. 1304 edidit Augustus Potthast Huxariensis 
Westfalens. Opus ab academia lüerarum Berolinensi dupUci 
praemio omattm ejusque subsidiis liberalissime coneessis editum 
Fase. II. plagula 21 ad 40; Fase. III. plagula 41 ad 60. 
Fase. IV. plag. 61 ad 80. (pag. 161-640 m 4.) Bereiini. 
Rud. de Decker. 1873. 
Ueber den Plan des grossen Werkes vgl. Archiv Bd. 29. S. 196, 
über das erste Heft Bd. 30. S. 178. Die vorliegende zweite Lie- 
ferung und beinahe noch die ganze dritte (bis S. 467) registriren 
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weiter bis zum Ende die zahlreichen Erlasse Innocenz Hl. Darauf 
folgt die reiche Thätigkeit Honorius III. von 1216—1227. Auch 
hier kommen zuerst (S. 468) kurze biographische und Uterarische 
Notizen über denselben, die Angabe seiner Wahl und Consecration 
und darauf die Inhaltsangaben seiner Schreiben und Erlasse (am 
Schlüsse von Heft 3. S. ÜBO bis zum 14. Februar 1217 und das 
vierte Heft hindurch von da an weiter bis zum 8. Juli 1225). Die 
einzelnen Inhaltsangaben sind kurz und scharf gefesst und die Werke 
zum Nachschlagen der ganzen päpstlichen Erlasse immer im Ein- 
zelnen genau verzeichnet. Wir werden später auf den vielseitigen 
Inhalt zurückkommen. 

4. Geschichte der Päpste und der römischen Kirche in der Urzeit 
des Christentimms oder den ersten drei Jahrhunderten von Dr. 
K. Sehr ö dl, Dompropst zu Passau. Mainz, Fr. Kirchheim. 
1873. IV u. 393 S. 8. 

Eine gut geschriebene quellenmässige Darstellung der Regie- 
rung der ersten 33 Päpste. Insbesondere hat der Verfasser in die- 
ser Eirchengeschichte der ersten drei Jahrhunderte den innigen Zu- 
sammenhang zwischen der römischen und den übrigen Kirchen schon 
in der Urzeit klarer, als es sonst meistens geschehen, dargelegt und 
die Geschichte der speciell römischen Kirche eingehender be- 
handelt. 

5. Lehrbuch der Kirchengeschichte , für academische Vorlesungen 
und mm Selbststudium von Dr. Heinrich Bruch, Professor 
der Theologie am bischöflichen Seminar zu Mainz. Zweite Lie- 
ferung. Maine , Verlag von Franz Kirchheim. 1873. S. 257-^ 
544. 

Auch diese zweite Lieferung, welche das Mittelalter behandelt, 
verdient das Lob einer fasslichen übersichtlichen, zwischen dem Zu- 
viel und Zuwenig eines Lehrbuchs für den academischen Unterricht 
geschickt masshaltenden Darstellung. Eine von uns in der ersten 
Lieferung (vgl. Archiv Bd. 28. S. 192) vermisste Notiz über die 
sog. donatio Constantiniana wird bei Behandlung der pseudo-isido- 
rischen Decretalen (S. 272) nachgetragen, aber wir meinen sie sei 
zu kurz. Die dritte (Sjhluss)-Lieferung soll Anfang 1874 erscheinen. 

6. De canonica juris consuetudinarii praescriptione, dissertatio in- 
augur. (Berolinensis) quam . . .scripsitPelr. Carol. Kreutz- 
waldy JRhenan. Friburgi Brisigavorum> smU. Herder. 1873. 
TV et 92 pp. 8. 

Diese juristische Doctordissertation widerlegt mit grösster Gründ- 
lichkeit und einem grossen Aufwände von Gelehrsamkeit und Kennt- 
niss der älteren wie neueren canon istischen Literatur ausführlich die 
von Schütte , Kath. Kirchenr. Th. I. Giessen 1860. S. 222 ff. auf- 
gestellte Ansicht, dass das canon. Recht keine bestimmte Zeit der 
Anwendung eines Rechtssatzes im praktischen Rechtsleben, keine Ver- 
jährungszeit für die Feststellung eines Gewohnheitsrechts verlange. 
Schulte behauptete, die Stellen des canon. Rechts, die von einer 
con&netudo legitime praesoripta redeten, namentlich c. ult. x. de 
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consuet. bezögen sich auf die Ersitzung von Becbien , nicht auf die 
Anwendung von Rechtssätzen. Das Unrichtige dieser Meinung hat 
Dr. Kreutzwälä aufs Schlagendste und auf alle einschlägigen Stellen 
näher eingehend nachgewiesen. 

7. Die preussischen Kirchengesetze des Jahres 1873 , herausgege- 
ben mit Einleitung und Commentar von Dr. Paul Hinschius, 
ard. Professor des Kirchenrechts an der Universität Berlin. 
1. Lieferung. Berlin, Guttettiag. 96 S. gr. 8. 

Eine Erläuterung 1. des Gesetzes über kirchliche Straf- und 
Zuchtmittel vom 13. Mai (&. 1 — 36); 2. des Gesetzes über kirchL 
Diseiplin.-Gerichtsb. .und den königl. Gerichtshof vom 12. Mai (S. 
39—96). An den Abdruck der Gesetze schliessen sich längere ge- 
lehrte Rechtfertigungsversuche des Gesetzes. Dove's Zeitschrift für 
Kirchenrecht rühmt die Schrift als die erste wissenschaftliche Arbeit 
über die Maigesetze. Die zweite Lieferung soll die Gesetze über An- 
stellung der Geistlichen und den Austritt aus der Kirche behandeln. 

8. Die kirchenpolitischen Reformgesetze Preussens. Vom 11., 12., 
13. u. 14. Mai. 187 3. Aus den früheren Gesetzesbestimmungen, 
den amtlichen Motiven und den Landtag sv er handln» gen erläu- 
tert und ergänzt von M. v. Oelsfeld. Mit ausführlichem 
alphabetischem Sachregister. Breslau^ J. ü. Kern. 1873. 4 Bl. 
und 151 S. 8. (24 Sgr.) 

Ein Abdruck der angegebenen Gesetze nebst den »Motiven«. 

Die vorausgeschickte Einleitung und die zahlreichen Noten 
suchen den staatspolizeilichen Standpunkt der Gesetze zu vertei- 
digen und im Sinne ihrer alt- und neuprotestantischen Verfasser 
und Vertheidiger und der durch die Verf.-Urk. beseitigten landrechfc- 
lichen Bestimmungen zu erläutern. Auch die amtliche aber sehr un- 
genaue Uebersicht der Klerikalseminare und Convicte, sowie die 
Denkschrift des evangelischen Oberkirchenraths über die Entwürfe 
der betreffenden Gesetze und die Ausführungsbestimmungen des 
Justizministers vom 13. und 12. Juni sind abgedruckt. Die Gegen- 
bemerkungen von katholischer Seite, auch die der Bischöfe und der 
Abgeordneten sind nicht erwähnt. 

9. Handbuch der Pastoral, von Dr. Andreas Gassner, Prof. 
der Pastorat, Bedacteur des Salzburger Kirchenblatts, päpstl. 
EhrenJcämmerer u. s. w. Supplementband. Salzburg 1870. Titeh 
Vorrede und 260 S. nebst Generalregister von XCIV S. 8. 

Dieser Supplementband ging uns erst nachträglich zu. Er 
enthält Berichtigungen, Ergänzungen und ein alphabetisches General- 
register. Das ganze sehr reichhaltige und von 35 bischöflichen 
Ordinariaten empfohlene, auch von uns wiederholt als praktisch sehr 
brauchbar belobte Handbuch ist mit Hülfe des vorliegenden General- 
registers leicht zu benutzen. Das ganze beinahe 200 Druckbogen 
umfassende Werk kostet 12 1 /? Fl. Oe. W. in Banknoten oder 
92/3 Thlr. . 

10. Zwr Beform der kaihol. theol. Lehranstalten in Oestoreick. 
Eine Streitschrift von Dr. Anton Stära, Pfarrer au Klein- 
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Tajax, emerü. Professor der Theologie. Gras, 1873. U. Moser. 

46 S. 8. 
Der Anlass zu dieser Streitfrage über die kathol. -theologische 
Lehranstalten ist unseren Lesern bekannt (vergl. Archiv Bd. 29, 
S. 193 f., S.471f., Bd. 30, S. 183 f., S. 363 f.). Sie hat im Augen- 
blicke um so mehr eine praktische Bedeutung, als laut Zeitungs- 
nachrichten die Vorlage eines (von den Herrn Stiftspropst DöUinger 
zu Mönchen und Prof. Gneist zu Berlin, also von dem Vater der 
Neuprotestanten und einem als heftigen Feind der katholischen 
Kirche bekannten Logenführer approbirten) Gesetz-Entwurfes über 
die Vorbildung der Geistlichen in der gegenwärtigen österreichischen 
Reichstagssession vorgelegt werden soll. Domcapitular Dr. Ginzel, 
der in den gegenwärtig im österreichischen Ministerium herrschen- 
den Kreisen schon als Candidat für einen etwa zunächst vacant wer- 
denden Bischofssitz in Aussicht genommen sein soll, hat sich dem 
Verdicte der römischen Index-Congregation über seine anonymen 
»theologischen Studien in Oesterreich und ihre Reform« (Wien bei 
Gerold 1873) unterworfen. Die vorliegende gegen Dr. Ginzel und 
dessen Adjutanten in der von Dr. Th. Wiedemann herausgegebenen 
Allg. Literaturzeitung gerichtete »Streitschrift« enthält manche gute 
treffende Bemerkungen, wenn wir auch nicht jedes einzelne kritische 
Urtheil des Verfassers unterschreiben möchten. Möchte es den theo- 
logischen Facultäten in Oesterreich , wie auch Dr. Stära wünschte, 
gelingen, künftig ausgezeichnete Lehrer, wenn sie zu Domherrn be- 
fördert werden, als Lehrer zu behalten, und eine Verbesserung ihrer 
Dotationen und Pensionen zu erhalten, damit künftig nicht mehr 
die Uebernahme einer theologischen Professur in Oesterreich so oft 
blos als Mittel diene, bald Domherr und damit die Proiessur wieder 
los zu werden. 

11. Revue catholique des institutions et du droit, par une societe 
des jurisconstdtes. I. annee. Numero 10. 11. Grenoble. Baratier 
freres et Dardelet. (Paris. Durand et Pedone Lauriel. Rue 
Cujas 9). 1873. 

So lautet der Titel einer, nach den uns vorliegenden Heften 
vom Sept. und Oct. d. J. zu schliessen, gediegenen und reichhaltigen 
französischen juristischen Monatsschrift, welche in diesem Jahre von 
einer Gesellschaft katholischer Juristen gegründet ist. Das. Programm 
der Zeitschrift und die ersten acht Hefte sind uns nicht zugegangen. 
Im Sept.-Heft S. 495—504 findet sich ein guter Artikel von Dr. 
Andre Gairal, Adv. zu Lyon, über das kirchliche Bcgräbniss und 
das Cwilyesclz. Wir werden auch künftig die ins Kirchenrecht ein- 
schlagenden Artikel jener kathol. Monatsschrift im Archiv registriren. 

12. Omnium Concilii Vaticani quae ad doctrinam et diseiplinam 
pertinent documentorum collectio per Conradum Martin, 
episc. Paderborn. Editio altera. Paderborn. F. Schöningh. 1873. 
272 pp. 8. (1% TUr.) 

Eine authentische Ausgabe von Concilsacten, Worüber wir uns 
schon früher im Archiv Bd. 29. S. 404 kurz aussprachen, auf deren 
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Inhalt wir , sobald der Baum es erlaubt , in einer längeren Reihe 
von Artikeln verschiedener Verfasser zurückkommen. Die zweite 
Ausgabe unterscheidet sich von der ersten bezüglich der Seitenzahl 
blos in der Paginirung, indem jetzt die Vorrede von sechs Seiten 
und ein Titelblatt von pars I. durchlaufend in eine einzige Pagini- 
rung mit hineingenommen sind. Ausserdem sind die in der ersten 
Ausgabe S. 20 beim Abdruck der Constitution vom 18. Juli am 
Schlüsse nach ex sese ausgelassenen Worte non autem ex conseosn 
ecclesiae eingefugt. Bei einem neuen Abdruck wären sorgfältige 
Columuenüberschriften und auch eine Inhaltsangabe, wobei die par- 
tes, sectiones und deren Unterabtheilungen nach Nummern und Sei- 
tenzahl aufgeführt würden, wünschenswert!]. 

13. Brei Gewissensfragen über die Maigesetze. Beleuchtet von einem 
deutschen Theologen. Mainz, Franz KirchJwim. 1873. TitelbM 
u. 104 S. Jd. 8. 

Diese an der Hand der heiligen Schrift, der Kirchenväter, der 
Kirchengeschichte, kirchlicher Kechtsbestimmungen und der Schriften 
älterer und neuerer Moraltheologen, wie auch von naturrechtlichem 
Standpunkte hier von Seiten, eines bedeutenderen Theologen gründ- 
lich und treffend erörternden Fragen in Betreff der preuss. Maige- 
setze sind: 

1. Darf der Katholik den Mai-Gesetzen einen activen Wider- 
stand entgegensetzen? 

2. Darf er activ zu ihrer Ausfuhrung mitwirken ? 

3. Darf oder soll er, wofern er in die entsprechende btff. 
kontmt, dagegen passiven Widerstand leisten, und wie wird sich 
eventuell dieser Widerstand zu äussern haben? 

Mit der Beantwortung der ersten Frage beschäftigt sich der 
Verfasser S. 6—68. Das Endergebniss seiner Darlegungen darüber 
ist, (vgl. S. 65 ff.) dass wir nie und unter • keinen Umständen der 
öffentlichen Gewalt die Gewalt entgegenstellen, dass wir mithin auch 
den Maigesetzen einen activen Widerstand nicht entgegen setzen 
dürfen. Wir dürfen es nicht aus naturrechtlichen Gründen, wenn 
wir uns nicht auf das Princip der Volkssouveränität, sondern auf 
den Standpunkt des Eönigthums von Gottes Gnaden stellen. Am 
wenigsten dürfen wir der öffentlichen Gewalt einen activen Wider- 
stand leisten als Christen. Das ausdrückliche Gebot Jesu Christi, 
das erhabene Beispiel, das er uns während seines ganzen Lebens gab, 
insbesondere aber sein Verhalten bei seiner Gefangenschaft, in seinem 
Verhöre und in seinem Leiden, die klare Lehre und die Vorschriften 
der Apostel, das wunderbare Beispiel der Christen der ersten Jahr- 
hunderte, die beständige Lehre und Uebung der Kirche, von so vie- 
len gotterleuchteten heiligen Lehrern bekundet : alle diese uns so 
theueren und ehrwürdigen Stimmen vereinigen sich in dem einen 
Kufe: Non licet — ihr dürft nicht, und wenn man euch noch so 
sehr kränkte und bedrückte, und wenn man alle euere religiösen 
und kirchlichen Eechte mit Füssen träte, ihr dürft nicht; ihr dürft 
weder einzeln der Ausfahrung der Maigesetze euch gewaltthätifl 
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widersetzen, noch dürft ihr um der gegenwärtigen Bedrückung euerer 
Kirche willen auf irgend welche Machinationen, Complotte oder Ver- 
schwörungen euch einlassen, auf irgend welche Unternehmungen, 
welche den Sturz der staatlichen Ordnung mit ungesetzlichen Mitteln 
anstreben. 

So eifersüchtig die katholische Kirche immer über ihre eigene 
von Gott verliehene Freiheit und Selbstständigkeit gewacht und sie 
gegen die oft versuchten üebergriffe weltlicher Machthaber verthei- 
digt hat: so entschieden hat sie immer die Grundsätze und Doctri- 
nen des Umsturzes verurtheilt. Wirkliche, vom Geiste ihrer Kirche 
beseelte Katholiken haben aufständischen Erhebungen gegen die 
öffentlichen Gewalthaber, selbst nicht für den Fall eines argen Miss- 
brauchs ihrer Gewalt weder das Wort geredet, noch sich selbst je- 
mals daran betheiligt. (S. 39 ff.) Die Ersten, welche als Bekenner 
des christlichen Namens für ihre vermeinten religiösen Rechte die 
Waffen ergriffen, waren die Donatisten, welche unter dem Namen 
Circumcellionen so scheussliche Gewaltthaten verübten, dass sie nach 
dem Zeugnisse des heil. Augustinus selbst von den wildesten Bar- 
baren, die damals die schönsten Provinzen des Beiches verwüsteten, 
bierin nicht übertroffen worden sind. Von anderen häretischen Secten, 
welche unter dem Vorwande religiöser Bedrückung gegen ihre Kö- 
nige und Fürsten gewaltthätig aufgestanden und sogar förmliche 
Kriege geführt, nennt uns die Geschichte die späteren Manichäer 
(Paulicianer), die Wiklefiten, die Hussiten und Taboriten, dann die 
protestantischen Secten des sechzehnten Jahrhunderts, namentlich in 
Deutschland, Böhmen, Frankreich, Schottland, England und in den 
Niederlanden. Der Protestantismus schmeichelte den Fürsten, wenn 
sie mit ihm gingen und ihm ihre starke Hand liehen. Wo er aber 
die Wege nicht geebnet fand, ebnete er sie gewaltsam. Selbst aus 
der kirchlichen Revolution erzeugt, war nichts natürlicher, als dass 
er auch zu politischen Revolutionen hinführte, was selbst protestan- 
tische Männer, wie Stahl und Leo anerkannt haben. (In Betreff der 
historischen Details der durch den Protestantismus veranlassten Auf- 
stände verweist unser theologischer Verfasser auf Bossuefs berühmte 
Schrift: Histoire des variations des Iglises protestantes , besonders 
auf das zehnte Buch dieser Schrift, dagegen geht er S. 41 ff. auf 
die vielfachen Rechtfertigungsversuche näher ein, welche von Theo- 
logen und Wortführern des Protestantismus für die im Interesse des 
sog. neuen Evangeliums ins Werk gesetzten Aufstände vorgebracht 
worden sind.) 

Aus der historischen Thatsache, dass der active Widerstand 
gegen feindliche Staatsgesetze, die Complotte und Verschwörungen 
zum Umsturz der staatlichen Ordnung mit ungesetzlichen Mitteln, 
das Zurhülfe Rufen und die Bündnisse fremder Mächte und Herr- 
scher (eines Gustav Adolph u. s. w.), stets die Sache der von den 
Grundsätzen der katholischen Kirche abgefallenen und abweichenden 
Elemente ist, aus dieser durch die Geschichte bezeugten Thatsache 
erklärt es sich auch, wie man von liberaler und protestantischer 
Seite nicht zu begreifen vermag, dass die Katholiken gegenüber dem 
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digen nicht allein nicht, wenn sie zur Ausführung jener Gesetze 
nicht die Hand bieten, sondern sie würden sich versündigen, wenn 
sie diesen Gesetzen gehorchend die Rechte und Freiheiten der Kirche, 
zu deren Wahrung sie gesetzt sind, aus falscher Nachgiebigkeit und 
feiger Menschenrücksicht preisgeben würden. 

Die liberale kirchenfeindHcbe Presse schmäht zwar das Ver- 
halten der Bischöfe nnd Priester gegen die Maigesetze als revolu- 
tionäre Auflehnung; aber der passive Widerstand hat seinem Be- 
griffe nach mit der revolutionären Erhebung oder Auflehnung nichts 
zu schaffen. Er besteht einfach darin, dass man zur Ausführung 
von staatlichen Gesetzen und Verordnungen, die man für ungerecht 
hält, nicht seine Hand bietet, m. a. W. in einem Nichtgehorchen. 
Dieses Nichtgehorchen erstreckt sich aber nur auf die ungerechten 
Gesetze und Verordnungen und es bleibt im Uebrigen das Verhält- 
niss zur öffentlichen Gewalt ganz unberührt ; es wird der öffentlichen 
Gewalt weder der Gehorsam ganz aufgekündigt, noch wird gegen 
die bestehende Ordnung sonst etwas unternommen, was einer revo- 
lutionären Erhebung gleich oder verwandt wäre. Der passive Wi- 
derstand gegen die Gesetze schliesst freilich ein sonstiges actives 
Vorgehen keineswegs aus; im Gegentheile dürfen und sotten wir 
alle erlaubten und gerechten Mittel anwenden, um dahin zu wirken, 
dass diese Gesetze aufgehoben oder ausser Kraft gesetzt werden. 
Und welches werden diese Mittel sein? Als solche empfiehlt der 
Verfasser zum Schlüsse : . a) Die sorgfältige Bewahrung des Bandes 
der Einheit unter uns; b) ein enges und treues Anschliessen ao 
unsere Oberhirten, besonders an den obersten Hirten der Kirche, ffl 
den Stuhl Petri; c) das muthige und unerschrockene Bekenntniss 
unseres katholischen Glaubens und unserer katholischen Liebe durch 
Wort und durch That; d) die Hauptwaffe aber, die uns die heilige 
Beligion gegen unsere Unterdrücker an die Hand gibt, ist das un- 
erschütterliche Vertrauen auf Gott und das Gebet. Ausser diesen 
religiösen Mitteln, sollen wir aber auch die natürlichen Mittel an- 
wenden, die uns die Vernunft und unsere staatliche Verfassung an 
die Hand geben: die Unterstützung der katholischen Presse und 
der Gebrauch aller uns verfassungsmässig garantirten Rechte , des 
Wahlrechtes, des Petitionsrechtes und des Vereinigungsrechtes. 

So gewiss Gott, ohne dessen Willen kein Haar von unserem 
Haupte ifllt, diese uns so bedrückeqden Gesetze nur zu unserer 
Prüfung und Läuterung zugelassen hat, und so gewiss er sie, wenn 
sie seine höhere Bathschlüsse erfüllt haben, wie ein Gefäss des Tö- 
pfers zerbrechen und verwerfen wird, ebenso gewiss ist es, dass wir 
uns vor ihm selbst einer schweren Pflichtversäumniss schuldig ma- 
chen, wenn wir nicht alle erlaubten und gerechten Mittel anwenden, 
um die durch diese Gesetze in Ketten und Bande geschlagene Kirche 
zu befreien. 

Vering. 
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XV. 

Das Studium des Kirchenrechts in Rom, 

an einem Beispiele veranschaulicht von Dr. Joh. Schödrey. z. Z. in Born. 

Es möchte wohl die Leser des Archivs interessiren, zu erfahren, 
wie jetzt in Rom an der Universität »Sapienza,« deren theologische 
Facultät seit dem 20. September 1870, dem Tage der Occupation 
Rom's durch die Piemontesen, in das s. g. (Gebäude von St.) Apol- 
linare, verlegt ist, das Stndium des canonischen Rechts von den 
Studirenden betrieben wird. Im Folgenden geben wir eine Anschau- 
ung davon. > 

Für das canonische Recht sind in Rom an der Universität zwei 
Professoren angestellt 1 ). Dieselben tragen den Stoff nach der Rei- 
henfolge der Ueberschriften der einzelnen Titel des Corp. jur. canon. 
Vor. Jeder der beiden Professoren wählt sich für das laufende Jahr 
eines aus den fünf Büchern. Es versteht sich ganz von selbst, dass 
bei Behandlung der einzelnen Titel auch auf die grössere oder ge- 
ringere praktische Seite derselben Rücksicht genommen wird; es 
wird daher der eine Titel oft sehr kurz behandelt, der andere dagegen 
sehr ausführlich; auf das Conc. Trid., die Entscheidungen der Gongr. 
Conc. Trid. , sowie auf neuere päpstL Bullen , Breven u. s. w. wird 
natürlich Rücksicht genommen. 

Einen Monat nach Beginn der Collegien beginnt nun einer der 
Professoren an seine Zuhörer, die zu zwei Drittel aus Geistlichen, 
zu einem Drittel aus Laien — durchschnittlich aus etwa 50— 60 
Personen bestehen, — einzelne Gapitel aus dem bis dahin Behan- 
delten zu vert heilen, damit sie der Reihe nach vorgenommen werden. 
Etwa acht Tage nach Aufgabe beginnt der Erste. Dieser sowie 
alle übrigen arbeiten ihr Gapitel zu Hause schriftlich aus, natürlich 
viel ausführlicher als das Dictat oder der blos mündliche Tortrag 
des Lehrers den Stoff gegeben hatte. Natürlich! denn der Lehrer 
behandelt den ganzen ^Titel, der Studirende nur sein Gapitel. 

Zuerst nun liest er das Capitel und setzt dann die Veranlas- 
sung des Erlasses der päpstlichen Entscheidung, wie sie ja meistens 
in den Capiteln angegeben sind, (die sog. Specks) auseinander. 

An die Species reihen sich die Difficultäten , oder wie sie in 
Rom gewöhnlich genannt werden, die Kationes dubitandi an. Die 

1) Gegenwartig sind es die Professoren De Angelis und Santi; jeder 
docirt wöchentlich fünf Stünden (in lateinischer Sprache). 
Archiv für Kirchenrecht XXXI. 15 
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Auffindung solcher Difficultäten ist oft eine nicht leichte Aufgabe. 
Dieselben können so gefasst sein, dass sie sich entweder gegen das 
ganze Capitel (als Ganzes) wenden, oder gegen einzelne Verfügungen 
desselben. Es versteht sich von selbst, dass die Anzahl der vorzu- 
bringenden Difficultäten ganz allein dem Fleisse des Studirendon 
überlassen bleibt, meistens sind es mehr als drei. 

Sind die Difficultäten, die Bationes dubitändi vorgebracht, so 
folgt die Ratio decidendi, d. h. derjenige Theil, in welchem die 
Richtigkeit der päpstlichen Entscheidung (juristisch oder historisch) 
nachgewiesen wird. 

An die Ratio decidendi schliesst sich der wichtigste Tbeil der 
ganzen Arbeit an — er bildet zugleich den Scbluss: nämlich die 
Responsio rationum dubil#ndi y d. h. die Antwort und Widerlegung 
der vorgebrachten Diffkvltäten. Hier ist dem Studirenden ein gros- 
ser Spielraum gelassen: was ihm irgend zur Widerlegung der Dif- 
ficultäten dienlich scheint, bringt er in seiner Arbeit vor; auch die 
Bestimmungen des Corp. jur. civilis heranzuziehen, steht ihm frei, 
wenn die Materie es zulässt 

Das ist die Methode, wie in Born von Seiten der Studirenden das 
Specialstxx&mm des Kirchenrechtes vorschriftsmässig behandelt wird. 

Die Zeitdauer für das Specialstudium des canonischen Rechtes 
beträgt in Born drei Jahre. Am Schlüsse des ersten Jahres kann 
sich der Studirende um das Baccalaureat , am Schlüsse des zweiten 
Jahres um das Licentiat, am Schlüsse des dritten Jahres um das 
Doctorat bewerben ; nur Ausländer (Nicht-Italiener) können vom ersten 
Jahre dispensirt werden, nicht aber von einem der drei Examina; 
eine Dissertation oder Thesen werden bei keinem Examen verlangt. 

Wir gehen nun dazu über, dieselbe an einem Beispiele, an 
einem Capitel zu veranschaulichen. Wir bemerken nur noch, dass 
die zu bearbeitenden Capitel meistens aus den Decretalen Gre- 
gor s IX. , selten aus den übrigen Theilen des Corp. jur. can. ge- 
stellt werden. 

Wir wählen uns das zweite Capitel aus dem 7. Tit. 1. Buch: 
De auctorüate et usu pallii. 

Dasselbe lautet : 

(Jap. 2. »Ad hoc quia quaesitum est a nobis ex parte tua, 
utrum licet tibi pallium tuum Metropolitano alii commodare et in- 
fra. Inquisitioni tuae taliter respondemus, quod non videtur esse 
conveniens, ut pallium tuum alicui commodes, cum pallium personam 
non transeat sed quisque cum eo debeat (sicut tua novit discretio) 
sepeliri.c 
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S p e c i e s. 

Species hujus capitis -sie effofmari potest: 

Archiepiscopus quidam ex Romano Pontifice Coelestino IIT. 
quaesierat, utrum sibi liceat, se suum ipsius pallium alten archi- 
episcopo commodare? Coelestinus III. respondebat negative, dicens 
non esse conveniens, nt pallium proprium alteri conimodetur, cum 
pallium personam non transeat, sed quemque cum eo post mortem 
sepeliri debere. 

Haec Pontificis responsio duas habet partes: 1. enim vult, ne 
alias archiepiscopus alii pallium suum com mo Jet; 2. imperat, ut 
unusquisque archiepiscopus cum suo ipsius pallio post mortem se- 
peliatur. 

Contra hanc Coelestini III. decisionem sequentes proferri possunt. 

Rationes dubitandi: 

I. Contra primam decisionis partem objici potest: 

1. Si res pieimus dationem pallii ipsam inveniemns, archiepis- 
copo pallium dari in possessionem, inio vero in dominium ; cum porro 
omnes res quae in nostro dominio sunt, quaeque mobiles sunt, com- 
modari possunt, hinc injuste R. Pont, prohibuit, quonünus pallium 
qua res mobilis commodetur. Firmatur haec ratio dubitandi ex va- 
riis juris locis: Ex lege 3. §. ult. ff. docetur: »Non potest commo- 
dari id, quod usu consumitur, nisi forte ad pompam vel ostensionem 
quis aeeipiat.« 

Atqui pallium semel tantum commodatum usu non consumitur, 
imo vero servit in pompam et ostensionem in solemniis celebrandis, 
ergo sine dubio commodari potest. 

Praeter hunc locum exstat lex 8. h. t. ff. ubi dicitur: »Bei com- 
modatae et possessionem et proprietatem retinemus, et, ut in lege 9. 
h. t. ff. prosequitur; »nemo commodando rem facit ejus, cui commo- 
dat.« Quid igitur impedit, quominus unus Archiepiscopus suum pallium 
commodet alteri, praesertim cum proprietatem et dominium retineat? 

Quod igitur jure civili firmatur, non minus jure canonico cor- 
roboratur. 

Nam regula quinquagesima prima juris can. in VI. sie sonat: 
»Semel Deo dicatum non est ad usus humanos ulterius transferen- 
dam.« Atqui si unus Archiepiscopus alteri commodat suum pallium 
ad celebranda pontificalia, non transfertur ad usus humanos, sed in 
Bei Maximi eultum; ergo licebit ei commodare pallium suum. 

Supposito etiam, hanc regulam juris canon. non firmare nostram 
objeetionem, tarnen stabit. 

Nam regula valet, quod si jus canonicum nihil dicit de ma- 

15* 
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teriis, quae cum jure civili communes sunt, dispositiones juris civilis 
valent et pro jure canonico quoque vim et auctoritatem habent. At- 
qui jus civile aperte dicit, res mobiles non fungibiles licite commo- 
dari posse , pallium est res , quae una vice non persumitur , ergo 
etiam commodari potest. 

2. Ratio dubitandi ex hoc casu desumi potest. 

Sine dubio Archiepiscopus alterum Archiepiscopum ad cele- 
branda solemniter sacra mysteria in sua provincia invitare potest. 
Quodsi hie invitatus Archiepiscopus pallium suum forte secum por 
tare oblitus est, cur alteri non liceat, huic suum ipsius pallium 
amicaliter commodare? 

Secunda pars decisionis B. P. erat : haec : imperabat, ut unus- 
quisque Archiepiscopus cum suo proprio pallio post mortem sepeliretur. 

II. Contra hanc decisionis seeundam partem objici potest: 

1. Ex historia seimus, Beato Materno, episcopo Trevirensi in 
Germania missum fuisse pallium a Beato Petro; ex quo sequitur, 
jus portandi pallium hon tarn personae quam dignitati archiepisco- 
pali annexum esse ; ex inde illud quoque sequitur, quod pallium cum 
archiepiscopo mortuo sepeliri non debere, propterea quia dignitas 
archiepiscopalis perire non potest. 

2. Objici potest : Utriusque juris prineipium «st, neminem cum 
vestibus et ornamentis esse sepeliendum, quod probatur ex j. caesa- 
rea ex 1. si quis 14. §. non autem ff. de religiosis, lex servo 112. 
§. ult. ff. de legat. L, I. ult. §. mulier ff. de auro et argent legal, 
argumenta) legis »nee amplius« ff. ad legem Falcidiam. Jure canonico 
id constat ex c. nemo 39. de consecrat. distinet. 1. Concilio Antis- 
siod. can. 12. Non licet velo vel pallis corpora mortuorum involvi. 
Avern. can. 3.: Observanduin , ne pallis vel ministeriis divinis de- 
funetorum corpuscula obvolvantur. Bituricensis can. 13. Befert An- 
tonius August, in epitomis juris Pontificii libr. 17. tit. 3. facit 
Chrysostomus in homilia64. in Joannem: »Tu cum audieris, inquit 
hie Doctor, nondum Dominum resurrexisse, cessa, quaeso, ab insana 
funeris impensa quia sibi hoc superfluum vult et inutile dispendium, 
quod ipsis, qui faciunt, plurimum affert detrimenti, mortuis nuilam 
utilitatem vel damnum potius. S. Hieronymus in vita Pauli: Mor- 
tuos auratis obvolvimus vestibus ; cur ambitio inter lacrimas luctus- 
que non cessat: cadavera divitum, nisi in serico putrescere nesciuni* 
IUustrant Fornerius libr. 3. »rerum quotidian.c cap. 18. Julius La- 
vorus »variae lucubrationes« tit. 2. cap. 1. num. 11. Igitur non 
licet etiam Archiepiscopum cum pallio sepelire. 
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Rati* decidendi. 

Nihilominus„ decisio Romani Pontificis in Omnibus copstat et 
seqnenti modo defenditur. 

Pallium enim, de quo agitur, est personale ad instantiam et 
petitionem Archiepiscopo concessum, suffragantibijs ejus roeritis; 
sed quae personalia sunt, aliis commodari non possunt, c. privileg. 
de reg. jur. in 6.; igitur nee pallium tamquam personale alii com- 
modari potest. Accedit: Adeo pallium respicit personam Archiv 
episcopi, ut Metropolitanus illius ecclesiae, quod si ipse transfertur 
in aliam ecclesiam similiter archiepiscopalem, tenetur novum pallium 
a R. Pontifice petere nee primo concesso intuitu primae ecclesiae 
uti potest, cap. 4. de postulatione praelatornm, ubi in fine haec verba 
inveniuntur: »Et eundem Archiepiscopum , in quem omnes, quorum 
consensus in electione vel postulatione pastoris requiritur, licet di- 
versis temporibus convenerant, a vineulo, quo tenebantur, ColocenÄ. 
Ecclesiae absolventes, ad metropol im Strigoniae transferimus, et ei 
Hcentiam tribuimus transeundi: pallium ei ad nomen et usum ejus- 
dem ecclesiae transmissuri.« Igitur pallium Archiepiscopo conces- 
sum non potest commodari ipsi in aliam ecclesiam translato, minus 
valebit pallium Archiepiscopi alteri commodari : nee successor Archi- 
episcopi priore pallio uti potest, quia pallium non transit in succes- 
sorem , sed etiam is novum pallium petere debet , sicuti in glossa 
cap. 2. h. t. et in cap. Bonae et ratio est quia jus quidem pallii a 
Sede Apostolica concessum censeri non debet ut Privilegium reale, quia 
debetur dignitati Archiepiscopali eique adhaeret ideoque etiam ad 
quemlibet successorem non transit; ipsa tarnen concessio pallii fit 
personae cum restrictione ad certum locum i. e. ad ecclesias certae 
provinciae, ita ut baec persona usum ejus alteri concedere nequeat, 
sed illud personam inseparabiliter sequatur et cum »persona extin- 
guatur ; pallium ergo considerandum est veluti Privilegium personale, 
quod personam non transit; personalia autem aliis commodari ne- 
queunt, eodem modo ut persona ipsa commodari non potest, ut do- 
cetur in lege »quia tale« ff. et in cap. »Privilegium de regulis juris 
in 6., recte ergo pallium aliis commodari non posse, in prima parte 
a Pontifice decisum fuit. 

Nunc seeundatn partem ejus decisionis probamus: i. e. pallium 
cum Archiepiscopo debet sepeliri. 

Hoc 8equitur I. quod neque ejus successorf nee alii commodari 
possit, deinde IL quia est sepeliendus cum insigniis dignitatis 
snae, quibus in vita decorabatur, ut probatur ex actis Petri Marty- 
ris Patriarchae Alexandrini, relatis a Baronio tomo tertio ad annum 
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310; ibi legitur: »Indutnm vegtibus sacerdotalibus albi coloris, co- 
lobio et omophorio, triumphali pompa ad coemeterium detuleruntc 
Ex Eutychiani Pontificis decreto libr. 2. de B. Pontifiee legitur: 
»Ut quemcq. fidelium sepeliret, sine dalmatica aut colobio pnrpnrato 
nulla ratione sepeliret.« Quid autem in bis aüctoritatibus per co- 
lobium et dalmaticam intelligitur, exponitnr multis locis, scilicet veste 
humerali, i. e. pallio et aliis similibus. Si agitur de sepultura 
Archiepiscopi translati, talis Archiepiscopus etiam cum priore pallio 
8epeliri debet; ratio est, quia ejus pallium prius in jure ab eo die, 
quo priori ecclesiae cessit, sepultum intelligitur ; neque vero remane- 
bat in ecclesia, ad quam prius tamquam Archiepiscopus promotus erat; 
sed translatus illud debebat secum ferre, licet eo amplius uti non 
posset et quidem sepelitur cum eo, ita ut pallium postremo accep- 
tura priori superponatur vel, quod magis congmum videtuF, mortuus 
Archiepiscopus pallio posterius accepto induatur, altem m vero cor- 
pori et csipiti ejus jsubjiciatur, — auctore Innocentio IV. in cora- 
mentario ad cap. 2. h. t. et Abbate ibid. n. 7. Arcbiepiscopum 
ergo' cum pallio suo etiam sepeliendum esse, in secunda quoqne 
parte a Pontifiee Romano recte decisum fuit. — Ideoque in omnibus 
constat decisio Coelestini III. 

Nunc 

Responsio rationum dubitandi. 

Prima difficultaß opposita erat contra primam partem decisio- 
ni8 Bomani Pontificis et sie sonabat: Vide p. 227. I, 1. 

Nego prineipium antecedens in sua generalitate, sc. quod om- 
nes res, quae in nostro dominio sunt, quaeque mobiles sunt, com- 
modari possunt; sed distinguo omnes res mobiles 1. in res mobiles 
non personales et 2. in res mobiles personales; concedo quoad 
primum ; nego quoad seeundum ; nam invocatnm prineipium locnm 
non habet in rebus , quae sunt res personales ; pallium vero est res 
personalissima , sicut supra in ratione decidendi probavimus, ergo 
nee pallium alii commodari potest. 

Nunc ad evellendam seeundum difficuUaiem primae partis. 

Dictum erat ibi, Archiepiscopum aliura arcbiepiscopum ad ce- 
lebrandum in propria dioecesi invitare posse sicuti traditum esset 
in canone »episcopi« trigesirao oetavo causa septima quaestione prima; 
per quandam ergo consequentiam ei etiam pallium snum commodare 
potest. 

Quoad primum, — concedo sc. quod unus Archiepiscopus alium 
archiepiscopum invitare possit, ut in sua provincia salemniter sacri- 
ficium offer at, — sed nego consequens; nam primo prohibitus est I 
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archiepiscopo usus proprii pallii extra ecclesias suae provinciae sicut 
probatur cap. primura b. t., ubi legimus hanc decisionem Clementis 
tertii : »Intelligendum est, quod intra quamlibet ecclesiam provinciae 
tibi coramissam (sc. pallium tuum uti posse). Si vero te sacris in- 
dutum vestibus ecclesiam processionaliter vel alio modo exire con- 
tigerit, tone pallio minime uti debes.« Et iterum Abbas in cit. 
cap. 2. n. 3. h. t., ubi in forma traditionis pallii haec verba continen- 
tur, videlicet: »Tradimus tibi pallium, uteoinfra ecclesiam tuam utaris« 
et seeundo solus Romanas Pontifex in omnibus missaram solemniis 
8emper et ubique pallio utitnr, ut habetur in cap. quarto »ad hono- 
reme h, t, ubi haec ratio brevis sed concinna additur: »Archiepis- 
copi vocati sunt in partent sollicitudinis , Romanus vero Pontifex in 
plenitudinem potestatis.« Ergo ceteri archiepiscopi certis tantum 
locis et diebus prout eorum jurisdictio secum portat, pallio uti pos- 
sunt, et si talibus diebus celebrant sine pontificalibus , possunt id 
facere sine pallio, ut colligitur ex eodem cap. quarto »ad honorem« 
et ex glossa hujus capitis et ex canone »pallium« sexto distinetionis X. 
Ergo nee Archiepiscopus invitatus extra provinciam cum pallio alieno 
celebrare debet vel potest. 

Dubitatum est, an si Archiepiscopus amittat pallium suum a Pon- 
tifice aeeeptum vel casu igne comburatur, poterit in aliena provincia 
iila archiepiscopo pro hac vice conducere pallium ejus neenon ? Respou- 
dendum est sine dubio negative. Alia quidem sonat illa quaestio, 
utrum si Archiepiscopus pallium suum a Pontifice aeeeptum vel casu 
igne comburatur poterit sine illo munera pontificalia exercere? Au- 
etore Acugna ducente hie affirmative respondere debere credendum 
est, praesertim si occasio est solemnis quae differri non poterit. 

Sed quamquam ordinarie loquendo Archiepiscopus extra suam 
provinciam pallio suo uti non potest, tarnen adesse poterit speciale 
Privilegium, a Sede Apostolica . indultum , quo ei etiam extra pro- 
vinciam pallio suo uti licebit. In connexu hujus privilegii quaesi- 
tum erat, an hoc Privilegium etiam ad successores transeat ; et qui- 
dem dicendunr est : si Privilegium conceditur personae Archiepiscopi 
von transire , secus vero si conceditur ecclesiae et fit reale, quia 
transit ad successores nisi sit revocatum. 

Dubium potest esse in his terminis quomodo cognoscatur: an 
Privilegium concessum sit personae et sit personale vel an conces- 
sum sit ecclesiae et sit reale? Hoc in dubio inspicienda sunt verba 
privilegii ; si enim illa dirigantur ad personam Archiepiscopi — per- 
sonale est Privilegium; si ad Archiepiscopum et ecclesiam, tunc di- 
citur reale, non enim potest melius dignosci, cui concedatur privi- 
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legium, quam per inspectionem verborum, si ad rem vel ad perso- 
nam dirigantur. 

Concludamus ergo haue refotationem . seeundae difficultatis pri- 
mae partis et dieimus negando, unum Archiepiscopum alten in ex- 
tranea proviacia commodare passe, 

Aggrediamur Solutionen* primatn difficuUatem seeundae partis 
decisionis Römani Pontificis, in qua adversus mandatum Coelestini 
tertii prolatum erat exemplura ex bistoria sumtum, seil illud factum, 
quo Beato Materno episcopo Trevirensi neenon Coloniensi in Ger- 
mania missum fuit palliura a Beato Petro, ejus, ut existimatur, prae- 
ceptore; ex quo secutum erat, jus portandi pallium non tarn pereo- 
nae quam dignitati arcbiepiscopali anufcxum fuisse; ex quo porro 
secutum erat, quod pallium cum archiepiscopo mortuo sepeliri non 
debere, quia dignitas archiepiscopalis perire nou possit: 

Ad resolvendam banc difficultatem respondeo sequenti modo. 

Goncedo prineipium antecedens ex casu allegato, nego ex eo 
ffeetam consequentiam ad nostram quaestionem; non enim in alle- 
gato casu dicitur, Beatum Maternum praesulem Trevirensem trän- 
stulisse successoribus suis ipsum materiale pallium a S. Sede ac- 
ceptura, sed tantum dicitur, eum jus illud a Bomano Pontifice in- 
tuitu Ecclesiae petendi ad successores suos transtulisse et ratio est, 
quia intuitu ecclesiae i. e. etiam omnium successoruro jus pallii pe- 
tendi a Born. Pontif. Beato Materno praesuli Trevirensi concessnm 
fait; pallii vero materialis possessionem a successore eujuseq« Archi- 
episcopi semper de novo veluti Privilegium personale a Sede Apo- 
stolicae petendam esse ex ratione decidendi seimus; neque ergo prin- 
eipium ex casu citato deduetum obstat, quominus Archiepiscopus cum 
pallio suo sepeliatur. 

Cum bis rationibus consentit etiam, quod historiographus Bu- 
pertus in opere : »de divinis offieiis« libro seeundo dicit ; ibi inveni- 
rnus hunc locum: »Trevirensi autem ecclesiae Maternus a B. Petro 
Apostolo nrissus hereditatem pallii suis successoribus dereliquiic Ex 
quibu8 depromitur, pallium a defuneto in successorem transire, igitm 
quia non est personale, nee cum eo Archiepiscopus est sepeliendn*. 
Attamen pro ejus auetoritatis expositione dicendum est, Maternum 
praesulem Trevirensem non ipsum pallium a Sede Apostolica aeeep- 
tum ad successores transtulisse, sed potius jus deferendi illud ut jam 
dictum est ; nam cum B. Pontifex buic eximio diseipulo Beati Petri 
ut Trevirensi episcopo illud concessisset, tamquam respectu praeemi- 
nentiae hujus ecclesiae teutonicae concessum jus deferendi ex illa con- 
cessione successoribus competit 
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Iterum ex historia ab Optato Milevitano de schismate Dona- 
tistarum scripta libro I. cp. 23. constat Beatum Maternum ftiisse 
tantum episcopum, non vero archiepiscopum. Quaeri igitur potest, 
utrum pallium etiam episcopis lieeat? 

Et revera, quamvis pallium sacrum insigne sit, quod solis de 
jure competit archiepiscopis, attamen ex summi pontificis privüegio 
nonnnlli, qui et re et nomine simplices episcopi sunt, consueverunt 
pallio condecorari. Synagrio Angustodnnensi episcopo ejnsqne succes- 
soribus ad petitionem Brunehildis Reginae, Pallii honorem delatum 
a S. Gregorio Magno diseimus ex ejusdem Gregorii epistola cente- 
sima undeeima, libri noni, indictionis seeundae. Pbrro auetor 
rita Theodorici episcopi Metensis speciales proseqnens praerogativas 
Meten8inm episcoporum ait: »Walo etiam vir magnae in Christo 
reverentiae pallii nsum meruit, decreto Joannis papali ; Joannis scili- 
cet octavi, cujus litterae, quibus hoc Privilegium contulit Walloni 
anno octingentesimo septuagesimo oetavo, leguntur tomo sexto partis 
primae in Collectione Harduini. (pag. 121.) Item pallium aeeepisse 
ante et post Wallonem plures episcopos Metenses, licet Archiepisco- 
pali jure non potirentnr, constat ex Oallia christiana veteris editionis 
tomo 3 (pag. 711 et duabus sequentibus).« Inter episcopos Minden- 
ses quendam Hercurbertum fuisse pallio cohonestatum , narratur in 
Chronicone Mindensi Auctoris anonymi tom. I. Scriptorem rerum 
Germanicarum ; Meibomii junioris pag. 552, ubi hos insuper antiquis- 
simos rythmos adducit; 

Naiu hie Praesul honoratur 

Mindensis qui vocitatur 
Dignitate Pallii. 

Quod bene Bationale 

Nam trini Episcopi 

Tantum isto decorantur 

Per quem recte venerantur 

Locus, Gens et Clerici. 
Alexandrum II. Pallii honorem contulisse episcopo Halber- 
stadxensi ob concordiam inter imperatorem Henricam III. et eundem 
Alexandrum promotam testatur Bucchardus in Chronicone Halber- 
stadiensi apud Leibnitzium tomo II. Scriptores Bruoswicenses (pag. 
126). Et ne plura a nostra aetate remota perquiramus exempla, 
Pallii praerogativa etiam hodie gaudent episcopus Quinqueecclesien- 
si8, de quo in cap. »Cum in juventutec de praesumtione; episcopi 
Ostiensis, Bambergensis, Papiensis et paucis antea annis, cum non- 
dum Archiepiscopi honorem erat consecutus pallio utebatur episcopus 
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Lucensis in Fraucia. Clemens Xu. ob praeclara episeopi Massiliensis 
in ecclesiam merita, personale Privilegium eidem concessit gestandi 
pallium, qnousque viveret idemqne Pontifez perpetuum pallii honorem 
detulit episcopis Aretinis. — Una porro cum pallio interdnm aeeessit. 
episcopis praerogativa sedendi statim post Metropolilannm supra 
reliquoa snae provinciae episcopos. 

Quaeri hie potest, utrum patriarchis et archiepiscopis in par- 
tibus infidelium liceat, pallium portare? 

Benedictns XIV. in suo opere laudabili »de Synodo dioecesanac 
libro II. capite VI. häne quaestionem negative solvit dioens: »Pallii 
honore non fruantur patriarchae et Axcbiepiscopi in partibus« et deinde 
pro8equitur laudatus B. Pontifex sequenti modo: »Latini titulares 
Patriarchae Constantinopolitanus, Alexandrinus, Antiochenus et Hie- 
rosolymitanus quemadmodum et A rchiepiscopi »in partibus« pallii 
honore non fruuntur: usus enim pallii propriae cujusque provinciae 
finibus circumscribitur, ut constat ex toto titulo nostro de auetoritate 
et usu pallii ; bi autem omnes extra provinciam suam commorantur. 
Sane pervolutis diariis remm consistorialium usum tanturamodo of- 
fendimus exemplum concessionis pallii, quo praefatos quatuor patri- 
archas decoravit Clemens X. Pontifex in Consistorio secreto, babito 
die vigesima mensis Aprilis anno millesimo sexcentesimo septuage- 
simo primo. Verum ea censenda est pecnliaris gratia praefatorum tunc 
existentium patriarcharum personis tributa. Et quidem exemplum ü- 
lud minime secuti sunt successores PontifiCfes, quibus satis füit patri- 
archis et archiepiscopis in partibus designatis et consecratis indplgere, 
ut absque honore pallii patriarchae et Archiepiscopi appellari eoque 
titulo uti possent, non obstante contraria sanetione Innocentii III- 
Pontificis in cap. »nisi specialis € de auetoritate et usu pallii.« 

Usque adhuc de duabus partibus primae rationis dubitandi, sc. 
utrum liceat, pallium tamquam res mobilis commodari, neenon utrum 
liceat pallium commodare tantum in eo casu, quo unus archiepisco- 
pus ab altero ad celebranda solemnia sacrificia invitatus in alienam 
provinciam perexit. 

Cum igitur hoc refutaverimus , atque quaestiones de episcopis, 
patriarchis et archiepiscopis in partibus infidelium resolverimus, resiat 
nunc responsio ad illam rationem dubitandi qua dictum erat: ex 
multis canonibus et legibus civilibus constare, esse prohibitum, qno- 
minus aliquis cum vestibus, et ornamentis sepeliatur, vel mortuus 
pallio et divinis ministeriis obvolatum in sepulchro condatur. 

Ad hanc dubitandi rationem nostra responsio breviB est, sei licet: 

Pro horum canonum expositione primo observandum est, pal- 
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lium seu pallam, in Ulis canonibus appellari vestem illam Altaris, 
quam nos appellamus Gorporales, quae ponitur super Arara ad sa- 
crificium Missae celebrandum et quasi imaginem sustinet mundae 
illius syndonis, qua Christi corpus ad sepulturam involutum novimus 
ex Joannis cap. 19., de qua ab Eusebio et a Silvestro I. in epilogo 
Bomanae synodi statutum legimus, ne Altaris seu Dominici Corporis 
consecratio in panno serico aut tincto fieret, sed in paüa linea pu- 
raque, ad similitudinem mundae illius syndonis sive lintei. 

Secunäo observandum est, olim, sicut hodie, in usu fuisse de* 
functos vestibus propriae dignitati congruentibus et insigniis pro- 
priis sepeliri. In antiquis enim disciplinis relatum est, quae quis- 
que ornamenta consecutus est, ut ea mortuum condecorarent. 
Ita apud. Romanos efferri Magistrates toga praetexta, Censores pur- 
purea , Triumphales palmata solebant ; similiter et * Caesares cum 
diademate et purpura, aliisque Imperii et triumphorum insigniis fu- 
nerantur. Sed cum religionis praetextu non solum Martyrum et ec- 
clesiae rainistrorum corpora cum dalmaticis, pallis et aliis vestibus 
sepelirentur verum etiam laicorum cadavera vestibus sacris et pallis 
involuta aliqui sepelire praesumerent, variis ecclesiae canonibus pro- 
hibitum fuit, ne defunctorum cadavera pallio et aliis sacris vestibus 
obvolverentur ad sepulturam etiamsi sacerdotes essent. Non tarnen 
iliis seu aliis ecclesiae canonibus prohibentur Archiepiscopi et alii 
ecclesiae ministri vestibus propriae dignitatis involuti sepeliri. Facit 
Concilium Bomanum seeundum sub Gregorio I. canone quarto; ibi: 
»Sicut indignos nos pro Beati Petri Apostoli reverentia mens fide- 
lium veneratur, ita nostram infirmitatem debet semetipsa semper 
agnöscere et impensae sibi venerationis onera declinare. Ex amore 
quippe fidelium hujus Sedis Bectoribus mos ultra meritum erupit, 
ut cum eorum corpora humana deferuntur, dalmaticis contegant 
easdem dalmaticas pro sanetitatis reverentia sibimet partiendas po- 
pulus scindat et cum adsint multa in sacris corporibus Apostolo 
rum Martyrumque velamina, a peccatorum corpore sumitur, quod 
pro magna reverentia servatur : de qua re praesenti decreto consütuo, 
ut feretrum, quo Bomani Pontificis corpus ad sepeliendum ducitur, 
nullo tegmine veletur.« 

Ex his igitur verbis constat, solum prohibitura fuisse, quo- 
minus religionis praetextu laicorum cadavera pallio obvolverentur 
non autem Archiepiscopi mortui. Ergo nee haec dubitandi ratio 
valet quidquam, ergo Archiepiscopus cum suo proprio pallio vel pal- 
liis sepelire licet et debet. 

Stat ergo in Omnibus ^ecisio Bomani Pontificis et in omnibus 
optime defendi potest, primo ne alius archiepiscopus alii pallium 
suum commodet, seeundo ut unusquisque archiepiscopus cum suo 
ipsius pallio post mortem sepeliatur. 
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XVI. 

lieber die Rechtsparömie : „Quod non capit Christus, raprt 

fiscus," 

von Obercaplan OUronowaki zu Oppeln. 

• 

I. Dieser Aasspruch ist eine Rechtsparömie und lautet in den 
Quellen des . canonischen Rechte also : Hoc tollit fiscus , quod non 
capit Christus. Nach Böhmer — cfr. index verborum im II. Theile 
seiner Ausgabe des corpus juris canonici — findet sich sab verbo 
> fiscus* eine etwas abweichende und zugleich sinnstörende Version, 
nämlich die: fiscus capit, quod non capit Christus. In den Quellen 
des canonischen Rechts ist dieses Spruch wort im Decretum Graham 
canon 8. c. 16. qu. 7. verzeichnet. Daselbst heisst es: »Majores 
nostri ideo copiis omnibus abundabant, quod Deo decimafe dabant et 
Caesari censum reddebant. Modo autem disversit devotio Dei, ac- 
cessit indictio fisci. Noluimus partiri cum Deo decimas: modo au- 
tem totuin tollitur: Hoc tollit fiscus, quod non capit Christus.« 

Verwandte Auslassungen finden wir bei Gregor von Tours anno 
543 in seiner historia ecclesiastica Francorura lib. VI. cap. 36,. wo- 
rin er klagt, dass Chilperich testamentarische Zuwendungen an die 
Kirche und an kirchliche Institute, die ein Patrimonium Jesu Christi 
seien, zum Besten des Fiscus für ungiltig erklärt habe. Gregor 
kann das Spruchwort gekannt haben. 

Die Lehrbücher des Kirchenrechts fuhren bei der Abhandlung 
über das Zehntrecht neben anderen gerade diese Stelle zum Beweise 
dafür an, dass schon im 4. und 5. saecul. der Eifer erkaltet gewe- 
sen sei, durch freiwillige Gaben für den Unterhalt der Geistlichen 
und für die Pflege der Armen zu sorgen. Birnbaum stellt in sei- 
ner Schrift: »Die rechtliche Natur des Zehnten,* Bonn 1831 pag. 
33 u. 73 direct die Ansicht auf, der hl. Augustinus — dem die 
Autorschaft unseres Sprächworts im Decretum Gratiani und so auch 
yon Birnbaum und fast allgemein von allen Canonisten zugeschrieben 
wird — hätte darin auf das Schicksal der Juden hinweisen wollen. 
Nach ihrer Erhebung gegen die römische Herrschaft wäre das ganze 
Land eingezogen und für Staatseigentum erklärt worden, mit der 
Verpflichtung, ausser der Grundsteuer auch den Zehnten nunmehr 
an den Fiscus zu entrichten , den sie früher den Leviten gegeben 
hätten. 
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In der ennaratio mm <!* 146. f* n & ic ^ J ene Stelle des hl. Au- 
gustinus 1 ), auf die allein Alles ankommen soll. Sie lautet: Si non 
habet rempublicam suam Christus, non habet fiseum suurn. Der 
Kirchenvater gebraucht jedoch das Wort fiscus nicht in seiner juri- 
stischen Bedeutung, sondern in seiner ursprünglichen öconomischen, 
in der es einen Korb zum Einsammeln der Früchte bedeutet. Da- 
her sagt er fiscus Saccus est, unde et fiscellae et fiscinae, dicuntur. 
Die Auffassung Birnbaum's erscheint mir als eine Hypothese , denn 
Augustinus berichtet nichts davon, dass der römische Staat den 
Zehnten an sich genommen. Gleichwohl ebnet uns diese Hypothese 
den Weg zum Verständnis dessen, wie aus dieser augustinischen 
Stelle die Rechtsparömie entstanden sein konnte. Si non habet etc. 
heisst: Wenn Christus nicht das Gemeinwesen besitzt alö eigen, so 
hat er nicht seinen Fiscus oder, wenn die christlichen Ideen nicht 
ein Gemeingut geworden sind, so bleibt die Kirchencasse leer. Das 
canonische Spruch wort sagt aber: hoc tollit fiscus, quod non capit 
Christus, d. h. das nimmt der Fiscus, was Christus nicht empfängt. 

Während in der ersten Sentenz Christus und Fiscus in einem 
freundschaftlichen correlativen Verhältnisse zu einander stehen, sind 
sie in der zweiten adversatio. Ist trotzdem nach Annahme der mei- 
sten Canonisten diese Bechtsparömie auf Augustinus zurückzufuhren, 
dann hat Birnbaum ganz logisch eine Katastrophe voraussehen kön- 
nen, iu welcher sich bei diesem vorliegenden Fälle der, um so 
zu . sagen , geistliche Fiscus von dem Aerar des Staates trennen 
musste. Dies konnte zur Zeit der Besitzergreifung des jüdischen 
Staates durch die Körner zum ersten Male geschehen sein, zumal 
wir bei Sueton von einem fiscus Judaicus* als Abgabe an den rö- 
mischen Staat lesen. 

Nach dem Vorstehenden ist also beim hl. Augustinus nicht 
schon unsere Stelle selbst, sondern nur eine Veranlassung dazu ent- 
halten. 

II. Was ist aber der Sinn der Sentenz: Hoc tollit fiscue, quod 
non capit Christus? Der Unterschied zwischen tollere und capere 
ist bekannt. Aus der historischen Auseinandersetzung ist der frühere 

1) Er fordert auf zum Almosengeben und ffihrt fort : Nunquam hoc fade- 
tu, niii aliquid de rebus vestris sepositum habueritis, quod cuique placet pro 
neceasitate familiaris suae, tamquam debitum quasi flsco reddendum. Si non 
habet rempublicam suam Christus, non habet fiseum suum. Fiscus 
enim scitis, quid sit? Fiscus enira Saccus est, unde et fiscellae et fiscinae di- 
cuutur. Ne patetis, quia aliquis draco est fiscus, quia cum timore auditur ex- 
actoa fiaci. Fiscus Saccus est publicus. Ipsum habebat Dominus hie in terra, 
qoando loculo8 habebat et ipei loculi Judae erant commissi etc. 
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und der gegenwärtige Begriff von fiscus ebenfalls bekannt. Es bleibt 
die Frage übrig, was hier Christas bedeutet. In der Zeit bis zum 
zwölften Jahrhundert bestand für den Unterhalt der Armen und des 
Klerus eine eigene Gemeindecasse , welche vom Ertrage freiwilliger 
Colleeten gebildet wurde. (Vgl. Ratzinger, Geschichte der kirchlichen 
Armenpflege. Gekrönte Preisschrift. Freiburg 1868, pag. 25). Der 
hl. Paulus setzt den Bestand dieser Casse voraus. I Tim. 5, 16. 17. 

Der Bischof hatte für alle Bedürftigen zu sorgen : für Wittwen 
und Waisen, für Greise und für alle arbeitsunfähigen Armen, be- 
sonders aber für diejenigen, welche dem Altare dienten. T Cor. 9, 7. 

Batzinger resummirt in einer überaus anziehenden und fesseln- 
den Weise den folgenden, damals geltenden Grundsatz : »der Reiche 
schuldet dem Armen nichts, sondern Gott, der ihm die Verwaltung 
jmßL gerechte Vertheilung seines Besitzes übertragene 

In Folge dessen wurde das Kirchenvermögen, welches aus die- 
sen freiwilligen Gaben entstanden war, Patrimonium Christi genannt 
und diejenigen, welche aus diesem Kirchenfiscus ihren Unterhalt 
bezogen, erhielten den Namen pauperes Christi, cfr. Ratsringer, 1. c. 
§. 8. In demselben Sinne sagt Augustinus in seinem Buche de vir- 
tutibus et vitÜ8 cap. 17. das Folgende : In conviviis tuis pauperes 
vescantur et Christus in Ulis, 

Aus diesen Stellen und aus der Geschichte unseres Rechjp- 
sprüchwortes geht hervor, dass unter Christus die Kirchenfonds zu 
verstehen sind, welche zur Verwendung an die Armen und zum Un- 
terhalt des kirchlichen Organismus bestimmt waren. 

Dieser selben Ansicht oder Ueberzeugung begegnen wir bei 
Roth in seiner Abhandlung über das Beneficial- Wesen und Ideen 
über Feudalität und Unterthanenverband. 

Der Sinn des Sprüchworts wäre demgemäss folgender: 

»Fiscalische Beamte entzogen der Kirche, was ihr und den 

»Armen in Gaben und Geschenken, in Legaten und Testa- 
menten vermacht wurde, so dass Fiscus wegnahm, was Chri- 

»stus empfangen sollte.« 

Solchen fiscalischen Entziehungen begegnen wir bereits unmit- 
telbar nach Con8tanün dem Grossen, in einer Zeit, wo die politische 
Ordnung nicht gefestigt war, ganz besonders aber im 6. saecul. in 
der Zeit der Barbarei der merovingischen Könige und Chilperich 
und seiner Frau Kunigunde, Pipin und Karlmann. Die quelleo- 
mässige Darstellung bei Roth, Geschichte des Beneficial- Wesens 
pag. 268 etc. entwickelt uns ein entsetzlich trauriges Bild über jene 
Verhältnisse. »Männer aus der Umgebung des Hofes, Günstlinge 
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hohe Beamte und Adelige dringen jetzt ein und vergessen die Kirche.« 
So Rateinger, 1. c. II. Th. I. Absch. Testamentarische Zuwendungen 
und Legate werden einfach eingezogen. In diese Zeit fällt das Le- 
hen des berühmten Qregor von Tours und jene Anklänge an die 
Bechteparömie, dass das pratrimonium Jesu vom Fiscus an sich ge- 
nommen werde. 

Im 9. und 10. saecuL finden sich gleichfalls ähnliche Senten- 
zen gegenüber den Rechtsansprüchen der Landesherren, den Nach- 
lass der Bischöfe dem Fiscus zu vindiciren und das Erbfolgerecht 
in die Hinterlassenschaft der Kleriker auszuschliessen. Hier be- 
gegnete mir zum ersten Male die Begründung dieses Verfahrens 
durch die Worte: propter necessitatem reipublicae. (Vgl. Bateinger 
a. a. 0.) . 



■ 
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XVII. 

Beitrag zur Beurtheilung der Frage: sind die FaHibilisten, 

.auch Altkatholiken genannt, nach den preuss. Gesetzen noch 

als Mitglieder der katholischen Kirche zu betrachten? 

Ton Johannes Ulpianus Lalcus. 

So viel ist sicher« es gibt nur eine katholische Kirche. Es ist 
dies sicher, sowohl nach dem Glaubensbekenntniss derselben, wie 
nach dem allgem. Landrechte. Nach dem Glaubensbekenntniss, denn 
darin heisst es: »Ich glaube eine heilige katholische Kirche. c Es 
muss dies auch so sein. Denn nur eine Kirche hat Christus, der 
Herr, gestiftet, und die katholische Kirche nimmt das ausschliess- 
liche Recht in Anspruch, diese darzustellen. Ob nun die Fallibi- 
listen oder die Infallibilisten , diejenigen, welche das Vaticanische 
Goncil verwerfen, oder ihm folgen, jene von Christus gestiftete Kirche 
darstellen, das ist die Frage. 

Von kirchlichem Standpunkte kann die Beantwortung keinem 
Zweifel unterliegen. Man braucht nur darauf hinzusehen, wo ist 
das glaubensgehorsame, wo das Negations-Princip, das sich nach der 
Bibel auch schon bei Adam im Paradiese unter dem Apfelbaume 
geltend machte, aber zu seinem Verderben, und zu dessen Beseitig- 
ung Christus erschien, und seine Kirche stiftete. 

Indess kommt es für die Gerichte und Behörden hier zunächst 
darauf an , wie diese Frage nach dem allgem. Landrecht und son- 
stigen Gesetzen zu entscheiden ist? 

Die Verhältnisse, in denen es auf eine solche Entscheidung an- 
kommt, mehren sich täglich. Die Fälle werden immer wichtiger 
und scheinen sogar eine unermessliche Bedeutung zu gewinnen. Die 
Aufforderung für alle Betheiligten liegt daher nahe , zur rechtlichen 
und wissenschaftlichen Erörterung der Frage nach Möglichkeit bei- 
zutragen, damit das Wahre und Richtige in dieser Hinsicht im öf- 
fentlichen Interesse gefunden werde. Einen Versuch dazu soll das 
Nachstehende bilden. Möge er zu weiterer Anregung dieses Gegen- 
standes dienen. 

A. Zunächst kommt in Betracht, dass auch das allgemeine Land- 
rächt nur eine katholische Kirche kennt. Denn wp immer dasselbe 
von der katholischen Kirche spricht, immer spricht es nur von einer. 
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Die Grundlage aller weiteren Beurtheilung bilden sodann die 
§§. 25, 26. u. 27. t. 6, Th. II. des allg. Landr. Danach sind die 
Verhältnisse, Rechte und Pflichten der Corporationeu , wozu auch 
die Kirchen-Gesellschaften gehören , nnd der Mitglieder derselben 
nach den Statuten und der Verfassung der betreffenden Sirehe zu 
beurtheilen. 

Die Behörden müssen daher nach eigenen Landesgesetzen bei 
Beurtheilung der Frage , wer , wo und was die katholische Kirche 
ist , ob dieselbe auf Seiten der »Altkatholiken ,c oder auf Seite der 
Anhänger des Vaticanischen Concils zu finden, wer für ein Mitglied 
der richtigen katholischen Kirche anzusehen, welche Stellung darin 
der Papst , die Bischöfe , die Geistlichen und Laien haben u. s. w. 
die Statuten und Verfassung dieser Kirche zu Grunde legen. 

Die eigenen Landesgesetze verpflichten daher alle zur Entschei- 
dung darüber berufene Behörden sich vorab, wenn dies nicht schon 
früher geschehen sein sollte, mit den Statuten und der Verfassung der 
katholischen Kirche vollständig und genau bekannt zu machen. Denn 
wie will man nach Massgabe derselben entscheiden, ohne diese zu 
kennen? Der einfachste Weg, um sich in dieser Hinsicht zu infor- 
miren, ist der approbirte Katechismus, da er nicht blos die Statuten, 
sondern auch die daraus sich ergebenden Lehren Aber [die Verfas- 
sung u. s. w. nachweist, und geordnet zusammenstellt Zu Folge 
aller, in den verschiedenen Diöcesen eingeführten Katechismen sind 
aber als Statuten der Kirche zu betrachten: die Tradition, die Bi- 
bel , die Aussprüche der vom Papst bestätigten Concilien, die Aus- 
spruche der Kirchenväter, das Glaubensbekenntniss. Ueberdies 
kommen noch in Betracht das canonische Recht und der Katechis- 
mus selbst, in sofern, als sie eine Zusammenstellung der sich aus 
der Tradition u. s. w. ergebenden Lehren, die von einem Akatho- 
liken sonst gar nicht zu ermitteln, und der Gesetze Aber die Orga- 
nisation und Verwaltung der Kirche enthalten. 

Der Staat hat die Kirche, mithin auch jene Statuten aner- 
kannt. 

Es folgt dies nicht blos aus der Natur der Sache, sondern auch 
aus §. 25, 26. u. 27., und insbesondere aus §. 87. t. 6. Th. I. des 
allg. Landrechte, wonach jeder der Kirche Beitretende, zur Be- 
obachtung der Statuten und Verfassung derselben verpflichtet wird. 

Es setzt dies nothwendig die eigene Anerkennung jener Sta- 
tuten als verbindlicher Rechtsnormen für die Betreffenden von Seiten 
des Staates voraus , da zu Etwas an sich ungültigem das Gesetz 
nicht verpflichten kann. 

Archiv für Kirciwnrecht. XXXL 1$ 
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Die Beschränkungen der Statuten, welche das aüg. Landrecht 
enthielt , sind durch die Verfassung des preussischeu Staates , wo- 
durch jeder Kirche Selbstständigkeit verliehen, aufgehoben. 

In der Bibel aber beisst es: Du bist Petrus, und auf diesen 
Felsen will ich meine Kirche gründen u. s. w. Nach den übrigen 
Statuten verehrt nun die katholische Kirche die Päpste als die 
rechtmässigen Nachfolger Petri. Sie betrachtet alle Aussprüche 
des Herrn an diesen als auch an den jeweiligen Papst gerichtet 
Zu Folge dieser Ausspruche verehrt daher die katholische Kirche, 
wie in jedem Katechismus zu finden, den jeweiligen Papst nicht 
blos als ihr Fundament, sondern auch als ihr Oberhaupt Dieser 
Glaube ist sehr passend und gut angedeutet und versinnlicht durch 
die Inschrift an der Lateran* resp. Gathedralkirche des Papstes zu 
Born : »omnium ecclesi&rum urbis et orbis mater et caput.« 

Die katholische Kirche ist daher und kann zunächst nur da 
gesucht und gefunden werden, wo der Papst ist. 

Eine katholische Kirche ohne Papst ist ein Unding und kann 
so wenig gedacht werden , wie ein Gebäude ohne Fundament und 
ohne Dach. Es ist daher ein alter Grundsatz: ubi Petrus, ibi ecclesia, 
wie auch die Aussprüche mehrerer alten Kirchenväter bezeugen. 
Nach der Bibel sandte der Herr aber nicht blos den Petrus, son- 
dern noch 11 andere Apostel Wie jeder Katechismus angibt, be- 
trachtet die katholische Kirche aber die Bischöfe als die rechtmäs- 
sigen Nachfolger derselben und alle Aussprüche des Herrn an die 
Apostel als auch an jene gerichtet^ Es bestätigt dies das Glau- 
bensbekenntniss, welches jeder Fremde ablegen muss, welcher Mit- 
glied der katholischen Kirche werden will. In diesem beisst es: 
Ich glaube eine heilige katholische und apostolische Kirche, d. h. 
eine Kirche # welche von Papst und Bischöfen, als Nachfolger Petri 
und der Apostel, regiert wird. 

Als solche Bischöfe können aber nach Obigem, allen Statuten 
der Kirche, und auch nach eigener Entscheidung des Landrechts 
nur die in Betracht kommen, welche, und so lange sie als solche 
vom Papste anerkannt sind. Denn das allg. Landrecht bestimmt 
§. 66. t. 11. Tb. II.: »die besondern Rechte und Pflichten eines ka- 
tholischen Priesters sind durch das canonische Recht bestimmt.« Zu 
diesen Priestern gehören auch die Bischöfe sogar im eminenten 
Sinne. 

Desgl. bestimmt §. 62. t. 11. Th. H. ganz allgemein: Die 
übrigen Erfordernisse zu einem geistlichen Amte, also auch zu dem 
eines Bischofs der katholischen Kirche, bleiben nach Verschiedenheit 



Sind „Altkatholiken'' nach preuss. Ges. Mitgl. der kath. Kirche ? 248 

der Religionsparteien, den vom Staate genehmigten Grundgesetzen 
und Verfassungen vorbehalten. 

Auch die Frage, wer Bischof werden, sein und bleiben, wer 
als Bischof der katholischen Kirche zu betrachten, ist daher zu 
Folge eigener Bestimmung des Landrechts nach den Statuten der- 
selben insbesondere dem canonischen Rechte zu beurtheilen. 

Zu Folge desselben bedürfen die Bischöfe der Bestätigung des 
Papstes, müssen sie ihm den Eid des Gehorsams leisten, verlieren 
sie ihr Amt als katholischer Bischof, wenn der Papst sie deponirt. 
Der Staat hat dies factisch auch dadurch anerkannt, dass er früher 
jene Bestätigung durch seine Gesandten beim römischen Stuhle selbst 
vermittelt hat, jener Eid immer mit seinem Wissen und Willen ge- 
leistet ist. Dies geht unzweifelhaft schon aus dem Eide hervor, 
welchen jeder neue Bischof dem Landesherrn leisten muss. In die- 
sem wird ausdrücklich auf den dem Papste geleisteten Eid mit dem 
sich daraus ergebenden Vorbehalt Bezug genommen. Grösseren Be- 
weis kann es nicht geben, dass der Staat selbst die aus den Statu« 
ten der katholischen Kirche sich ergebende Unterordnung jedes ka- 
tholischen Bischofs unter den Papst anerkennt. 

Nach den Statuten der katholischen Kirche, welche auch jede 
Behörde des' Staats ihrer Beurtheilung , wie erwähnt, zu Grunde 
legen muss, kann und muss die katholische Kirche weiter mithin 
nur da gesucht und gefunden werden, wo der Papst und die von 
diesem anerkannten, mit ihm in Verbindung stehenden Bischöfe ge- 
funden werden. 

Das Aufstellen eines andern Bischofes kann den Altkatholiken 
also Nichts helfen, und sie, selbst nach dem allg. Landrecht, nicht 
zur katholischen Kirche machen, da ein vom Papste nicht anerkann- 
ter, ihm nicht mehr gehorsamer Bischof, als ein Bischof der katho- 
lischen Kirche nicht mehr anzusehen, ein solcher Bischof selbst nicht 
mehr Mitglied der katholischen Kirche ist. 

Der §. 115. t. 11. Th. IL 1. c. bestimmt sodann weiter: »Bei 
den katholischen Glaubensgenossen ist der Bischof der gemeinschaft- 
liche Vorgesetzte aller Kirchengesellschaften des ihm angewiesenen 
Bezirks.« Ist nun der Bischof hiernach das Haupt der katholischen 
Kirche in seinem Sprengel, so muss diese doch nothwendig unter 
ihm sich befinden. 

Das allgem. Landrecht erklärt daher schliesslich ganz klar 
und bestimmt in jedem Sprengel diejenige für die katholische Kirche, 
an deren Spitze ein., und zwar nach Obigem vom Papst anerkann- 
ter Bisehof steht. 

16* 
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Wen aber das Landrecht dafür erklärt, den müssen auch die 
Staatsbehörden dafür anerkennen. 

Die Richtigkeit des ganzen vorgedachten Verhältnisses folgt 
aber auch daraus, dass, wie alle fremde Länder, so anch der eigene 
Staat bis vor Kurzem einen Gesandten beim Papst als Haupt der 
katholischen Kirche immer gehalten haben und halten. Denn ähn- 
lich, wie bei §. 115. t 11. Th. IL 1. c. hinsichtlich des Bischofs 
angegeben i ist dadurch ein Anerkenntnis des eigenen Staats, wie 
aller Länder und Zeiten , eine Notorietät im eminentesten Sinne be- 
gründet, dass die katholische Kirche sich unter dem Papste befinde, 
nur die als Bischöfe der katholischen Kirche zu betrachten, die von 
ihm anerkannt sind. §. 56. t. 10. Th. I. der allgem. Ger.-Ordu. 
besagt aber: notorische, oder solche Thatsachen, welche dergestalt 
allgemein bekannt sind, dass kein vernünftiger Grund, dieselben in 
Zweifel zu ziehen, vorhanden ist, bedürfen keines Beweises. Die 
Sache ist daher so klar, dass es eigentlich überflüssig, darüber ein 
Wort zu verlieren. 

Zu Folge aller Statuten der Kirche, übt aber mit alleinigem 
Vorbehalt der Berufung an den Metropoliten und den Papst, jeder 
Bischof in seinem Sprengel das ausschliessliche Lehr- und Bichter- 
amt in Kirchensachen. 

Dies ausschliessliche Lehr- und Richteramt gründet sich da- 
rauf, dass die katholische Lehre nach dem Glauben der Kirche nicht 
auf menschlicher Erfindung, sondern göttlicher Offenbarung beruht 

Daher hatte bei Stiftung derselben, durch unsern Herrn und 
Meister Jesus Christus Keiner ein Wort mitzusprechen. Vielmehr 
konnte von Anfang an jeder nur Mitglied der Kirche werden , wel- 
cher sich den Aussprüchen des Herrn selbst unbedingt unterwarf. 

In derselben Weise wie die Kirche gestiftet ist, wird sie aber 
nach den, auf den Statuten beruhenden Glaubenssätzen erhalten. 

Denn in der Bibel , einem der Statuten der Kirche, heisst es: 
»Wie mich der Vater gesandt hat, so sende ich Euch.« »Wer Euch 
höret, der höret mich« u. s. w» 

Die Bischöfe, welche die Kirche als Nachfolger der Apostel 
mit allen notwendigen Rechten und Pflichten derselben verehrt, sind 
daher nach den Statuten der Kirche als Bevollmächtigte des Herrn 
zu betrachten, durch die derselbe sich, und seinen Willen fort- 
während den Menschen wieder offenbart, die ursprüngliche Lehre, 
Verfassung, überhaupt die gestiftete Kirche aufrecht erhält 

Da die Apostel, resp. Bischöfe in Vereinigung mit dem Papste 
in derselben Weise vom Herrn gesendet sind, wie dieser vom Vater, 
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bekleiden sie nach den Statuten der Kirche auch alle Macht des- 
selben, welche zur Leitung seiner Kirche nöthig ist. So wenig, wie 
den) Herrn selbst gegenüber, hat daher auch dem Papste und den 
Bischöfen gegenüber in Allem, was Lehre, Verfassung, überhaupt die 
Kirche betrifft, nach den Statuten derselben ein Dritter das Recht 
ein Wort mitzusprechen. So ist dies in der katholischen Kirche 
auch immer gehandhabt 

Auch das allgem. Landrecht anerkennt dies, indem es §. 121. 
122. u. 124. t. 11. Th. II. besagt: Dem Bischof gebührt die Auf- 
sicht über die Lehre der Geistlichen, diese sind ihm Gehorsam 
schuldig , die Rechte der Kirchenzucht gebühren nur dem Bischof. 

Der §. 96. der Einleitung zum allgem. Landrecht besagt : Wem 
die Gesetze ein Becht geben , dem bewilligen sie auch die Mittel, 
ohne welche dasselbe nicht ausgeübt werden kann. Hieraus folgt, 
dass den Bischöfen auch die Mittel zu Gebote stehen müssen, um 
die ihnen durch §§. 121. 122. u. 124. t. 11. Th. IL des allgem. 
Landrechts eingeräumten Rechte der Aufsicht über die Lehre der 
Geistlichen wirksam zu üben, Gehorsam sich zu erzwingen. 

Der §. 99, jener Einleitung besagt ferner: Aus dem Bechte 
des Einen folgt die Pflicht des Andern zur Leistung oder- Duldung 
dessen, was die Ausübung des Rechts erfordert. 

* Hat nun der Staat selbst im §. 121. u. s. w. t 11. Th. IL 
des allgem. Landrechts den Bischof als die Behörde hingestellt, um 
die Aufsicht über die Lehre zu üben, welcher die andern Geistlichen 
Gehorsam schulden, hat der Staat selbst im §. 96. der Einleitung 
dem Bischof die Mittel bewilligt, seine Aufsicht zur Geltung zu 
bringen , sich Gehorsam zu erzwingen , so muss er nach eigenem 
Gesetze im §. 99. der Einleitung die Ausübung dieses Rechts von 
Seiten des Bischofs nicht blos dulden , sondern selbst auch Alles 
leisten, was zur Ausübung dieses bischöflichen Rechts erforderlich ist. 

Der Staat darf daher sowohl nach den Statuten der katholi- 
schen Kirche, welche er nach §. 26. t. 6. Th. H. des allgem. Land- 
reehts seiner Beurtheilung zu Grunde legen muss , wie nach den 
erwähnten Landesgesetzen nur das für katholische Lehre, nur den 
für einen Katholiken ansehen, was und wen der Bischof dafür er- 
klärt. Diese, dem Papst und den Bischöfen übertragene ausschliess- 
liche Lehr- und Richtergewalt hat alle Merkmale eines in der Kirche 
nach ihren Statuten vorhandenen Gerichts , vermöge dessen 
alle vorhandene oder auftauchende Streitfragen über Lehre, Verfass- 
' Mg der Kirche u. s. w. in genannten Instanzen entschieden werden. 
Die unterste Instanz bildet in jeder Diöcese der Bischof. Sein Spruch 



246 Sind „Altkatholiken" nach preuss. Ges. Mitgl. der kath. Kirche? 

m 

gilt so lange, bis eine Aenderung in den vorgesetzten Instanzen 
-erfolgt ist. 

Jeder, welcher einer Kirche beitritt, anerkennt nothwendig auch 
nach §. 37. t. 6. Th. IL 1. c. die Statuten derselben, und verpflichtet 
sich , solche zu halten und ihnen zu folgen. Jeder , welcher der 
katholischen Kirche beitreten will, selbst jeder Täufling vermittelst 
seines Pathen muss ein Olaubensbekenntniss ablegen, wodurch er sich 
noch dazu verpflichtet. 

Alle Katholiken ohne Unterschied haben sich daher auch die- 
sem Gericht unterworfen. Nach §. 167. t. 2. Th. I. der allgem. 
Gerichts-Ordn. können sie dies auch rechtsgültig thun, da es in 
eines Jeden freier Wahl steht, katholisch zu werden oder zu bleiben. 

Durch Anerkennung der Statuten hat der Staat überdies auch 
das dadurch in der Kirche begründete Gericht anerkannt. Er hat 
damit auch ausdrücklich anerkannt, dass die §. 167. 1. c. gestellte 
Bedingung vorhanden , und Jeder diesem Gericht sich unterwerfen 
könne und durch seinen Beitritt zur katholischen Kirche unterwor- 
fen habe. 

Alle Katholiken haben daher mit Genehmigung des Staates 
diesem Gerichte sich ein für allemal unterworfen. Der Spruch des- 
selben hat daher nach §. 173. t. 2. Th. I. der allgem. Ger.-Ordn. 
auch verbindliche Kraft, und muss eventuell nach §. 64. der Einlei- 
tung zur Ger.-Ordn. auch vom Staate vollzogen werden, nicht weil 
der Staat unter Papst und Bischöfen steht, sondern weil diese vom 
Staate selbst in den anerkannten Statuten als die allein competen- 
ten Richter hingestellt sind, um Streitfragen in der katholischen 
Kirche über Lehre und Verfassung zu entscheiden , weil also eigene 
Landesgesetze dies so verlangen und ordnen. 

Ist nun in der katholischen Kirche nach ihren Statuten ein 
solches Gericht vorhanden, und die Wahrnehmung desselben den 
Bischöfen und dem Papst übertragen, so kann nach dem Landrecht 
und der Ger.-Ordn. auch nur die Kirchen gesellschaft för die katho- 
lische Kirche angesehen werden, worin die Wirksamkeit jenes Ge- 
richts anerkannt wird. 

Hienach können die »Altkatholiken c die katholische. Kirche 
auch im Sinne des Landrechts nicht bilden, weil sie weder die Au- 
torität des Papstes, noch der Bischöfe, noch des gedachten Gerichts 
anerkennen. 

Es fehlt den »Altkatholiken c also an drei Grundelementen, 
worauf nach ihren Statuten die ganze katholische Kirche ruht, und 
ohne welche diese nicht denkbar. 
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D* Können nun aber hienach die. »Altkatholiken c nach dem 
Landrecht für sich die katholische Kirche nicht bilden, so kann diese 
nur da gesucht und gefunden werden , wo sie früher war, »da ge- 
setzlich Veränderungen nicht vermuth et werden. Wie vor dem va- 
ticanischen Concil, muss daher auch jetzt noch die unter Verwal- 
tung des Papstes und der mit ihm verbundenen Bischöfe stehende 
Kirche, worin der Spruch des letzten Concils statutenmässig befolgt 
wird, als die katholische Kirehe im Sinne des Landrechts angesehen 
werden. 

Eingewendet wird zwar, durch das Concil sei die Verfassung 
der Kirche geändert. Indess das Gericht, das Concil, hat nur eine 
in der Kirche Aber die Verfassung vorhandene Streitfrage entschie- 
den. Nach den Statuten der Kirche war das Concil allein das zur 
Entscheidung berufene Gericht, dessen Entscheidung, auch nach den 
Landesgesetzen gültig. Aber selbst wenn eine Veränderung statt- 
gefunden hätte, so kommt in Betracht, dass §. 26. t. 6. Th, I. ihr 
dazu das Recht verleiht, und swar ein selbstständiges , da Geneh- 
migung des Staats nach der Verfassung des letzteren nicht mehr 
erforderlich. Durch Ausübung eines Rechts würde die Kirche aber 
nicht aufhören zu existiren. Zwar wird noch eingewendet, bei Ver- 
leihung der Selbstständigkeit an die Kirche habe nicht vorausge- 
setzt werden können, dass davon ein derartiger Gebrauch gemacht 
werde. Es scheint, dass dieserhalb aus den §§. 75. 145. t. 4, Th. I. 
1. c. eine Ungültigkeit hergeleitet werden solle. 

Indess diese Paragraphen sprechen nur von Rechtsgeschäften. 
Die Verfassung des Staats, wodurch der Kirche Selbstständigkeit 
verliehen, ist aber nicht durch Verhandlung und Verträge mit der 
Kirche zu Stande gekommen. Mithin sind auch jene Paragraphen 
nicht anwendbar. 

Es kommt vielmehr §. 63. der Einleitung zum allgero. Land- 
recht in Betracht. Danach behalten Gesetze so lange Kraft, bis sie 
ausdrücklich wieder aufgehoben sind. 

Ungeachtet des Concils gilt daher auch jetzt noch die gedachte 
Verfassung des Staats. Ungeachtet dieses vaticanischen Concils blei- 
ben daher auch jetzt noch alle im Eingang erwähnten gesetzlichen 
Bestimmungen und insbesondere §. 115. t. 11. Th. IT. 1. c. bestehen, 
wonach auch ferner in jedem Sprengel 4ie als katholische Kirche 
zn betrachten, an deren Spitze der vom Papst anerkannte Bischof 
steht. Ungeachtet des Concils gilt daher auch jetzt noch §. 66. 
t. 11. Th. II. 1. c. , wonach die Rechte und Pflichten eines katho- 
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tischen Priesters nach den Vorschriften des canonischen Rechts sich 
richten. 

Ueberdies hat auch der Staat den Fortbestand der alten, unter 
der Verwaltung des Papstes und der Bischöfe stehenden katholischen 
Kirche auch nach dem Goncil in hervorragender Art auf vierfache 
Weise anerkannt. Es ist dies geschehen dadurch, dass der Staat 

1. auch nach dem Concil einen Gesandten beim Papst als 
Oberhaupt der Kirche forterhalten hat. 

2. Den Bischöfen das durch Uebereinkommen mit dem Papste 
früher für die bestimmten Bischöfe der katholischen Kirche festge- 
setzte Gehalt fortgezahlt hat, alle Staatsbehörden mit diesen auch 
nach dem Concil vielfach und ununterbrochen als Bischöfen der ka- 
tholischen Kirche verhandelt haben. 

S. Ebenso auch alle Pfarrer und sonstige Geistliche,' welche 
das Goncil befolgten, im Besitz ihrer Pfründen und Wurden belassen, 
alle von diesen vorgenommenen Amtshandlungen, wie Trauungen u. 
s. w. als vom richtigen Pfarrer der katholischen Kirche bewirkte, 
und daher gültige, anerkannt hat. 

Von Staatswegen ist hierdurch u. s. w. zugestanden, dass die 
katholische Kirche am vaticanischen Concil nicht gestorben sei, denn 
sonst hätten alle drei Sachen, gleich aufhören müssen. Endlich liegt 

4. ein solches Anerkenntniss selbst vor in der von den höchsten 
betreffenden, ja selbst von Gerichten geschehenen Anerkennung der 
»Altkatholiken,« als Katholiken, ihrer Geistlichen und Religions- 
lehrer als berechtigte Priester u. s. w. der katholischen Kirche. 

Denn wenn die »Altkatholiken« nach A. wegen Abgangs aller 
charakterischen Merkmale, welche nach den Statuten die katholische 
Kirche bilden, für sich allein eine derartige Kirche nicht darstellen, 
so können die »Altkatholiken« doch nur dann Katholiken, Mitglie- 
der der katholischen Kirche sein, wenn die letzte mit allen Statu- 
ten noch fortbesteht, weil sonst in Preussen nach dem Landrecht 
überhaupt keine katholische Kirche mehr vorhanden, also auch keine 
Mitglieder mehr. 

C. Ist nun hiedurch der anerkannte Fortbestand der alten ka- 
tholischen Kirche festgestellt, so erübrigt nur noch die Frage, ob 
die »Altkatholiken« im Sinne des Landrechts wirklich noch für Mit- 
glieder der katholischen Kirche zu erachten. 

Nach dem sub A. Gedachten ist der Spruch des darin beste- 
henden Gerichts, insbesondere des hier zunächst in Betracht kom- 
menden letzten Concils verbindlich. Nach den Statuten der Kirche 
ist töq der Entscheidung eines vom Papst bestätigten Concils we- 
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der eine Appellation noch irgend eine Abänderung zulässig. Diese 
Entscheidung ist daher nach §. 143. t. 2. Tb. I. und §. 64. der 
Einleitung der allgem. Ger.-Ordn. auch . vom Staate zu vollziehen. 
Diese Vollziehung kann nun zwar nicht darin bestehen, däss Jeder 
gezwungen wird, an das Dogma zu glauben, da dem die Glaubens- 
freiheit entgegen steht. Die Execution ist immer nur soweit zu- 
lässig, als nicht andere Pflichten entgegenstehen. Soweit dies aber 
nicht der Fall; rouss sie eventuell vollzogen werden. Nichts steht 
nun entgegen, wenigstens Jeden, der dem Spruche des letzten Con- 
cils sich nicht unterwirft, aus der Kirchengesellschaft zu weisen. # 
Glauben mag Jeder, was er will. Aber nicht kann man mit jedem 
Glauben Mitglied jeder Kirchengesellschaft sein, und noch weniger 
darf Jeder in allen Kirchen lehren, was und wie er will. Wer viel- 
mehr Mitglied und gar Beamter einer Kirchen-Gesellschaft werden 
oder bleiben will, muss die Statuten derselben, unbedingt und bei 
Vermeidung der auf die Nichtbeachtung statutenmässig bestimmten 
Strafe befolgen. Nach den statutenmässigen Lehren der katholischen 
Kirche ist auf die Nichtannahme eines Dogmas der Ausschluss aus 
der gnadenreichen Gemeinschaft der Kirche bestimmt. Es ist dies 
eine nothwendige Consequenz des Eingangs erwähnten Principe, däss 
die Kirche in derselben Weise erhalten wird , wie sie gestiftet ist, 
Papst und Bischöfe nur als Stellvertreter Christi zu betrachten, die 
dieser mit seiner eigenen Machtvollkommenheit, was Lehre u. s. w. 
betrifft, betraut hat, und dass daher, so wenig wie in den Zeiten 
Christi einer dessen Jünger werden oder bleiben konnte, der sich 
dessen Aussprüchen nicht in allen Beziehungen unterwarf, wie der 
Fall mit Nicodemus beweist , so auch jetzt nicht Jemand Mitglied 
der katholischen Kirche werden oder bleiben kann , der den Lehren 
der Bischöfe und des Papstes nicht folgt. Der Staat hat die Sta- 
tuten, also auch diese Strafe genehmigt. 

Zwar bestimmt §. 55. t. 11. Th. II. des Landrechts : »Wegen 
blosser, von dem gemeinen Glaubensbekenntniss abweichender Mei- 
nungen, kann kein Mitglied ausgeschlossen werden.« Indess es ist 
allgemeiner Rechtsgrandsatz: »lex specialis derogat legi generali.« 
Wenn nun der Staat einer Kirchengoseilschaft gegenübersteht, welche 
statutenmässig auf die Nichtbefolgung des Spruchs des in der Kirche 
vorhandenen Gerichts den Ausschluss aus der Kirchengemeinschaft 
bestimmt, wie dies bei der katholischen Kirche der Fall und in ihr 
immer geübt ist, so hat der Staat durch Anerkennung ihrer Statuten 
dieser Kirche auch ein Privilegium verliehen, vermöge dessen der 
§. 55. 1. c. auf sie keine Anwendung findet. 
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Sodann auch muss man unterscheiden zwischen erlaubten und 
unerlaubten Meinungen. Selbst die katholische Kirche gestattet 
Verschiedenheit der Ansichten über Sachen, die sie noch nicht ent- 
schieden hat. So z. B. konnte Jeder bis zum Goncil meinen, der 
Papst allein sei unfehlbar, oder er sei dies nicht, sondern nur ein 
Goncil. Beide Parteien konnten deshalb Mitglieder der Kirche blei- 
ben. Sobald aber eine Entscheidung vorliegt, wird diese ein Fun- 
damental- Artikel , den jeder annehmen muss, der Mitglied bleiben 
will. Alle Goncilien haben auch derartige Fundamental-Artikel auf- 
4 gestellt. Die Kirche hat daher Statuten- und observanzmässig das 
Recht, auch neue aufzustellen. Geheimnissvoll sind alle Wege des 
Herrn! Wer kann die Absichten desselben ergründen, aus denen er 
für gut befunden, diese Entscheidung jetzt herbeizuführen. In Zeiten 
dar Gefahr übertrugen schon die alten Römer alle Gewalt den Gon- 
suln , durch den bekannten Spruch : Yideant consules, ne quid de- 
trimenti capiat res publica. 

Wer weiss , ob nicht der Herr die seiner Kirche von allen 
Seiten drohende Gefahr voraussehend, es zur besseren Abkehr für 
gut befunden hat, alle Gewalt mit mehr Deutlichkeit und Sicher- 
heit im Papste zu concentriren. 

Jede Kirche hat ihre Fundamental-Artikel, an die jedes Mit- 
glied glauben muss, worüber die Ansicht daher nicht in die Kate- 
gorie der erlaubten Meinungen fällt. 

Es ist daher anzunehmen, dass der §. 55. 1. c. nur von er- 
laubten Meinungen spricht, hier also auch deshalb keine Anwen- 
dung findet. 

Deberdies verordnet §. 41. t. 11. 1. c. : Der Uebergang von 
einer Religionspartei zu einer anderen geschieht in der Regel durcb 
ausdrückliche Erklärung. Desgl. heisst es §. 42. : Die Theilnehnmng 
an solchen Religionshandlungen, wodurch eine Partei sich von der 
anderen wesentlich unterscheidet, hat die Kraft einer ausdrücklichen 
Erklärung, wenn nicht das Gegentheil aus den Umständen deutlich 
erhellt. Nun haben sich die Altkatholiken nicht blos einen anderen 
Namen beigelegt, sondern auch für sich besonderen Gottesdienst 
errichtet, einen besonderen Bischof erwählt, und sind daran für 
sich auch besondere Statuten zu entwerfen , sich also eine von der 
katholischen Kirche unabhängige äussere Verfassung zu geben. Nie- 
mand wird leugnen, dass dies wesentliche Unterschiede sind. Jeder 
wird daher auch zugestehen, dass in der Herbeiführung solcher Un- 
terschiede nach §. 42. 1. c. auch ihre ausdrückliche Erklärung des 
Austritts aus der katholischen Kirche liegt. 
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Das Eigentümliche ist nur, dass die »Altkatholiken« demun- 
geachtet behaupten, wahre Mitglieder der katholischen Kirche zu 
sein uid zu bleiben. Die Frage bleibt daher, ob der Staat dies 
als richtig anerkennen kann und darf. Erw&gt man indess, dass es 
nur eine katholische Kirche gibt, dass nach A. die »Altkatholiken« 
solche im JSinne des Landrecbts nicht darstellen, dass nach B. die 
unter Verwaltung des Papstes und der mit ihm verbundenen Bi- 
schöfe stehende Kirche jene rechtlich fortsetzt, dass aus dieser nach 
§. 42. 1. c. die »Altkatholiken« gesetzlich, freiwillig als ausgetreten 
zu erachten, dass es auf die Rechtmässigkeit ihres Ausschlusses 
durch das Gericht also gar nicht weiter ankommt, so kann die Ant- 
wort nicht zweifelhaft sein. Weiss kann nicht zugleich schwarz und 
schwarz nicht zugleich weiss sein. 

Zwar erheben die »Altkatholiken ,« um ihre Behauptung zu 
begründen, -allerlei Einreden gegen das letzte Goncil und berufen 
sich darauf, dass sie noch dasselbe, wie vor dem Goncil glaubten. 

Indess solche Einreden sind auch gegen alle früheren Conci- 
lien erhoben. Wer sie erhebt, beweisst schon dadurch, dass er kein 
wahres Mitglied der katholischen Kirche ist. Solche Einreden sind 
nicht möglich , ohne gleichzeitige Leugnung des Glaubens an die 
Unfehlbarkeit der Kirche, vermöge dessen der Herr ein öcumenisches 
Concil nicht blos vor Irrthümern, sondern überhaupt vor Fehlern 
schützt, die dasselbe ungültig machen würden. 

Sie Verstössen ferner gegen den Glauben, dass dem Papst und 
den Bischöfen die alleinige Lehr- und Richtergewalt beiwohne, da 
hienach Dritte Statuten massig zur Erhebung von Einreden gar nicht 
competent sind. 

Wer daher solche Einreden erhebt, verstösst zugleich gegen 
zwei andere wesentliche Dogmen der katholischen Kirche, und ver- 
fällt nach den Statuten derselben schon deshalb dem Anathema, 
dem Auschluss aus der Kirche. 

Ein Ausgeschlossener steht Andersgläubigen gleich. Diese kön- 
nen kein Interesse zur Sache haben. Weder von Andersgläubigen, 
noch von Ausgeschlossenen kann daher nach §. 12. t. 5. u. §. 7. 
t. 6. Th. I. der all gern. Ger.-Ordn. eine Klage über katholische 
Lebren erhoben werden. Wo kein berechtigter Kläger, ist auch kein 
Richter. Mithin fehlt es an aller Veranlassung, die Richtigkeit 
jener Einreden des Weiteren zu untersuchen. Eventuell würde nach 
den Statuten der Kirche die Entscheidung vor das, darin ernannte 
Gericht gehören, und würde jeder weltliche Richter nach §. 12. t 5. u. 
§. 7. t. 6. 1. c. die Erheber der Einreden nur dahin verweisen können. 
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Bis auf Weiteres ist daher zu Folge §. 173. t. 2. L c. der 
Spruch des Göucils, als des obersten Gerichts, als katholische Lehre 
und för alle, die Mitglieder der katholischen Kirche bleiben wollen, 
verbindlich, auch von allen weltlichen Behörden anzusehen. 

Was aber die Bemerkung betrifft, dasB die »Altkatholikeiu 
noch dasselbe glaubten, wie vor dem Conctt, und daher kein Grand 
vorhanden sei, sie nicht noch nach, wie vor als Katholiken zu be- 
trachten, so ist zu erwägen: 

I. Niemand kann in das Innere eines Andern sehen. Niemand 
kann daher darüber urtheilen, ob Jenes der Fall. 

U. Zwei Momente liegen vor, die klar und deutlich angeben, 
dass Jenes nicht mehr der Fall. Vorher glaubten sie auch an das 
Dogma der Unfehlbarkeit der Kirche, sowie an das Dogma der al- 
leinigen Lehr- und Richtergewalt des Papstes und der Bischöfe. 
Beide Dogmen werden von ihnen jetzt öffentlich geleugnet. Mithin 
liegt apch eine offenkundige Veränderung ihres Glaubens vor. 

III. Nach den Statuten der Kirche ist innerhalb jeder Diöeese 
der Bischof der allein competente Richter, um darüber zu befinden, 
was katholische Lehre ist, und ob Jemand diesem Glauben entspricht 
Das Landrecht erkennt dies im §, 121, 122. u. 73. t. 11. Tb. H. 
um so mehr ausdrücklich an, als solche nur ein Ausfluss der vom 
Staate anerkannten Statuten, daher nach diesen weiter zu interpre- 
tiren sind. Daher ist auch innerhalb jeder Diöeese nach §. 173. 
t. 2. u. §. 7. t. 6. Th. I. der allgem. Ger.-Ordn. nur der Bischof, 
und keine weltliche Behörde , der allein competente Richter , um 
darüber zu entscheiden, ob Jemand den richtigen katholischen Glau- 
ben habe. Nach §. 64. der Einleitung 1. c. ist daher der Sprach 
desselben auch von allen weltlichen Behörden derart zu beachten, 
dass auch sie die »alikatholischen« Ansichten als dem katholischen 
Glauben widersprechend verwerfen müssen. Dies wieder nicht, 
weil der Staat unter dem Bischöfe steht, sondern weil der Staat 
seibat den Bischof als die Behörde bezeichnet hat, um darüber zu 
entscheiden, was als katholischer Glaube zu betrachten und weil 
keine andere weltliche Behörde nach dem Gesetze darüber urtheilen 
könnte. 

IV. Endlich und vorzugweise kommt noch in Betracht, dass 
der Glaube allein gar nicht genügt, um die Mitgliedschaft einer 
Barche zu begründen. 

Niemand wird behaupten, dass ein Oesterreicher schon dadurch 
ein Mitbürger des preussisehen Staats wird, weil er an die Richtig- 
heit des preuoachen Landrecbts glaubt. 
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Eben so wenig wird .ein Jude oder Protestant schon dadurch 
Mitglied der katholischen Kirche, weil er deren Lehren für richtig 
hält. 

Niemand wird behaupten, dass ein ausgewanderter Prensse 
noch ein Mitbürger des preussischen Staats so lange bleibe, als er 
an die Richtigkeit seiner Gesetze glaube, oder dass die Rheinlande 
noch für einen Theil Frankreichs zu halten seien, weit sie den Code 
Napoleon als Gesetzbuch behalten haben. Durch die erwähnten 
Handlungen sind die »Altkatholiken« nach §. 42. t. 11. Th. II. des 
Landrechts aus der katholischen Kirche ausgewandert. Also sind sie 
als Mitglieder derselben auch selbst dann nicht zu betrachten, wenn 
sie behaupten, im Uebrigen den katholischen Glauben noch ferner 
bekennen und halten zu wollen. 

Niemand wird endlich behaupten, dass ein Landestheil, dessen 
Einwohner sich gegen den Landesherrn empört, andere Behörden ge- 
geben haben , und auf den der Landesherr verzichtet hat , noch für 
einen Bestandteil seines Seichs zu halten sei, wenn in diesem Lan- 
destheile auch das bisherige Gesetzbuch in Kraft bleibt. Eben so 
wenig können die »Altkatholiken,« die sich gegen die, nach den 
Statuten vorhandenen, im Landrecht anerkannten Kirchenobern, ge- 
gen den Papst und die Bischöfe aufgelehnt, sich selbst andere Kir- 
chendiener gegeben haben , und die dafür statutenmäßig von jenen 
ausgeschlossen sind , noch femer Ar Mitglieder der katholischen 
Kirche angesehen werden. 

V. Viel mehr als der, welcher einen oder den andern Glaubens-» 
satz leugnet, thut der, welcher die Statuten, die ganze Verfassung 
einer Kirche verleugnet, diese zu untergraben, zu ändern, zu vor* 
nichten, und auf den Staat zu übertragen sucht, welcher die, nach 
dem Glauben der Kirche , dem Papst und den Bisehöfen verliehene 
Regenten-, Lehr- und Richtergewalt factisch verleugnet. Damit ist 
der ganze Bestand der .Kirche überhaupt gefährdet. Die »Altka- 
tholiken« thun dies , indem sie die Lehr- und Richtergewalt des 
Papstes und der Bischöfe für sich beanspruchen, die statutenmftssige 
Bestimmung, dass nur die von jenen gesendeten Priester zu ver- 
wenden, aufheben, indem sie von dem, statutenmässig in der Kirche 
vorhandenen Gerichte an den weltlichen Richter appelliren, worauf 
statutenmässig ebenfalls der Ausschluss aus der Kirche steht. 

Wenn sie also, wie nicht der Fall, auch die Berufung auf 
den Glauben schützte, so können sie wegen ihres übrigen Verhal- 
tens als Mitglieder der Kirche nicht mehr betrachtet werden. Die 
Strafe der Excommunication steht nicht blos auf Verletzung da? 
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Glaubens , sondern auch auf manches andere Vergehen , also kann 
auch die Berufung auf den Glauben allein nicht genügen. 

VI. Vorzugsweise kommen in dieser Hinsicht die Priester, Be- 
ligionslehrer and Professoren der Theologie in Betracht Diese sind 
nicht blos, wie die Laien, durch den Glauben, sondern auch durch 
einen Eid zum Gehorsam gegen Papst und Bischöfe verpflichtet 
Auch das allgemeine Landrecht hebt §. 122. i 11. Th. II. diese 
ihre Verpflichtung, so wie die, ihre Lehren und Vorträge nach An- 
weisung des Bischofs einzurichten, §. 73. 1. c. ausdrücklich hervor. 
Diese Verpflichtung geht ferner noch klarer und deutlicher aus den 
Statuten und aus der sich daraus ergebenden Art und Weise ihrer 
ganzen Stellung hervor. Nach den Statuten ist nämlich innerhalb 
jeder DiGcese, wie erwähnt, der Bischof der allein berechtigte Leh- 
rer und Richter , da er allein , als Nachfolger der Apostel , seine 
Sendung vom Herrn hat. Alle übrigen Geistlichen sind nur Ge- 
hülfen des Bischöfe, um dessen Amt allen Gläubigen zugänglich zu 
machen. Zur Ausübung ihres Amtes bedürfen sie aber ausser der 
Weihe einer besonderen missio canonica von Seiten des Bischöfe, in 
ähnlicher Weise, wie dieser Sendung von Christus erhalten hat, um 
sie so an dieser Sendung mittelbar Theil nehmen zu lassen, und die 
Einheit auch ihrer Lehre, als unmittelbar von Christus herrührend, 
aufrecht zu halten. 

Alle andern Geistlichen sind daher dem Begriffe und Wesen 
nach nur Bevollmächtigte des Bischofs, deren sich dieser bedient, 
um in einer, nach den Statuten erlaubten und geordneten Weise 
bestimmte Amtshandlungen zu verrichten, zu denen er allein von 
Christus berufen ist, und für welche er daher auch allein die Ver- 
antwortlichkeit trägt. "~ 

Auf die Stellung dieser Geistlichen dem Bischof gegenüber 
finden daher auch alle Rechtsregeln von Vollmachtsaußrägen An- 
wendung. 

Zunächst bestimmt nun §. 49. t. 13. Th. I. des allg. Land- 
rechts, dass der Bevollmächtigte die Vorschriften seines Machtgebers 
bei Ausübung seines Amts zu beachten habe, und wird derselbe 
nach §. 50. 1. c. für alle Abweichungen verantwortlich. 

Auch nach diesen Bestimmungen des Landrechts sind daher 
alle Geistlichen verpflichtet, bei ihren Lehren u. s. w. sich nach den 
Vorschriften des Bischofs zu richten. 

Desgleichen bleibt auch nach §. 46. 1. c. der Bischof ebenso 
berechtigt, wie verpflichtet, über die Lehren u. s. w. der Geistlichen 
Aufsicht zu üben. Ferner gewährt §. 159. 1. c. dem Bischof die 
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Befugniss, den Auftrag, die missio nach freiem Ermessen zu wider- 
rufen. 

Endlieh erklärt §. 170. L c. alle Amtshandlungen, die ein Geist- 
licher nach Entziehung der Vollmacht, der missio canonica, vornimmt, 
für eine Anmassung und för ungültig. Alle diese Bestimmungen 
stehen auch in vollster Uebereinstimmung mit den Statuten der 
Kirche, insbesondere dem canonischen Rechte, Insbesondere hat auch 
hiernach der Bischof die freie Befugniss, die missio zu entziehen, 
oder die Suspension zu verhängen, und verfällt ein Geistlicher, der 
ungeachtet dieser Entziehung, oder der Suspension, Amtshandlungen 
verrichtet, der Excommunication, dem Ausschluss aus der Kirchen- 
gemeinschaft. Ein solcher Geistlicher kann daher als ein berech- 
tigter Priester der katholischen Kirche nicht mehr erscheinen. 

Selbst das allgem. Landrecht anerkennt dies, ferner dadurch, 
dass es §. 66. t. 11. Th. IL, wie erwähnt, besagt: die Rechte und 
Pflichten eines katholischen Priesters sind durch das canonische Becht 
bestimmt. Da nun dieses die Fähigkeit zu Amtsverrichtungen an 
die missio knüpft, so hört auch mit der missio jene Fähigkeit auf, 
und kann auch nach dem Landrecht ein solcher Priester nicht mehr 
als berechtigter Priester erscheinen. 

Dasselbe folgt aus §. 108. der Einleitung zum allgem. Land- 
recht. Denn dieser §. besagt: das Becht, welches vom Dasein oder 
der Dauer eines andern Rechts, oder einer Sache abhängt, geht mit 
dem Rechte oder der Sache, worauf es beruht, verloren. Mithin er- 
lischt auch nach dem Landrecht mit Entziehung der missio das 
daraus hergeleitete Becht der Geistlichen zu Lehrvorträgen oder 
sonstigen Amtshandlungen. 

Nach allgemeinen Rechtsbegriffen kann, wie auch §. 402. t. II. 
Th. I. des allgem. Landrechts anerkennt, Niemand mehr Rechte 
übertragen , als er selbst hat. Wenn daher der Staat ein an sich 
widerrufliches Kirchenamt, z. B. das Amt eines Religionslehrers am 
Gymnasio, auch übertragen hat, so kann er dies nur so übertragen, 
wie es an sich ist, d. h. als ein nach Ermessen des Bischofs wider- 
rufliches. Mithin schützt auch nicht die geschehene Anstellung vom 
Staate. 

Endlich sind auch die Betreffenden angestellt, um Lehren nach 
Ansicht -der Kirche , welche der Bischof zu bestimmen hat , nicht 
um solche nach eigener Ansicht vorzutragen, wie schon aus ihrer 
Bezeichnung: katholischer Religionslehrer hervorgeht. Dieser Zweck 
mnss nach §. 157. t. 4. Th. I. des allgem. Landrechts schlechterdings 
erfüllt werden, widrigenfalls sie nach §. 158. 1. c. ihre Stelle verlieren. 
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Die »Altkatholikenc bedienen sich solcher, auch nach dem 
Landrecht ausgeschiedener Geistlichen, und verfallen deshalb eben- 
falls nach den Statuten der Excoramunication. Sie bedienen sich 
eines Gottesdienstes, welchen nach vorgedachten Paragraphen auch 
das Landrecht für einen katholischen Gottesdienst nicht mehr an- 
sieht. Also hören sie auch nach §. 42. 1. c. auf, Mitglieder dieser 
Kirche zu sein. Zwar wird eingewendet, die missio sei mit Unrecht 
entzogen, die Suspension u. s. w. mit Unrecht verhängt, weil Beides 
nur deshalb geschehen, weil die Betreffenden an das Dogma des 
letzten Coneils nicht glaubten. 

Wo in aller Welt ist es aber, abgesehen von Anderem, was 
schon oben erwähnt, jemals erhört worden, das Jemand über Ver- 
leihung* oder Entziehung einer Vollmacht in einer Sache, wofür er 
allein auch nach dem Landrecht verantwortlich ist, soll Rechenschaft 
ablegen. Sowohl nach den Statuten der Kirche, wie nach erwähn- 
ten Bestimmungen des Landrechts, hat der Bischof das ausschliess- 
liche Becht sowohl der Ertheilung, wie der Entziehung der missio 
als einer blosen Vollmacht. Wer aber nur ein Becht ausübt, be- 
leidigt nach §. 94. der Einleitung zum Land recht Niemand und ist 
dafür nicht verantwortlich. Desgleichen darf nach §. 93. 1. c. an 
der Ausübung eines Rechts Niemand gehindert werden. Ist nun 
hienach der Bischof für die Entziehung der missio nicht verantwort- 
lich, braucht er auch über die Gründe Keinem Bede und Antwort 
zu stehen , gibt es über die Rechtmässigkeit der Entziehung keinen 
weltlichen Richter, und bleiben die Folgen der Entziehung dieselben, 
sie mag aus genügender oder ungenügender Ursache bewirkt sein. 
In beiden Fällen hört daher auch nach dem Landrecht der betref- 
fende Geistliche auf, ein berechtigter Religionslehrer der katholi- 
schen Kirche u. s. w. zu sein. 

Wo in aller Welt ist es ferner erhört worden, dass ein Er- 
kenntniss, oder die Verfugung einer Behörde nur dann gilt, wenn 
solche materiell richtig sind. Welche Verwirrung auf allen Gebieten 
würde bei Verallgemeinerung dieses Grundsatzes entstehen! Welches 
Gericht, welche Behörde soll dann schliesslich darüber entscheiden, 
ob jene materielle Richtigkeit vorhanden? Wer kann dafür bürgen, 
dass niöht am Ende auch dieses Gerieht ein unrichtiges Urtheil 
fällt, da der Staat weder für sich, noch für seine Gerichte 'Unfehl- 
barkeit in Anspruch nimmt. 

Um dieser Unsicherheit vorzubeugen ist es allgemein Beehtens, 
dass nur der tenor in einem Erkenntniss, in einer Verfügung ent- 
scheidet, dieser ein formales Becht herbeifuhrt, wenn die Begründung 
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auch materiell unrichtig ist, wofern nur das Erkenntnis, die betref- 
fende Verfügung vom competenten Gerichte oder von zuständiger 
Behörde erlassen ist. 

Dieser allgemeine Bechtssatz iqb daher auch auf das, nach den 
Statuten in der Kirche vorhandene, §.173. t. 2. Th. I. der aüg. 
Ger.-Ord. erwähnte Gericht, auf die Urteilssprüche des letzten Con- 
cils anzuwenden. Es kann sich in Betreff derselben nur fragen, 
war das Concil nach den Statuten die Behörde, um über derlei Kir- 
chen-Angelegenheiten befinden und entscheiden zu können. Nach 
den Statuten und der Observanz, vermöge deren noch alle vom 
Papst bestätigten Goncilien dauernd in der Kirche gegolten haben, 
kann dies nicht zweifelhaft sein. 

Mithin müssen nach jenem allgemeinen Bechtssatz die Sprüche 
des letzten Concils wenigstens als formelles Recht für die katholi- 
sche Kirche, und als alle Katholiken verbindend angesehen werden, 
ohne Bücksicht darauf, ob die Beweggründe mögen richtig gewesen sein 
oder nicht. Consequenter Weise ist dann aber auch jeder Bischof 
ebenso berechtigt, wie verpflichtet, allen Geistlichen, weldhe An- 
erkennung versagen, die missio zu entziehen u. s. w. 

Das allgem. Landrecht stellt schliesslich nirgends Glaubens- 
merkmale auf, aus denen die Zugehörigkeit zu einer Kirche zu erken- 
nen. Kein Richter ist daher in der Lage oder berechtigt, den Glau- 
ben der desfallsigen Beurtheilung zu Grunde zu legen. Ebenso falsch 
ist es aber nun deshalb, weil solches nicht möglich, jeden für einen 
Katholiken zu halten, der sich dafür ausgibt. Das allg. Landrecht 
stellt vielmehr ein anderes untrügliches Merkmal auf, aus dem dies 
mit Sicherheit zu ermitteln und zu erkennen. 

Dies sind, wie erwähnt, die Statuten, die Verfassung der Kirche. 

Sind nun nach A. die wesentlichsten Merkmale, welche statu- 
tenmässig die katholische Kirche von anderen Kirchen unterscheiden, 
bei den »Altkatholiken« nicht zu finden, 

Ist nach B, die unter Yerwaltung des Papstes und der Bi- 
schöfe stehende Kirche nicht blos im Besitz aller jener Merkmale, 
sondern auch vor wie nach dem Concil als die katholische Kirche 
nicht blos vom Staate, sondern auch vom Landrecht ausdrücklich 
anerkannt, 

Sind endlich die »Altkatholiken« aus dieser Kirche nach G. 
nicht blos statutenmässig und daher auch nach dem Landrecht rechts- 
gültig ausgeschlossen: sondern auch nach §. 42. 1. c. als freiwillig 
ausgetreten zu betrachten, so können auch weder sie als Mitglieder, 
noch ihre Geistlichen als Lehrer, Professoren, Priester, oder gar Bi- 

Arcliiv fflr Kirchenrecht. XXXI. ' 17 
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Jeder im Begriffe steht, seine eigene Kirche zu gründen, 
glieder der katholischen Kirche zn erklären, and die alte! 
katholische Kirche dadurch auf einmal zum Tummelplatz al 
liehen Anschauungen und Einrichtungen zn stempeln, im C 
Ton dem, was sie ist. 

Sie ist nämlich ihrem ganzen Wesen, ihrer ganzen Eil 
nach die, welche am meisten unter allen Kirchen nach Eil 
Gleichmäasigkeit auf dem ganzen Erdboden strebt, welcl 
auch in den Bischöfen mit dem Papst an der Spitze, nnt 
diesen übertragenen Schiedsgerichte vollständig die Mittel i 
dazu hat , die zur Aufrechthaltung dieser, Einheit von j 
widerstrebenden Elemente ausgeschieden hat, und in Ausfüli 
letzten noch so wichtigen Gebetes des Herrn um Einheit 
Kirche, wie er und der Vater eins seien, und des darin 
Befehls an die Apostel, worauf sie ihre Aufmerksamkeit zi 
auch fortwährend aussei) Hessen mnss. 

Pur solche Elemente, wie die »Altkatholiken* sie c 
ist in der katholischen Kirche kein Baum. 

Nach den Statuten der katholischen Kirche wie nach d 
recht, welches jene der Beurtheilung zu Grunde gelegt wi 
haben sie aufgehört, Mitglieder der katholischen Kirche zu 
können sie daher auch nach den Landesgesetzen als eok 
ferner in Betracht kommen. 
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und von S. 340 — 428 mit 31 Actenstücken belegte, die s 
als jede Erzählung sind, Actenstücke, auf welche auch Hi 
Sicherer au verschiedenen Stellen seines Buches Rücksi 
wenn er auch auf andere Resultate kommt als die sind, 
er bei unbefangener Prüfung hätte kommen müssen, ResuItE 
Beiniger als Historiker mit den Worten bezeichnet: 

»Man konnte bei diesem Vorgehen die Absicht nie 
nen, dem Diocesanbischofe allen Einflnss bei Besetzung 
Pfründen zu entziehen, das hierarchische Band zwischen E 
Klerus zn losen, und auf die Bildung der Alumnen im S 
einer der katholischen Kirche ungünstigen Richtung einz 

Georg Carl von Fechenbach , obwohl seiner fürstlic! 
und Gewalt entkleidet, konnte als Bischof der katholiscl 
bei diesen Verletzungen seiner Rechte nicht ruhig zusehen 
testirte gegen die Eingriffe in Beine Diäcesan-Jurisdiction 
suchte es im Pflichtgefühle seines bischoflichen Amtes, auf : 
Wege, durch Umsicht und Klugheit und mit Gründen ei 
fernen und unbefangenen Politik, dem weiteren Vorscb 
weltlichen Macht auf dem GeMete des Kirchenregiments 
thun, dieselbe von ihren feindlichen Gesinnungen gegen < 
ung der bischöflichen Befugnisse abzubringen , und eine 
gung über den bischöflichen Wirkungskreis mit der landes 
Regierung herbeizuführen. Er hatte zn diesem Zwecke ; 
geistlichen Räthen eine eigene Commission niedergesetzt, 
Aufgabe hatte, die fragliche Verständigung anzubahnen ui 
verausserlichen Rechte des Diocesanbischofs zu wahren. 
stand an der Spitze der Commission und leitete die Terhai 



gustin er- Gymnasiums zn Münnerstadt. 178(1 Dortor der Philosoph 
berg, trat er 1781 am 15. Dec. in das Würzburger Kl erical- Seminar, 
1. Sept. Licentiat der Theologie und am 23. Sept. desselben Jah 
Caplan in Ebers, and später in Amstein. Vom Fürstbischof Franz '. 
als Snbregena des Klerical-Seminars nach Worzburg berufen, wurde 
9. Hai Dootor der Theologie, im Mai 1792 Canonicus des Collegial 
raünster in Worzburg, 1795 Professor der orientalischen Sprachen 
eiegese an der theologischen Facnltät, sowie 1799 Segens des El 
nars and wirblich geistlicher Bath, zum Weihbischof ernannt am 21 
und am 28. Oct. consecrirt als »Episeopua Hippensia« ward er z-ugle 
der geistlichen Regierung. 1814 Bitter des Verdienstordens der 
Krone nnd ernannter Bischof Ton Speyer 1817 starb er am 18. Dt 
Jahres. Vgl. Ruland, Series et ritae Professornm Sb. Theologi 
1885. S. 201—204. Reininger, a. a. 0. 8. 292-339, womit zn 
Maitiaux, Lite tat orzeitung für katholische Beligionslehrer. Nennte 
1818. 1. Bd. g. 156-160. Zehnter Jahrg. 1819. Landshnt. 2. Bd. t 
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Der Kampf um diese uerecnisame war seit mai ieuo scmm 
heftig entbrannt. In den Monat August fallt nun die üebergabe 
der vorliegenden Arbeit des Weibbischofs Zirkel: ^Aphorismen 
über das Verhältiss des Staates und der Kirche,« welche er mit 
einem Schreiben vom 1. August 1803 gleichsam als vermitteln wol- 
lender Privatmann dein damaligen cburförstlichen General-Commis- 
s&r des Main-Kreises und nachherigen Minister Karl Friedrick 
Graf von Thürheim ') abermachte. Es ist von grossem Interesse 
die Anschauungen Zirkels, welcher, nie Sicherer sich S. 39. aus- 
druckt »für den Fürstbischof im publicistischen und literarischen 
Kampf die Feder führte,« offenbar von Thürheim um Mittheilung 
derselben ersucht, im ersten Momente der beginnenden Zerstörung 
des Bestehenden kennen zu lernen , am so mehr als derselbe als 
eine ehrene Mauer und als der »praeliator Domini« im katholischen 
Deutschland mit Recht galt und als derselbe für Verteidigung- des 
kirchlichen Rechtes bis zum letzten Lebensaugeublicke unermüdlich 
war. Dafür zeugt sein Kampf mit dem Würzburger Canonisten 
Professor (und Landesdirectionsrath Johann Philipp Gregel 7 ) über 

1) Heber Karl Friedrich Graf von Thürheim, geboren am 14. Min 
1T6S, welcher ab der oberste roforrnirende Verwaltnngsbeamte in das mediati- 
wrte und aäculariairte Franken gesetzt wurde, dem als Secrotär der nachmalige 
Staaterath von Stürmer tu Seite stand, steht fest, dass er für seine Pen« 
wohlvollende und friedfertige Gesinnungen hegte. Er ward später Staatsmi- 
nirter, wurde beim Regierungsantritt Königs Lndwig I. in den Ruhestand ver- 
netzt und starb am 10. November 1852 in Anabach. 

2) Johann Philipp von Gregel, geboren 1750 am 7. April in PrSls- 
dorf in Unterfranken , erhielt seine Gyranasialbildung bei den Jesuiten, trat 
bereits im Jahre 1767 in das Würzburger Ktericalsetninar ein, wo er auch die 
Rechte studirte und wurde am 10. April 1778 Priester, nahm alsbald eine Hof- 
meisterstelle bei einem jungen Grafen von Schenk an, ging i. J. 1774 mit 
diesem auf Reinen und hielt sich zwei Jahre in Nancy, zwei Jahre in Gottingen 
und l 1 /! Jahr in Mainz auf, wo er 1787 als Doctor beider Rechte promovirte 
und hiehei eine werth volle Abhandlung: De juribus nationi Germaniae ex ae- 
ceptatione deeretorum Basüieneium quaesiti«, per concordata Aschaffenbnrgeniia 
modificatis aut stabüitis. Moguntiae 1787. 4. veröffentlichte. In eben diesem 
Jahre wurde er zu Wirzhorg Bibliothekar nnd Professor eitraordinarius des 
Kirchenrechts ; 1791 am 19. Hat erhielt die er ordentliche Professur desselben nnd 
das mit ihr verbundene Canonicat im Collegiatetiite Hang, ward 1803, 9. Hai 
chnrfurstlicher Landesdirectionsrath, 1814 ßegierungsrath und Referent in Kir- 
chensachen, wo er 182S in den Ruhestand trat, jedoch noch das seltene Alter 
von 91 Jahren erlebte und 1841 am 2. Januar starb. Vgl. Neuer Nekrolog der 
Deutschen. Neunzehnter Jahrgang. 1841. §. 41—42. Gregel, den der Hittheiler 
obiger Aphorismen noch genau kannte, seinem Aeussern nach eine hohe maje- 
stätische Figur, war ein äusserst ruhiger stiller und bescheidener leidenschafts- 
loser Mann! 
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das landesherrliche Patronatsrecht *), dafür sein Schwanenlied, welches 
er in seiner letzten ohne seinen Namen herausgegebenen und Epoche 
machenden Schrift: >Die deutsche katholische Kirche, oder Prü- 
fung des Vorschlages zur neuen, Begründung und Errichtung der 
deutschen Kirche. Deutschland 1817* (d. i. Prankfurt a. M.) IX. 
und 195 S. 8. angestimmt hatte, eine Schrift, welche er der gleich- 
falls anonym erschienenen Schrift des Domherrn und Constanz'schen 
Generalvicars und Vertreters des Primas Carl von Dalberg, -— Ignaz 
Heinrich von Wessenberg: »Die deutsche Kirche. Ein Vorschlag 
zu ihrer neuen Begründung und Einrichtung. Im Aprü> MDCCCXV.* 
68 S. stark, entgegensetzte, eine Schrift Zirkels, welche im katho- 
lischen Lager mit Jubel aufgenommen und vielfach in den Organen 
desselben in Auszügen verbreitet wurde 2 ). 

Blickt man auf den Inhalt dieser Aphorismen, welche in einer 
Zeit niedergeschrieben wurden, die allerdings manche, ja viele Aehn- 
lichkeit mit der heutigen hat, in der die moderne Gesetzgebung das 
alte kirchliche Kecht mit Fassen tritt, so muss man eingestehen, 
dass der streng kirchliche Weihbiächof Zirkel, der einet der Glanz- 
punkte des damals ob seiner wissenschaftlichen Bildung , ruhigen 
Denkweise und seelsorgerlichen Thätigkeit hochgerijhmten »Fürst- 
bischöflichen* Klerus war, allerdings bis an die Grenze des Erlaub- 
ten ging, theilweise sich aber einer Sprache bediente, durch die er 
den Tendenzen der Regierung entsprechen zu können glaubte, wenn 
er z. B. §. 5. »die Kirche zum Behufe der höheren Zwecke der Re- 
gierung eine höhere Polizei- und OuUur-AnstaU zur Verhütung der 
Verbrechen und Handhabung guter Sitten nennt, welche auf. die 
bürgerliche Erziehung des Volkes und die Beförderung der Huma- 
nität mächtig einwirke u. s. w., eine Definition, die allerdings weit 



1) Sicherer stellt §. 39—41 diesen Streit dar, wenn er aber von Gregel 
schreibt: »Johann Philipp Gregel, vordem Capitular des Collegiatstiftes zu 
Hang, welchem der Fürstbischof die weihbischöfliche Würde zuerst, jedoch 
vergeblich angeboten hatte, so lautet der Satz gerade so, als oh der Fürst- 
bischof ihn durch dieses Anerbieten für seine Sache hätte gewinnen wollen. 
Allein als der Weihbischof Fahrmann 1802 am 6. Februar starb, ahnte noch 
Niemand den Sturm, der über die Frankische Kirche in Jahr und Tag herein- 
brechen würde, eben so wenig als Jemand vermuthen konnte, dass Gregel, dem 
jedes ehr- und geldsüchtige Streben ferne lag, so eigentümliche, ja unglaub- 
liche Stellung einnehmen würde, die er f actisch, obschon einer der grösstcn 
Canonisten seiner Zeit, plötzlich einnahm. 

2) Vgl. Becension der Schrift in Felder' s Literaturzeitung. Achter Jahr- 
gang. 1817. 3. Bd. S. 404—416. Auszüge: Bd. 4. S. 122, so wie in spateren 
Banden. 
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als einer der tiefsten Denker im Fränkischen Elens galt , veranlasst, 
ihr seine Meinung bezüglich der Begründung dieses Kechtes auszu- 
sprechen. • Metz genoss allgemeine Achtung und eben solches Ver- 
trauen, welches nicht besser bezeichnet werden kann, als solches 
selbst noch 30 Jahre später in einem Elogium bezeichnet wurde: 
> Andreas Metz . . . hodiedura Philosophiae in Alma Julia Professor p. o. 
quo munere per quadraginta annos et amplius fungitur. Millia virorum, 
inter quos, si eruditionem spectaveris, doctissimi, si munera, qnibus 
funguntur r amplissimi *) , gratulantur sibi, verae. et solidae Philo- 
sophiae — a phantasticis nugis omnino alienae — praeceptis se 
imbutos esse a tali magistro; a suis Principibus semper magni 
habito, quem totius Academiae Juliae ornamentum merito dixeris.« 
Und wirklich deducierte dieser Philosoph, obschon katholischer 
Priester und Doctor der Theologie, mit dem canonischen Rechte 
wohl vertraut, von dem Begriffe seiner Eirche als einer göttlichen 
Stiftung und ihrem Rechte gänzlich absehend und lediglich auf 
seinen kantischen Principien fussend, in einer Arbeit, überschrieben: 
> Aphoristische Deduction des Landes-Herrlichen Rechtes, die Pfarren 
zu begeben* dieses Recht haarscharf und in einer Weise, nach 
welcher auch der letzte freie Hauch der Eirche hätte ersterben 
müssen, wenn man die Consequenzen zieht, die in seiner Deduction 
liegen. 

Wir theilen auch diese als Beweis mit, wohin selbst die scharf- 
sinnigsten und wohwollendesten Männer, wie Professor Metz ein 
solcher wirklich war, gerathen können, sobald sie um ihrer Theorien 
willen den kirchlichen Felsen, auf dem man allein fest und üner- 
schütertlich zu stehen vermag, auch nur einmal augenblicklich ver- 
lassen und ihre eigene Stellung einnehmen wollen. 

Aus dieser Deduction, nach welcher sich auch die preussischen 
Kirchen gesetze vortrefflich rechtfertigen lassen würden,, obschon der 
Glaube sein Anathem über selbe stets aussprechen wird, mag man 

Professor der Philosophie, Physik und Mathematik am Gymnasium zu Würz- 
burg und nachdem er noch die theologische Doctorwür de 1798 verliehen er- 
halten hatte, im Jahre 1799 Professor der theoretischen und praktischen Phi- 
losophie an der Universität, die er dort bis zum Wintersemester 1834 lehrte, 
in welchem er seine Vorträge auf allerhöchsten Befehl von nun an auf Mathe- 
matik beschränken musste. Er starb an seinem Geburtstage, dem 7. December 
1839, nachdem er 45 volle Jahre als academischer Lehrer thätig gewesen war 
und zahlreiche Schriften veröffentlicht hatte. Als Logiker wurde Metz, dem 
mit ihm in derselben Facultät und gleichzeitig (1803—1806) lehrenden Pro- 
fessor Schelling weit vorgezogen. Man vergleiche: Neuer Nekrolog der Deut- 
schen. Achtzehnter Jahrgang. Weimar 1842. Bd. 1. S. 55. 



noch war es immer schwer zu finden, wie und wo, nach welcher 
Richtung, mit welchem Ansehen, unter welcher inneren Ordnung 
und mit welcher Ausgleichung der äusseren Verhältnisse er wir- 
ken soll. 

Eine neue Schöpfung der politischen Welt beginnet, und jeder 
Vernünftige sieht es ein, dass auch die Kirche sich, um darin zu 
bestehen und mit Ehre und Nutzen zu wirken, eine neue Umgestal- 
tung geben müsse. "Es ist ein Glück für den dahiesigen Klerus, 
dass seine Angelegenheiten einem weisen Staatsmanne, der immer 
nur auf den Grund des Rechtes und der physischen und moralischen 
Naturgesetze aulbauet, anvertraut wird. 

Ich schrieb keine Apologie der bischöflichen Rechte, um den 
Bischof gross und machtig zu machen, sondern ich dachte nur 
immerbin unter diesem Namen an die kirchliche Gewalt überhaupt, 
wo sie immer residirt. Auch liess ich mich selten in die Grundsätze 
der Decretalen ein, sondern hatte einzig das Verhältnis^ der Kirche, 
als einer besonderen Gesellschaft zu dem Staate im Auge und zog 
dabei die Gründe einer unbefangenen Politik zu Rathe. Schrieb ich 
hie und da categorisch, so geschah es des Stiles und der Puncta- 
tionsform des Aufsatzes wegen. 
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Die Hierarchie in ihrer Allgewalt kehret nie mehr zurück. 
Der Weltgeist hat dieses Product, in welchem er sich einst sowohl 
gefallen hatte, nachdem es bis zur höchsten Vollkommenheit aus- 
gebildet war, verlassen. Die Aufklärung des Zeitalters hat ihr nicht 
nur einen unübersteiglichen Damm entgegengesetzt, sondern sie auch 
in ihren Principien so geschwächt, dass sie vielmehr von Seite des 
Staates aufrecht erhalten werden muss. Denn es muss doch immer 
unter dem Volke eine heilige Macht, wie das Gewissen im Menschen 
erhalten werden, um den menschlichen Leidenschaften ein Gegen- 
gewicht zu geben, welches sie beschränkt und auf dem Druck und 
Gegendruck dieser beiden Elemente und der Vereinigung derselben 
in dem dazwischenliegenden Punkte der Vermittlung das Wohl der 
bürgerlichen Welt zu gründen. 

Auch war die Hierarchie nie mächtig in dem eigentlichen 
clerus curatus, der zu sehr vereinzelt ist, sondern in den Capitula 
und den Mönchsorden, worin sich die Kräfte mehr concentrirt hat- 
ten, um von jener Seite durch Beichthum und Ansehen und von 
dieser durch die in Bewegung gesetzte Masse des leichtgläubigen 
Volkes unterstützt zu werden. Dies ist nun alles nicht mehr. 

Ich lege die Angelegenheit des dahiesigen Diöcesanklerus in 

deu Händen Eurer Excellenz nieder, unter der Versicherung, dass 

sich derselbe der Regierung um so mehr empfehlen wird, als er 

Gelegenheit erhält, zum öffentlichen Wohle beizu wirken, und verharre 

im tiefen Kespect 

Ew. Excellenz 

unterthänig gehorsamster Diener 

Gr. Zirkel. 
Würzburg, den 1. August 1803. 

II. Weihbischof ZirkePs Skizze des Entwurfs über das Verhältniss der 

Kirche zum Staate. 

Allgemeine Grundsätze. 

Rechte des Staates. Die Negativen fliessen ex iure supremae 
inspectionis , und sind das ins cavendi und placeti regii, 1. 2. 3. 
Die Positiven fliessen ex iure protectionis et advocatiae, 4. Ein 
Ausfluss davon ist das Recht zu verlangen , dass die Kirche ihrer 
Bestimmung mit Eifer nachkomme, 5 — und daher das ius refor- 
mandi, 6. 

Die Rechte der Kirche sind das Recht zu sein , 8 — frei und 
unabhängig zu sein, 9— sich zu organisiren, 10 — daher das sa- 
crum imperium, 11 und die damit verbundenen Rechte der Verwal- 
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abung der allgemeinen Kirchen geböte, 29. Die 
ren Gottesdienstes und die Bestimmung seines 
inneren, 30a. erwünschlicne Rücksprache d« 
fTenden Abänderungen, 30b. Allgemeine Be- 
uche Aufsicht auf Reinheit der Lehre, 31. und 
ponscultus betr. 32. 

In Rücksicht auf den Klerus. 
:■ bischöflicher Klerus, 33. Das Recht des Bi- 
nnd in Amtsverrichtungen zu leiten, 34. Die 
ariuius in seiner Verfassung, 35. Die modifi- 
Candidaten, 36. Der Erziehnngsplan und der 
ieaherrn zu erstattende Bericht, 37. Die An- 
:r, 38. Die Anweisung der Capläne und Coo- 
)io klericalische Tracht, 41. Die Maxime, die 
<r nicht von einem Concurse, sondern von den 
n zn lassen, 42. Das jus liberae collationis, 43' 
nd Permutationsf&lle, 44. Die bischöfliche and 
tzung, 45. Das bischöfliche ins visitandi, 46. 
Bischöfliches Strafrecht in Amtsvergchnngen, 46. 
'irchenstellen, 49. 
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C. In Rücksicht des christlichen Volkes. 

Schutz des Lehrstandes in der ihm gebührenden Achtung und 
Folgsamkeit, 50. Das Ermahnungs - und Bestrafungsrecht, 51. 
Unterstützung landesherrlicher Seits, 52. und endliche Ueberlassung 
der weltlichen Behörde, wenn kirchliche Warnung nicht fruchtet, 53. 
Der Unterricht der Kinder, 54. Aufsiebt über denselben in der 
Schule, 55. Bemerkung über den Versuch, die natürliche Religion 
in den Schulen einzufuhren, 56. Bischöfliches Interesse bei Anstel- 
lung der Schullehrer 57. 

I). In Bücksicht auf den Ort der christlichen Zusammenkunft. 

Bürgerliche Heiligkeit der Tempel, 58. auch bei Aufhebung 
des iuris asyli, 59. Das pfarrliche Recht, die gute Ordnung in der 
Kirche zu unterhalten, 60. 

E. In Rücksicht auf den geographischen Umfang und die Einthei- 

lung der Diöcese. 

Die Grenze der Diöcese, 61. Eintheilung- in Decanate, 62. 
Errichtung der Pfarreien, 63. Veränderung der Grenze eines Pfarr- 
spieles in Uirions- und Dismembtationsfällen, 64. 

F. In Rücksicht auf kirchliche Beneficien. 

Die Bestimmung der mensa Episcopalis und der kirchlichen 
Beneficien, 65. Provisorische Verfügung in Bücksicht der ersten, 66. 
Die Erhaltung der Pfarren und Beneficienfundationen, 67. Bestim- 
mung der congrua, 68. Erwünschliches Surrogat für die iura sto- 
lae, 69. und die Erhöhung des Caplangehaltes, 70. Bestätigung 
des von Julius dem Seminarium verschaffter und neu regulirter 
Fonds, 71. Der vom Landesherrn gnädigst zu ertheilende titulus 
mensae, 72. Sorge für kranke Capläne, 73. Pflege ausgearbeiteter 
Seelsorger, 74. Ein Correctionshaus, 75. 

Bedingungen, um ein kirchliches Beneficium zu erhalten. Die 
Maxime der Anciennetä sollte allgemein gelten, jedoch mit Aus- 
zeichnung besonderer Verdienste, 76. Bestimmung der einfachen 
Beneficien, 77. Fernerer Besitz der Clerisey von den bisher be- 
sessenen Pfarren, 78. Weniger kostspielige Präsentation, 79. Be- 
streitung der Aufzugskosten, 80. Die Einnahmen der Commenden- 
Gelder, 81. 

G. In Rücksicht des Klerus zum Staate. 

Bestimmung dieses Verhältnisses, 82. Modificationen , welche 
noth wendig oder nützlich scheinen, 83. Grund der Immunität, 84. 
und anderer Privilegien, 85. Gründe für die Beibehaltung eines 
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und das Wohl des Staates nicht nur nicht gefährdet werden, son- 
dern sie umss sich auch den Gesetzen unterwerfen, und kann keine 
öffentliche Anstalt treffen, ohne die Genehmigung der Regierung er- 
halten zu haben. Die Regierung hat demnach das jus supreraae 
inspectionis über die Kirche, ne res publica detrimentum patiatur — 
sie kann und darf verbieten, was dem gemeinen Wesen nachtheilig 
ist, jure cavendi, und kirchliche Verordnungen und Anstalten, welche 
in die bürgerlichen Verhältnisse eingreifen, erhalten erst durch 
landesherrliche Genehmigung ein legitimes Dasein (jure placet 
regii). Dieses sind die negativen Rechte der Regierung in Rück- 
sicht der kirchlichen, wie jeder andern im Staate sich bildenden 
Gesellschaft. 



4. Da indessen selbst der Regierung unendlich viel an der j 

Cultur der Sittlichkeit und Religiosität des Volkes gelegen ist, und j 

sie sich aus eigenem Interesse bewogen fühlen würde, eine Kirche ^ 

zu stiften, wenn noch keine vorhanden wäre ; so duldet sie die Kirche 
nicht nur, sondern sie ertheilt ihr auch ihren Schutz. Sie gewinnt 
durch die öffentliche Huldigung, welche sie in Aufrechthaltung dieser 
Anstalt der Moral und Religion leistet, das Zutrauen der Unter- 
thanen, und erleichtert sich die Erreichung ihres Zweckes. Sie hält 
durch dieses Mittel Aberglauben und Sittenlosigkeit ab — wirkt 
mit sicherem Erfolge auf die öffentliche Meinung, auf die Erziehung 
und Sitten ein — verhütet bürgerliche Verbrechen in ihrem Ent- 
stehen — versichert sich der Festigkeit und Heiligkeit des gesell- 
schaftlichen Grundvertrages, und flösset den Bürgern zum Behufe 
des öffentlichen Verkehres Treue' und Glaube zu einander ein. Sie 
verhasset durch die Macht, welche die religiösen und sittlichen Ideen 
auf das menschliche Gemüth haben, den Gesetzen auch im Verbor- 
genen Gehorsam, und da, wo die Strafe nicht hinreicht — hilft 
durch den Eid der Handhabung der Gerechtigkeit nach, und heiligt 
die Ehe zur Sicherheit und Befestigung der häuslichen Gesellschaft, 
welche die Basis der Bürgerlichen ist. Dieses hohe Interesse legt 
der Regierung das jus protectionis et advocatiae bei. 

Vermöge dieses Schutzrecbtes hält die Regierung die Kirche 
gegen Angriffe sicher, handhabt ihre Rechte, und hält die Kirchen- 
genossen an, folgsam den von ihr bestätigten Kirchengesetzen zu 
sein. Vermöge desselben Rechtes drückt sie aus allgemeinem Staats- 
interesse die Eifersucht zwischen verschiedenen Kirchen nieder, und 
ordnet ihre Verhältnisse unter sich und zu andern gleichartigen An- 
stalten des Staates. . Sie machet auch die äussere Kirchenverfassung 
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in wiefern es ohne Kränkung ihrer Grundverfassung geschehen kann, 
den übrigen Staatseinrichtungen anpassend. 

5. In dieser Hinsicht wird die Kirche zam Behnfe der höhe- 
ren Zwecke der Regierung eine höhere Polizei- and Culturanstalt 
zur Verhütung der Verbrechen und Handhabung guter Sitten, and 
wirkt auf die bürgerliche Erziehung des Volkes, nnd die Beförderung 
der Humanität mächtig ein. Daher das Becht der Regierung, von 
der Kirche zu verlangen, dass sie den Zweck der sittlich •religiösen 
Bildung des Volkes, welchen sie sich vorgesteckt hat, mit Treue and 
Eifer verfolge, und ihrem Bemühen eine dem Staatsinteresse paral- 
lele Richtung gebe , jedoch obne ihrem Hauptzwecke zu nahe zu 
treten, oder sich selbst Gewalt anzuthuen. 

Daher z. B. die gerechte Aufmerksamkeit der Regierung auf 
den kirchlichen Unterricht, und auf die Bildungsanstalten des Lehr- 
standes u. dgl. Diese beiden Rechte , das jus advocatiae und das 
Recht auf die Erreichung des Kirchen Zweckes zu dringen, machen 
das positive Recht der Regierung circa sacra , den von Constantin 
sogenannten Episeopat ausser der Kirche, aus. 

6. Aus diesem Rechte geht dann auch das Recht hervor, auf 
die Abschaffung der dem gemeinen Wesen nachtheiligen Missbräuche, 
oder die Einführung neuer, dem Zeitbedürfnisse gemässer Anstalten 
anzufragen. 

7. Diese Grundsätze gelten, es mag eine Kirche sich auf 
Offenbarung gründen, oder nicht. Dagegen hat aber auch die 
Kirche ihre bestimmten Rechte. 

S. Die Kirche hat das Recht zu sein, d. i. ohne zn unter- 
drücken, kann den Bürgern das Recht nicht genommen werden , im 
Staate zur Beförderung der sittlichen Zwecke der Menschheit eine 
.Kirche zu bilden. 

9, Sie hat das Recht frei und unabhängig zu sein, d. i. ihre 
sittliche und religiöse Ueberzeugung, ohne vom Staate eine Vor- 
schrift anzunehmen, in einem kirchlichen Symbole auszudrücken, und 
ihre Gottesverehrung darnach einzurichten. 

So wenig Religion und Moral das Recht unterdrücken dürfen. 
so wenig darf aber auch das Recht der Moral und Religion Gewalt 
anthun. Alle diese Begriffe , wenn sie gleich einander modistiiren. 
sind dennoch unabhängig von einander, und sonach sind es auch in 
einem gewissen Sinne die gesellschaftlichen Institute, welche auf 
ihnen errichtet sind. Wenn einst die Religion das Recht, und den 
bürgerlich rechtlichen Zustand der Menschen in ihre Sphäre sog, 
und eine Theokratie stiftete, so war dieses unstreitig ein Irrthum; 
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aber verzeihlich, weil er aus der Unwissenheit hervorging, und auf 
einer gewissen Stufe der Menschheit sogar natürlich ist. Wollte 
aber heute zu Tage das Recht die Moral und Religion in ihr Ge- 
biet ziehen, und über sie eine Herrschaft ausüben, welche ihm nicht 
zukommt, so würde dieses bei unserer mit Recht gepriesenen Auf- 
klärung noch weit unverzeihlicher sein. Der Ausspruch der Ge- 
rechtigkeit gilt auch hier: suum cuique. 

Die Kirche stellt das Gewissen des Staates vor, sie muss also 
auch frei, wie das Gewissen sein. Wie sich das Gewissen keine 
Grundsätze kann aufdringen lassen , welche die seinigen nicht sind : 
wie es kein Interesse , welches ihm Jremd wäre , anerkennen kann ; 
so darf auch der Kirche weder die gesetzgebende, noch die execütive 
Gewalt des Staates zu nahe treten. 

Die innere Gesetzgebung hat ihre eigene, im Himmel verbor- 
gene Quelle, und die Tugend und Religion vertragen durchaus kei- 
nen Zwang. Die Regierung wird demnach, wo sie es für nöthig 
findet, das Gewissen der Menschen, und was es mit sich, wenngleich 
wenig, verbunden hat, nur mit der sanftesten und schonendsten Hand 
berühren dürfen, und auf dasselbe nur auf die entfernteste Weise 
einwirken müssen. Diese Maxime räth, so rechtlich sie an sich ist, 
selbst die Politik an. Ich setze die Vergleichung fort. Wie das 
Gewissen im Menschen, so ist die Kirche ein verborgenes Ressort 
im Staate und muss es bleiben. Das Gewissen verliert sein Ansehen, 
seine Macht, sein Vertrauen, wenn es durch irgend eine Gewalt ge- 
zwungen wird, zu sprechen und zu handeln, wie es sich überlassen 
weder sprechen noch handeln möchte : Es ist das Gewissen nicht mehr, 
und so ist die Kirche die Kirche nicht mehr, wenn der Staat sie 
beherrscht; sie hört auf, sich und ihm zu den beabsichtigten Zwecken 
nützlich zn sein. 

Dabei ist es ein Axiom der Staatsklugheit, den Menschen et- 
was frei zu lassen. Bleibt ihm die freie Bewegung einiger Glieder, 
so erträgt er die Fesseln an den übrigen. Geradeso verhält es sich 
hier. Wird ihm die kirchliche Freiheit gegönnt, so entschädiget 
er sich damit für den in den rechtlichen Verhältnissen erlittenen 
Verlust derselben. Aber das Binden aller Glieder verträgt der 
Mensch nicht. Was hilft es auch freien Willen zu haben, ohne ihn, 
bei der verhinderten Bewegung eines jeden Gliedes, äussern zu kön- 
nen? So frommt es nicht, Religions- und Gewissensfreiheit in sich 
selbst zu haben, wenn es nicht zugleich erlaubt ist, sie in äusseren 
Verhältnissen frei ausdrücken zu dürfen! 

Die negativen Rechte des Staates sind die einzigen, welche 

Archiv fflr Kirchenreeht XXXI. lg 
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aller dieser Rechte zu kennen, um ihren wahren Sinn nicht zu ver- 
lebten, und davon gegen die beste Absicht keine nachtheilige An- 
wendung zu machen. Es ergibt sich hieraus von selbst , welchen, 
schonenden Gebrauch die Regierung von allen diesen Rechten, be- 
sonders den letzteren, machen müsse, um das Ansehen und die Ge- 
walt des rechtmässigen Kirchen-Senates nicht zu schwächen. Ist sie 
in der letzten Eigenschaft als Anwalt und Schirmvogt des Volkes 
befugt, die Rechte der kirchlichen Gemeinde zu verwahren, und die 
Macht des Senates oder des Episcopates innerhalb den Grenzen einer 
weisen Mässigung zurückzuhalten , so darf auch diese Rückwirkung 
jenen Punkt nicht überschreiten , über welchen hinaus jene Macht 
ihres Ansehens beraubet, und die kirchliche Gesellschaft der Anar- 
chie preisgegeben würde. Die Staatsgewalt darf durchaus nicht der 
Kirchengewalt unterschoben werden. Salus Ecclesiae snprema lex esto 
im Gebrauche des landesherrlichen Rechtes circa sacra. 

Das christliche Oberhirtenamt mit den daraus fliessenden Rechten. 
A. In Rücksicht auf Religionslehre und Gottesverehrung. 

16. Das Christenthum hat allein unter allen Religionen unter 
die Gegenstände der Gottesverehrung den öffentlichen Unterricht und 
die Erbauung im Worte Gottes mit aufgenommen, 

17. -Seine Religionshandlungen stehen in der innigsten Vor- 
bindung mit der Lehre und sind eigentlich die Uebung derselben in 
der That, oder der praktische Theil der Religionslehre. So die Taufe, 
die Firmung, die Buse, die Feier des Abendmahles. 

18. Das Christenthum hat demnach ursprünglich und zufolge 
göttlicher- Einsetzung einen Lehrstand, und eben darum, weil die 
Feier des Abendmahles als des erhabensten sittlichen Opfers seines 
Stifters den Inbegriff aller Lehren und den feierlichsten Ausdruck 
einer sittlichen, auf die Beförderung des allgemeinen Menschenwohles 
hingerichteten Gottesverehrung enthält, einen Priesterstand , welcher 
darum geistlich heisst, weil er vermöge seines Amtes verpflichtet ist, 
nach dem Geiste, der sittlich-religiösen Lehre, welche er prediget, 
zu wandeln. . 

19. Da dieser Lehr» und Priesterstand nicht bestimmt ist, 
nur gemeinhin zu lehren, und das heilige Abendmahl zu feiern, 
sondern die Menschen auch zugleich zur Tugend und Frömmigkeit 
praktisch anzuweisen, Versuche der Besserung an den aus Schwäche 
rückfälligen zu machen, die Lasterhaften von der Gemeinde anszu- 
scbliessen, der Einfuhrung falscher Lehre und dem Sittenverderbnisse 

18* 
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25. Oeffentliche Gebete und Gesänge machen auch einen Theil 
des christlichen Gottesdienstes ans. Die Auswahl und Anordnung 
derselben, ihre Bestimmung rücksichtlich des Inhaltes und der Form 
ist ebenfalls bischöflich. Der Druck liturgischer Werke, sowie über- 
haupt der Druck solcher Schriften, welche zum Gebrauche der 
kirchlichen Gemeinde oder zürn Gebrauche der Religionslehrer in 
ihren Amtsverrichtungen bestimmt sind, unterliegt daher der bischöf- 
lichen Prüfung oder Censur. 

26. Das Christenthum feiert den Sonntag und hat sich auch 
das Andenken der Hauptbegebenheiten seiner Stiftung zur Feier 
bestimmt. Die bürgerliche Feier dieser Tage bestellt in der Ent- 
haltung von den Geschäften des alltäglichen, dem Erwerbe gewidmeten 
Lebens. 

WertÄ also gleichwohl diese Tage, Tage der Kühe und der 
Erholung sind; so werden doch Zusammeuberufungen , öffentliche 
Aufstriche, Tähee und Lustbarkeiten nur erst nach geendigtem Pfarr- 
Gottesdienste gestattet werden. 

27. In Fällen der Noth und des allgemeinen Bedürfnisses, wie 
z. B. zur Erndte- oder Weinlesezeit wird das weltliche Amt dem 
Pfarrer die Noth wendigkeit bezeugen, und dieser den Gottesdienst 
abkürzen, oder zu einer bequemeren Stunde abhalten; diejenigen 
aber, welche rechtmässig verhindert sind, von der Pflicht lossagen. 

28. Der Geist des Gebetes und der Buse ist dem Christenthum 
eigen. Daher die Abstinenz- und Fasttage, um diesen Geist der 
Buse und der Yerläugnung seiner selbst zu unterstützen. Auf den 
Antrag der Regierung wird jedoch die bischöfliche Dispensation 
ertheilet, oder nach gemeinschaftlicher Verabredung eine schickliche 
Modification getroffen werden. 

29. Die Beobachtung' der Kirchengebote wird auf Anrufung 
des Bischofes mit Nachdruck gehandhabt , zufolge des Grundsatzes, 
dass jeder Unterthan, um das Vertrauen der Regierung zu besitzen, 
Glied einer Kirche sein , und wer sich zu einer Kirche bekemet, 
ihren Geboten auch nachleben müsse. 

30. Die Anordnung des äusseren Gottesdienstes und die Be- 
stimmung des Verhältnisses desselben zu den innern, um diesen durch 
jenen zu beleben und zu befördern, stehet dem Hirtenamte zu. 
Sollte jedoch die Regierung in irgend einem Theile des öffentlichen 
Cultus eine Abänderung wünschen, so wird sie ihre Wünsche mit 
Beweggründen unterstützt, an die bischöfliche Stelle gelangen lassen, 
welche alsdann die erspriesslich befundene Abänderung entweder 
selbst vornehmen, oderjihre andern, vielleicht modificirten Vorschläge, 
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Bischöfe kommt sonach das Recht zu, seinen Klerus zu bilden, und 
in Amtsverrichtungen zu dirigiren. 

35. Kann ich nach reifer Ueberlegung und nach meinen 12 
Jahren hindurch gemachten Erfahrungen dem Plane, das Seminarium 
aufzulösen, und den Fond in Stipendien zu . verwandeln , nicht bei- 
treten ; vielmehr muss ich die Ausführung desselben der Regierung . 
durchaus missrathen. Ich beziehe mich auf einen diesfalls schon ge- 
machten Aufsatz, und füge noch folgende Grunde hinzu: 

a. Würden die Candidaten des geistlichen Standes durch den 
Aufenthalt in der Stadt dem Sittenverderbnisse zusehr preisgegeben 
sein, welches durch die frühere Aufnahme und den längeren Aufent- 
halt in dem Seminarium glücklicher Weise verhütet wird. Sie 
würden durch Umgang mit den übrigen Akademikern mehr oder 
weniger den Burschenton annehmen und die decentia clericalis et 
vitae honestas würden grossen Theils dahin sein. 

b. Stünden sie zwar den Tag hindurch unter Aufsicht; allein 
des Nachts würden sie sich überlassen sein, und die vorgeschlagene 
Massregel wäre sonach nur eine halbe. Die Abwesenheit würde ver- 
eiteln was die Gegenwart Gutes gewirkt hatte. 

c. Würde diese neue Ordnung der Dinge eine Trennung in 
der Klerisei hervorbringen , und der nachkommende Klerus würde 
zuverlässig das Vertrauen des Volkes, welches sich auf die Repu- 
tation des Seminariums gründet, nicht mehr haben. 

d. Ist es zur Erreichung des seelsorglichen Zweckes sehr er- 
wünschlich und sogar nothwendig, dass die Theologen einige Jahre 
von der Gasse hinwegkommen, um dem Volke einigermassen fremd < 
zu werden , und sich durch angewöhnte Sitten und einen Anstand, 
wie sie zum Berufe passen, bei dem Antritte ihres Amtes zu em- 
pfehlen. Die Kleriker müssen, wenn sie ihre Bestimmung nicht 
verfehlen wollen, als Lehrer, dem Volke gegenüber eine Stellung 
annehmen, wie sie die Moral hat — und diese Stellung erhalten sie 
sicher nicht, wenn sie nicht eine Zeitlang dem alltäglichen Umgange 
entzogen werden. 

e. Hat diese seit 200 Jahren bestandene Einrichtung sich be- 
währet, und ist bei der Ungewissheit des Erfolges kein neuer Ver- 
such zu wagen. An der Cultur des Volkes — an dem verbesserten 
Schulunterricht — an den Armenanstalten — an der Beförderung 
der Industrie hat die Klerisei keinen geringen Antheil; und zu 
diesem aufgeklärten, für das gemeine Wohl thätigen Bestreben 
wurden sie im Seminarium gebildet. 

f. Wie das Seminarium organisirt ist, ist es eine wahre Lehr« 
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m. Im Vergleiche mit den übrigen Studirenden scheinen freilich 
die Theologen ein wenig begünstigt; allein sie sind es gewiss in 
der Folge am wenigsten. 

Man muss nnr diese Begünstigung mit dem Zwecke derselben, 
welcher eine sorgfältigere Erziehung zur Tugend und Religiosität 
zu guten Sitten und einem besseren Anstand nöthig macht und mit 
der ganzen künftigen Lage des Klerus vergleichen, um einzusehen, 
dass der Staat nichts weniger als parteiisch ist. 

n. Bei der Vertheilung der Stipendien würde endlich der Staat 
sehr oft um die gute Absicht kommen, welche er hegte. Viele 
wurden am Ende der theologischen Laufbahn, bei der nicht ein- 
ladenden Aussiebt des Standes eine andere Entschliessung fassen. 

Ich war dem Staate und der Kirche die Auseinandersetzung 
dieser Gründe schuldig und setze noch bei, dass zum geistlichen 
wie zum Militärstande eine ganz besondere Bildung nothwendig ist, 
und dass diese bei den Ständen ihrer Bestimmung und ihres eigenen 
Verhältnisses zu den übrigen Ständen wegen eine besondere Be- 
handlung vom Staate erheischen. Sie mit den übrigen Ständen 
conftmdiren, oder sie denselben durchaus gleichsetzen , heisst sie auf- 
heben. Diese Stände repräsentiren die physische und moralische 
Kraft im Staate, und wie sie dieser Repräsentation Ehre machen, 
und sich Aufopferungen gefallen lassen müssen, so müssen ihnen 
auch die übrigen Stände dieser Forderung wegen Vorzüge einräumen, 
und die Mittel verschaffen, um sich berufsmässig zu bilden , und ganz 
d. i. mit Geist und Körper zu sein , was sie sein sollen. 

36. Von den im Examen würdig befundenen Gandidaten wird 
der Bischof dem Landesherrn die Anzeige machen. 

Die Anzahl der jungen Zöglinge des geistlichen Standes , soll 
nicht über das Bedürfniss der Seelsorge erhöbt werden. 

37. Die Einrichtung des Seminariums selbst in Rücksicht der 
literarischen und sittlich-religiösen Bildung wird der Bischof dem 
Landesherrn vorlegen und die erwünschlichen Verbesserungen mit 
demselben verabreden. 

38. Die Vorsteher des Seminariums setzet der Bischof und der 
Landesherr bestätigt sie, wenn gegen die Kenntnisse und Sitten 
derselben nicht eine Ausnahme stattfindet. 

39. Zu dem klericaliscben Alumnate gehören noch die Gapläue 
und Gooperatoren. Sie stehen noch in der Laufbahn der praktischen 
Erziehung, um sich zur pfarrlichen Amtsführung Erfahrung und 
Klugheit zu sammeln. 

40. Der Bischof stellt sie an, und versetzt sie zufolge des 
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bisher eingehaltenen Erzieh ungsplaucs mit Bäcksicht auf die I<ocal- 
und Personal Verhältnisse. Am Ende des Jahres wird dem Landes- 
berrn ein Verzeichnis» der Individuen und des Ortes ihrer Anstellung 
vorgelegt und. die verdienteren weiden ausgezeichnet. 

41. Zu den bischoflichen Hechten gehört die Aufsicht übet 
die Amtsführung der apostolischen Mitarbeiter, um ihren Eifer, ihre 
Aintstreue und das erbauliche Beispiel, welches mächtiger, als das 
Wort unterrichtet, zu befördern. 

Von bischöflichen Amtswegen wird besonders auf die Bei- 
behaltung der klericalischen Tracht, welche zur sittlichen Dezeni 
des Standes eben so sehr passt, als sie zur Erhaltung derselben 
beitrügt, angetragen. Der Charakter des Berufes drückt sich, oder 
soll sich im Aeusseren, selbst im Kleide abdrücken. Die gute 
Ordnung in der Gesellschaft, und das Streben des Menschen, sein 
Inneres und Aeusseres in Gleichgewicht zn setzen, und zwischen 
sich rücksichtlieh dessen, was er wirklich ist, und wie er erscheint, 
eine Harmonie herzustellen, scheint dieses zn lordern. Aach ist das 
Kleid eines Standes in Bücksicht Beines öffentlichen nnd Privat- 
betragens nichts weniger, als gleichgültig. Es mahnt den Kleriker 
auch im Verborgenen an seine öffentlichen Verhältnisse; es sagt 
ihm, was man von ihm denkt, es erlaubt ihm nicht, sich nuter 
dem Schutze der Menge zu verlieren, macht ihm bessere Sita 
und einen besseren Anstand zum Gesetze, und legt ihm eine !*■ 
s re und vorsichtigere Bede in den Mond. Zufällig hat die 

I nebr damit verknüpft, als darin liegt: denn wer das Kleid 

a heint ihr seinen Beruf abzulegen. 

42. Die Einsetzung des Pfarrers in sein Amt ist unbestritten 
bischöflich. 

Allein soll bei der Auswahl ein Concurs statthaben, oder soll 
auf das klericalische Alter Bücksicht genommen werden ? 
Ich stimme mit voller Ueberzengung für das letzte. 

a. War die Maxime, einen Concors anzustellen, zu einer Zeit 
sehr gut, wo die Studien im Klerus gänzlich verfallen waren. Man 
reizte durch die Hoffnung einer frühen Versorgung die Lost zu den 
Wissenschaften an ; allein wo eine Bildung des Klerus statt hat, 
und die Studien blühen, fallt dieser Zweck hinweg, 

b. Ist dieses Mittel, die Fähigkeit und Würdigkeit eines Man- 
nes zu prüfen, unvollkommen und nicht ganz zweckmässig. Gut« 
Sitten, Amtstreue, Pastoral- Klugheit lassen sich durch kein wissen- 
schaftliches Examen erheben. Gutes und kluges Handeln ist gleich' 
wohl unendlich mehr, als Wissen. 
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c. Wer auch die Kenntnisse und alles besitzet, was im Allge- 
meinen von einem Seelsorger erwartet werden kann, passet darum 
noch nicht unter gewiäsen Umständen an jede Stelle. 

d. Hätte im Concurse der jüngere Glericus vor dem älteren, 
welcher länger von den Studien entfernt ist, offenbare Vortheile; 
wenngleich die Erfahrung des Letzteren den Mangel an Bucherken nt- 
niss vollkommen ersetzt. 

e. Auch die mittelmässigen Köpfe, derer bei weitem die grös- 
sere Anzahl ist, würden im Conpurse immerhin zurückstehen müssen ; 
obgleich auch hier die Erfahrung bewähret, dass solche Subjecte bei 
dem Besitze anderer sittlich guten Eigenschaften ungleich mehr Gu- 
tes stiften, als die besseren Köpfe, welche sich zuviel auf ihre Ta- 
lente verlassen, oder ihr Amt, weil sie sich zu einem höheren .Wir- 
kungskreise berufen glauben, weniger schätzen. Bei der unbe- 
stimmten Aussicht einer endlichen Versorgung, welche die Einfüh- 
rung des Concurses . nothwendig zur Folge hätte, würden diese Seel- 
sorger, welche gemeinhin um* so eifriger und gemeinnütziger sind, 
weil ihre Kräfte gleiches Maas mit. ihren Berufegeschäften haben, 
ganz muthlos werden; nachdem sie jetzt bei der fixirten Zeit ihrer 
Versorgung ruhig bleiben, und sich durchodie gewisse Hoffnung zum 
Ausharren ermuntern. 

f. Eine bestimmte Anzahl von Jahren bringt endlich eine fast 
gleiche Keife des männlichen Denkens in allen Klerikern hervor, 
und gleicht den Vorsprung aus, welchen andere, mit bessern Talen- 
ten begabt, in den früheren Jahnen gehabt haben. Dadurch wird der 
grosse Vortheil erzielt, dass der Klerus im Durchschnitte fast mit 
denselben, an der Erfahrung reif gewordenen Kenntnissen und der- 
selben bedachtsamen Klugheit und männlicher Ueberlegung auf das 
Volk wirket, und dass dieses Einwirken weder durch jugendliche 
Unbesonnenheit, noch durch Stumpfheit des Alters von dem Gesetze 
der Stätigkeit abgeführt wird. 

Die Grundsätze einer ächten Kirchenpolitik machen also die 
fernere Beibehaltung dieser bewährten Maxime sehr erwünschlich. 
Ganz besondere Verdienste machen für sich eine Ausnahme. 

43. Das jus liberae collationis gehört ohne Zweifel zu den un- 
bestrittenen bischöflichen Rechten; aber auch abgesehen von dem 
Hechte sowohl, als dem Besitz*, streiten für die fernere Ausübung 
der freien Collation alle Gründe der Staats- und Kirchenpolitik. 

a. Da, wo das jus praesentandi sonst statt hatte, ist es auf 
den Landesherrn übergegangen ; ist aber überhaupt für den Staat 
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Umsetzung in das Amt ist ebenso unstreitig 
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bischöflichen Hechtes, als das jus instituendi nur dem. hie und da 
hergebrachten Rechte der Präsentation correspondirt und in dem 
jure conferendi begriffen ist. Zur Erhöhung des pfarrlichen Ansehens 
ist sehr erwünschlich , dass der Pfarrer auch von Seite des Landes- 
herrn der Gemeinde mit vorgestellt werde. 

46. Das Becht zu visitiren, welches sich sowohl auf den Pfarrer 
als auf die christliche Gemeinde , jedoch zunächst und vorzüglich 
auf jenen erstreckt , ist auch ein Becht , welches aus dem Ober- 
hirtenamte unmittelbar fliesst. Es ist Pflicht des Bischofs nachzu- 
sehen, ob diejenigen, welche er in seinem Namen aufgestellt hat, 
ihrer Schuldigkeit nachkommen. 

Der Bischof übt es unmittelbar durch ausserordentliche Visi- 
tationen entweder in Person oder durch abgeschickte Cormuissarien, oder 
mittelbar durch die Decane der Diöccsan-Capiteln aus. Der Landes- 
herr, welchem an der Aufrechthaltung guter Sitten in clero et populo 
alles gelegen ist, wird die letztere aufrecht erhalten, utid die erstere 
befördern und erleichtern. 

Da eine solche Visitation nicht durchgreifend ist, wofern nicht 
alle Gegenstände, welche mit dem sittlichen und religiösen Zustande 
einer Gemeinde und ihres Lehrers in Verbindung stehen, zugleich 
untersucht würden, so entstehet der natürliche Wunsch, dass dem 
Bischöfe die landesherrliche Vollmacht cumulative mit anvertraut 
werde. Das Resultat der Visitationen wird dem Landesherrn vor- 
gelegt und von den bemerkten Mangejn bei der competenten Behörde 
die Anzeige gemacht 

47. In den Pastoralien spricht der Bischof an seine Gehilfen 
und das christliche Volk selbst, um diesem seinen unmittelbaren 
Unterricht zu ertheilen, jene aber in der Führung ihres Amtes zu 
leiten. Vor der Kundmachung muss die landesherrliche Genehmigung 
eingeholt werden. 

48. Das Becht, träge oder leichtsinnige Seelsorger zurechtzu- 
weisen und zu bestrafen, fliesset aus den Obliegenheiten des ober- 
hirtlichen Amtes und aus der von den einzelnen übernommenen 
Amtspflicht, die aus dem freiwillig übernommenen Verhältnisse der 
Mitarbeiter zu demjenigen, welcher ihnen einen Theil seiner Arbeit 
anvertraut hat. Sie haben dem bischöflichen Amte Gehorsam und 
Ergebenheit in Amtsverhältnissen versprochen und daher dem Bischöfe 
auch das Becht eingeräumt, die Erfüllung des Versprechens von 
ihnen zu erwarten. 

Bürgerliche Vergehungen gehören nicht hierher, gleichwohl 
hat auch bei blos kirchlichen Mängeln und Vergehungen die adpellatio 



nachlässige oder unordentliche Kirchendiener bei dem Landesherr« 
nicht Schatz gegen den Bischof und bei diesem nicht Unterstützung 
gegen jenen finden. Die Hoffnung der Ungestraftheit darf auf keine 
Weise durch ein solches Parteigehen begünstigt werden. Das 
bischöfliche Ansehen, das zur Handhabung guter Ordnung nöthig ist, 
muss beut zu Tage mehr als sonst aufrecht erhalten werden. 

Da nach den canonischen Gesetzen der titulus mensae nicht 
bedingt und nur usque ad revocationem gegeben werden kann, so 
wäre, um zugleich den geistlichen Stand von unwürdigen und schäd- 
lichen Menschen zu reinigen oder auch um Unzufriedenen den Rück- 
weg zu offnen, sehr erwünschlich, wenn sich der Landesherr gemein- 
schaftlich mit dem Bischöfe bemühte, zu Rom, oder anf dem Reichs- 
tage als einen Punkt des Concor dates die remissiq ad comnmnioneiD 
laicam für die ersteren und die honesta dimissio für die letztern m 
erwirken. Was Rom in Rücksicht auf Frankreich that, wird sich 
von ihm zum allgemeinen Wohle der Kirche und znr Aussöhnung 
des Zeitgeistes mit dem geistlichen Stande erwarten lassen. Dies 
ist das einzige Mittel , Zucht und Ordnung im Inneren des Klerus 
herzustellen, nnd ihm Ehre und Achtung von Anssen zu verschaffen. 
Dieser Massregel bediente sich die Kirche in den früheren Jahr- 
hunderten mit dem besten Erfolg. 

49. Da der Kirchnersdienst ein Amt des Vertrauens ist, i&l 
der Kirchendiener zunächst di# Person des Pfarrers in kirchlicher 
Verrichtungen umgibt, so wird es dem Bischöfe überlassen bleibe», 
denselben zu ernennen, der Landesherr aber wird ihn bestätigen. 

C. In Bückeicht auf das christliche Volk. 
50. Der Bischof ist der allgemeine Lehrer des Volkes. Das 
Volk ist ihm A. i. seinem Amte nnd den Gehilfen, welche in seinen 
Namen sprechen nnd handeln, Achtung und Folgsamkeit in Be- 
ziehung auf kirchliche Gebote und Verfügungen schuldig. Di« 
Regierung wird ihn gegen Entehrung und Missbandlung schützen, 
die perenssio clerici mit Nachdruck ahnden, und den Starrsinn und 
die Widersetzlichkeit in der Kirche bengen, um die Folgen davon 
nicht im Staate zu fühlen. 

51. Da die Ermahnung und die Bestrafung einen Theil des 
christlichen Lehramtes ausmacht, so sollen die Pfarrgenossen schnldi? 
sein, sich bei dem Seelsorger zu stellen, wenn er sie Amteshalber 
sprechen will. Die Gegenstände der Ermahnung sind sowohl die 
Unterlassung kirchlicher Pflichten, als öffentliche Aergernisse nnd 
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Unsittlichkeiten im Verborgenen. Der Seelsorger soll sich innerhalb 
der Grenze der brüderlichen Ermahnung halten. 

52. Die Regierung wird die Seelsorger um somehr in ihrem 
Amte unterstützen, als es in der Person des Sittenlehrers eine An- 
stalt von öffentlicher Sftten-Censur ist, welche kleine Vergehungen 
mit Liebe bestraft, um grössere zu verhüten. 

53. Wenn der Seelsorger durch Warnung und Privatbelehrung 
ein Öffentliches, oder auch geheimes Aergerniss nicht heben kann, 
so wird er bei der weltlichen Behörde die Anzeige machen , welche 
aber, wofern nicht die wichtigsten Gründe im Wege stehen , nicht 
unwirksam sein soll. 

54. Das Ghristenthum hat von Anfang qn seine vorzüglichste 
Aufmerksamkeit der Jugend geschenkt. Wir Verdanken ihm die 
Volksschulen: Talium est enim regnum coelorum. Der Grund zur 
praktischen Religiosität tnuss nach dem Winke der Natur in der 
Jugend gelegt werden, denn die kindlichen Gefühle haben mit den 
religiösen ungemein viel Analogie. 

Die Eltern sollen danach gohalten sein, ihre Kinder zur christ- 
lichen Lehre zu schicken — auch sollen die Sonntagsschulen unter 
der Leitung des Pfarrers fortbestehen. 

55. Von den Lehrgegenständen der Schule soll demnach der 
Religionsunterricht nicht ausgeschlossen sein, vielmehr soll der Seel- 
sorger die Aufsicht darüber haben und selbsttätigen Antheil daran 
nehmen. - ^ 

56. Die Regierung wird dabei die Einfuhrung der natürlichen 
Religion, als dem Christenthume entgegengesetzt oder mit der steten 
Anfeindung desselben, in den Volkschulen nicht begünstigen oder 
gestatteu. Das wesentliche der sogenannten natürlichen Religion 
ist in dem Christenthume enthalten. Wenn eine Kirche nur auf 
eine positive Religion gegründet werden kann, so kann hinwieder 
die Religion des Volkes nur eine positive sein , weil sie bei ihm die 
Stelle der Moral vertreten muss, und einer göttlichen Sanctfou bedarf. 
Die christliche Religion aber ist allein diejenige, welche dem mensch- 
lichen Herzen natürlich ist, nach Tertullians ewig wahrem Ausspruche: 
Die Seele des Menschen ist von Natur eine geborne Christin. Sie 
hat zu ihrer Reinheit zurückgeführt, nach innen eine sittliche und 
nach aussen eine weltbürgerliche Tendenz, und bemächtigt sich, um 
ihres Zieles gewiss zu sein, der Grundtriebe der menschlichen 
Natur. 

57. In Beziehung auf diesen Religionsunterricht in den Schulen 
hat der Bischof einige Mitaufsicht auf das Schullehrer-Seminarittw. 
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lind hat das Recht, vor der winuivnen Anstellung u«r ocniuienrer, 
dieselben in den Religionskenntnissen zu prüfen, auch ihnen das 

Glaubensbekenntnis» üb zu nehmen. 

D. In Rücksicht auf den Ort der christlichen Zusammenkunft. 

58. Der Ort christlicher Zusammenkünfte muss eine Art poli- 
tischer Verehrung und einer äussern, gar nicht superstitiösen Heiligkeit 
haben. Frevel, Unsitte in der Kirche wird die Regierung auf An- 
zeige mit Strenge ahnden. 

59. Wenn auch das jus asyti mit Recht nicht mehr ist, » 
muss doch der Delinquent mit dem Anstände, welcher dem Orte ge- 
bohrt, entfernt werden. 

60. Da der Pfarrer der Vorsteher des öffentlichen Gottes- 
dienstes ist, und auf die Kühe und Ordnung, die bestimmte Weise 
des Zusammenseins, die Absonderung des männlichen und weiblichen 
Geschlechtes, die Anweisung und Austheilung der Kirehenatüble. 
und die Zulassung der Erwachsenen ant die Emporkirche grossen 
Einfluss hat, so kommt ihm das Recht zu, hierin die zweckmässig^ 
Anstalten zu treffen. In Fällen, welche einen Streit veranlassen, 
hat derselbe sich mit der weltlichen Behörde gemeinschaftlich m 
benehmen. 

E. In Rücksicht auf den geographischen Umfang und die Eintiri- 
lung der Diöcese. 

61. Die Grenze der Diöcese wird durch das Concordat be- 
stimmt und wahrscheinlich enger werden, wenn nicht aus einem 
Interesse des Staates die bisherige Ausdehnung derselben erhalten 
werden soll. Ich bemerke hier, dass nach der neuen angetretenen 
Ordnung der Dinge die Diücesan-Rechte als landesherrliche anzu- 
sehen sind, und nicht umsonst, und ohne Grund aufgegeben werden 
dürfen. Wenn in den alteren Staaten Kurbayem die Nachtut* 
der DiAcesan-Abhängigkeit fühlte, so kann es in den neueren die 
Vortheile davon gemessen, und die benachbarten kleinen Grafen 
und Forsten in einiger Abhängigkeit von sich erhalten. Die kirch- 
lichen Bande schlingen diese kleine Landchen au das Kurfürstliche 
Gebiet an. 

62. Was die Eintheilung der Diöcese in Capiteln angehet, so 
geschah sie einst mit Rücksicht auf die Amtssitze, sollte das Land 
in Kreisämtern eingetheilt werden, so dürfte zur Erleichterung der 
Geschäfte, und der nOthigen Rücksprache und Debereinstimmung in 
jedem Kreisamte ein Decan sein. 
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63. Die Errichtung der Pfarreien, die Erkenntniss über ihre 
Notwendigkeit, oder offenbaren Nutzen quoad spiritualia ist bischöf- 
lich — über ihre Ausführbarkeit in Bücksicht der den Gemeinden 
aufzulegenden Lasten ist landesherrlich. Die Stiftung seelsorglicher 
Beneficien ist aber auf alle Weise zu . befördern. Die Wohlthat 
der sittlich- religiösen Bildung des Volkes wird dadurch vervielfältigt, 
rücksichtlich des Auswanderns einer Gemeinde in eine entfernte 
Pfarrkirche aber wird die Polizei erleichtert und die Hauswirth- 
schaft befördert. 

F. In Rücksicht auf die kirchlichen Beneficien. 

64. Die weltliche und geistliche Stelle concurirt bei Bestimm- 
ung oder Veränderung der Grenze eines Pfarrspieles. Dieses ist 
auch der Fall in Unions- oder Disraembrations- Fällen. 

65. Für den Unterhalt des bischöflichen Klerus ist durch 
fromme Beiträge und Vermächtnisse und durch die Kirchenzehenten 
Vorsehung geschehen. Daher die mensa episcopalis und die beneficia 
ecclesiastica tarn simplicia quam curata und die übrigen hierher ge- 
hörigen Fonds. 

66. So lange das Bisthum noch nicht fundirt ist, werdep 
die nothwendigen Auslagen, welche bisher aus der mensa episcopalis 
bestritten worden sind, aus den Kammergefällen, mit welchen die 
mensa episcopalis vereinigt ist, mit Kurfürstlicher Milde bestritten 
werden. 

67. Die Fundationen der Pfarreien und Beneficien werden, wie 
sie sind, erhalten werden. Veräusserungen können nur unter den 
im canonischen Rechte festgesetzten Bedingungen mit gemeinschaft- 
lichem Einverständnisse des Landesherrn und Bischofes vorgenommen 
werden. 

68. Ueber die Quantität einer Gongrua im negativen Sinne hat 
der Bischof zu bestimmen. Wenn Reichthum den Lehrstand verdirbt, 
so darf ihn Armuth nicht schmutzig und niederträchtig machen. 
Ein frugales Auskommen, eine reinliche Haushaltung, ein besseres 
Kleid und Hausgeräthe, die Möglichkeit, bospital gegen Freunde, 
one freigebig gegen Arme zu sein, das Bedürfniss, sich die noth- 
wendigen Bücher anzuschaffen, und mit dem. Geiste der Zeit fort- 
zuschreiten, bestimmen das Maas der Gongrua. 

69. Ist es möglich ein Surrogat auszumitteln , so dürften die- 
jenigen jura stolae, welche eine aus Noth gemachte Anlage der 
Pfarrgenossen, aber vorzüglich gehässig sind, aufgehoben werden. 

70. Gleiche Bewandniss hat es mit den Messstipendien, auf 

Archiv für Kirchenrecht XXXI. 19 



290 Zur Geschichte des Verhältn. von Kirche und Staat in Bayern. 

welche die Capläne, als auf einen Theil ihres Salariums hingewiesen 
sind, Sie anzunehmen erniedrigt ebenso sehr den Mann, welche 
sein Amt schätzet, als den Gegenstand, tür welchen sie entrichtet 
werden. Mit 50 fl. rhn. kann kein Caplan leben , ohne zn darben. 
oder sein väterliches Gut zuzusetzen. 

Seine Kuffürstliche DurcUaucht sind bei Stiftung des neua 
Bisthum8 zu bitten , auf dieses Bedurfniss die gnädigste Rücksiebt 
zu nehmen. 

71. Der Fond des Seminariums zum guten Hirten, welchen 
Bischof Julius aus den Beiträgen der Stifte und Klöster , aus des 
Einkünften der vieärio modo versehenen Pfarreien, aus einzelnen 
Privatstiftungen, und endlich durch Einverleibung des entvölkerten 
Klosters Marienbirf ghausen zu Stande gebracht hat, ist nach der in 
den neuesten Zeiten getroffenen Verfügung dem- landesherrlichen 
Schutze und Erhaltung zu empfehlen. Das Seminarium ist die 
Diöcese im Kleinen. Aus seinem Zustande in sittlicher und litera- 
rischer Hinsicht lässt sich auf den künftigen Grad der Volkscultar 
schliessen, welches dem Landesherrn zu politischen Operationen eben 
so wichtig, als dem Bischöfe ist. 

72. Da künftighin der Klerus nicht mehr titulo mensae epis- 
copalis ordinirt werden kann, bis eine neue Ordnung der Dinp 

•eintritt, so sind Ihre Kurfürstliche Durchlaucht zu bitten, denselbeo 
sowohl in Rücksicht der Ordinirten, als zu Ordinirenden zu leisten. 

73. Kranke Capläne — überhaupt arme in ihrem Amte krank 
gewordene Geistliche , auch solche , welche aus Geistesschwäche m 
ihrem Berufe unfähig werden, werden daher aus der ehemaligen 
mensa episcopali verpflegt werden. 

74. Der Fond pro susttrjtandis emeritis dürfte anders wohifl 
auf das Land zu verlegen sein, um diesen verdienten Männern einen 
Aufenthalt in einer Stadt oder Flecken auf dem Lande, wo sfe 
reinere Luft gemessen und ohne Zwang leben, anzuweisen. Sollte 
dieser Fond nicht zureichen, so wird die mensa episcopalis da? 
Nöthige ergänzen. 

75. Ein Correctionshaus für unwürdige Kleriker ist ein lang 
gefühltes Bedurfniss Es darf aber mit dem Domo Eraeritorum 
nicht verbunden werden, um klericalisches Verdienst und Missver- 
dienst einander nicht zu nahe zu rücken. 

76. Die Gründe der hergebrachten Diöcesan-Ordnung, & 
Pfarreien nur nach den Dienstjahren zu begeben, habe ich oben aus- 
einandergesetzt. (42.) Um die Zudringlichkeit der jüngeren Kleriker 
abzuhalten, und nur den Mann nach gesammelter hinlänglicher Er- 
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fahrung in ein Amt der Kirche einzusetzen (darum heissen sie 
Ael teste) ward einst schon die Regel geltend gemacht, dass jeder 
üaplan, welcher' von einem Patrorius präsentirt werden kann, 6 Jahre 
in Diensten gestanden sein müsse. Im Gründe hatte man gewünscht, 
die Patronen möchten sich den Diöcesan-Grundsatz gefallen lassen, 
allein das Privatinteresse der Patronen hat dieses nicht gestattet 

Ihre Kurfürstliche Durchlaucht können bei dem Gebrauche 
des durch die aufgehobenen Stifte und Klöster überkommenen Pa- 
tronatrechtes kein anderes Interesse als das allgemeine der Diöcese 
haben, und werden sich den Grundsatz der Diöcese zu eigen machen. 

77. Die Beneficia simplicia sind nur alten ausgearbeiteten Seel- 
sorgern zu ertheilen. Das jus präsentandi, welches Gemeinden oder 
einzelnen Familien zustehet, wäre dahin einzuschränken, damit nicht 
ein jungem Mann, welcher auf Kosten der Diöcese gebildet worden 
ist, im Müssiggange das Brod esse. 

78. Es würde für sowohl den clerus curatus, besonders die Ca- 
plane und die Jüngern Zöglinge desselben, als für die Seelaorge selbst 
äusserst verderblich sein, wenn die Beligiosen aufgehobener Klöster 
in Pfarreien und Caplaneien eingeschaltet würden. Sie sind dazu 
nicht gebildet, und die Klerisei und das Mönchthum nehmen sich 
nicht an. Ich bebalte mir die weitere Auseinandersetzung der Gründe 
vor. Die Ausnahmsweise zur Seelsorge tauglichen Individuen können 
an den Pfarreien angestellt werden , welche einst die Beligiosen be- 
sessen haben, damit« die Organisation des Klerus nicht gestört, und 
das Yerhältniss der Pfarrer zu den Gaplänen und der Gapläne zu 
dem Sennnarium nicht verschoben« werde. 

79. Um die Kosten der Pfarrer- Vorstellung zu verringern, 
werden die bestehenden Verordnungen eingehalten werden, und der 
bischöfliche Commissarius wird zugleich das landesherrliche Be- 
stätigungs-Bescript der Gemeinde auf dem Bathhause vorlesen. 

80. Mit Bestreitung der Aufzugskosten wird es furderhin, wie 
bisher gehalten. 

81. Die von den Pfarrern jährlich zu entrichtenden Commen- 
den-Gelder gehören zu der bischöflichen Einnahme. 

(?. Im Verhältnisse au dem Staate oder der Regierung. 

82. Dieses Verhältniss des kirchlichen Hirtenamtes zu dem 
Staate, die wechselweisen Bechte und die Grenzen habe ich oben von 
§. 1. bis 15. gezeichnet. Ich habe alle landesherrliche Bechte in 
ihrer ganzen Ausdehnung auseinandergesetzt, wie nur immer dabei 
die Selbstständigkeit und der Zweck einer Kirche bestehen kann. 

19* 
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Ich bemerke nur noch ,' dass die meisten dieser Rechte eine ander? 
Quelle, als die Landeshoheit haben, tihd dass sfe dibh nfcht M dm 
blosen Temporalien-Besitz der Kirche grtiiden. * Die : Grenzlinie, 
welche davon hergenommen Worden wollte, würde 'äusserst unsicher 
sein, und eine Verwirrung der rechtlichen Begriffe zutir'Naehtheik 
der guten Ordnung nach sich ziehen. \ " • ' ; 

Ich spreche also liier blos von den 1 Verhältnissen des -^p&sWtlichen 
Standes zu den bürgerlichen Gesetzen, und dem kirchlichen Wlrtmigs- 
kreise desselben, wie er in andere Staats-ErartehtuÄgen eingreift. 

83. So sehr es zu wünschen ist , dass die Kircfte', Wenn sk 
gleich auf ihre Freiheit und Unabhängigkeit quoad forum internus 
nicht Verzicht thun kann, dennoch als eine von der Kfegiiröng auf- 
genommene, beschützte und Ton ihr selbst angeeignete Anstalt an- 
gesehen werde, so sehr es ferner 211 wünschen ist, dass de* geistliche 
Stand zur Verhütung aller Eifersucht, den übrigen Ständen gaw 
gleich gestellt werde, so erfordert doch die Bestimmung des SCante 
selbst und der Zweck, welcher erreicht* werden soll, einige Modi- 
ficationen und Ausnahmen — nicht um die Eitelkeit Und den Egois- 
mus des Standes zu begünstigen ; sondern weil dieser Stand mir 
vermittelts des öffentlichen Ansehens und yertranens wirksam sab 
kann. 

84. An der Aussonderung dieses Standes von den übriges 
Ständen, an der Aussonderung der Kirche von anderen Staatsan- 
stalten hat nicht sowohl Unwissenheit und Schwäche der Fürsten 
Antheil, als die instinctartige Conse'quenz des menschlichen Geistes, 
welcher, wie sich die Vorstellung* von Gott von den übrigen mensri- 
lichen Vorstellungen unterscheidet, auch alles, was damit zusammen- 
hängt, Tempel, Gerätschaften , Ceremonien, Kleidung und Sprache 
zor Festhaltung des Unterschiedes zwischen dem Göttlichen und 
Menschlichen durch Zuschnitt und Form unterschieden hat. 

85. Der Landesherr wird demnach die Ehre und Achtung des 
kirchlichen Lehrstandes auf jede Weise, ohne jedoch das» ein Ntf'- 
theil für das Ganze daraus entsteht, aufrecht zu erhalten suchen. 
und nichts über ihn verhängen, was daa Vertrauen desselben schwächen 
könnte. Dieses Vertrauen ist das Organ der Thätigkcit eines Standes, 
welcher nur durch Beredung uud UebeTzeugung wirken kauu. D ff 
Landesherr wird ferner, um die bischöfliche Direction des Klems in 
den Amtsverrichtungen nicht zu hindern oder zn schwächen, keine 
unmittelbaren Befehle über solche Gegenstände an denselben, oder an 
einzelne Glieder desselben zulassen, und den Beamten auf dem Lande 
aufgeben, dem Seelsorger mit Rücksicht und Auszeichnung zu begegnen. 
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. r,. U 'P&* Landesherr, wted $db endlich, wenn e^ auch wirklich kaijn, 
das Aosejien { nicht ^ben^.M^pht über, Lehre und Lehrvortrag, über 
die I^ijtungcter ÖevvißSQu und über kirchliche. Angelegenheiten aus- 
%aüb$n rr PJe Unabhängigkeit fje$ . . tahip^iuies muss in dieser Hin- 
siebt gssfch^rt s$in, nn^ einiger. Hasen, wenn auch nur dem Scheine 
nach sichtbar gemacht werden — dßs Zwecltes wegen. I!ine schein- 
bare. ^JtywgerJiQhe ; Ui^btagigkeit begründet die Meinung der 

kirewic^p,, . ; ;.,".;,,.;'. . ;; ./;. ■;; ■;„/■■ it .\, \ 

I9J1 fi^rpcbeÄUiiYon einer scheinbaren Unabhängigkeit , denn 
wehe uls s^beijjbar war sie bis , ajaf diese Stunde nicht. 

. Da der grpsse Haufe der Menschen in seinem Urtheile von 
äussere^ .Eindrücken ' abhängt V so würden dah$r zur Erhaltung der 
öffentlichen Achtung des Ijefcrstandes, gewisse bürgerliche Vorrechte 
iwd Auszeichnungen,, welche nicht einmal dem Klerus frommen, noch 
weniger ^aber den übrigen Ständep nachtheilig sein sollen, sehr vieles 
beitrage^, und dieses dürfte bei dem zunehmenden Sinken dieser 
Achtung notli wendiger, als je sein. Diese Vorrechte und Vorzüge 
sollen meiner jMeinupg flach keine reelle, sondern blos ideelle , oder 
Vorzug«? der Meinung seip; d. i solche, welche den übrigen Ständen 
zu keipem Präjudiz gereichen, dem Stande selbst aber ein zum 
sittlichen Wohlverhalten notwendiges und seinem Berufe wohlan- 
stehendes point d'hptmeur gebeq. Ich. verfolge hier durchaus die 
Parallel!« mit dem Militärstande. 

Zur guten Zucht des Klerus trägt nämlich die Achtung, welche 
er für: sich selbst hat, unendlich viel bei ; nichts kann sie aber bei 
einem Stande wecken« als wenn er sich von Seite des Staates ge- 
achtet sieht , Geringschätzung erträgt Niemand, und wer keine Ehre 
von andern und im Aeusseren hat, dem ist diejenige, welche er von 
sich und im Innern hat, wenig werth. So verhält es sich auch mit 
Standen; vorzüglich aber mit dem geistlichen und Militärstande, 
welche, da sie durch keine Familienbande, in das häusliche Leben 
hineingezogen werden, nur dem öffentlichen angehören, auf die Lauf- 
bahn der. Ehre hingewiesen, sind, und des Ehrgefühles zu ihrer 
Wirksamkeit so sehr bedürfen. 

;ßß> Es ist deinna,€h er wuscht, dass dem Seelsorgerstaude ei- 
nige Privilegien gelassen wenden, als wie das Privilegium der per- 
sönlichen Freiheit von gewissen bürgerlichen Lasten bei den ohnehin 
im Durchschnitte geringen Einkünften — das des eigenen Gerichts- 
standes in persönlichen Klagen — und jenes der zwangloseren Form 
zu testiren. Ich bitte zu betrachten, dass der Klericalstand viele 
persönliche Klagen .gegen sich veranlass muss, wenn er seine 
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Amtspflichten erfüllet; dass die angerechteste Klage, welche gegen 
ihn erhoben wird, vermöge der Verbindung des Klägers mit andern 
Pfarrgenossen und des Gegenstandes der Klage , wenn er auch zu- 
nächst nur bürgerlich ist, mit andern Klagen, welche das Atr.t be- 
treffen, seiner öffentlichen Ehre und dem ihm nöthigeu Vertrauen 
fast immer Abbruch thut — dass ihn endlich die Furcht sich Yer- 
driesslichkeiten und Anklagen zuzuziehen, und das Vorurtheil gegen 
seinen Stand auf die Seite seines Klägers treten zu sehen, schüch- 
tern in seinem Berufe und der Erfüllung seiner Pflicht machen 
wird. — Dies sind die unvermeidlichen Folgen des Verlustes de 
eigenen Gerichtsstandes. 

Ich förchte dabei, dass alle Versuche, den geistlichen Stand 
den übrigen gleichzusetzen, den erwünschten Erfolg nicht habe» 
werden. Der Seelsorger wird immer in seinem Amte eine unange- 
nehme Person bleiben, wie die Moral, welche er vertritt, immer 
eine lästige Gesellschaft ist. Da man dem Geistlichen zutraut, dass 
er , wo er immer ist , Strenge nach der Moral urtheilt ; so ist man 
ihm, wie jedem Tadler, abhold. Dieses unangenehme Verhättniss 
des Standes, welches ihm den verborgenen Unwillen der übrigen zu- 
zieht, verdient in einer Gesetzgebung um so mehr Rücksicht, ab 
hier die Verbrechen der Einzelnen dem Stande aufgerechnet werden. 

Der Grund dieses allgemeinen und gegen die Individuen des 
Standes ungerechten Schlüsse» liegt darin, dass alle Tugendpflichten 
zugleich Amtspflichten des Lehrstandes sind , und als solche ange- 
sehen werden. Wenn sonach dieser Stand von Amtswegen strenge 
Forderungen an andere machet , so machen diese Andern nach dm 
Gesetze der Rückwirkung eine noch strengere Forderung an ihn. 
Jedes Vergehen des Einzelnen wird sonach nicht mehr allein dm 
Menschen, und der ihm natürlichen Schwäche, sondern es wird dm 
Oliede des Standes als Uebertretung der Amtspflicht aufgezählt, 
und muss daher der Menge zum Beweise dienen, dass dieser Stand 
selbst nicht beobachtet, was er von andern fordert. Wird sonach 
der kirchliche Lehrstand von dem Gesetze behandelt, wie die übrigen 
Stände, so wird er ihnen nicht gleich, sondern bei derselben Form 
und demselben Gerichtsstande schlimmer, wie sie behandelt. D* 
auf seine Rechnung alle Verbrechen der Einzelnen geschrieben wer- 
den, so wird er bald als lasterhaft und mit allen Mängeln bedeckt 
erscheinen, d. i. seine Öffentliche Ehre und sein Vertrauen wird da- 
hin sein. 

Sollte der kirchliche Lehrstand rücksichtlich dieser Verhält- 
nisse und Umstände nicht von der Gerechtigkeit des Staates ein 
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forum privilegiatum der Personalklagen erwarten dürfen? Was lei- 
den die übrigen Stände hei dieser Begünstigung, und was leidet die 
Handhabung der Justiz dabei, wenn die adpellatio ab abusu statt hat? 
Ueber das forum privilegiatum der kirchlichen Realklagen ver- 
breche ich kein Wort, obgleich diesem forum zur Vermeidung aller 
Inconvenienz ein oder der andere landesherrliche Rath beigesellt 
werden könnte; sowie ich von Criminalfilllen nicht spreche. Beiden 
letztern ist nur zu bitten, dass nach hergestellter Thatsache die 
Anzeige bei der bischöflichen Behörde geschehe, ttm den Schul- 
digen ab ordino et officio per sententiam zu entsetzen. 

87. Zu den unschädlichen Privilegien gehört noch die Art zu 
testiren , die Erkenntniss über die Gültigkeit des Testamentes und 
die Bestätigung desselben zur Execution. 

Hier ward der geistliche Stand, wie der Soldatenstand begün- 
stigt. Man scheint dieses bürgerliche Vorrecht denen gerne beige- 
legt zu haben, welche ihr Leben gerne zum allgemeinen Wohle der 
Gefahr aussetzen. 

Die Natur hat es auch weisslich so eingerichtet, dass dieje- 
nigen , welche den Tod ihres Berufes halber am meisten furchten 
müssen , am wenigsten daran denken. Ohne viele Formalitäten hat 
man darum die blose probatio naturalis nur verlangt. Es ist zu 
wünschen, dass es bei dieser Art zu testiren sein Verbleiben haben 
möge. 

Die Obsignatur, Inventur und Execution sollte cumulative den 
von dem verstorbenen ernannten Testamentar überlassen sein. Die 
ohnehin im Durchschnitt sehr geringe Masse würde zum Besten der 
Erben dadurch sehr geschont. Bei der Revision könnte dieselbe 
Ausmittelung stattfinden. 

88. Sollte dieser bürgerliche Vorzug verweigert Werden, so 
würde der Bischof mit Recht noch auf die Erkenntniss der Gültig- 
keit des Testamentes in Bücksicht der canonischen Gesetzt und au 
die Rechenschaft der Testamentarien rücksichtlich der Execution 
des Testamentes quoad legata religioni seu eultui divino dedicata 
bestehen müssen. 

89. Bis auf weitere Anordnung soll noch die norma practicäe 
für die hiesige Diöcese gelten. 

90. Dem höchsten Ermessen des Landesherrn muss es über- 
lassen werden, den bürgerlichen Rang des Bischofes, des Vicariates, 
der Decane und Pfarrer zu bestimmen; auch den Geschäftsgang 
und das Verhältnis und die Communicationsweise der bischöflichen 
Behörde zu den andern Landesstellen zu reguliren. 
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,: 91; Wenn -dijttfe ?rlvitegiotii au» dann dienen; ,i gewisse incon» 
venienzen zu entfernen, welche der Ehre und dem Ansehen descJxek» 
staMefc na(*t^«i^sind^i»o''^ägfc ajir <Empori*Ü)dn£ d&j Kterical- 
stftdtaidtf'Vttirtraen £er BegiörongtiehriTia f oder aHteta», w«t 
fel^^ ^i^' 4far^>J diö iErimteruiig seines Wüftnngshntidce erwieset 

wkd:- ;-*' - :/ ' *.'•■ i"'.:i »:i / • .-■■ . *:r i ••. , !-.« , i'.;.;it »n- • 

^ ^92, Sollte ditttmi Stande, beklier kdueFaiüöea-Ajigel^enaiete 
ht*^ lödigMch iftür ^4s» IfcsBelcsen tad. IMdigen 'überlasGtonsAia, eo 
wäre er die Woche hindurch zürn ;Mässiggang* verdainmiv fttd & 
Kraft zur Thtttgtoeit würde! in ihi&tfnsc Mangel an Uetang"< enterben. 

93. Der > Wirkungskreis y 'Welcher ihm tou derJtagmraig an- 
gewiesen' werden -bann, rnnss mit meiner BeeöliUMungiond äera^tlirist- 
liehen Lehramt* *i«e Analogie hübe*. •; ?v 

94. , Dieser Wirkungskreis wftre^ die Aufsicht über- die Volb- 
sebulen, Buch in Rücksicht* jener Gegenstände, welehe dem Raligioas- 
unterrichte eigeirtüdl nicht gehören» In der irttellectuelleti. ifildmg 
des Knäfbeti , • und der Anweisung zu . gewissen • mechanischen Heftig- 
keiten im Leeen, Scheiben, Rechnen a. dgi. besfcebtf dia-Enriehimg 
nodti nicht. ßeftgion und Sittenlehre müssen die Qarundtage eü« 
guten Charakters für das bürgerliche Leben desselben wardtni. (Jw 
semel est imhuta recens servabit odorem testa diu. Sollte es bei 
der gewöhnlich entfernten Wohnung des Beamten, und der Menge 
seiner Geschäfte, bei der Gleiehgi&Jtigkeit des Sclralth eisen, 'bei der 
Abh&ngigkeit des Schallehren* vöndto Burgern und .Nachbarn ge- 
rathen sein/ diesen sich selbst zu überlassend Sollte er nicht viel- 
mehr unter der Aufsicht des Pfarms stehen, dem er schon als Kir- 
chendiener untergeordnet ist? .., ■ 

9&. Da es in dem Geeiste des dhristenttruins liegt , milde zu 
sein, und da steh die christliche Kirche vom Anfange an die Sorge 
ftr Arme» und Kranke besonders angelegen sein Hess; so ist der 
christttefee LehreUnd Ton der Mi taufeicht ütid Mitverwaltung der 
Armen- und Krankenhäuser um so weniger ausznschliessenv als er 
durch seinen Beruf selbst angewiesen ist, Vormund und Anwalt der- 
selben au sein. Sollte sie ihm nicht aus diesem Grunde; wann sie 
ihtti anüh nicht nach Staats und Kinshengesetseu • wikänw^TOn Je» 
Lantiesherrn übertragen Verden, und 6oUie der Staate aus dieser 
besonderen Theilnahme des Standes nicht Vortheile anm aSge- 
meinen Besten * ziehen P Ohne selbst über das Vermögen^ tnd die 
getroffene Einrichtung dieser Häuser eigenmächtig -verftgen w 
können , würde er geschickt sein , die Wül kür der Vetwattugen 
emzuschrttaken ; die U&glüöklfohen gegen Drück dnd Liöne m 
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Schute zu nehmen, und emö i* jeder Hinsicht heilsame Oontrole zu 
ftfcwta :• .'■ f. : .. . -^ •' 

> 66. Zur Erhaltung ddr guten Ordnung im. Klerus trägt wpend- 
lieh vieles bei, demselben Heben der Seelsorge eine literarische Lauf- 
bahn sin eröffnen,, (temit unter demselben • ein edler Wetteifer im 
Studiren unterhalten werde. Sinken die Studien im Klerus; so fak 
toi' die Sitten/ es ffillt der Geschhiack, die diesem Stande so natür- 
lich« Ambition, welohe äehff wohl geleitet and benutzt werden kana, 
erstirbt und* der Seelsorger verbauert. 

Es ist Bonach zu bittfcti, dass. der Klerus ffirdeririu die Steilen 
und Aemter besetze, welche er bis hieher besetzt hat. 

97. Um die Aufklärung , CuMur und Sittlichkeit unter dem 
Klerus zu befördern, müssen überhaupt einige Beize übrig gelassen, 
oder dem Stande neue verschafft werden, um fähige und tüchtige 
Zöglinge zu erhalten. Die herrschende Denkart lädt ohnehin nicht 
zur Bereifung eines Standes ein , welcher übrigens unter einer ge- 
aebiekten Leitung unendlich vieles leisten kann. Wenn nichts als 
uothwepdiger Lebensunterhalt au gewinnen ist, wer wird sich in der 
Folge dazu entsohliessen ? Der Klerus wird das Geschick der Mön- 
che haben. 

■t . - H. In Rücksicht auf Kirchengüter. . 

98. ■ Es kann der Wille der christlichen Gemeinde, deren Hechte 
die Regierung ausübet, nicht sein, dass das bischofliche Amt von 
der Mitverwaltung der Kirchengüter ausgeschlossen werde; um so 
weniger, da der Bischof mit seinem Klerus einen "Theil dieser Ge- 
meinde bildet. 

99. Hätte hierin der Bischof kein Recht und keinen Besitz 
für sich, so scheint es die Politik zu fordern, dem Bischöfe einen 
Theil an der Administration zu lassen. Die Kirch unguter dürften 
nicht aufhören, als Privateigenthüm der christlichen Gemeinde an- 
gesehen zu werden. 

100. Da diese Kirchengüter und diejenigen , welche denselben 
in dem gemeinen Rechte gleich geachtet werden, durch fromme Bei- 
träge, gestiftet worden sind, and durch diesen Zufluss erhalten wer- 
den müssen; so muss das Vertrauen des Volkes auf ihre Verwaltung 
and Verwendung und die Sicherheit des Fonds auf jede Weise auf- 
recht erhalten werden. So lange sie unter der Mitaufsicht des Bi- 
schöfe stehen, stehen sie der öffentlichen Meinung nach unter dem 
Schutte der Religion, und dieses Zutrauen ermuntert zu neuen Ga- 
ben» Sollte diese Politik nicht heut zu Tage ein dringendes Gesetz 
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werden ? Ick bemerke hier folgende merkwürdige Stelle aus dein 
Journal de Francfort, uuter dem Artikel:. Paris den 19. Mai. E* 
heisst, es würden .wieder neue Stiftungen für Arme und Kranke in 
Frankreich gemacht. D*nn setzt die Nachricht die Bemerkung hinzu: 
c'est uu des efFets les plus heureux et les plus remarquables du 
retablissement de In . religio ti Veulemerot, que la cbarite se plait u 
mettre les tributs, qu'elle destkie au soulagement de Thumanite. 

101. An der Errichtung dieser Fonds und der andern milden 
Stiftungen hat zuverlässig der geistliche Stand durch die beförderte 
milde Denkweise und den Einfluss auf die letzten Willensverord- 

* * 

nungen den meisten Antheil. Wird dem Bischöfe und dem Klerus 
aller Antheil an der Administration versagt, so fallt alles Iotere&se 
dieses Standes an der Erhaltung und Vermehrung derselben hinweg. 
Per quod quid fit, per illud maxime conservatur. 

102. Die Aufsicht und Administration des Kirchengutes und 
anderer milden Stiftungen wird cumulative von der landesherrlichen 
nhd bischöflichen Behörde besorgt werden. Die Anstellung des 
Pflegers steht ausschliesslich der ersten zu; der letztern geschieht 
eine Anzeige davon. 

103. Die Rechnung wird unter dem gemeinschaftlichen Vor- 
sitze und der Leitung des Beamten und des Pfarrers abgehört. Dem 
Pfarrer ist es überlassen, seine monita zu Protocojl zu geben, die 
erhaltenen Bescheide sich vorzeigen zu lassen , und einen summa* 
rischen Rechnungs-Auszug zu nehmen. 

104. Ist die Notwendigkeit einer ungewöhnlichen Ausgabe 
von dem weltlichen Amte bescheinigt; so kann sie auf pfarrlichen 
Bericht von der bischöflichen Stelle bewilligt werden. 

105. Das Kirchenvermögen wird unter doppeltem Verschlusse 
verwahrt nach den schon bestehenden Gesetzen; der Pfleger aber 
muss Gaution stellen. 

106. Veräusserungen können nur wach erkannter Nützlichkeit 
und Notwendigkeit mit Bewilligung des Landesherrn vorgenommen 
werden. 

107. Gleiche Bewandniss bat es. mit der Verwendung frommer 
Stiftungen zu anderen guten Zwecken. 

108. Die Stiftungen, welche von der ehemaligen geistlichen 
Begierung verwaltet worden sind, werden nunmehr mit landesherr- 
licher Genehmigung von dem bischöflichen Vicariate ferner verwaltet. 
Sie sind zunächst für die Seelsorge und Schulen bestimmt, und es 
ist sehr zu wünschen , dass die bischöfliche Stelle immer einige 
Mittel in Händen habe, um sogleich in dringenden Fällen Rath zu 
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schaffen. Am Schlüsse des Jahres werden die Rechnungen zur Jan« 
desherrlichen Einsicht und Genehmigung vorgelegt 

109. Hierher gehören noch einige Stiftungen , deren Verwal- 
tungen dem Vicariate von den Stiftern vertrauensweise fibertragen 
worden sind« 

110. Der Landesherr wird die Bestimmung des Fonds zuWech- 
ters winkel, der Choramts- Verwaltung zu Homburg und der Neuss- 
ischen Stiftung zu Lengfurt für Pfarreien und Schulen gnädigst be- 
stätigen. Die Mitverwaltung x und das Befugniss nach Bedürfniss 
darüber zu disponiren , wird der bischöflichen Behörde eingeräumt 
werden. 

111. Die auf den Kirchengütern haltende Baulast wird von 
dem Landdsherrn soutenirt. 

112. Die Hisse zur Erbauung der Kirchen und Pfarrhäuser, 
auch anderer Kirchengeräthe werden dem Vicariate zur Einsicht 
mitgetheilt, um ihre Zweckmässigkeit zu beurtheilen. Es würde 
vielleicht zur Schonung der Fonds beitragen, wenn die Baulichkeiten 
durch einen bischöflichen Gommissär mitbetrieben würden. 

L In Bücksicht der geistlichen Gerichtsbarkeit. 

113. Die Gerichtsbarkeit des Bischofes über den Klerus in 
Sachen die Amtsverrichtungen und den Wandel desselben betreffend, 
ist in dem Verhältnisse seines Amtes gegründet. 

114. Allgemeine bischöfliche Verordnungen werden dem Lan- 
desherrn zur Einsicht und Genehmigung vorgelegt. Ueber Anstände 
wird man sich freundschaftlich ausgleichen. 

115. Päpstliche Bullen und Breven werden vor der Publication 
zur Einholung des placeti regii vorgelegt, blosse Gewissenssachen 
ausgenommen. 

116. Die bestehenden Diöcesan- Verordnungen erhalten bis zur 
weiteren Uebereinkunft ihre gesetzliche Kraft. 

117. Die Unterstützung des brachii saecularis, welche jedoch 
nur nach dem Geiste des Christentums sehr selten angesprochen 
werden soll, wird zur Aufrechthaltung kirchlicher Ordnung nicht 
verweigert werden. 

118. Sollte dem Bischöfe die richterliche Gewalt in bürger- 
lichen Personalklagen über den Klerus nicht eingeräumt werden; 
wäre sie ihm nicht zum wenigsten über seine Behörde und das 
Dienstpersonal zu gestatten? Verdienten die causae mixtae keine 
gerechte Ausnahme? Und könnte rucksichtlich der ersten nicht noch 
eine Modifikation statthaben? 
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» ; llfc- Sollte Aieht in aHen kireblioben. Realklagen,,». Bene&aafr- 
fwebesv daß jus pa&tönatus^ Zeheni^reobtigjkejitety das pnns iabripae 
eis« Kirche odar elftes Pfarrhaus, die Cqagrpp r diß,Gfiltigk^i]fe weißes 
von titoem Oäisftlioben erdichteten, Testament^, ader.cüe VffltaKthwg 
eiiies. frommen Vermächtnisses, o<ter d$p Genuas eij<^ njiWeniStjJtnng 
betreffend, ein < reebtsgelehrtes Miftglied der geisüiohqp Stelle; den 
KirohenfiöCns vertrau uod das Offizium fiscj^ eotle&ia^i^ verebben 
dürfe»? Und eolLte ^icht das gemeinWifi -d^ngew^ JB^Srfsri^ 
wegen in Saeha», den Lebensunterhalt dpa > Pfarrers oder Bene&ciaitep 
und dieBanlichbeit (der Kirche and des-Pfamba*»©* betreffs^ naqh 
einer blos summarischen Untersuchung, obne prooessualiacbe .Weit- 
läufigkeit gesprochen weiden? . , : : -.1 , t , 

120. Da der eheliche Vertrag sjuro Unterschiede nivht 4>lqs~aui 
das Hecht« sondern.. auf das Jieiligate, was sieh ; Menschen verbürgen 
können i gegründet ist, «od durch das -Saer^ment der Kü^he eine 
himmlische Sanction. erhält; so behält nicht nur die kirchliche iEin- 
Segnung ihre volle- bürgerliche Rechtegütyigkeit rüek^hUtch'tc(es 
Vertrages > weloher vor dem Altare bestätigt : und gehegt wird; 
sondern es geb<teea : auch alle Rechtsstreite saper nuilit^te inftrimo- 
nii, und die Ecken ntniss aber die separatio quoad thorum et men- 
sam ei.oonsequenti delegaiione daher. ...... ,., • 

121. Die Dispensationen saper impedimeutw •• impedientttw* «t 
dirimentihus, welche <mm Theile aber kireWiöb — immertiiv ahet mit 
dem Gewissen verflochten «md — wenden der geistlichen Geriqbts- 
stelle überlassen. Die Aufhebung des f Ehehindersisses bezieht sieb 
zunächst auf den Empfang de» ßacramentes , und hängt dieser na- 
türlichen Begehung wegen von der kirchlichen Entscheidung ,fb. 

122. Des Zusammenhanges mit der feierlichen Schliessung dß« 
Ehevertrages in facie Ecclesiae wegen und weil sw gewöhnlieh mit 
dem Gewissen verwickelt ist, auch nm Gegenstände derselben Gat- 
tung nicht von verschiedenen Gerichten behandeln zu Jaasen,,. wurden 
sonst die causae sponsalium., eupplendt Konsensus paterni et [causae 
impragnationis intuitu satisfactionis et alimentationis prolip zum 
geistliche« Gerichte gebracht f zufolge des Grundsatses: accessoriom 
sequitur principaK stehen aber gleichwohl in keiner mengen,, Yfr^ 
bindung mit dem Ekesaeramente selbst. Politik .und Betracfubuugen 
aus tiefer Menschenkenntniss hergenommen, werden hier, entscheiden. 
Die Menseben scheinen ein geistliches Gericht als Eriedewsgericht 
ans Delicate8se zu fordern, und wie sie nicht wünschen , dass der 
Ehevertrag wie jeder andere Vertrag Ober das bürgerliche Meint ^und 
Dein angesehen und nach dem Sachenrechte behandelt, werf e ; so 
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wWIetr öi0 autth nicht; 1 das* Otttagcta y «telche^«* «tfhfehstiauf die 
<?fcH ' efagerftu n» te Beftte&gung «tos <Jttfchtecbtetofel*a j > und^ - die dar- 
aus» sieb ; ef gebenden Beeilte' and Pflichten der Eltern gegen ;etoan- 
ddt" 'Sowohl, als 'ftf Kindhezfehißn* Wn der igewrämlichen • börger- 
HcHeft^ericfttesteHe abgethan werden, üeber dieses in der'Natar 
einzige 1 Verhftitni&s der Geschlechter ^ofid ' dir hierin verwinkelte ei- 
gette- Seite ntoseblicher' Peinlichkeit tot» kiüto ein «Stau* sewe 
Mtftftf ausgedehnt Öer Mensch verlangt aus Aalbtan£ gege* isicl* 
utod weil 1 er in Streitigkeiten 'dÜser Art nur aein* Gewiesen und Gott 
als* Schiedsrichter anoi'ketffcen taöichfce,'die Eutschetouiig der Religion, 
alö derjenigen, welcher diesw Angelegenheit tibeitoattptr als eine 
solche , welche kein Verhältniss des Bürgers autt* Bürger betrifft, 
nur alfein artvertrant; werden ' kann. Mefcöichtlich der Ehe 4 ihrer 
Helligkeit md' de* ' Trefre dee Vertrages behalten mh die Menschen 
Wölbst im bürgerlichen Vereine den Naturzustand bevor; Ohne auf 
die Garantie 6 es Staates in tohlen, sind rte s4oh in diesem Ver- 
hältnisse selbst und allein Garant , und Gotfr ist ihr Zeuge. Der 
Stäbt garantirt die * Liebe nicht. Bei allen Nationen* «cbtoss daher 
von jeber die Kirche die Ehe und sohliohtete die Sreitigkeiten. 

--•• 128. Gemischte Ehen, welchen di* Kirche keift Hiuderuiss in 
den Weg legen will, scheinen vom Stete keine Begünstigung zu 
verdienen. Sie haben den Keim der Zwietracht in sich und Reli- 
gionsverschiedenheit erlaubt kaum eine gänzliche Vereinigung der 
Gemüther. Die bäassliehe Andacht, welche der Tugend ebenso sehr 
zur Stütze ist, als sie die Liebe unterhalt, hat hier keine Statte 
und es ist doch traurig, wenn Eheleute bei böslichem Glücke oder 
Unglücke nicht mit einander beten können» Die Duldung gewinnt 
nichts durch sie. 

Geschieht die Einsegnung vor dem Pfarrer des protestantischen 
Theiles, so wird dieser sich nicht entziehen, zur Beruhigung des 
katholischen ad impetrandam gratiam sacramentalera die priester- 
liche Beuediction sich ertheilen zu lassen. 

124. Die Kinder gemischter Ehen sollten entweder allein in 
•der Religion des Vaters oder der Mutter erzogen werden, um zu 
verhüte»; dass die Keftgion&trenntfiig sieh triebt auch der Familien- 
*e¥h§RiHS& bemächtige, die fctatüohe Eintracht etfte, und das Band 
zerretese, welches die Natur so fest geknüpft* hat. 

1 126. Die Regierung muss entscheiden , wo die Ehesachen der 
Juden angebracht und geschlichtet werden sollen, ob vor dem Ge- 
richte der Kirche oder des Staates? 

- leb 8ohliesse diesen Entwurf, in wefehem ich bemüht «wur* die 
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Staats- und Kirchenrechte ohne Rftcksky, auf die Decretalen, aas 
dem blasen natürlichen Verbältnisse des Staates und der Kirche 
auseinander zu setzen, mit noch einigen allgemeinen Betrachtungen. 

a. Der Staat bat kein Mittel, ' die Erschütterungen des religiö- 
sen Fanatismus zu verböten, des Aberglaubens uaddes mit ihm ver- 
bündeten Betruges sich zu erwehren, den Atheismus, welcher ein 
System gefühlloser Härte und einer unbändigen Selbstsucht, ist, eine 
Schutzwehr entgegen zu setzen, als eine kirchliche Anstalt, welche 
auf Wahrheit gestützt, diese Feinde der geselligen Ordnung bestän- 
dig befehdet und aus der Mitte verbannt. 

b. Besteht eine Kirche, so kann der Staat die Macht der Re- 
ligion und Moral bemessen und bei der Gesetegebung eine sichere 
Rechnung ziehen. Er hat ein Mittel, die Macht des Gewissens in 
einer mit den Gesetzen parallellen Richtung zu leiten. Ohne Kirche 
ist er nur des halben Menschen mächtig ; mit einer Kirche bekommt 
er die andere Hälfte in freundschaftlichen Bund. Dort hat er nur 
Gesetz und Strafe; hier wird ihm auch der Wille aus sittlich-reli- 
giöser Ueberzeugung. Der Mensch handelt von selbst rechtlich, 
wenn er sittlich zu handeln gewohnt ist 

c. Die Regierung kann die Kirchen-Anstalt und den Lehrstand 
derselben als einen Theil ihrer gesetzgebenden und executiven Macht 
ansehen. Die Kirche verbietet und hindert, was der Staat nieht 
verbieten und hindern kann. 

Bei der geheimen und öffentlichen Sitten- Censur der Kirche, 
wie viele Vergehungen werden gebessert , welche bei den weiteren 
Fortschritten in Verbrechen geendigt hätten P Eine Gesetzgebung 
setzt ihren Ruhm darein, der Verbrechen weniger zu machen, und 
sie zu verhüten, und weiss auch, dass selbst die Strafen keine Wir- 
kung mehr haben, wenn die Öffentliche Meinung corrumpirt ist und 
das Sittenverderbniss überhand genommen bat. Was. vermögen da- 
gegen gute Sitten nicht? Die Sitten aber bildet die Moral, und die 
Religion heiligt sie. 

d. Das natürliche Verhältniss der Kirche zum Staate ist das 
eines freundschaftlichen Bundes zweier Gewalten, welche von ent- 
gegengesetzter Seite auf einen Zweck hinzuwirken , in sich aber ist 
es das Verhältniss des Rechtes zum Gewissen. Das Gewissen re- 
spectirt das Recht, das Recht prüfet und berichtiget sich an dem 
Gewissen. Wenn das äussere Recht sich nach dem inneren be- 
schränkt, so unterstutzt das innere Recht das äussere, und es ist 
ein Recht. Uebrigens hat die Kirche als Gesellschaft kein anderes 
Verhältniss zum Staate, als jede andere Partioulär-Gesellsehaft, welche 
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einen gewissen, vom Staate gebilligten Zweck verfolgt. Ich habe 
darum den Grundsatz des fioraz, der als -eine politische Maxime 
gelten kann, zur Richtschnur genommen: Est modus in rebus* sunt 
eerte denique fines, quos ultra citraque nequit consistere rectum. 

e. Jedes Zeitalter hat gewisse Grundsätze, von welchen es sich 
in seinen Unternehmungen ohne weitere Untersuchung leiten läset 
Diese Grundsätze stehen gewöhnlich mit denen des* vorhergegangenen 
Zeitalters im Gegensätze tind fuhren von Extreme zu Extreme. Ein 
solcher Grundsatz ist der: non debetf esse status in statu, auf die 
"Kirche angewendet. So richtig er ist, wem» von einer zu weit ge- 
triebenen kirchlichen Gewalt, welche sich mit der Staatsgewalt zu 
messen wagt, die Rede ist ; so unrichtig wird er, wenn er, um die- 
ses Unheil zu verhüten, zur Rechtfertigung solcher Massregeln fuhrt, 
welche alle Kirchengewalt lähmen, und die Freiheit und Selbststän- 
digkeit derselben aufheben. Im Grunde liegt dieser status in statu 
in jedem Menschen. Mitten im Kreise menschlicher Neigungen und 
Triebe , Wünsche und Hoffnungen , mitten im Kreise der« mensch- 
lichen Zwecke liegt das Gewissen und übt eine heilige Herrschaft 
aus. Ausser der bürgerlichen Gesetzgebung gibt es noch ein höhe- 
res Gesetz, welches nicht aufgehoben werden kann. Es gibt ein 
öffentliches Gewissen, welches sich durch die öffentliche Meinung 
erklärt und einen unabhängigen Staat in der Geisterwelt bildet. 
Dieser status in statu ist un vertilgbar , für eine weise, aufgeklärte 
und gerechte Regierung aber keineswegs fürchterlich. In wiefern 
diesen Staat die Kirche darstellet, insofern ist sie als treue Bundes- 
genossin des Staates anzusehen, und zur innern Befestigung dessel- 
ben beizuziehen. 

f. Bei dem hier vorliegenden Aufsatze habe ich endlieh weder 
blosen theoretischen Ideen nachgegeben, noch nach dem Plane ge- 
arbeitet, wenn ein neuer Staat und eine neue Kirche zu stiften wäre ; 
sondern ich habe vor allem Rücksicht auf die gegenwärtige Lage 
der Dinge, auf die jetzigen politischen und kirchlichen Verhältnisse, 
auf die Stufe der Cuftur, auf welcher das Volk steht, auf die herr- 
schende Opinion, auf das gegenwärtige politische Interesse des Lan- 
desherrn genommen. Es gibt in der moralischen , wie in der phy- 
sischen Welt keinen Sprung. 

■ 

IV. Des Prof. Andr. Metz aphoristische Deduction dos landesherrlichen 

Rechts, die Pfarren zu begeben. 

§. 1. Das Fundament der gesammten moralischen Bestimmung 
des Menschen und seiner davon abhängigen Würde (ein Subject 
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von absolutem, d: b solchem vVertheaa *m „ der • keiOiAefljilivalest 
verstattefy ist .ohne; Widerred« ditJfceiheiU .{dt Kijßn*W*fingigkeit 

. von den meekanisch nftthigqiMlen Bestionmmgsgsftnden .jd«r. Jfiifcr, 
verbunden paoit absoluter GausaUKU^ «Li. 4en>: VwwCgen^iwÄefte 
von Handlange^ f?an,iae^£.(^ .:»m ^w.-./; 

. <\ §. 2; Die .Gesetzgebung t&x dj&n F&jbutag&rwM^fto* M«*- 

Vsohen, als. eiaes pathologisch affidrim iYejpunft^e^e^, .ffctarfc uro 
Stücke; 1. «tili (fco**, d. i< ifoe Regel, w^c^e^n^^iindlqi^ww 
als o&jjedfo tio^^id^ijbestUnwt;;^ eine ITrteBifMr^ 4t>iiriiiM& 
Mttytatfton Jtotimamttgqgrundt d#sje&iB* wirklich, t^n *&'&&&< 
von dem, das Gesetz will* da^ßö geschehen .so^, tI ij: , .,*.., .. . 

§• 3. Die Triebfeder der Gqset«geb#ag kaqft nur;, ,fine. zwie- 
fache, sein, entweder eiae äussere, oder eine. *!**#*;;> 4«« ußfimto 
selbst mag nun eiae Qualle haben t . welche., es will -Eine l em &r e 

. heiaet sie, wenn der subjeqtive Bestimniuflgsg^d^ d* JKorderwg 
des Gesetzes erfüllen zu wollen, in Etwas besteht* j*es attfttigrdtr 
Idee des Gesetze« liegt, wie b. B, in der Furcht yor gtr&fep. Da- 
gegen eine innere, wenn blos die Idee d$s Gwetj&es;. «ti<$eh&< :d?s 
dtfvcb sie bewirkten Gefühles der Achtung ifir darbet* 4w, patho- 
logisch afficirte Vernqnft-Subject .bestimmt« d*s (ftseU^erfälJea & 

Wollen» . '■•.,.: ; .• •. «r>\ -•; « ? / vo V. . 

§. 4. Daher ist alle Gesetzgebung för den Fieibetegebraich 
des Menschen nur eiiw . zwiefache, in wie fem , auf.. 4ie Skiebfaier 
derselben gesehen wird, entweder eine äussere, , oder, < eilte ; mw * py , 
jene ist von der Art, (Japs ihre .Triebfeder auch eiüe äusiere sein 
kann; diese dagegen eine solehe, denen Triebfeder. »w^ eine mnerc 
ist, jene heisst auch die juridische, diese, aber, die ethische Gesetz- 
gebung. , . . n . * 

g. 5. Dadaroh, das* die Vernunft bei^ewweeu Gesäugen auch 
eine äussere Triebfeder zulässt, wird diß Verbindlichkeit, dieselben 
wegen ihrer sähst willen, zu erfüllen ,. nicht jujfgefeobenc,. also haben 
, alle juridische Gesetz auch vor dem Forum der Ethik .ver-btndende 
Kraft, d. i. dUe Rechtepßichten sind tugUich ethische JPflichtm; sb& 
nicht umgekehrt sind auch die ethischen Pflichten Bechtspflichtm. 
Djtnn w«tm.,Qine Pflicht jwr. u aus> d$r, dirM ^^<^ Qmtegttmng 
hervorgeht so ist die Triebfeder pa ibw , Erfüllung. #nf die Ach- 
tung für das Gesetz, mithin wird da alle, äussere Triebfeder aufge- 
schlossen, mithin kann sie nie als, eine ik<^Pfligh$>jgeltttui, 

§, 6. Der Grund aber, warum manche, (feset&e nur «ine innere, 
und manche zugleich auch epe öfcw^eTriehftf er, haben» üegfcirin- 
zig. darin, dass Jen* , nicht blos 4ift #<wm„des ,^xeihf»tegrifrateihes, 
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(dle'ÄSfriUnfl Weise, '*rte Bk$h><äie tfV-eifcftt'tasserh adlY*da!mit<ste 
nach eineto allgemeinem Cesdtze-mH sieh: «falbst', bestelten-ktome), 
soYufenr auch dte'jlfttftwte desfeelbetoy d^idto^tt**^ bestimmen, 
wichen diöMeoödve IV ate tÄ*en'> Zweek>)realifiiifen>cfolleK, udenn iiam 
Watten eines Zwecken kahn"Nie^ifr>&U8fayl^ 
dfeäe dage^n 'foifc-Wiigg&Uög Vor ^lleiu*Zweole;'i'Ho^;di6 Jbrm 
bestimmen , nach <&& «dir Menaobw; die zw ^EVrtge dieiKJEUyflfciitfiiß 
derr Stde*, iliires •• allgemeinen WclhöpUtzes M 8ic^><0?datt4er hiebt ganz 
entlaufen kflirtron, vielmehr stets in i Verb&ltaftae' *fefc < wec&sslpeitigen 
Einflusses aufeinander gerrtheni -müssen, vw ihrer iFreifceittüfcbraueh 
machen sollen, damit die« 7$ethtö'&lter * bestellen J könne* Detfui hierzu 
ist es s^hon 1 getiUg, wewßr nur die 1 Setzung soleber ^sa-at' J2awZ- 
hingen -verhindert witd-, wekhe' de* Freiheitdgebtfabbh Anderer 1 un- 
tergraben ; mndmie Vermeidung ■ solcher Handlungen 1 Iftsat? sich ömä- 
jjarifeft ergingen, im Falle- ekr nicht um des Gesetzes' selbst willen 
vermieden werden 1 wollen; • ' »»» : ■■ », •* • i * .-. . ■■-•,:■• *,. 

§.7: Die jftiWrffecÄe öesetzgebmig ^wedtt deröhnoh darauf ab, 
jädem Erdenbewobner bei der, wegen- der Kugelgestalt der Erde 
ihti> üimrmeidlrchen Coe*tetenz' mit anderen Seinesgleichen die Mög- 
Uchk^m^sF^eikeitsgebraikh^s ku erbalfenv n^tton, »da der 4k- 
griff der Wirksamkeit nach moralischen Gesetzen ins Lächerliche 
flfflt, wem» diejenigen Sbbjectö; 'dtitfen dies* Wirksamkeit angfcmuthet 
wird, sich nicht ate'Subjecte befrachten können, denen der Preiheüs- 
gebrauch zuk&mmt ; « sorgt die juridische Gösetzgefefcng allererst fiär 
die Furäsmental-fiedingUng' der Möglichkeit, dass Mut ein« mora- 
lische Wirksamheit a/uf der Erde stattfinden könne. ■ • 

-§. 8. Obgleich demnach die Erfüllung des* praktischen Gesetzes 
um seiner selbst willen, so wie sie in der Ethik gefordert whrd} eine 
edlere Sinnesart voraussetzt/ als die Erfüllung desselben wegen äus- 
serer, d. I jwidmher Triebfedern; eoist doch dafe Erste, i?as Un- 
ter den Menschen stattfinden muss, damit sie sieh überhaupt als 
Subjeotb der moralischeh Wirksamkeit betrachten können, dieses, 
dass unter* ihnen da* Recht heilig gehalten werde. 

§. O. Was Rechtens sei; bestimmt nun swa* schon die Ver- 
nunft^ üawiÄchen ist sie doch J nfcht im Stande , zu bewirken v dass 
auch ein jfcder- seines Äeahtes SüsseTli^feheilbi^i^ werde, -ä^d^ dabei 
gesichelt sei. Denn so lange die Mensehen noch keinen Verein eu 
diesem «Z#ecke getroffen haben, ist ein jeder im Falle des Rechts- 
streites gain eigener Siebter, und Mos seine Superiorit&t an phy- 
sischer St&rke das Mittel/eein vermeintes Recht durchzusetzen, und 
so ist der figürliche Zustand der Mensehen em Zustand der allge- 
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recht 
* ort» 
daher 
iioen 

s'eki 

öiui am rallgetneinkr,' tresetzgebewietiMnii anmcb? 
lüudi dem Haohie die'ajiwidetrstelilHihe äafio&e 

iser eina -kattgorawbe ¥eiB»»oft4wtiBrtiigv d»« 
nthtf 1 4or£!Uaty «owie die GeHang-des Rechte«, 

ist, die erste Bedingung der Möglicbkeifc^da« 
uwraüaclie Wirksamkeit irtattfinden tßlftiö^ so ist 
kategorische Foräernng desselben« dasflidaa-Bca** 
«eine« Hase itets erbattett'UiidiBaiwicJbiflKcto, 
desselben bedrohen kSoatej i rtmfcej «gesfli «oein 
äIi aicbt wegen irgund eka* : verawiiitlickr: e(ü- 
igt iwerdej' -.■■ .'i ■:■!"!' -m- <./m>,' i h-,A\tK«->, 
j 1 folgt: mm TOn.eelbat, daiB( den ÜepriWentayrt 
kMrflkM v 'i. ib. du StmtlaiMfkmftiimhMi aar 

sogar die Plicht habe, ia)!iAlle3.'lEUji«rfiäg(ro, 
tdatfon des Öte»te8 abiweefet; :.b),Allö3 st» ver- 
tu Fflrae dem Staate 1 griäbrik4n'werden!.ltfl*irt«. 
ihrnn^ deH»lbea; durch Verotdüungwi-aaiii» b*t 
dem: Staate keine Gefahr mehr dnohenvkariu. : 
diese Mrte Katagbria geboren oMe WUsmdt 
i: i. Veriiiwtangfsii aar KrreichMg «iiißs gfflria- 
o die Glieder Abb Votttes als eifaeBi votQ'Äwoek* 
interBChledenei} itteh vorsebiat.. Dannrdaai-Be* 

ala der eioäget Bedingung der.iMbgüeaAeit, 
) , iat das erste- Objecfc des allgemeinen .Vtffta- 
t die Fundamental -Bedingung; der Möglichkeit, 
tllaohaften rat V«lke «rrichbet ■ werden ' können. 
k solch« Innungen dem SUstsroeok* gefcbr- 

Xwert'el, dasB"daBih8tea±iob«(rnaHpti'*oftigt/, ja 
*e Gesellschaftern zti mnbepdrüökeii;^ wenigsten 
nmseareibes , unter denen allein ' «is>! eiiatinn 
llechaft kann, deranach . im Staat« rwkrtfieb- es> 
ireh die Conceision des Iaiperanteo, mithtet mm» 
fem sie den.Öohranken'g*rtfis8''eih*lf^:'welcto 
BStlfeibat, .« a -li-j - ii niiln.:lyr»aji liüli e;.i*S- 
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>v§£'l& Kwe Ali «Jx^ter Qeselisohaftenvldi« nn*s ans dem Volke 
ihren Ursprung haben, und deren Zweck nicht nur <tom. Staates wecke 
imtewrchfedeft ist v (sondern uachdöraßeUwir.giBf&hriick! worden kann, 
ist mm ohne>ühveUel aaebdae &irchemecsen,i 4. L HubiMssexe An* 
statt tum öffenttochet* Gottesdienste für das "Volk i, als ideesepiGliftt 
der- sich ausser: ihrämi- LKtrgerHdien Verkähnisstf »dura Staate; >anoh 
noch al» iünterthetoen einer - höchst^ ^«sichtbaren Macht , den «ie 
huldiget* müssen, betrachten; w&bfend dem.;di© Jfcit^o«> eine Was 
innere, und als solche gänzlich ausser dem Wirkungskreise der >büu- 
gerlichwt: Macht getege&e Gesinnung/ ist: m- tue Gasihnung: nämlich, 
sehiti Jfy&htmals Gekaic der Gottheit (äd>msiar Fraeceptorum Dei) 

' ' * §;• 16. Ans diesetaeinäg- walken BegVhfe der Religion folgt, 
dat* 8» nicht afe eine Geseüsckaft unter den .Gliedern des Staates 
betrachtet werden -könne , sondern ööt - eine dem . Staatsawecbe ; nicht 
im mindesten gefährliche Qualität «des Hehienö sei, die auck« ausser 
dem Staate statt finden bann?' daa Kitohentoesen aber, weil es auf 
öffentlichen (Julius der Gottheit abzweckt* die Zusammenkunft meh«» 
reuetotMeneoken forfere,, mitbin. die rechtliche Goaxiafanz dieser, als 
die Ftihdameatal^BeäHigung atiner eigenen ■ Möglichkeit «voraussetze, 
sonach' nun.dunih 7 den $taat zu* i Existenz kommen könne. 

§. I6»£arin . die kirchliche Gesellschaft nur durch, den Staat 
zur Existenz komainen v so. folgt, dass sie vor allem. der Concession 
des Staatsoberhauptes bedürfe* und. folglich, nur eine von den Schran- 
ken dieser. Gonoession abhängige. Bxistlnz- haben könnet .und zwar 
dies um S» mehr, je einleuchtender die, Möglichkeit ist, dass xiurch 
sie der Staat g*&hrdet werde* Dato nach der Verschiedenheit; der 
Meinungen, welche die Glieder des Kirchenwesens ton der Gottheit 
haben, ißt eftgar leicht möglich, dass diese ««sichtbare Macht mit 
der bürgerlichen, der sie auch unterthan sind, in einen sehr un- 
gleichen Stiirit komme, wie, dies aus der Geschichte des jüdischen 
Kirckthnmea schon sattsam erhellet. 

' .§, 17. Da nun die Heilighai tnng und Geltung des Öffentlichen 
Rechtes, mithin auch die Permanenz des Staates* allgemeiner Wille 
der ^«naohen-sein soll, .and auch >eder. vernünftige JPurger diem 
imafenr.snerst ,nod zu oberst wül, weil nur ufrite* der Bedingung* 
das« das Recht gelte, sein kirchliches Gemeinwesen selbst bestehen 
ttad) gbaicherfc sein, kann; zudem das Recht im Verhältnisse der 
Menschen an einander , immer einer zuverlässigen Entscheidung fähig 
isfc,,; wogegen! die Meiunngen ?on der oaskhtbaren Macht sehr uu~ 
gewiss und abergläubisch sein können, wie s&&* *cbon der ganze 
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Begriff üt&ÖtdHa gegen «eseiBe e< 
es ein ungezweifeltes Recht 1 ' der' ol 
eehriäg : Öes^ Ähxtieliwesenä alle- ■ zVF*^kdienlirfr*ta Tdrortkrtm^en in 

machen' r^äiiift dasselbe detü Staate öftlbst IE 'Öie- f 'JÄwWIWteÖfe mi 

§. 16. ßaK Klrcheßw^en bringt am ^ivertfea^Stierci*»!* '^n 
Staate keine' Gefiahr; wehn^ es"unter der Käiüng s«Ä*"-«ltedW t* 
tieft Äfch'^n'^dnäellted betenn'ehdeh'V^e'^Sei^lclKfi'a!* «F- 
ibigen Grad'' der ^cM^Mrbwltfcen,' um das Sftrf«ftw*»ttW"** 
kirchlichen <£HBiM der Gottheit, : desseV'EienrfioB 1 dttf VöBt 1 '*», 
ohne den mm'äesten Naehtheil des'Staatefc 'selbst in 'besörgcH. 1 " " : 

§. 19. Das Staatsoberhaupt hat sonaifli ungezweifclt «Ms Hedrt 
m verordneH; dass Niemand ans dem Völkö' ztnn •Vorateheranttf im 
Kircbenwesen ' zugelassen werde ,' dessen Tüchtigkeit' von -^ef-itar so 
"beschriebenen Qualität nicht ttitn'Yohms gewiss tet.-" ,; '' ''*'■ ; " ; " 

g. 20. Folglich -hat der Staats-Tmpettin* iaüch eW »echT; -'« 
befehlen, dass die Candida ten des feirchlich^HVor^berWmteA-ski 
vorher einer' Prflftmg unterwarfen; Timl 'ihm dfc» RefeoPWt n *Hes« 
Prfifnng zur Erkenritniss' überbracht wbrte-, ■ ■ WwW^Rtf "'^ t t w 
Amte kommen. ' ■ ''■ " " : "■■■ ; : - ,! "'' J £''' ■ 

§.21. Da nun die Autortsatiw) eines ''ttutatttattftni*#m 
kirchlichen Vorstehetamte l*diglicH v W»' Resultat» Aw'bJwSltntA 
Prüfung abhängt, und die diese Prüfung vornehmende Stelle zunächst 
nnr auf Anordnung des Staata-InTperante« ihr Geeehift ffrhtt , so 
folgt evident, dass die rechtliehe Nominatioh eines' SnbjBÖW« 1 nnr 
kirchliehen Yorsteheramte, es sei nun das Episcopat oder eine blose 
Pfarre, einzig nur vom Imperantm ausgehe, dieser sonach wspriing- 
lieb einzig das Rocht" habe, die Eirofaeoanter in besetzen.' 

§. 22. : Zur Bestätigung dessen dient auch vortrefflich' der Pm- 
stand, dass, seitdem das Kircbenwesen nach seinen : Hanptfoftneti, 
wie es im Staate besteht, sich ganz auf die verschiedenen positir 
theologischen Systeme stutzt, in welche die Religion von mensch- 
lichen Köpfen gezwängt worden ist, die bestehenden Kirchenämter 
nur von theologisch gelehrten Staatsnntertbaneu versehen werden 
können. Damit nun aber ein Stastasubjeet die ihm hierin not- 
wendige Gelehrsamkeit in der positiven Theologie erbalten könne, 
sind Öffentliche Bildungsanstalten nothwendig. Diese aber haben 
ohne Widerrede nur durch den Staats-Imperanten ihr Dasein ; folg- 
lich liegt die erste Bedingung der Möglichkeit, dass Kirchenämter 
in dem Sinne sind , wie sie heut zu Tage wirklich ezistiren, wieder 
nur im Staats-Imperanten ; dieselben sind demnach zuletzt nur durch 



ihfl, bejahenden Aaqtw&viWtbfc VWk& «ph, ^JRedrJ; jfllpfc 
siß^ Dftlt täglichen ,?i^jec^ ^,^eset;eij M ^ : ; ^Aio-^-i: ..." v, 
, -i..§fi.SJp-o..öW8 j^ff ,iBKi,T4g9 Y iiMit «WÄHk. .w»,fffl Zft^n Jert^ 
&* B^jgiowk^er.jpur^FOja J^gjlligjön, l^ffend?p Jß^rägep i^rer 
Lehrlinge, sondern von fixirten Einkünften leben. Diqse^ipk^nften - 
wOgep, njua aack jwcfc «p sehr aj* yo)^e^,.»)genapnt^i?jfr<fflfimer Stif- 
twüg/Mi aiwg^gebö^ werben; wi$ *j«hr d^n,dfy:auf.«^ 
ncar iwwr^r ,Bebaijpt^ng. . ffcvaaf , dtatyft ^ill^[§|,ftt5pn f? 5q|ist doch 
unleugbar, xgwfcsv 4*ps , $fc *}* Sftiftmgm .typ .£fuiqjj ; defl , Ipjperanterj 
bedürfen« «rp in f ibnBjn,prii»itjyen flase pn yftrblsfyeiv «Eftpn das 
Recht r fromme Stiftangep üb^^aupt zu yenralteri , w,ie, z. fr $pi- 
tffe?i, $t i^w gewiss^ ein fwp^nglfck tefld€«herrUch£|B , je ge- 
wi8aer ^ ^ia vofi d$r ur^pröngU^h^ Cqncessioii dea Sta^tfihlinperan- 
ten, abhftngtv das» sie ein ]E$se .erhalten, Sonach liegt.. der letzte 
Grund der Möglichkeit, ,da$& die Kirchen- Vorsteher fixjrte. Revenuen 
habe*; ».ipecUp nur ii», Willen des Ijnpetrantep % müAw, da, die Be- 
gebung 4?^ IQwbrataBtar, . zupftchst eine. Anweisung A?f firirte Rer 
veupen tiat, ije ip$ dep, fzu »leistenden Jürcb^ndie^t «bezog^a werden, 
4aB gestehen dieser Jlevea)ii043 ab^r nur vom I^aodesherrp anjsgehti 
so folgt evident, dass auch die besagte Anweisung nur, vom Impe- 
ra^teö.awf^cjlWf'^rSOp^.eijwig jiraprungiioh das Recht habe, die 
Kircheu&mter, sowA.jsn hmt zu. Tage beschaffen aind, zu besetzen. 
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'-{Äen Einsender. .der : vorstehenden. t historischen Documeate and Verfasser 
der. denselben, vorausgeschickten Einleitung, Prot Dr, kyland, starb während 
des Druckes dieser Mittheilungen am 8. Jan. 1874 nach kurzem Unwohlsein 
an der lÖholera zu München, wo er sich als' Mitglied der Kammer der AbgeordV 
ndten kufhielt, der er" seit 1847 nriif kurzen Unterbrechungen angehörte. Ratend 
war ein herroffagendes allseitig hoch geachtetes Mitglied der patriotischen 
Partei* ; Er war geboren am 35. Nov. 1809, am 26. Mai 1832 zum* katholischen 
Priesjber gjeweprt, später* Pfarrer za Arnstein, sodann seit dem J. 1850 Ober- 
bibliothekar in Würzburg. R. i. p. 
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Antwort des Bayer.. CuJlus-Ministers wi i die, pty^jfe 
■ ' Bayen Epscopatf vom 12, Sept i873 aa den Köm* j? 

betreffend die Ei*fükrrtog\ ije?ttischtcr\SQ}iUlen>)\ vnnj, :• 

. ' f ÄJtf ! ' , ffli i ' iiife U^cÄft^ f Bd. '81 'B: fltt ff. J rrötgettrallte 'Eingabe 
WBW^Äfe 1 ^^ •*■•' w."üi.. 

iDie cbnfossiotfrell gemischte 'SWmle war audr t&<* • des* bis- 
herigen Staritfe 'des Off^ntlichmi RefeKteä 'tftfler frrdett' baytföchen 
Landestheileri diesseits des Rhein*? noch fn der'Pfal* ^rfe^pi#W aus- 
geschlossen. - ' : ' ' '. - ,*: . 'i r^i 

IhreT(ölaÖveNotihwe^digkeH I: mirde richöhJ't^i^liaeWi'MW*- 
veri" ganz 'abgesehen durch dife ^scWcl}ffiehe J Thatött«Ä^' beäugt, 
daäs Bayern mit Aufatme' ptotestairtisfeher BMdltoruhjgfttt itt iftea 
Gtebiet und der vollständige* Rechtlichen ; Gleich*teltariig "dtofftilttD 
mit den katholischen LandeäheAVoliri^rrn ein cerifessfoitfft getiiieehtfr, 
eito' paritätischer Btäat geworden ist. * ! ■' » ' »*'" "--w 

Frühere Verordnungen hatten ihr noch 1 eiüfc tbtfvofttygtire , «Stel- 
lung öingdräumt, wie dfetf hinreichend bekannt Mt. - ''*''^ : 

In den diearheinischen GebietaMieilen hat Iris wrtfr 1 Jahn» 1615 
in Gemeinden verschiedener Confeasiott die • eoüfeieioaell ■ g*eti*i«*te 
Schule gögti'r rfls Regel Bestanden. Klar bnd 'zwtiftltoM iöt^die^' aas- 
gedrückt in der Normativentsehliessühg votn 10. MM 181», d&röek- 
sichtlich der Confessionsvefhältriiase bestimmte 1 Schul pflichtigifcfrt be- 
treffend (Döllhger, V;-0.-S., Bd. IX. S. 1294), welche sab Kff. 1. 
bestimmt:* ' ' •'• •" 

»Der Schulsprengel einer Ortschaft wird bestimmt durch die 
Gränzen des Gemeindegebiets, und alle innerhalb der Grätigen einer 
Gemeinde wohnenden Schulkinder sind zu dem Sprengel der Ge- 
meindeschule pffichtig, und zwar wo nur eine Schale besteht; ohne 
Unterschied der Confession, indem nach bereits bestehenden Yenord- 
' nungen der Religionsnnterricht , hei welchem allein die- Oenfawoos- 
' Verschiedenheit einen gegründeten Ubtersdhiod im Scbtriu^lerriolit 
macht, einem besonderen Lehrer zugewiesen -ist.« •: 

In der Pfalz war vor ihre* Wiedervereinigung mit dem. Jtfnt- 
terlande* unter der französischen Gesetzgebung der Charakter der 
Volksschule, als einer* gemeindlichen Bihtangtttistaft ttt'Awgiebörige 
aller Confesgionen, noch stärker ausgeprägt Als im dietötigeittBAprii. 
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Zeuge dessen sind die Bestimmungen des Arretä du commissaire du 
gouvernement concernant les ecoles et Finstruction publique vom 9. 
Floxal des Jahres VI. Art. III. (Becueil des rlglements et arret& 
emanös du commissaire du gouipraement dans les quatre nouveaui 
däpartements de la rive gauche du Khin, Tom. IV. S. 7.) und des 
^MABWSl l#Fl^Sal ^^8lf/e£illuärU r iav^a. «flfeMtffetyi*, 
Han«MÖM m Vttf££fife ^qöaicBtsaiöwingf/iTO*? «esapjpite» Ver- 

* » 

j /^MfJm.^rbej^hqp Bayern W* r <Jl?! ntfMw ^jer^cbsten Ver- 
ordnung vom 2%4-i,jßpm*jl&lfa ^llgw^n? B^tiip^nge»; über 

>Stohi>tej}reipg^iTV^b^ltaisse, >.\)^ffyn& (p,öllinaer> V.-Q.-ß, Bd. IX. 

&Al&fKZ) d \ <Jto,cwfesw^lle,Spb^^^ ^flgeatejlt^ die 

conf^aio^iger^ischte jedocji keineswegs ausgescbloßsfln. Vielmehr 
besagt Art. II. Ziff. 2. der V.-O. ausdrücklich: dass es in. Ort- 
aplKlfteiijiv^sqhipdenqr .Co^^fsion^, .dies ; hiab w ^inet r g^pajedn9cbjafHiche 
fic&lüftl haAteöi! )t>ei 4i?.9er flinricbtung sem Ver^eibei} haben solle, 
sofern nifiM r Am < » w^e oflpr , *ter andere. , ThejJ ( , eine , Aepderung , aus- 
jdjrtwWibh iw}a*ge , ##d .fjut bpide Theile durch Errichtung einer 
JttiteBn^n^e&toi^ ,m* .Aen.^taeinwobnejiu g^pfcjBr.Confession 
allein oder durch Beiziebung . benachbarter c^ni^sipusverwaiidter 

Orte^g^i®t/W<0rdßn, ^n»e. t .!. „ 

lieber die jFtegp* /qb idie ürrix?htmjg neuer Simultauschnlen 
tUMi #^0^lfnfcTOn(}»Jq|ng^^)e^wd^r qppf^^opettey ficbutep in Simul- 
fctos^»len erfolgen , du rfc, ist in,dei; Verordnung, eine Bestimmung 
wbt»Än<fe$lteai^;4ieeer iPanfcfc ist ^Schweigen übergangen. Es 
iötfaiw attoh tstit keinem AVor.t^ip ^uadrüpklicbep Verbot der Neu- 
etritfetuug soikhet Misohwtoton. ausgesprochen — wi Verbot, das 
seHtftvenrstäadUett , tot allem . wdem abge9eh#n r< ^b<etn der eben ci- 
tirten Bestimmung über den Fortbestand bestehender gemeinschaft- 
lichen : Sch«i8n keine Stellß , hätte finden können, r . 

. ..'; , - Anch in der Ffah, würfe bei. der.qeuen Qrgaflißatiqn des, dqr- 
tige©i V olke$chulw^ee» unter der bay «riachen Verwaltung durch die 
aUedriiehgi genehmigte B$gie*flng*?erQwtaung < vcu^ Z% Aug^ 1817 
die Trennung, tkr Sehnten . v^c^ie^ener KeUgiwen,?waf ^Ie Regel 

-^BiwgtfpBOclrtö, jedW?h :f ?ujr,!Wowflit a)s, efe.gfc.gt^ <jpr . ^fypty ;i ppd 

Äer^i^ftottls' gesteh wtyMbh%^i.ß f Mf>) 

Die Durchführung dea . Grundsatzes den co^ssionellen ; Tren- 
nbfngi der SohHlen w^r. hißr 9fm mit m^k&lachen Schwierigkeiten 
verknapp ^a ,die ; nnjto dem früheren Regime bestandene und der 
B6ifttta*u«gt Heb igwaDd^rw Pr^p^a,tk^, dex Vo^chule npcb zu 



%}Z Bayer-* MW*tf'Art*x>"t vf 7^A^W8^m^^ : Af¥t§f^' 

... ( ,:,, J&, : wac^ q\nß stark* flewgqng m 

*#hty<i, rWH^-J^PW»PWtt! r\w>. Jfikr^Wlj? fl ^9«dri#,[ga)) , <,pad 

itjfatä\8 x (Wvmv jfateBimwblgttrriWJi, J*h^lft9 r ft£Wfc dpws* 
dip ^S^ünipppg.iu Jify. ,yiI;,Ziff t §. 36clwmig,(tpig r da»,^i:. JF«s 
Qißj^g,^. $$ji]fp> 'flfcw! «ünteracbiod }/ to, : Jteligiw »IkwU^*** 
^i^dflfftisf , fifttgqg e 99toh* , y <* <Jie , $qligwnsthei je aofteir . d#ra /gwfflgt 

. v , jfacft, Jiqwr I^legiwg.^fu^iesrK^W; k^rp^weifal. W** J 
liegen, dass, wie gesagt, auch dem seitherigen Volkssci^wfct . ia. 
BßyW ^ Institut (l^.Siinw^^hiAl^ in -eimfefiä^n^t, gerofechten 
GejB.eJwden, flicht jmbeteumt ipt^ ■.....-. ..« . », f .«v*v < ir !- - 
. ; Das bfiyerisclje Volksschuhecjit hat .dieselbe ,ia, denrt&aarhci-' 
niecjien ^b^ets^eiAa^ ,^ ;??pni ^ahfla ..Uj)ß ri ;iii. l .4ffi El*inirfal*i&j* 
zum Jähere 1817. als \ Regel ßtatuirt;,^ das. Velksachulwbti^dt fam 
Jabre 1815, hflzwj 1817 bw, auf die Gegenwart*; bat^^ijed^pfaüß 
als Ausnahm .dagelassen. Die. cpnfe&sioaeil gwupobta jjtaftj^ Wulfe 
somit iß 9ay ?jrn *u i keiner , Zeit als rtwap > . «GWÖiicfcBS t wift t priiHtt 
pieli verwerfliches betrachtet ... ,« ... .... ,..., ft i r . •.,/ n,t!*;t-,<;. 

Auch .dwn^l^n^ka^n die. St^tftr8gian*ng}d*r A>nwbaiuu»g der 
Erpbiechäfy *n<}. Bispljtf &,<)€& Landen daffi dje f^e^i^eU gemischte 
Schule die religiöse Bildung der Jugend sch^jgfe.odt^geffthf^jiA 
keiner .WqiseböipfliGkten. . ...».., i: ,.,... >-.,,. <\io 

In.<Jer confettiornell ge**istfbjten Schule wird bey dec in Bayern 
gegebenem Einjicfetuag der .• üeligiouauntecmht «ach. . dem ( Bekooftt* 
niss einer jeden Kirch eng^sallsqbafi als, -ein wse&tlictar -Gagäugtami 
des . Unterrichts, betrachtet y und votreinem G^sUiebeikiod#i Lehm 
der betreffenden Gomfession für die- derselben angehGrig<*i Jfomder 
gesondert ertheUt, Die Staatsregierung [kann nur wänsefeetttnidaat 
dte mit dipsepi wichtigen Un^rri^tsxiWBig»;.betrairtei* Qtogaae der 
verschiedenen OonfessioBen dem&elbea die gebtihi;e«de> AutatateajiK 
kait zuwenden, und, in edlem Wettstreite bwuhtaeiB mflgeo^eder- 
manu auf seinem Gabiete.diß besten Resultate ?u,em*tauu> .iww 
. ( Das .unterfertigte, kgi Staat^mistwnm kena «athtneugtefter! 
tyrvdasa aqab de* ßchulmterricht ja den , welti&httn * GfigeuatiUröN* 
wie dies allerdings bei dem Religionsunterricht diah von etitab wir* 
stebt, .einer bestimmten confeesioneü dognurti^ben ^ftriwfng^lwdürfb, 
um zweckentsprechend zu sein. Der Unterricht in diese*>$efen*t 
ständen <}arf niflW) von 4ßn feststehen, JwspDÄMm iGltebeWIätzen 



'S^^ftfäki^ng der ffhhiUchien Schulen fa daj/tftk * $15 

^ V'IKlBi'Äbrigens auch' bei^diesem'lFfiteitf^^ 
bfefitfiriült d^säbön'tferBü^ de* Lehrers, 

sW#ie* itt tfem'ganzten fobieri' der Schule Äör '^ist ^sCtiH^ritbriois 
Wöltert ' Wäftto v ' ma^ au* 1 der Thalsftelfe eirfn&mmtto * wferdtoi , 'dääs 4 
dfrWli *tö ^ltofcöcbst* Verbtöfariig Vom 29. Augusft^K^iaiich^der 
(rinftssttfouai' gettisriitfcifr < S&ttule der ' Ariitlfohfe ^OHaräkter attödrtci^ 
ttefe* getafcfai* wurde,' In «dm mtf die edufessloneir geöfennten- bliifet- 
liebett ^V^kesoh^lmt eitrör UteteeittAe iöit '«iMttiltf v^tigt find' 2tir 
Wirksamkeit an den hierdurch geschaffenen Simultanschulen nur" 
Ltfttatf der efaen • oder audem chtt^ich^n -Cöirfessidö : berufen wer- 
den 4»fenJ -- * ;j * • :> ,:t • ■ -■ *"' • ' - ! '• 

Auch* die bisherige 'Erfahrung hat 1 keimen genügenden Grund 
für die gegen die confessionell gemischte Schule erhobenen Beden- 
ken 'gfcgebeto. 1 » GKanrabgeseheti von äen bisher schon: thatsächlich in 
einzelnen - Gemeinden' desK&nigreielre, 'und namentlich in der Shein- 
pfaVz ,• bBBttotwteÄeri confessionell gemischten Volksschule^ , so hat es 
zü^lten Zeiten iü Bayern verschiedene confessionell gemischte weib- 
Itefcö "BiMungsansfcalben öffetetlrchen • und privaten Charakters gege- 
ben^ und' ist dfe Mehrzahl der mittleren und höheren Unterrichts- 
anstalten von jeV r confessionell gemischt gewesen. <: 
: ' 4 ' 1 ^Vdtt keinrfr Seite "Wird -darüber eine begründete Klage geführt, 
diöÄ>- in ^wgew Aristalten die eonfeösibneHe relfgiöse Bfldung der 
«fagend Sfcbaden netee. 

Die confessionell gemischte Schule dürfte geradi ifc Bayern 
Ansprach auf Anerkennung- ihrer Berechtigung haben, da der bayer- 
ische fitaati, wie schon oben bemerkt wurde, Verfttssungsmüssig ein 
paritätischer Ist, titfd die oonfessiohöll gemischte Schule' in nicht ge- 
ringem G*ade ilazu augethafe erscheint in der nachwachsenden Ge- 
neration Jenes Tugend au pflegen und auszubilden , welche zu den 
uneri&sstteb notwendigen Eigenschaften der Angehörigen eines solv 
d*ö Staates . zählt — dm Tugetod der Toleranz, Welche mit religio-» 
sem- Indifferentismus nicht gleichbedeutend ist. 

; Daskgl. Staatsmhdsterittm kann sich auch • nicht davon über- 
zeugen, das» einem» gewissenhaften, seiner Gottfession treu ergebenen 
L*ki*?H 4n 1 *4e* dötifesstotiett gd«Ä*bteh SMiule die LÖAung seiner 
Avffeate ;«*r erschwert werde, da er entweder seihe relijjWten <&un#- ! 
sütee VülKg sur ückdrähgeir müsse oder, fclis et dies nicht thue, Ge- 
frär 'laufe; den Kinde i*n der- andern« Confessien seiner Schule Anstoss 
zu erregen, 

IWe'tortion *<*en gettoigt wurde, bedarf de* Unterricht in den 
weltlichen Gegeiwttitoh»; '«to'dto es } rieh äUtffr hatidihi kritib, da 
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dem UiitaFrieM^cier^eiil^ die 

Volkfcsohuieivi nateciiiiessendf u als ■ OMifeAsioftrifti tgertreontt ». Anstalten 
organisirt werden. Ein Ansprach auf fEJnfükrurfgi:*äerBÄb«fc^Uniiig 
d^ 'coöfessje^^ ermähnten 

Vbrfesaöngsmä^rigeh ifieektO wiweiiigf^d^ledt^Mlf^dan' ato T W«r .M- 
epratita abf^eonfesbiadello'jSli^iraüngndttK laifeinlisülibDl fSofamleikv > intufa«- 
utottabhefi' : Gy uuiifcfety : ßetf erineMnieiy , Jtteaügysinasieii -\ ■ > desf • lOadtien- 
oorpd > uwi anderer Anstalten ffir d&i • toikäe» jai4>.h§äBii» r U«t»*- 
lichti Ju ;r dierMrh«t hatinitiii audh WsWf Ineefi. dicht i den Vetfliich 
gemacht, diesem VtdUssuagsrecfet * - öiriö m wtoiigehbiide'<BBili^tnng 

beizulegen^ J* >•' ■ '• i 1 ' :'' <»'' .< i ' «'!i'-.i ^ .'•?:;• p'^-fM?-*: I ^ii}'.'-»i <■■'«■■ 

1 ••" -Nach' dfem öffentlichen i Rechte des «Lande* istldfelrfftang -unfd 
Organisation i des r gesammten« TJnterricbtswesens, das niederay HiitÜern 
und h*berü> vorbehaltlich «lei* den Kirchtfrigeseltediaften ätt Bezug 
Ätf ^ifett TeligWö^f Vwlksirnferridiit! zustehenden 'Btfqgbfcfee' dag'Wi»- 
schlies8ende Recht der Staatsregierung, welches "dieselbef auch auf 
itlei Gtebiöten- des Unterrioht« immer unbeanstandet 7 geöbt bat. 
• •' -f »-KrWt? disegi ■' Betihte» >'wjto»e-i die • Staateregirning n^^eaftlpohnie 
^ftAu^eriWkfc' ita dfenrLagei, die eonfoasiofoll gemischt© Voiles- 
dctalfe tiriti eHiga^eriö^hsmi Gbarafcter aügemein! ein»itf»bTen. «»h «, t 

; -s > r Dwc¥'diwAlia/böofcstot Verordnung votoi 29. t Auglist 1. JJSst 
ätes? ^triebt gegebenen V'duirch' dieselbe wurde in -Befriedigung fcints 
beim Vollzug 4er. bisherigen Köchtewirmeb zu fttjpe getretenfeii Bfe- 
dfirfai&tes lediglich die Möglichkeit eröffhet^ in cönfÄ88io*iell: gewisch- 
ten Gemeinden, welche bisher confessionell getrennte ßcüulen' hatteh, 
diesd atfter gewissen gebaü präöisifteii Voraussetzungen ü gemischte 
Schulen umzuwaadfebL i » .:■■>■* 

>*> Die Verordnung legt es • auch nichts wie in der» Votstellung 
der Erefeischöfe «nd Bischöfe irrig behauptet wird, in die; freie Wahl 
dör Gemeinden, ob sie confessionell gewischte Schulen b&ben wollen 
oder nicht, sondern behält unter aHen Umsfirideti die definitive Be- 
schlussfassung hierüber der Staatsregierung vor. • I • 

i. Deu Gemeinde» ist nur das Hecht der Autragsfollafig einge- 
räumt* «nd auch diese kann iiur dann erfolgen , wenn augkaeh der 
'Naohweiß' erbbafchtuwipä ,i dnss idae^erwibgendei Mekrhtitides lega- 
tehGhe&eindevettretrangv in Gemeinden tarifr! städtischer <VeriastfiÄg 
des' GelkginfiJ3 der Gemein deberoilniäcbtigten y in Gemeinden mit 
£^ndg»iAeindeverfasaiBg V »dnd m Am Greraeittd&n der Pfalz der Ge- 
meindeversammlung, hiermit einverstanden ist ; 

- »Findet sich; hl einBinii »riehen Falle die •Staatsrcegievu&g ver- 
«filatet, die iGeaebmigHBgi; fear VereSügüngf deri eerfeie&itaefrgeftrtap- 
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tofi'Swhlilea'Kii^erÖMiföii'i sfr tanm ftw.ei< u»n« «■»■» wm »uoi un- 
billige«} BemiitrfieHigang der mit der rtfab<Hehtigt»n' Wassregel nicht 
übereiii stimm «iidcn Minorität der Gemeinde gesprochen "Werdwij tra 
in. öllfltt'fÖBBietndeungeleginheitön (Hb Minorität' -der 1 Majorität 'Sich 
fugfcn mwsSy uud'in dieser Angelegenheit n?efct sehtm, -'Wie" Sanften' 
übrigtn Angelegen-heiton, für glt-Higen 1 Ifesehlussfatwung (iio'fmfache 
Mförheifc als aoöreicfwirf' 1 wachtet, Sonder» -eine- verstärkte ■Majorität 
gefordert wird. ■im-.mij i» .■l-.j':;^ 

•■■'. Immerliinrware die fltsatfiregierang 'mich ia' def Lagfe,- nenn 
de* i». der biscböfikben Verstellung anffenommW ; FAH- efcrtr&te, 
ans in einer Gemeinde eine geschlossen« eonfessioneile Mefcrfceft, 
welche die Vereinigung de» Schulen' wfiiWchte, einer geschlossenen 
eenfeestenelkö" Minderheit, welche derselben, abgeneigt wäre;- gegen- 
überstände — j durch Versagurig der staatliehen GenehmfgiHig' 'im 
SehulvereiuJgiHig «Ine unbillige Mitjorisrrung'eine» ganzen ir fVnft&- 
Bionstheiles au verhindern: ■ ■-•'''■ '"" i*mi'' 

Sind ja ohnedies durch §. 14. Abs. %. der V.-O. die 'Hrersre- 
giemogen angewiesen, bei Würdigung und Beecbe^ng dVrÄtatrSge 
auf Umwandlung «onfessiotelter Schulen in- confefwonitll'-gerimeMe 
mit der grösste« Umsicht zu TerfBhteiT,' und 1 irtsbeamäere'inrf Atige 
zu fassen, ob die Umwandlung' mit HlhbKefc auf Q^loca&kfVer- 
haJtaieae wtrkhete'nte sachgemäss an erachten ist, '->und"<ob MeWttttfh 
das üntetriflhtfflhtereasfl geftrdertwird. i* >... -■ - '■— i r •-■ 

> Dae kglj ^taatanrinisterlum ist , der J ft)Bten'tIeberseuguBgV''dtefe 
die confessionell gemischte Volksschule unter einer richtigen Eefttrag, 
weit entfernt den religiösen Frieden in einer Gemeinde sm^UJren, 
vielmehr 1 dazu beitragen wird, unter den verachSederieu Confesrions- 
theilen manche schroffe AnBchaunngen auszugleichen, manche Vor- 
tirtbeile zu beseitigen , und so deren friedlichen: Zusammenleben 
einen wesentlichen Vorschub zu leisten. 

Uobrigena muss noch bemerkt werden, dass die Verpflichtung 
zum Besuche der confessionell gemischten Schulen, wenn solche statt 
confessioneller Schulen nach Massgabe der Verordnung vom 29. Au- 
gust I. J. in einer Gemeinde eingeführt werden , wie die Verpflich- 
tung zum Besuche der Volksschule Oberhaupt, keine absoluteist, — 
sie kann bekanntlich nur dann geltend gemacht werden , wenn die 
Eltern oder deren Stellvertreter nicht vorriehen, ihren Kindern oder 
Pflegebefohlenen einen den öffentlichen Schulunterricht ersetzenden 
Privatunterricht gehen zu lassen. 

Und abgesehen hiervon, ist dnrch die Verordnung selbst den 
Eltern oder deren Stellvertretern, welche trotz der öffentlichen Für- 
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Sflfg* $r ,QiP5 geaondflrjp c^feseiogelle Bil4tupSfin.4e».8im»ltsin« 
^pje ihre. ,, #ii$er. . ?«ter ■ Pftegebefyblejiein deMMb -lieber; m eiaa 
pfmfqeajwwlle, Schale schic^w «tftöhteA, w#i -doppelte« . Awweg t hierin 
eröffnet , , intern, ihnen , gestattet* > w&i&i kann , • .entfiedert mit l biner 
bspac^b^Jen ^tfkescJiifllf üußTi Coqfe^^D.iuScbuly^bftai zttitret^tt; , 
oder tl ?fcer eine §^*le, ihjcer Confession ß*r sieb allein oder iu Vor* 
bi^Pngnait C^nfe^gioqsverwandten; benachbarter Oute äus'ieigatfA 
Mitteln zu gründen. f.rv !'>r.|.^^ 

AjasJl^niVQrgjBagteB e^beUt aur-GeDflge^dasa^tarjeJi/.clie Be- 
stimmrogen fler l^rocd&uiig vom 2Ü* August k :<Jü der letfassung* 
mä£^g t gewährleisteten Glaabenfrr und tGewiasensfraheot in > keiner 
Weiee u».wbe< getreten, .uad/in Besug auf den Besuch der wmfee* 
sioueJL geneckten, Schulen, demifneiea SelbsttmttamuagBiftcbte • der 
betheiligtea, Eltern , oder iheer . Stellvertreter! alle. billige fifttkaoht 
getrogen ;Un4 noeh .ein so, w^ite» iSpielmnm gelaösen wurde^ al&»ur 
immer mit der Erfüllung der gesetzliche htstehe&doa allgemeinen 
Uflterwht^pflicht.vearainbarlicb iat. . , 

, , J^ie kgl Sitaateregiemog, wjelohe. bei Erfassung» der (Verordnung 
v<Mn.^ August 1, J,.sich .strenge auf des» Boden d<*r Verfassung 
bew^gt,,und kein pRdenea Zi^i im Auge gehabt bat als dunefe Be- 
friedigung ein« be^tebeaden Bedürfnisses du» .Interesse des- Jugend* 
qntewcbte>< *uwl dapwt^dat Wobl der EiöÄelueauad dferGesammt- 
heit j>flichtmässig zu fördern, w^rd- sich auch bei Danobffibrurig der 
Verordnung, auf keinen, andern Standpunkt stellen -und von -keinem 
ajuleren. Geiste leiten .lassen. 

. Muucbeu, .den 7 r .Dec«nber. 1973. 
. . , . .. Auf Seiwr königlichen Majestät allerhöchsten' Befehl 
.. <• ,..,. • r , . Dr. «. ImLjsX • 

Zur Beleuchtung des vorstehenden Minis terial- Schreibens vgL jnan das 
Pastoralblatt für die Erzdiöcese München-tfreysing 1874 Nr. 4 ff. über »die con- 
fessionell : gemischte Schule in Bayern. < 
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Ein bayer. Bischof über diepoliz. Erheb, betr. Stat. rel. Ord. (1873). $W 

Kegienmg diesen Weg der Tradition in der Frage der geistl. Or- 
densgesellschaften dieses Mal in auffallender Weise verlassen und die 
kirchl. Oberbehörde auch nicht einmal einer vertraulichen Mitthei- 
lung gewürdigt, sondern die Loc,9Qf>lizei, welcher sonst die Respi- 

gewui 

menj'W'tlasS'TlüBrarn 15feuffl , tt^iYgtlng , 
gttofo ^Bfeorgftltta ^nd^ £frftiegtrfrg v ^f&h»lti ^üd 'ausseAalÄ\^d^ 
Kloster entstaadiv^B^M^wfr v **ch' 4inkuv^ä^- di€«fe Erhebungen 
iiir eino^Zeit fletea>i wötehe^ ^UB[ diebngnnsä^^Mjirföi/pr^tMioti zu- 
Mitesttrai schienl und daife sieb (Ü88Blb«ß unter ijdßiö Bubpäm jtYülls 
&tyvd& BJtäh3$eadws>M stlbtft. 

anHndigtön^i^ JM8s£e aphi die ^imr ata; iattbümltek » btarikhneto 
AöMttrme ftllgetöein geitöiidiiDwhes: and dia-P8ich4»denL Bischöfen 
auWting^n^ sich im Jafceta^ ier Uö&to^ 
<Äca»ertjdeB^;j^:de6r;öffentiicfeeä Wohls* uod dßr politischen iBiik«/flem> 
Tteron^ Seiner ;kgfi» Majestät zmiaheu,*! - \<>-< jtiiiuibr.v-fr u>k. 
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XXI. 
Die Austreibung „ordensähnlicher" Vereine in Baden. 

Von Dr. Heinrich Maas, Officialatsrath in Freiburg (Baden). 

§. 1. Die Lindenberger Schwestern. 

Wir haben im Archiv Bd. 30. S. 380 ff. nachgewiesen , dass 
§. 11. des badischen Gesetzes vom 9. October 1860 dem positiven 
Rechte, der Gewissens- und Vereinsfraiheit , sowie dem Hansrechte 
widerspricht. Gemäss jener gesetzlichen Bestimmung ist aber nur 
die von der Kirchenautorität geschehende Errichtung eines »religiösen 
Ordens,« eines Klosters an die »Genehmigung der Staatsregierang« 
gebunden. In der Convention mit dem hl. Stuhle von 1859 *), war 
Letztere allerdings auch für die Einführung von Congregationen po- 
stulirt, während und weil die Regierung sich zur Einführung »solcher 
Genossenschaften« geneigt erklärte. Diese Convention besteht aber 
so wenig mehr, als das berührte Entgegenkommen der Regierung, 
und jenes Gesetz spricht nur von Orden : Qui dicit de uno, negafc 
de altero. „ 

Die Motive 2 ) zu diesem Gesetze berufen sich nur bezüglich 

1) Das Gesetz soll gemäss der landesherrlichen Proclamation vom 7. 
April 1860 den »Grundsatz der Selbstständigkeit der katholischen Kirche 
in Ordnnng ihrer Angelegenheiten zur vollen Geltung bringen und in demsel- 
ben der Inhalt der Uebereinkunfl seinen berechtigten Ausdruck finden.« 
In dieser Convention von 1859 mit dem hl. Stuhle Art. IV. Z. 6. t in den damit 
vereinbarten Weisungen vom 28. Juni 1859 ad hoc Artic. (cf. papstliche In- 
struction vom 29. und 30. September 1859) sicherte die Regierung zu, sie werde 
bei der Verhandlung «mit dem Erzbischof von Freiburg über die Errichtung 
religiöser Orden »nur beim Vorliegen erheblicher Grunde der Einrichtung 
solcher Genossenschaften entgegentreten.« Da wie früher (S. 380, 381) er- 
wähnt, die Orden in der Regel zu ihrer irdischen Existenz der Verleihung der 
Corporationseigenschaft bedürfen , diese aber nach den bestehenden Gesetzen 
nur von der Staatsregierung ertheilt werden kann, und Letztere solche im 
Allgemeinen zusicherte, concedirte der hl. Stuhl das im §. 11. des Gesetzes 
von 1860 berührte Einvernehmen der Kirchenbehörde mit der Staatsregierung. 

2) Die Motive besagen: »Der §.11. hält in Bezug auf die Zulassung 
religiöser Orden den Grundsatz des I. Constitutionsedicts aufrecht. Dass 
diese Zulassung unter keiner andern Bedingung stattfinden kann , als unter 
vollständiger Aufrechthaltung der bestehenden Gesetze, wird nicht besonders 
ausgedrückt zu werden brauchen .... Ohnehin ist §. 13. des Entwurfs auf 
die Orden und deren Mitglieder selbstverständlich anwendbar. Auf der andern 
Seite wäre es unter dieser Voraussetzung dem Grundsätze des §. 7.« (Selbst- 



Die Ländenberger Schwettem, ^$Jr; 

<ler Orden auf den §. 21. des durch dieses Gesetz von 1860 aufge- 
hobenen Constit.-Edicts. Hiernach konnte die Staatsgewalt >Ge- 
.seilschatten und Institute, die sich für einen kirchlichen Zweck mit 
Billigung der Kirchengewati bUdfiBy zulassen" oder nicht zulassen 
. . . oder . . . aufhebe n , doch dass es im einer Art geschehe, die 

mit ieSmUkfflPVN- 'MW!^!*StalillHHlioiS»uA .8!a mit 

steter Erinnerung 1 ■; das» 1 'EirrverBtäwbwsg ■-■: '; ..■■de» ■ßtkate«>iind »der 
Kirche . . . gefördert': .wshftir. apötaitM Anühi Dich,, dieser aufge- 
ho^en.i^mrouag wt.Bur jjn ^nv^e^en^ n^ d^r, t Kirch^nbe- 
hörd^j^ie ,,tyjfbß,h.^g ,d,e£ . ,^n fa Kirchfl jgf ' '"' ;e£ jind, 

Co^ega#fpe#,,;far .fytfiMitfw .Z^ec^e ; lacht x ffp^f\ 

kii^Iipbj, ZBtec^.b^^deE .^d ,der T ifc^ic. faf#<?n 

refagiqseR, Jfo&ifi Sflläa^g, ., ^„^inführu^g; ue OS%.', 

teren v i§(.geinäas jf g. .<t, 7..,dfia .cit,, Gesetzes frei, i Wjsjt;,', 

lao 1 t / u^l.,gifHi ,493 ,$„,$.. jj. rr erfitrflcjkt,.sicij ,di* so" auch 

»«rflQlimWMWWt-iji.v :,il(.i,^ w h „ - li: : .','|.i ,'.,ii[,^'/., '.'..Vki.',' 
■,., r! ,|p;ie ß^Hte^sefl^dju^^i^er. dieses Gejse^s 'ü.nd^.dj^Präiia.1 
de^,;|rti^ 1 (^ro^..I^in i ej;-V,;ii^fer we^ejm' es j;^ Stanie^^aw, 'be- 
stityig^diepe ^ebts^fih^uuug.. ...Es, .WjUf.tleii von . 18o^l8ü7 .in 
Ba/ljui, einjg^ ^sfjtute ,x<jn i^^M^-CIongregationM un^d Wideren re- 

ständigkeit der Kirche), »entschieden entgegen der katholischen Kiriß&y^tm'- 
derä&tto/IHungito e* ■*■((:«' Mfer 'hahat/tl- In'&mig surf ©rAern ilne-frissere 
Beschränkung aufzuerlegen , als seither bestand. Bei der Eigenth&mlicbkeit 
dieBer'lhstStute, deren Charakter tiber die Bedeutung- eines gewöhnticheiL Ver- 
eines hraanBgeht, mW welche 1 überdies regelmässig Oorporatioaireekte in 
Anspruch nehmen,' musste -. . . . die^ßtaateregierung die staatlichen Ixteresten , 
. '. . .währen ".". .' Das Zurfleftfcicftew der 'Genehmigung itrt) anWrficiliehfto ■'■ 
Fälle •torbehaltmi,' in denen sieh die ' öftte»' 'dtH' Bedihgungeni ihrer BnUssnng; 
nicht fügen Md sich rn denselben MissbrSnche einschleichen sollten ,'weldm 
die Fortdauer eines Instituts dieser 'Art als nnznhlBsig erscheinen Hessen. Da- 
mit ist der katholischen Kirche keine gr&sseroBesehranknngatiferlegt, als eine 
solche im Wesentlichen in der Convention enthalten war.« " ■ ■ ' 

1) Bei der Verhandlung der II. 'baJ. Kammer Übet 1 den §.11. obig. Ge- 
setzes erklärte Minister] al-Präaident tarne));. »Wenn die Klötler wohlthätige 
Zwecke verfolgen wie z. B. diejenigen für Erziehung und -Krankenpflege, so 
könne man denselben seinen. Beifall nicht versagen . . '. "nie Whlerräfliebkeit 
der Genehmigung könne nnr im Benehmen des Ordens selbst ihren Grund 
haben':«,','.);. 'Mphl, Commuisionsbericht .der I. Kammer uber'defc GeertzeWtwifrf 
bemerkt *ü . j, ll.:' »Es kann darauf gerechnet werden , 'dass In' alieh , selbst 
nnr. zweifelhaften Fällen die Genehmigung nicht verweigert tmd 'noch "weniger" 
eine ertheilte Erlaubniss zurückgezogen werden wird- . . .Welches Interesse 
hätte die Regierung sich dem Bestehen z. B. fast sammtlicher Arten von weib- 
lichen Orden oder solcher 'Mminsktbiiter in widersetzen, tteren Zweck Kranken- 
pflege -u. dgl. ist?«." " " : '' ' '■' "-' "' ■ 

Archiv fiir Kl'rche'nreclit XXXt.' ; " ' ' : - - ; '- ■'■'--' - ' "■ - i! -^21 ?1 ''•" '■"''' 
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ligiteen Vereinen ohne Genehmigung der Regierung unter Mitwissen 
derselben eingeführt, eine Reihe kirchlicher Anstalten und Privat- 
wie Gemeindeschulen von solchen besorgt. Die Einfahrung dieser 
Franen-Congregationen geschah nach den oben berührten, canonischen 
Bestimmungen mit Genehmigung des Erzbischofs. 

Der dritte Orden des hl. Franziskus, die »fratres, sorores de 
poenitentia 1 )c leben in der Welt, verpflichten sich aber »nulla ipm- 
rum mortali culpa« (nicht unter einer Sünde) , christlich zu leben 
und an gewissen Gebeten und religiösen üebungen der Mendicanteo- 
klöster sich zu betheiligen. Die Tertiarier unterscheiden sich von 
den gewöhnlichen Bruderschaften insbesondere dadurch , dass sie 
nicht durch blosses Einschreiben ihrer Namen in das Bruderschafts- 
buch, sondern durch einjähriges sog. Noviziat Hitglieder des Insti- 
tuts werden 9 ). 

Dieses Institut der Tertiarier ist längst vor 1860 in der Erz- 
diöcese Freiburg eingeführt und gehören dazu Weltleute, Männer 
und Frauen. Die Tertiarier, welche eine Tita communis pflegen, 
können einen religiösen Verein bilden, äe sind aber insolange weder 
ein Orden noch eine Congregation *), bis sie in klösterlicher (Gon- 
gregations-) Gemeinschaft leben und demgemäss resp. Ortfau-Gelübde 
ablegen. 

Ohne von der Regierung behelligt zu werden 4 ), wohnten schon 
1852 einige Tertiarerinnen gemäss der im g. 7, 13 und 18 der ba- 
discben Verfassung garantirten persönlichen, Eigenthums- und Ge- 
wissensfreiheit in St Peter zusammen und legten die einfachen Ge- 
lübde der Armuth, Keuschheit und des Gehorsams ab. Im Jahre 
1855 zogen sie in ein (bei der ca. 1840 restaurirten Wallfahrtsca- 
pelle) auf dem Lindenberge bei St Peter gelegenes, von zwei Ter- 
tiarerinnen erkauftes Haus. Eine Tertiarerin erwarb in der Nähe 
einen Hof und erweiterte das zur Tita communis bestimmte Gebäude. 
Im Jahre 1858 richteten diese, »alle dem Bauernstände angehörigen 

1) et BoUtenius , cod. regoL monast Tit HI. pag. 39 ff 

2) cf. Kfrehenlexion (Freiburg, Herder 1858) X. Bd. S. 789 ff, 

3) Die betreffende Constitotio Leo X. BalL t. L eonst. 22. (Bentd. 
XIV. instit Manchen 1765, p. 187 ff 724) bertimmt: »Tertiariae« (Pinzocho- 
rae) »non saut exemptae neqae a jorisdictione Episcopi, neqae a jorisdictione 
parochi . . . habendae sont non tamqoam religiosae, sed tamqaam piae pa- 
rochianae « 

4) Die 1854 and 1855 ron der Freityirger Kreisregierung gemachten Er- 
hebangea constarJren, dass dieses Zosamaienleben and Befolgen der evange- 
lischen Bathe weder einen Oidea, noch eine Congregation bilde. Freibarger 
KirchenbUtt 1869 Nr. 5. 
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Jungfrauen 1 )c ihr häusliches Leben nach der Ordnung, den Statuten 
der gemeinsam wohnenden Tertiarerifwen auf dem Onbel 2 ), Kanton's 
Zug, ein. Für diese ehelosen Tertiarier, welche in Gemeinschaft 
leben wollen, gibt nämlich das päpstliche Breve von 1521 eine An- 
leitung« Nach diesen Statuten *) lebten diese Tertiarerinnen zusammen. 
Inhaltlich derselben versprechen sie bei der Aufnahme: Gottes Ge- 
bote zu halten, Uebertretuugen zu büssen und gehorsam, arm und 
keusch zu leben. »Die Brüder und Schwestern sollen nicht» haben 
besonders, nach geschehenem Gelübde sich nicht mehr verheir&then, 
noch ohne Uebertretung fleischlichen Lastern vermischen^ gehorsam 
sein in »Sachen, ohne welche diese Versammlung nicht mag gehand- 
habt werden. Die Bruderschaft soll« nach diesen Statuten »einen 
gewählten Vorstand haben, der bei Männern »»Diener des Orts,«« 
bei Frauen aber »»Mutter«« heisst. Die Brüder und Schwestern 
dieser Bruderschaft sollen schmucklose Kleider tragen, . . . nicht 
leichtfertigen Darstellungen anwohnen, dreimal im Jahr beichten 
und communiciren,* gemeinsam beten. 

Im 10. Gapitel dieser von den Lindenberger Schwestern befolg- 
ten Statuten heisst es aber 4 ), dass *cdle Vorschrißen nur JRäthe 
seien, deren Unterlassung an sich nicht zur Sünde werde.« 

Dieser Verein begehrte und erhielt nicht die bischöfliche Ge- 
nehmigung, hatte kein Vermögen 5 ) und keinen kirchlich anerkannten 



1) Beschwerdeschrift des Anwalts v. Wänker an das Staatsministerium 
vom 6. Januar 1869. 

2) Friedberg a. a. 0. S. 02 behauptet uncanonisch und unrichtig: 
»Zwei Mitglieder« (der »Frauen« vom Lindenberg) »hatten einige Zeit in einem 
Kloster (?!) des hL Franziskus bei Zug verweilt und waren dort eingekleidet. 
Nach ihrer Bückkehr wurde auch auf dem Lindenberg die dritte Begel des hl. 
Franziskus angenommen, ein Ordenskleid (l?) t Profeasleistaag (?) und andere 
(?) klösterliche (?) Einrichtungen eingeführt.« Cf. dagegen Note 3 auf vor. Seite. 

8) Friedberg, der diese Statuten kennt, behauptet, entgegen derselben 
S. 63: »Die »»Frauen«« legten öffentliche, feierliche (?) Gelübde ab r wie denn 
auch noch keine aus dem Kloster ausgetreten war,« als ob dieses Factum 
einen Schluss auf die Natur der Gelübde zulasse. Er verwechselt diesen III. 
Orden mit den ca. »1395« entstandenen regulirten TeYtiarerinnen und hält 
die lediglich in oommuni viventes Tertiarerinnen für Religiöse: »Bei denCon- 
fraternitaten« (fügt er bei) »fehlt eine Regula, welche alle Lebensverhaltnisse 
ordnet, während auf dem Lindenberg das Gelübde sich auch (!) auf Befolgung 
der Regel (?) erstreckte. Diese Tertiarerinnen Ratten ja keine »Regula,* ihre 
Tita communis alterirte die Natur der berührten »Bruderschaft« nicht. Cf. eben 
eit Note. Ferrar. bibl. s. v. Confraternit., cit. Beitrage zum preuss. Kirchen- 
recht I. 46. — 4) v. Wänker a. a. 0. 

5) S. 62 a. a. 0. behauptet Friedberg: »Das Kloster (?) befand sich 
im Jahre 1868 abgesehen von den eigentlichen Klostergebäuden im Besitze 

21* 
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Obern. Diese Tertiarerianeu h 
sondern eine Familie, einen ha 
meinsamen Andachten n. A. d 
feierliehen, ewigen, sondern w 
Ortspfarrer ab. »Die Schwest 
daran gebunden. Sie können 
nnd mit dem Austritt zerfalle 

in foro externo civili et eoelesiae sowohl des fiigenthnms , ab der 
Administration übet ihr Privatvermögen fähig, nnd machten von 
dieser Befugniss Gebrauch. Ihr Gelübde der Armnth besteht unr 
darin, dass sie freiwillig nnd »eeitweise* zu Gunsten ihrer Mit- 
sohweatern auf den Genusa ihres Eigenthums »verzichten.« Ihr Keusch- 
heitsgelübde ist ebenso temporär nnd »konnte auch ausser der Ge- 
meinschaft* abgelegt und beachtet werden. Das Gehorsamste lübdt 
geht rechtlich nicht weiter, als die häusliche Ordnang anderer reis 
bürgerlicher Privat-Instijiute und Genossenschaften iur Erreichung 
ihres Zweckes es verlangt. 

Es ist also hier weder von einem ewigen, unwiderruflichen durch 
die Ordensregel vorgeschriebenen Gelübde, noch vom Aufgehen der 
Beehtssübjectmtat der Mitglieder, oder der rechtlichen Bntaoflserung 
der Verwaltung ihres Vermögens, noch von der gänzlichen Unter- 
werfung ihres Eigenwillens anter den (moralisch erlaubten) Wilkw 
eines kirchlich anerkannten Obern die Bede. »Es ist nur so viel 
wahr, dass die gemeinschaftliche Wohnung nicht jedem Neugierigen 
offen steht und dass die Vorsicht beachtet wird, die bei jedem 
grösseren, von Vielen bewohnten Privathause üblich - nnd hier bei 
der einsamen Lage des Hanses geboten ist. Allen, die einen recht- 



von Kwei bei rächt liehen Hofgtttern.« wiederlegt sich aber tokos S. 64 eoi. 
mit den Worten: »So lange die staatliche Gesetzgebung« (eg bedarf doch zur 
Verleihung der Corporationseigenaehaft nicht eines Gesetzt», sondern lediglich 
eines Acts der Staataregierang) »dem Orden die Corporatioiu rächte nicht ver- 
liehen hatte, konnte er natürlich dieselben nicht besitzen, nnd da er sie nicht 
erhalten hatte, so muwte . . . den einzelnen Mitgliedern formell (1?) den 
bürgerlichen GeaetM gegenüber die VennBgenafihigkeit erhalten bleiben, wo- 
bei eich Übrigens auf dem Wege testamentarischer Festsetzungen m Gunsten des 
Inatitnta (1) dasselbe erreichen lies , wie bei völliger Vermflgenalseigkeit dar 
einzelnen Schwestern.« Die letztere Behauptung illuatrirt die sofort von 
Friedberg S. 64 beigefügte Note, wonach die Lindenberger >&'cn,wea(ern< 
nach »amtlichen Erhebungen* frei über ihr Vermögen verfügten, nicht dem 
»Kloster,* oder »Institut,' sondern einzelnen »Schwestern« ihr Vermöge» ver- 
machten. Seite 65 Note 1. citirt Friedberg die notarielle Erklärung des »Ge- 
■chäftsführers" dieses »Klosters:* >>Das Kloster der Eapuainerinnen Harii 
Hilf auf Lindenberg hat kein Vermögen.** 
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massigen Grund haben, steht der Besuch des Hauses frei 1 ),« Wenn 
diese Tertiarerinnen, wie dies auch bei andern in der Welt lebenden 
Frauen der Fall ist, ein Ansprachzimmer hatten; so verkehrten sie 
doch bei ihren Feldarbeiten etc. mit der Welt, empfingen ohne bi- 
schöfliche Erlanbniss Besuche; so dass sie keine »Clausurt hatten. 
Lfrre Statuten (c. 2, 6.) »sehreiben keine Ordenstracht vor. Sie ver- 
langen nur ein geringes Kleid.« Die gleichbeitliche Kleidung, »ist 
eine so natürliche Sache, dasä dasselbe Verfahren überall wo Meh- 
rere gleicher Stellung beisammen wohnen, gebräuchlich ist.« 

»Die Dominicanerinnen in Freiburg trugen das Gewand des Or- 
dens, führten nach Massgabe ihrer Begel ein gemeinsames religiöses 
Leben, die Gelübde ablegend, beobachteten unter Leitung einer Vor- 
steherin die bischöfliche Glausur, bildeten eine juristische Persönlich- 
keit. W,enn nach der Anschauung der Orossb. Regierung diese An- 
stalt eine weltliche war, so ist es schlechterdings unmöglich, in dem 
Bauernhof auf dem Lindenberg ein Kloster zu erblicken 2 ).« 

Obgleich also diese gemeinsam lebenden Tertiarerinnen weder 
einen Orden 3 ) bildete^ noch einer Congregation angehörten, wurde 

t) v. Wanker a. a. 0. — 2) v. Wänker a. a. 0. 

3) Zur Begründung seiner »eigentümlichen« Behauptung, dass »das 
Lindenberger Institut ein Kloster oder eine Congregation sei,« stellt sich Fried- 
berg a. a. 0. S. 63 ff. auf das bescheidene Niveau der kirchenrechtlichen An- 
schauung und Kenntnisse der »Lindenberger Schwestern« und des »Geschäftsfüh- 
rers« dortselbst. Diese, (durchweg dem Bauernstande an gehörigen) Personen hat- 
ten bei dem amtlichen — Verhöre erklärt: sie »sehen die« im »Kloster (!) abgeleg- 
ten Gelübde nicht als widerrufliche oder ihrer seitliehen Geltung nach beschrankte 
an.« Dass Friedberg mit ungewöhnlicher Logik argumentirt, insbesondere aber 
die canonischen Rechtsverhältnisse der Orden und Congregationen nicht kennt, 
beurkunden sattsam die folgenden a. a. 0. S. 64 von ihm aufgestellten Sätze: 
»Das Gelübde der Armuth sei nur im votum solenne enthalten« cf. oben. S. 380. 
»Eine Clausur wurde gehandhabt , da selbst den nächsten Angehörigen der 
Schwestern der Zutritt und Verkehr mit denselben nur in beschrankter Weise 
gestattet war. Die Gelübde wurden nicht vom Erzbischofe (sie!), wohl aber 
durch einen Geistlichen im bischöflichen Auftrage (?) abgenommen.« 

Einige Zeilen später gesteht Friedberg aber, wenn auch mit höhnendem 
Zweifel: »Die erzbischöfliche Curie behauptete, die Bestätigung des Linden- 
berger Instituts als Kloster« (überhaupt) »nicht ertheilt zu haben.« 

Dieses speeimen von canonistischem Scharfsinn krönt Friedberg S. 65 
mit dem alle katholischen Institute und Vereine treffenden , kategorischen Im- 
perativ: »War das Lindenberger Institut nicht als Confraternität aufzufassen, 
so konnte es nur (!) ein Kloster oder eine Congregation sein.« Tertium datur. 

Für seine obige, zweite Behauptung beruft sich Friedberg (S. 64 N. 
1.) auf Permaneder, Kirchenrecht S. 268. Dort steht aber, dass jeder Orden 
»päpstlich sanetionirt,« sein müsse. »Die Verpflichtung zur klösterlichen (!) 
Armuth« (S. 266: zum Hmmer* währenden »Verzicht auf eigenes Vermögen«) 
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doch auf Grund der am 18. December 1868 gemachten Erhebungen 
und Vorlage der berührten Statuten der Tertiarier und ihres Vereins 
das sog. Kloster Lindenberg durch Verfügung des Ministeriums des 
Innern vom 22. December 1868 aufgehoben. Den »Mitgliedern 
dieses »religiösen Vereinsc wurde zugleich aufgegeben, dass sie mit 
Ausnahme der berührten zwei Eigenthümerinen des Hauses »spätestens 
bis zum 10. Januar die bisher gemeinschaftliche Wohnung zu ver- 
lassen haben und bis auf Weiteres nicht zurückkehren dürfen.< 
Diese EntSchliessung wurde den Tertiarerinnen sofort am 24. Decem- 
ber 1868 eröffnet. Sie stützte sich darauf, dass entgegen dem §. 11- 
des cit. Gesetzes von 1860 und §. 4. des Vereinsgesetzes vom 21. 
November 1867 (Friedberg S. 63) »hier ein religiöser Orden ohne 
Genehmigung der Regierung entstanden sei.« 

Die durch diese EntSchliessung Betroffenen beschwerten sich am 
1. Januar 1869 dagegen beim Grossh. Staatsministerium. In ihrer 
von Oberger ich tsadvocat Dr. Otto von Wftnker in Preiburg verfass- 
ten Beschwerdeschrift führten sie aus, dass ihr religiöser Verein, die 
vita communis dieser Tertiarerinnen schon vor dem Gesetze von 1860 
unter Vorwissen der Regierung bestand. Da dieses Gesetz keine 
rückwirkende Kraft iiabe, könne dadurch ihr auf dem gemeinen 
Rechte und der allgemeinen Freiheit beruhendes Zusammen- Wohnen, 
-Beten und -Arbeiten nicht alterirt werden. 

Die Regierung ist aber auch gemäss §. 11. des cit. Gesetzes 
erst dann zum Einschreiten 1 ) berechtigt, wenn die dazu allein be 
fugte KirchengewaÜ eine religiöse Genossenschaft als (wenigstens 
deren Mitgliedern gegenüber) selbstständiges Subject constituirte. 
wenn es sich um einen Orden, eine kirchlich constituirte , religiöse 
Genossenschaft handelt und hievon ist hier nicht die Rede. 

Ob die Lindenberger Jungfrauen eine Bruderschaft bildeten oder 
einer solchen angehörten oder nicht, ist desshalb ganz gleichgültig, 
ebenso ob sie einzeln oder gemeinsam als Privatpersonen religiöse 

»haftet nur an dem ewigen, feierlichen Gelübde und ist nur vom Individuum, 
nicht — \om Kloster ju verstehen.« In der, wohl von Friedberg nicht ge- 
lesenen Note 1. a. a. 0. bemerkt Per maneder: »Mitglieder solcher Congrega- 
tionen und Genossenschaften, welche nicht durch feierliches, in einem — Non- 
nenordeu abgelegtes Gelübde sich zur Armuth verpflichtet» , können Son- 
f f ervtrmögen besitzen.* S. 266: »Keine Professiu (Nonne) darf ohne bi- 
schöfliche Bewilligung die Klostermauern verlassen und ebenso ist das Innere 
des Klosters nie ohne schriftliche Erlaubniss des Bischofs oder Superiors zu 
betreten gestattet.« , 

1) Wenn diese Genossenschaft aber auch den Charakter eines Ordens ge- 
habt hatte, so durfte nach den oben cit. Motiven die Regierung einen solchen 
ohne Benehmen mit der Kirchenbehörde nicht einseitig auflösen. 
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Vorschriften beachteten, da §. 3. jenes Gesetzes »die Bildung reli- 
giöser Vereinec gestattet. Die badische Verfassung und Gesetz- 
gebung berechtigt also die Regierung nicht, in das geroeinsame häus- 
liche Leben, die gemeinsame Religionsübung und in die rechtliche 
Benützung des Privateigentums, von welchen Rechten diese Jung- 
frauen lediglich Gebrauch machten, einzugreifen. 

Das badische Vereinsgesetz vom 21. November 1867 garantirt 
allen Badenern »die Ausübung des Vereinsrechts.« Auf der einen 
Seite verweigerte die Regierung dieser Genossenschaft die Aner- 
kennung dieses allgemeinen Rechts und behandelte sie als Orden, 
auf der andern Seite berief sie sich zur Begründung der fraglichen 
Auflösung aut §. 4. des Vereinsgesetzes. Wenn auch das gemein- 
same Leben dieser Jungfrauen unter den rechtlichen Begriff eines 
Vereins fallt; so hat das Ministerium (§. 4. dieses Gesetzes) nur die 
Befugniss, Vereine, welche den Staatsgesetzen oder der Sittlichkeit 
zuwiderlaufen, welche den Staat oder die öffentliche Sicherheit ge- 
fährden, zu verbieten.« Da, wie wir gesehen, hier kein Staatsge- 
setz verletzt wurde; so kann diese Bestimmung die Auflösung des 
Lindenberger Vereins nicht rechtfertigen. 

Das Staatsministerium hat aber trotzdem die Verfügung des 
Ministeriums des Innern vom 22. December 1868 bestätigt. Zu- 
gleich wurde auch die eventuelle Bitte der Recurrentinnen abgewiesen : 
diesen »religiösen Verein der ein unverkennbares Bedürfniss befrie- 
digt, dessen Fortexistenz« (nach den vorgelegten Zeugnissen) »von 
den benachbarten Gemeinden als heilsam gewünscht wird, zu ge- 
nehmigen, wenigstens zu bestimmen, was zu unterlassen sei, damit 
der Verein bestehen könne ; wenn er nicht mehr bestehen soll, höchst 
event. der Eigenthümerin des Hauses nicht zu untersagen, wen sie 
will, in ihrem Hause zu belassen.« 

So wurde diese häusliche Gebets- und Arbeitsgenossenscbaft durch 
einen Act der Staatsverwaltung aufgelöst. Die Katholiken sprachen sich 
vergebens gegen diesen Eingriff in ihre Gultus- und Gewissensfreiheit, 
wie in das Hausrecht aus 1 ). Am 11. Februar 1869 veranlasste die 
Gendarmerie die Tertiarerinnen, sich vom Lindenberg zu entfernen, nur 
die zwei Eigentümerinnen des Hauses durften dortselbst verbleiben. Es 



1) Lindau sprach In der XX. Generalversammlung der Katholiken 
Deutschlands vom 6.-9. December 1869 (Düsseldorf, Kampmann 1869), S. 229 
von dieser »mannlichen That gegen wehrlose Jungfrauen. In Baden sei es 
nicht mehr möglich, nach seiner Facon selig zu werden. Um nach ihrer Facon 
beten zu können, mussten die Jungfrauen in das absolutistische Frankreich aus- 
wandern.« 
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wurde jenen nicht gestattet, auf dem berührten Hofgute oder in 
einem einer Tertiarerin gehörigen Hause in St. Peter sich aufzuhal- 
ten *). Den Hauseigenthümerinnen wurde verboten, einige Schwestern 
als Mägde für das Haus und Feld aufzunehmen. Am 4. März 1869 
wurden auch die acht Schwestern, welche das an die Lindenberg- 
capelle ans tossende Häuschen gekauft hatten und am 2. März erst in 
ihr Eigenthum eingezogen waren, durch Gendarmen aus ihrem Eigen- 
thum vertrieben 2 ), weil, wie das Ministerium des Innern am 20. 
März res^ribirte: »die Becurrentinnen durch den angeblicbenc (im 
Grundbuch eingetragenen) »Erwerb von Eigenthumsrecht an den Ge- 
bäulichkeiten auf dem Lindenberg keinenfalls das Recht hätten er- 
langen können, dem Verbote zuwider den Verein fortzusetzen. c Die 
41 von Haus und Hof vertriebenen Schwestern wanderten in das 
Kloster Othmarsheim (Elsass) aus. 

§. 2. Das Ausnahmegesetz gegen die religiösen Vereine und Mis- 

sionen. (Altkatholiketi). 

Dieser administrative Act sollte aber nicht vereinzelt bleiben. 
Ein ad hoc zu Stande gekommenes Gesetz bewirkte, dass den Lin- 
denberger auch die Schul -Schwestern etc. ins Exil nachfolgten. Wäh- 
rend zu Anfang 1872 in Baden ein modus vivendi zwischen der 
Staats- und Eirchengewalt angebahnt war, brach in Preussea der 
Kirchenconflict 3 ) aus. Am 8. März 1872 bezeichnete Fürst Bis- 
marck in der ersten preuss. Kammer die »Ultramontanen als Geg- 
ner Preussens,« der »evangelischen, deutschen Macht.« Am 2. März 4 ) 

1) Hagele, das erste Brandopfer der Offenburgerei od. die Treibjagd 
auf dem Lindenberg. (Freiburg, Dilger, 1869) S. 17.: »Die Gendarmen um- 
stellten nicht blos Maria-Lindenberg, sondern besetzten ein den Schwestern ge- 
höriges, in der Gemarkung Eschbach gelegenes Hofgebäude , sowie das densel- 
ben gleichfalls eigentümlich zugehörende Wohnhaus in St. Peter . . Das eigene 
Eigenthum hat . . aufgehört, eine Zufluchtstätte gemassregelter Schwarzwald- 
mädchen zu sein. Die guten Leute in St. Peter stritten sich förmlich um die 
Ehre, die Vertriebenen unter ihr Dach aufzunehmen. Maria-Lindenberg blieb 
von den Gendarmen besetzt.« 

2) Das Nähere über diese polizeiliche »Austreibung« und über die 
Art des Vollzugs im »Freiburger Kirchenblatt« 1869 Nr. 9 ff., 17 ff. Sogar 
einige kranke Schwestern mussten das Haus verlassen, cf. ibid. 162 ff. 

3) Cf. über dass preuss. Schulaufsichtsgesetz Arch. XXVIII. S. 35, über 
die Altkatholiken, insbes. Verfahren gegen den Bischof von Ermland. Arcii. 
XXVII. p. XXI. CXLIX, über die Austreibung der Jesuiten und der denselben 
verwandten Orden. Arch. XXX. S. 259. 

4) Der Abgeordn. Windthorst (Berlin) bemerkte bei ~der Jesuitendebatte 
im Reichstag: »Schaffen wir das Recht aus unserem Bechtastandpunkt her- 
aus mit allen Mitteln, die uns Gesetzgebung und Macht zu Gebote stellen. < 
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1872 beantragten bad. Abgeordnete der II. Kammer das »gesetz- 
liehe« Vorgehen gegen »Mitglieder eines religiösen Ordens oder einer 
s. g. religiösen Bruderschaft.« Jenen solle die Abhaltung von Mis- 
sionen, beiden Arten von religiösen Genossenschaften aber »jede 
öffentliche Lehrwirksamkeit »iu Baden »untersagt werden 1 ).« 

Ausser diesen beiden Gesetzentwürfen beantragten einige (meist 
altkathol.) 2 ) Abgeordnete der IL Kammer in deren Sitzung vom 2. 
resp. 9. März 1872 (Karlsr. Ztg. Nr. 54, 60. n. 63.): die »Grossh. 
Regierung wolle eine genaue Untersuchung aller irrt Lande in den 
verschiedenen Formen entstandenen, khsterariigen Anstalten, und 
Einrichtungen veranlassen, und sofern solche ohne staatliche Ge- 
nehmigung eingeführt wurden, oder die bei der Genehmigung ange- 
gebenen Zwecke sich als unrichtig, oder blos als Nebenzwecke her- 
ausstellen sollten, sofort in geeigneter Weise einschreiten.« 

Staatsminister Dr. Jolly erklärte: »es bestehe mit Staatsge- 
nehmigung nur ein Orden im Lande, der der barmherzigen Schwe- 
stern. Die Thätigkeit dieses Ordens habe wohlverdiente Anerken- 
nung gefunden. Sie und eine Anzahl barmherziger« (sich der Kran- 
pflege widmender, »im Lande als einzelne« existirender) »Schwestern 
anderer Klassen fielen nicht unter den Antrag.« Die andern In- 
stitute aber, welche, ohne Staatsgenehmigung erhalten zu haben, 
»thatsächlich als klösterliche Gemeinschaften« tesiehen, und nicht 
blos wie das »in Ofteringen« gewerbliche, resp. lediglich Wohlthä- 
tigkeitszwecke verfolge, werde wie das »Kloster« Lindenberg diesem 
Antrage unterliegen. In diesem Sinne wurde derselbe am 9. März 
1872 von der Majorität der Kammer angenommen. 



1) Die Regierung (Sitzung der II. Kammer vom 9. März 1872, Karlsr. 
Ztg. Nr. 54, Beil. 63) erklärte sich zwar nicht geneigt, das Regulativ vom 
26. Sept. 1811 resp. die darnach bestehenden »Lehr-Frauen-Institute« abzuän- 
dern, wohl aber eine Enquete »zur Abstellung aller Ueberschreiturigen« anzu- 
stellen, »welche die Einfuhrung klösterlicher Einrichtungen bezwecken.« 

2) Sie interpellirten auch die Regierung in der Sitzung der II. Kammer 
vom 8. März 1872 über ihre Stellung zu den »Altkatholiken,« obgleich es (wie 
der Begründer dieser Interpell. -Abg. Eckhart zugestand, Karlsr. Ztg. Beil. Nr. 
61) »in Baden bis jetzt weder altkatholische Priester noch altkatholische Ge- 
meinden gebe.« Die Regierunp erklärte: sie, werde die altkath. Priester »im 
Pfrundegenuss und ihren amtl. Verrichtungen und die Laien in den Rechten 
schützen, welche ihnen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder der kath. Kirche 
gewährleistet sind. Sie gedenke den sich etwa bildenden, altkath. Gemeinden 
ihren Rechtsschutz z. B. durch Ueberlassung von Kirchen angedeihen zu lassen.« 
Sie werde altkath. Eltern nicht zwingen, ihre Kinder in den kath . Religions- 
unterricht zu senden — und umgekehrt, cf. dagegen §. 1, 7, 10, des Gesetzes 
▼. 9. Oct. 1860. 



ooO Maas. Ansireibung "ordensttknlicher" 

Die erwähnten beiden Auanahmsgeset: 
die Lehrtätigkeit von Mitgliedern religio 
der ausgesprochenen Abneigung der Majoritä 
Geist solcher religiösen Associationen hervor 
samkeit der »religiösen Associationen, son 
Mitglieder derselben, die ja vom Geiste d 
soll dadurch eingestellt werden. Die »blc 
gegen sollen nicht unter dieses Gesetz 3 ) fa 
und die »ordeusahnlicheu Congregationen,« 
nach der eigen thümlichcn Definition des 
Kammer »Einiges von den wesentlichen 1 
an «ich tragen. Diesen soll aber nicht blo; 
dem auch die »Lehrwirksamkeit« an >Fi 
werden. Die Regierung erklärte: »das des 
Weise vollzogen werden.« Auf den Wun: 
das Gesetz noch dadurch beschränkt, »dass 
Personen, die einem Orden angehören, Disp 
Verbot ertheilen könne 3 ).« Diese soll eich 
»barmherzigen Schwestern geleiteten Wai 
Als conditio sine qua non der Zustimmung 
sem Gesetze wurden in Uebereinstimmung 
auf dem »Regulativ von 1811 beruhenden wemucnen jjeiir Institute« 



1) In der Begründung zu dem Gesetz Vorschlag der berührten Hitglieder 
der II. Kammer gegen die Missionen heisat es: ei Bei »die Gefahr begründet, 
dass« durch solche Kanzelvorträge, ■Lehren, welche die Rechte dee Staats . . 
in Frage stellen, Verbreitung finden.« 

Obktrcher, Comtnissionsber. der I. Kammer. »Von der Eniehung , . 
der Jagend . . sind Institute und Personen möglichst fern zu halten , von 
denen zu erwarten ist, dass sie . . der Jugend einen den Anschauungen . . der 
Jetztzeit . . feindseligen Geist einzupflanzen bestrebt sein Verden.* 

Gegen diese, an das chinesische Staatsrecht erinnernde Monopolisirung 
des Staatsgeistes, gegen dieses »Präventivsystem« und » Verletzung der Glau- 
bens- und Vereinsfreiheit« sprachen nicht blos die kath., sondern auch protest. 
nnd demokrat, Abgeordnete in beiden Kammern. 

2) Kurlsr. Ztg. Beilage Nr. 64 cf. 65, 68, 72. 

Referent Abg. Serger, (Karlsr. Ztg. Beil. 63) schlägt vor, statt »Bru- 
derschaft« zn setzen : »ordena ähnliche, religiöse Congregation,« weil »unter 
Bruderschaften auch solche religiöse Vereine zu verstehen seien, deren Zweck 
lediglich gemeinschaftliche Andachte Übungen sei, es also nicht gerechtfertigt 
wäre, auf diese die Bestimmungen des Entwurfs auszudehnen.« 

3) Sitz, der II. Kam. vom 11. März n. der 1. v. 20. März 1872 (K. Z. 
Beil. Nr. 64, 68) Minister Jolly: »Den Vorbehalt bezüglich der Orden, die 
sich mit der Krankenpflege beschäftigen, betrachte er als selbstverständlich.« 
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YOn diesem Gesetze eiimirt. So wurden diese Gesetze von der Ma- 
jorität beider Kammern am 11. März 1872 angenommen. 

Sie sind in Nr. XV. des bad. Gesetzblattes l ) am 2. April 1872 
publicirt und lauten: 1. »Die Abhaltung von Missionen und die Aus- 
hilfe in der Seelsorge durch Mitglieder religiöser Orden, welche im 
Grossherzogthum nicht nach Masggabe des §. 11. des Gesetzes vom 
9. October 186Q mit Staatsgenehmigung eingeführt sind, ist ver- 
boten. 2. Die Uebertretung dieses Verbotes wird mit Haft, nicht 
unter 14 Tagen bestraft." ,,j 

„Der §. 109. Gesetz vom 8. März 1868 den Elementar-Unter- 
richt betreffend, erhält folgenden Zu9atz : Mitgliedern eines religiösen 
Ordens oder einer ordensähnlichen, religiösen Congregation ist jede 
Lehrwirksamkeit an Lehr- und Erziehungsanstalten im Grossherzog- 
thum untersagt. Die Staatsregierung ist ermächtigt, für einzelne 
Personen in widerruflicher Weise Nachsicht von diesem Verbote zu 
ertheilen." 

Die Regierung hat zu Folge dieser Gesetze „die LehrthätigkeiP 1 
der Schulschwestern an den Gemeinde- und Privatech'ulen , auch an 
den kirchl. Waisenanstalten, sogar derjenigen Lehrerinnen eingestellt, 
welche früher iil Gürtweil dem Vereine der „Anbetung des hl. Blutes 
Christi 14 angehörten. Die Anstalt Gurtweil, welche sich durch ihre 
gewerbliche Thätigkeit etc. hervor that, wurde aufgelöst. Deren 
Mitglieder und jene Schulschwestern wanderten nothgedrnngen aus. 

Die berührten Anträge und Gesetze haben die Regierung zu 
diesem Vorgehen „legal" veranlasst. Diese, dem Kirchengesetze 
von 1860 widersprechenden Gesetze Verstössen nicht blos, wie der 
dagegen gerichtete Protest des Erzbisch. Capitelsvicariats vom 21. 
März 1872 2 ) besagt, gegen „die katholische Religionsübung, die der 
katholischen Kirche garantirten Rechte als öffentliche Corporation, 
gegen ihre Selbstständigkeit, ihre Jurisdiction und ihr Vermögen," 
sondern auch gegen die Grundsätze des Repressivsystems, gegen die 
allgemeine Freiheit und die verfassungsmässig garantirten Grund- 
rechte der Individuen. Sie verletzen „die persönliche, Gewissens-, 
Vereins- und Lehrfreiheit. Sie fordern zur Präventivpolizei," zum 
Eingriff derselben in das Hausrecht, „zu einer staatlichen Inquisition" 
auf. An die Stelle der den confessionellen Frieden und das Recht 
schützenden völkerrechtlichen Verträge hat der „Liberalismus 44 die 
zweischneidige „Machtfrage 44 gesetzt. Weil er sich „im geistigen 
Ringen um die Wahrheit 44 zu schwach fühlt , hat er die berührten 
Freiheiten beseitigt, will der Kirche und den Gewissen die „Lebens- 
adern unterbinden 44 und seinen Geist in der Gesellschaft mit Ge- 
walt monopolisiren. So ist er vom Rechtsbruche zur Verfolgung 
— um des Glaubens willen gekommen. Die exilirten Ordensleute etc. 
haben das Bewusstsein , dass die Wahrheit und das Recht durch 
das Martyrium siegt. 

1) cf. das Reichsgesetz gegen die Jesuiten vom 4. Juni, Bundesraths- 
bescbluss vom 28. Juni und 5. Juli 1872. 

2) Erzb. Anzeigeblatt 1872 Nr. 8. 
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XXII. 

Bemerkungen zu dem Breslauer Regulativ Ober das Verhilt- 

niss zwischen den Pfarrern 'und Caplänen 

von Lic. Pfarrer A. Swientek zu Czarnowans. 

Im Band 30. des Archiv S. 457 ff. ist das Breslauer Diöcesan- 
Regulativ ober das Verhältniss zwischen den Pfarrern und Caplänen 
als vorläufige Lösung der sog. socialen Caplanfrage veröffentlicht. 
Eine besondere Commission war zur Berathung dieser Frage ernannt, 
ihre Aufgabe war nicht leicht, es hat auch Meinungsverschieden- 
heiten gegeben, das scbliessliche Resultat aber muss als ein den 
unvollkomnmeh menschlichen Verhältnissen entsprechendes anerkannt 
werden. Seitens der Gapläne klagt man allerdings aber Enttäusch- 
ung, warum sollte man ihnen auch nicht noch Besseres gönnen? — 
man soll aber nicht vergessen, dass die sociale Pfarrfrage ebenso 
brennend ist, als die Caplanfrage und Vortheile des Gaplans ohne 
Nacbtheil des Pfarrers leider unmöglich sind, so lange nicht andere 
Gassen als die des Pfarrers zur Verbesserung der materiellen Lage 
der Hilfegeistlichen beitragen nnd herangezogen werden. Vor Allem 
hätte der Staat, insbesondere das neue reiche deutsche Milliarden- 
Reich, die heilige Pflicht die Dotationen der säcularisirtcn geistlichen 
Stellen /,u verbessern. In einem frühern Aufsatz dieses Archivs 
über die Dotation des Klerus in Preussen wurde hervorgehoben, wie 
der preussisebe Staat ') durch das Säcularisations-Edict sich feierlich 
verpflichtet hat: §. 4.: »Wir werden für reichliche Dotirnng der 
Pfarreien, Schulen u. s. w. sorgen.« Diese Pflicht muss vor Allem 
bei den Stellen, welche 1810 mit Geld dotirt worden sind, erfüllt 
werden, weil das Geld seinen Wertlt so sehr verloren hat. Ausser- 
dem sind die zahlreichen Obligationen, welche für die Gelddotation 
den , Geistlichen zur Erffillung säcularisirter Pundationscapitalien in 
100—200 Gratismessen jährlich theurer geworden, wenn man so 
sagen darf, weil das Manual-Stipendium heute höher ist als früher. 

Wer nimmt noch jetzt die alten Beträge ? Die Zahl der Obligationen 

■ ■■' ■ " ■ ' i ■ 

1) Mein damaliges Lob Oesterreichs erleidet insofern eine Einschränkung 
als mir beim Besuch der Wiener Weltausstellung klar gemacht wurde, dass 
durch eine Anleihe auf den Religionsfond die Verbesserung der geistlichen Ge- 
hälter in Oesterreich bewirkt wird. Die Grundlage des Einkommens wird so 
untergraben. 
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wird nicht reducirt, der Geldgehalt um Nichts erhöht, etwaige Vor- 
theile, welche man in Naturallieferungen hatte, sind durch die Ab- 
lösung verloren, sogar das Brennholz, welches plötzlich im Werth 
gestiegen, wird zum Nachtheil der Berechtigten abgelöst. Gerechte 
Ursache zur Klage haben also die staatlich dotirten Gapläne ; ebenso 
aber ihre staatlieh dotirten Pfarrer, weloke keinen Acker besitzen. 
Die Germania in Berlin Nr. 157 d« J. theilt inj Leitartikel G. das 
interessante, leider erfolglose Resultat einer von einer säoularisirteji 
Pfarrei, ehemals reichen Ptopstei, um Verbesserung des Gehalts für 
den Pfarrer und seinen Hilfsgeistlichen durch alle< Instanzen* sogar 
durch das Haus der liberalen „Abgeordneten" durchgeführten Petition. 
Weil in «der Petitions-Commission mit Stimmengleichheit gestimmt 
und nur durch die Stimme des Vorsitzenden Herrn v. Benningsen 
zu Ungunsten der Petenten entschieden wurde, wird nach gutem 
Gebrauch dieselbe Angelegenheit noch einmal zur Berathung kom- 
men. Ob man Angesichts des so überaus gunstigen Finanzberichtes 
und -Zustaudes.noch die Erhöhung der Sftcnlarisionss&tze bei der all- 
gemeinen Verbesserung der Gehälter abschlagen wird, da doch die 
s&cularisirten Aecker und Forsten einen viel hohem Ertrag bringen, 
besonders seit der zum Vortheil des Fiscus erfolgten Ablösung der 
Naturalien P P Möge zur Richtschnur dienen, dass der einzelne Pfar- 
rer jetzt seinem Gaplan einen Minimalgehalt von 125 Thlr. (nicht 
etwa mit Messobligationen) jährlich zahlen muss, früher betrug der* 
selbe 40 Thlr. Die Fürbittgelder und persönalia der Capläne bilden 
die sog. atola parva. Dass der materielle Punkt bei der Gaplan- 
frage der Hauptpunkt war, stand allgemein fest Wenn einzelne 
Gapläne meinen, dem sei nicht so, es handle sich um geistige Rechte, 
so mögen sie den materiellen Druck weniger empfinden. Vorläufig 
erschien die materielle Verbesserung als das Nöthigste. Das schle- 
sische Kirchenblatt verleiht den neuen Wünschen der Gapläne mit 
Bücksicht auf das Regulativ Ausdruck. Vor allem soll > Woche« ge- 
halten werden, d. h. Pfarrer und Gapläne sollen nach Wochen fun- 
giren. Es ist dabei hervorzuheben, dass der Pfarrer in vielen Arbeiten 
gar nicht vertreten werden und die Arbeit theilen kann, wie es ge- 
wünscht wird. Er muss allein die Kirchenbücher führen, die Be- 
stellungen zu den kirchlichen Actus im Interesse eines einheitlichen 
Pfarrlebens annehmen, die peinliche Geldfrage ordnen, den Commu- 
nion-Unterricht leiten, die Correspondenz mit den Behörden führen, 
die Pfarrei überall vertreten, Brautexamina halten, die Cassen ver- 
walten und die immer schwierigere Buchführung besorgen. Hit Becht 
ordnet daher das Regulativ den Wochendienst nicht streng an und 
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überlägst dem Pfarrer die Anordnung und Vertheilung der Arbeit. 
Mit Recht setzt es fest, dass Hochämter and gesungene Requiem 
von den Gläubigen beim Pfarrer nachgesucht werden. Die Kirchen- 
diener dürfen nicht in die Gefahr eines Zwiespalts kommen. Die 
vielfachen durch das Stolgebührenreglement angeordneten Acciden- 
zien ausser dem Stipendium des Priesters , für Kirchendiener , Ker- 
zen, Paramente und dergleichen müssen festgestellt und einge- 
zogen werden. Officiell ist also das Zwei-Seelen- oder Herrn-Regi- 
ment nicht möglich. Das sieht jeder Gaplan, sobald er Pfarrer wird, 
deutlich ein; ebenso gereicht es zur Freude, dass wegen der Pfarrmeese 
endlich den so sehr belasteten Pfarrern eine Erleichterung in der 
Möglichkeit der Verlegung gewährt worden ist. Als Capian kennt 
man das onus der Pfarrmessen nicht Mögen daher Pfarrer und 
Capläne in Geduld bessere Zeiten erwarten. Nach der Säcnlarisatioo 
der Kirchengüter muss der Staat helfen, wie die Kirche ihm ge- 
holfen. In österreichischen Blättern klagt ein Capian, dass ihm, 
nachdem er endlich eine Staats-Unterstützung erhalten, seitens der 
geistlichen Behörde zugemuthet wird auf dieses Emoloment zu ver- 
zichten. Die Zumuthung gründet sich darauf, dass der Staat nur 
aus einer Anleihe, welche auf den allgemeinen Religionsfonds, die 
Basis alles geistlichen Einkommens gemacht ist, Unterstützung ge- 
währt. Wenn diese Anleihe sich öfter wiederholt, ist der Fonds 
erschöpft und die Geistlichkeit resp. Kirche hat gar nichts mehr. 
Die österr. Bischöfe sind daher im Recht, wenn sie Petitionen um 
solche Subvention verbieten. Klagen -wir nicht unsere Kirche, unsere 
geistliche Obrigkeit an, sondern verlangen wir insgesammt materielle 
Hülfe von Dem, der das Kirchengut besitzt 1 ). 

1) Zar Aufbesserung der allzu dürftigen Pfarrstellen in Preussen bis 
auf 500 Thaler jährlich bei den evangelischen — bei den katholischen auf 
400 Thaler, hatte der Landtag schon für das Jahr 1873 das Geld bewilligt. 
Die Regierung verstand die Aufbesserung aber in einem beschrankten Sinne. 
Wie die Germania 1874 Nr. 13. meldete, wurde eine Ereiscasse »mit dem Ver- 
merke zur Zahlung angewiesen , solche zu leisten, wenn der Landrath des be- 
treffenden Kreises kein Bedenken dagegen habe. Es wird also das erhöhte 
Einkommen nur als Lohn für ein gehorsames Verhalten, etwa bei den Wahlen, 
verabfolgt werden, und die Bewilligung der Landesvertretung hat lediglich 
der Regierung ein neues Lockmittel in die Hand gegeben, widerspenstige Ge- 
muther zu bekehren.« (Anm. d. Red.) 



335 



XXIII. 
Ein Erkenntniss des preuss. Ober-Tribunals vom 19. Sept. 1871, 

betreffend die Verpflichtung der Landesherrn zur Unterhaltung van 
Kirchengebäuden auf Grund der Bestimmung des Reiclisdeputations- 

HauptscMusses van 1803 §§. 35. 36. 

(Vgl. Archiv Bd. 22. 8. 138 ff.) 

Durch Erkenntniss des Ober-Tribunals V. Senat t. 19. Sept. 
1871 in Saqjien des Fürsten zu Wied gegen die katholische Kirche zu 
Ehrenstein wurde die ersteren verurteilende Entscheidung der zwei- 
ten Instanz, des Appellationsgerichts zu Arnsberg, wie folgt bestätigt: 

Die Kirche zu Ehrenstein ist 1476 von Wilhelm von Nes- 
selrode gegründet und 1477 von dem Erbmarschall Bertram von 
Nesselrode und dessen Gemahlin Margarethä von Borgsheydt nach 
erfolgter Trennung von der Pfarrkirche zu Assbach als selbstständige 
Pfarrkirche mit Gütern dotirt worden. 

Im Jahre 1486 ist diese Pfarrkirche in ein Kloster vom Or- 
den des heiligen Kreuzes umgewandelt und demselben mit ihrem 
Zubehör einverleibt worden. 

Endlich ist das gedachte Kloster in Gemässheit des Reichs- 
deputationshaupt8chlusses vom, 25. Februar 1803 säcularisirt und 
dem damaligen Fürsten von Wied-Bunkel sugetheilt, von welchem, 
es aufgehoben worden ist. Die Klostergüter sind sodann auf seinen 
Rechtsnachfolger, den Herrn Verklagten, übergegangen. Derselbe 
hat bisher sämmtliche mit der Parochie verbundene Kosten getragen, 
Pfarr- und Küsterwohnung im Stande gehalten, die Kosten des 
Gottesdienstes und die Cultusbedürfnisse bestritten, auch das Dach 
der Kirche reparirt, weigert sich aber gegenwärtig, seine Verpflich- 
tung zur Erhaltung und Wiederherstellung der Kirchengebäude an- 
zuerkennen. 

* 

Dieses Sachverhältniss steht dem Klageantrage, 

den Herrn Beklagten für schuldig zu erachten, die Pfarr- 
kirche zu Ehrenstein wieder in guten baulichen Stand zu 
setzen und dieselbe auch für die Zukunft in gutem bau- 
lichen Zustande zu erhalten, 
ausreichend zur Seite. 

Nach kirchenrechtlicher Vorschrift sollen die Kosten der In- 
standhaltung und Wiederherstellung der Pfarrkirchen zunächst aus 
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tung der Baulast nicht ausreicht , sollen die Patrö^ttfÄ ^HferiP 
Persoi^ , ; < weMV «fatinlW ütö h tfÄ^ 
KircW ; habeti /^owi^ '«fcreh '' ^tajptt^ <# ÄählA8rf^' i: 
Baupflicht -'heiwig&o^wiftlen/^^ ' ,lL '^''^ "' '"' •"<* -* «h»' 1 

Die Bestimimmgen der sog.'CWÄ^ 
{Scotti, Kur-Kölnische Verordnungen id. jf. "Sf." l 6p3) ^'^töl, 7: deF 1 
Herr Verklagte für sich angezogen hat, enthätten 1 ^d^^WÄch- 
ungen von diesen gemeinrechtlichen Vtfrschttftietf. il ffi*' stellt". ntÄr^' 
ausser Frage, dass die von Bertram von^Wssfelrö^e tinä, * l üänfär ! 
Gemahlin zur Pfarrkirche erhobene Kfrclle* zu Ebrei^teiii MfuV" 
ihren. Unterhalt ausreichend dotirt worden ist. Die firtetifAti' kur : 
Pfarrkirche, wie sie nach Ausweis der anerkannten Urkundeb 'vo'm 
23. Januar und 3. Februar 1477 zuni Uhterh^'^ne^^fitröt^iiiit 
drei Gaplänen erfolgte, setzte einq vorangegangen s ^iföde r öbgiiitlb 
und sonach eine ausreichende Dotation selbströrfehd vöfrufc'' TOettef- 
dies enthält die Dotations-Urkunde vom 23. Februar 1477 eirt'VölI-' 
ständiges Verzeichniss der der Kirche bei' ihrer Erhebung zur' Pfarr- 
kirche zugewendeten Güter und Höfe, Renten, Zinsen und Fach teö 
von erheblichem Umfange. Aus diesem Vertnögen der Pföttkirche' 
waren also, so lange sie selbstständig bestand, die zu ihrer Instand- 
haltung und erforderlichen Falles Wiederherstellung nötigen Ko- 
sten zu entnehmen. '' 

Ebensowenig zweifelhaft aber ist es, dass demnächst die Ver- 
pflichtung zur Erhaltung und Wiederherstellung der Kirchengebäude 
auf das 1486 gegründete Kloster der Kreuzherrn zu Ehrenstein über- 
gegangen ist. Es kann dahin gestellt bleiben , in wie feiii diese 
Verpflichtung nach allgemeinen kirchenrechtlicten Grundsätzen 'schori 
dadurch begründet erscheint, dass das Kloster NutzniesseV tteT^aüf ' 
dasselbe übergegangenen Jörchengüter geworden «ist. Dein* iin'Vdr- ' 
liegenden Falle handelt es sich/ wie aus 'fleh* ^e^dafcÄ^ 'Öl^* 
kuÄden hervorgeht, nicht sowohl um eine Ueterweteiltitf tieP'cf&r * 
Pfarrkirche gehörigen Güter und Einkünfte an ein fcöröra ^fehei- : 
des oder anderweitig neu gegründetes Kloster be'htifa' itjkteii Nütz-' 
niessung , sondern es "würde vielmehr diePlurrkfrclie'— und zwät\ 
auf Bitten ihres Fundators, des ErbmarschalW l 3^ap» vo& il $ti$ffi-' 
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rode — in ein anderes geistliches Institut , das Kreuzherrn-Kloster 
zu Ehrenstein umgewandelt, auf welches die Einkünfte der Kirche 
der Art übergingen , dass — wie in der Klagebeantwortung selbst 
anerkannt wird, — nach Convertirung des Kirchenvermögens in 
Klostervermögen überhaupt gar kein selbständiges KirchenVermö- 
gen mehr existirte. 

Darüber, dass nichtsdestoweniger die Pfarrkirche als solche 
fortbestand, lässt die Urkunde vom 15. Juni 1488 keinen Zweifel. 
Denn es wird in derselben die Stiftung als »das von Bertram von 
Nesselrode dotirte Kloster,« andererseits aber als Subject der Stif- 
tung wiederholt »Kirche und Kloster« bezeichnet. 

»Der Gottesdienst zu Ehrenstein soll,« wie die Urkunde be- 
sagt, »zu ewigen Tagen von sechs Priestern vollführt werden und 
falls sich die von Bertram von Nesselrode der Kirche und dem Klo- 
ster gegebenen Renten , Gülden , Güter , Zins und Pachten bessern 
und vermehren, soll sich auch der Gottesdienst vermehren und ver- 
bessern.« 

Sonach hat durch die Umwandlung der Kirche zu Ehrenstein 
in das daselbst gegründete Kreuzherrn-Kloster in Beziehung auf die 
Verpflichtung der Erhaltung des Gottesdienstes und der dazu er- 
forderlichen Kirchengebäude nur in dem Subjecte des Verpflichteten 
eine Aenderung stattgefunden. Das Rechtsverhältnis^ auf welchem 
diese Verpflichtung beruht, ist unberührt geblieben. Die gedachte 
Verpflichtung würde sonach überhaupt nur abgelehnt werden kön- 
nen , wenn der in Anspruch genommene Baupflichtige den ihm 
obliegenden Beweis zu führen im Stande wäre , dass die Pfarr- 
kirche zur Zeit der Gründung des Klosters kein Vermögen be- 
sessen habe, beziehungsweise dasselbe bereits vorher durch Ver- 
wendungen zu ihrer Erhaltung erschöpft sei. Ein solcher Beweis ist 
nicht geführt, auch nicht einmal angetreten worden. Das gesammte 
mit der Baupflicht in Betreff der Pfarrkirche belastete Klosterver- 
mögen ist sodann in Folge der Säcularisation und Aufhebung des 
Klosters deqi Herrn Verklagten mit der gedachten Verpflichtung 
überkommen. Diesen Ergebnissen gegenüber, welche der Klagean- 
spruch wenigstens in so weit, als dies von dem App.-Bichter ange- 
nommen ist, nämlich so weit der Betrag des Vermögens des Klosters 
reicht, gerechtfertigt erscheinen lassen, zerfallen nun die von geg- 
nerischer Seite erhobenen Einwendungen. Ein Nachweis darüber, 
welche Vennögens-Objecte die Pfarrkirche zu Ehrenstein bei der 
Vereinigung mit dem Kloster besessen hat und ob sich diese von 
dem ursprünglichen Kirchenvermögen herrührenden, zur Erhaltung 
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der Kirche ausreichenden Vermögens-Objecte noch gegenwärtig im 
Besitze des Herrn Verhlagten befinden, wie es mit dem I. Richter 
in der Revisionsbesfehwerde verlangt wird, kann dem Kläger nicht 
aufgebürdet werden, weil ausser Zweifel steht, dass die Kirche zur 
Zeit ihrer Umwandlung in das. Kloster mit Gütern, welche für ihren 
Unterhalt ausreichten, reichlich dotirt war und weil daher der Herr 
Verklagte, wie bereits ausgeführt ist, *— seinerseits den BÄtreia dar* 
über zu führen gehabt haben würde, das? das :j ggi*thto t zu Erhal- 
tung der Kirche bestimmte Vermögen bereits vor der Umwandlung 
der letzteren fti daö Kloster zu Ehreftätefiri 'flurt* Ausgabt ffir die- 
sen Zweck erschöpft worden sei. .'• *.•■■• •; . ; 

Noch weniger lässt sich, — wie, die Revisionsbescfewevde.ver 
meint, — aus den Bestimmungen 'der Clementina vom 28. August 
1715 über die bei Filialkirchen den Parochien obliegende' Kirchen- 
baulast etwas Günstiges für den Herrn Verklagten herleiten. Denn 
auch abgesehen davon, dass festgestellter Massen die Kirche in 
Ehrenstein schon vor der Umwandlung in das Kreuzherren-Kloster 
zu einer Pfarrkirche erhoben worden ist, so hat die Clerrientfna auch 
überhaupt nur den Fall des mangelnden Kirchenvermögens im Auge 
in welchem (reditibus fabricae deficientibus) die Parochien zur. Er- 
haltung der ihrem Nutzen dienenden (ad petitionem et commodi- 
datem populi erectae) Kirche herangezogen werden sollen. Dieser 
Fall liegt in Beziehung auf die ursprünglich mit ausreichendem 
Vermögen ausgestattete und mit demselben in das Krcuzherren-KIö- 
ster aufgegangene Kirche ersichtlich nicht vor. 

Wenn sodann die Revisionsbeschwerde noch einwendet, dass 
der Herr Verklagte in Folge der Säcularisation nicht Universal- 
Successor des Klosters Ehrenstein geworden sei , sondern nur be- 
stimmte , von ihm erfüllte Verpflichtungen damit überkommen habe, 
so kaun es dahingestellt bleiben, ob das durch die Säcularisation 
geschaffene Rechtsverhältnisse als eine Universal-Succession bezeich- 
net werden Jcann, obwohl die Bestimmung des §. 36. des Eeichsde- 
putationshauptschlusses von 1803, wonach die namentlich und förm- 
lich zur Entschädigung angewiesene, Stifter, Abteien und Klöster, 
an ihre neuen Besitzer mit allen Gütern, Rechten, Kapitalien und 
Einkünften, wo sie auch immer gelegen sind, übergehen sollen, auf 
ein solches Verhältniss deutlich hinweist. Jedenfalls aber ist dem 
Rechtsvorgänger des Herrn Verklagten, bezw. dem letzteren selbst 
mit dem Erwerbe des Klosters durch die Säcularisation gerade die- 
jenige Verpflichtung zugefallen, um welche es sich gegenwärtig han- 




für den Gottesdienst und nur im Uebrigeu »zur freien und' vollen 
Disposition und zur Erleichterung ihrer Finanzen,«, den resp, Landes- 
herren überlassen worden. Die Pflicht zur. baulichen Erjiaftung dfsr 
Kirchengebäude, durch welche die Abhaltung dts GotUsdienstes^ fc- 
dingt wird, ist also bestehen geblieben. 
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XXIV. 

Die neuesten preussiscben, badischen und hessischen staats- 
kirchlichen Massregeln und Gesetzentwürfe. 

I. Im Folgenden die nicht schon im Archiv mitgetheilten im 
Anschluss an die sog. Maigesetze ergangenen preuss. Ministerialer- 
lasse, Verordnungen und Massnahmen: 

1. Erlass des Kriegsministers vom 7. Juli 1873, 

an die Königl. General-Commandos des I. bis XL Armee-Corps, 
betreffend die Militärpflicht der Studirenden der Theologie. 

In Gemässheit des in Nr. 14. der Gesetzsammlung für den 
königlich prenssischen Staat publicirten Gesetzes über die Vorbil- 
dung und Anstellung der Geistlichen vom 11. Mai 1873 ist zur 
Bekleidung eines, geistlichen Amtes die Ablegung der Entlassungs- 
prüfung auf einem deutschen Gymnasium, die Zurücklegung eines 
dreijährigen theologischen Studiums auf einer deutschen Universität, 
so wie die Ablegung einer wissenschaftlichen Staatsprüfung erforder- 
lich. Dem entsprechend darf die Zurückstellung der Theologen vom 
Militärdienst nunmehr nur noch auf Grund des §. 159. der Militär- 
ersatzinstructioD 1 ) erfolgen. Um indessen Härten bezüglich der bis- 
her auf Grund des §. 44, 1. a. a. O. 2 ) zurückgestellten Aspiranten 

1) l. Während der gewöhnlichen Friedensverhältnisse darf der zum ein- 
jährig-freiwilligen Dienst Berechtigte seinen Dienstantritt bis zum 1. Octobcr 
des Kalenderjahres, in welchem er das dreiundzwanzigste Lebensjahr vollendet, 
aussetzen. 

* 2. Ein Ausstand zum Dienstantritt über jenen Termin hinaus darf nur 
aus besonderen, dringenden Ursachen ausnahmsweise bewilligt werden. In sol- 
chen Fallen hat sich der Betreffende bei Zeiten an die Ersatzbehörden dritter 
Instanz seines Domicils zu wenden, welche einen weiteren Ausstand auf ein 
bis drei Jahre, das ist bis zum 1. October des Jahres, in welchem der Frei- 
willige das sechsandzwanzigste Lebensjahr vollendet, ertheilen können. Der- 
artige Ausstandsbewilligungen sind seitens der ErsatzbehOrden dritter Instanz 
unter entsprechender Benachrichtigung der heimatblichen Ersatzbehörden des 
Freiwilligen auf den Berechtigungsscheinen desselben auszufertigen und gelten 
für den ganzen Umfang des Bundesgebietes. 

3. Wenn in vereinzelten dringenden Fällen eine Ausstandsbewilligung 
über den ad 2. angegebenen Termin hinaus den Verhältnissen nach für gerecht- 
fertigt erachtet wird, so kann solche nur in der Ministerial-Instanz ertheilt 
werden. 

2) 1. Ausser den im §. 43. gedachten Fallen können Gründe zur Zurück- 
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für den Kirehendienet zu vermeiden, darf denselben — bebufa, Re- 
gelung ihres Militärverhältnisses — ohne Rücksicht auf das Lebens- 
alter nachträglich die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienst« 
verlieben werden, insofern sie die hierzu erforderliche wissenschaft- 
liche Qualification beim Ablauf des ihnen bewilligten Ansstandes 
nachzuweisen vermögen. Laut §. 15. des Eingangs citirten Gesettei 
sind die geistlichen Oberen verpflichtet, denjenigen Candidaten, dem 
ein geistliches Amt abertragen werden soll, dem Oberpr&sidenten 
unter Bezeichnung des Amtes zu benennen. Innerhalb dreissig Ta- 
gen nach der Benennung kann gegen die Anstellung seitens des 
Oberpräsidenten Einsprach erhoben werden. Hat die Anstellung 
keinen Einspruch erfahren, so wird hiermit genehmigt, dass der be- 
treffende Geistliche ohne Weiteres nach Massgabe seines Lebensalters 
der Ersatzreserve überwiesen werden darf. Bei einer eventuellen 
Zutheilung zur ersten Classe der Ersatzreserve ist der Betreffende 
unter der Rubrik »Krankenwärter« in den Listen und Rapporten 
zu fähren. Weitergebende Berücksichtigungen sind nur in der Mi- 
nisterialinstanz zulässig. Im Uebrigen wolle das königliche Generat- 
commando — in Gemeinschaft mit dem königlichen Oberprasidenten, 
welcher gleichfalls mit bezüglicher Benachrichtigung versehen ist — 
in beregter Hinsicht selbstständig befinden. Die diesseitige Verfüg- 
ung vom 11. Januar 1870 Nr. 364. 12. A. 1. a. tritt nunmehr ausser 
Kraft. In den nach Schema 23. der MilitftrersatänStruction aufzu- 
stellenden Uebersichten der Resultate des Ersatzgesch&fts sind die 
als berechtigt zum einjährig-freiwilligen Dienst anerkannten. Theo- 
logen aus der Rubrik Nr. 12. in die unter Nr. 11. Qberznfübteii- 
Bei Gelegenheit der Vorlage der qu. Uebersichten ist dicÄah.1 der 
im Vorjahre auf diese Weise übergeführten hierher zu, vermeiden. 

2. Allgemeine Verfügung vom 12. Juni 1873), . .,,,. 
betreffend die in Untersucbungssachen gegen Geistliche und Candi- 
daten des geistlichen Amtes zu machenden Mitteilungen. 

(Justiz -Ministerialblatt v. 1873 Nr. 26. S. 193.) .. . . ■< .„■ . 
Nach den bestehenden Bestimmungen ist von jeder gegen eine» 



stellnag aas den gewerblichen oder Lehr Verhältnissen der Militärpflichtig«» ent- 
stehen, und es ist deshalb gestattet: ... , ,, 

a) Militärpflichtige, welche sich durch amtliche Zeugnisse oder vorschrifts- 
mäswig abgefasste Lehrcoutractc u. a. w. darüber ausweisen, das« 'sie in der 
Vorbereitung zn einem späteren Lehensberuf oder in der Erlernung einer Kunst 
oder eines Gewerbes begriffen sind, welche nicht ohne bedeutenden Nachtheil 
für sie unterbrocheD werden kann auf 1 bezw. .2 Jahr« zurupfccastejlen. 
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GiiistffÖ&en weisen Verbrechens oder Vergehens eingeleiteten Unter- 
8Ü^ßnTO v Äfen"gy etlichen Oberen Mittheilung zu machen. 

''Rt'ftaä Verbrechen öder Vergehen mit Zuchthaus, mit dem 
Verftkätö '3ef Ehr^hrecbte oder der öffentlichen Aemter oder mit Un- 
fäWg^öit i^if'lJetleiiiung öffentlicher Aemter bedroht, so haben die 
Beamten der Staateanwaltschaft — wie hierdurch ergänzend bestimmt 
wird <rr auch dem Oberpräsidenten der Provinz die Einleitung der 
Untersuchung ohne Verzug raitzutheilen , denselben auch die erge- 
henden Entscheidungen alsbald nach deren Verkündung in Abschrift 
zu übersenden. 

In Untersuchungssachen , welche gegen Candidaten des geist- 
lichen Aüites wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens der be- 
zeichneten Art eingeleitet werden, sind dem Oberpräsidenten eben- 
dieselben Mittheilungen zu machen. 

Berlin, den 12. Juli 1872. 

Der Justiz-Minister: 
Leanhardt. 
An sämmtliche Beamte der Staatsanwaltschaft. 

3. Allgemeine Verfügung vom 5. Dcc. 1873, 

betreffend die in Untersuchungssachen gegen Geistliche und Candi- 
daten des geistlichen Amtes zu machenden Mittheilungen. 

Nach der allgemeinen Verfügung vom 12. Juni d. J. haben 
die Beamten der Staatsanwaltschaft von allen gegen Geistliche und 
Candidaten des geistlichen Amts wegen Verbrechen oder Vergehen 
eingeleiteten Untersuchungen, wenn das Verbrechen oder Vergehen 
mit Zuchthaus, mit dem Verluste der Ehrenrechte oder der öffent- 
lichen Aemter oder mit Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter bedroht ist, dem Oberpräsidenten der Provinz Mittheilung 
zu machen. 

Es erscheint angemessen, diese Benachrichtigung auch auf alle 
in dem betreffenden Bezirk gegen Geistliche und Candidaten des 
geistlichen Amts auf Grund der Gesetze vom 11., 12. und 13. Mai 
d. J. (Ge8etz-Samml. S. 191, 198, 205) erfolgenden Verurtheilungen 
aaezttdehnen , and haben die Beamten der Staatsanwaltschaft hier- 
nach zu verfahren. 

Bertin, den 5. Dec. 1873- 

Der. Justiz-Minister: 
Leonhardt. 
An säthtirtllcbe Beiamte der' Staatsanwaltschaft. 
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4. Regulativ , 

betreffend die Geschäftsordnung des Königlichen Gerichtshofes für 

kirchliche Angelegenheiten vom 31. Oct., bez. 13. Nov. 1873. 

(Deutscher Reichsanzeiger v. 6. Dec. 1873 Nr. 288.) 

Nachstehendes Regulativ, betreffend die Geschäftsordnung des 
Königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten: 

Geschäftsgang im Allgemeinen. 

§. 1. Der Präsident öffnet die unter der Adresse des Gerichta- 
hofes eingehenden Sendungen, versieht dieselben mit dem Tage des 
Einganges und vertheilt die Geschäfte unter die Mitglieder. 

Der einmal ernannte Dezernent oder Referent bearbeitet die 
ihm zugetheilte Sache bis zu deren vollständiger Erledigung. 

§. 2. Der Präsident wird im Fall seiner Behinderung durch 
das älteste richterliche Mitglied vertreten. 

§. 3. Die Urtbeile des Gerichtshofes werden im Namen des 
Königs ausgefertigt. Prozessleitende Verfügungen, Mittheilungeo, 
Bescheide u. s. w. ergehen unter der Unterschrift: 

»Königlicher Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten, c 

Sitzungen. 

§. 4. Der Präsident fuhrt in allen Sitzungen den Vorsitz. 

Die beisitzenden Mitglieder des Gerichtshofes werden, wenn 
es anf Fassung eines Plenarbeschlusses ankommt, vollzählig einbe- 
rufen. Im Uebrigen richtet sich ihre Theilnahme an den Sitzungen 
nach dem folgenden Paragraphen. 

g. 5. Zu den für die mündliche Verhandlung und Entscheidung 
in den einzelnen Sachen bestimmten Sitzungen beruft der Präsident 
die erforderliche Zahl der Mitglieder nach der Reihenfolge, welche 
sich aus dem Dienstalter der Mitglieder ergibt, wechselnd ein. 

Jedoch sollen ,r .' 

a. die in der einzelnen Sache ernannten Referenten bezieh- 
ungzweise Dezernenten stets an der Verhandlung und 
Entscheidung der Sache Theil nehmen, 

b. in den Sachen, in welchen bereits auf mündüdh^ Ver- 
handlung Beschluss gefasst ist, nach . Möglichkeit die- 
selben Mitglieder bei der ferneren mündlichen Verhand- 
lung und Entscheidung mitwirken. 

Das Dienstalter der durch den Allerhöchsten Erlass vom 23. 
Juli 1873 ernannten Mitglieder bestimmt sich nach der Reibenfolge, 
in welcher dieselben in dem genannten Erlass aufgeführt $hi; 

§. 6. Der Präsident beraumt die erforderlichen Sitztmgtoinkch 
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Bedürfni88 an und beruft die Mitglieder zu denselben nach den vor- 
stehenden Bestimmungen ein. 

..Die in der Sitzung mündlich zu verhandelnden Sachen werden 
durch einen Aushang an der Gerichtsstelle 3 Tage vorher öffentlich 
bekannt gemacht. 

§. 7. Zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung hat der 
Referent eine Darstellung der Sache schriftlich anzufertigen. Er lässt 
dieselbe dem Präsidenten . zugehen, welcher hiernächst den Termin 
zur mündlichen Verhandlung ansetzt. 

.§. 8* Der Vorsitzende leitet die mündliche Verhandlung und 
hat nach Massgabe der Verordnung vom 24. October 1838 (Ges.- 
Samml. S. 504) die zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ord- 
nung in den Öffentlichen Sitzungen erforderlichen Anordnungen zu 
treffen* 

§. 9. Die Berathung des Gerichtshofes beginnt mit dem Vor- 
trage des Referenten und des etwa ernannten Korreferenten. Bei 
der hiemächst von dem Vorsitzenden zu eröffnenden Discussion darf 
kein Mitglied das, . Wert • nehmen , bevor er dasselbe von dem Vor- 
sitzenden erhalten hat. Bei Ertheilung des Wortes hat sich der 
Vorsitzende in der Regel nach der Reihenfolge der Meldungen zu 
richten. • 

§. 10. Der Vorsitzende leitet die Berathung, stellt die Fragen 
Djfd' sammelt die Stimmen. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit 
über die Stellung der Fragen oder über das Ergehniss der Abstim- 
mung entscheidet der Gerichtshof. 

§, 11* Die Abstimmungen erfolgen in der nachstehenden 
Reihenfolge» , 

. ,. Zuerst stimmt 4 er Referent, beziehungsweise Dezernent, nach 
demselben 4er etwa ernannte Korreferent ab; im Uebrigen bestimmt 
sich die Reibenfolge der Abstimmung nach dem Dienstalter, so zwar, 
<Uts$ daß ^ftngete ijitglied zuerst stimmt. Der Vorsitzende gibt seine 
ßjtfimiQß J^Wtzt ab. . ' v , 

Bei Abgabe der Stimme, ist eine Begründung derselben nicht 
statthaft, :. , •. . ', 

, M ' M i §^^,]Öpr Verkündflng des JJrtheiJs braucht, eine schriftliche 
^i^8swg..dßfrßn^ i" c kt vorherzugehen. Es genügt, 

wenn der Vorsitzende bei der Verkündung den wesentlichen Inhalt 
derselben rajttheilt. 

,,,.,§. .13. Wird d^s Urtheü nicht im Termine zur mündlichen 
Verh^^dluug r .ßon^ern in .einer, späteren Sitzung verkündet (§.21. des 
:G$efcz^ r yom i^ j^aij 18[73), ( ,sp wijrd die Anberaumung der letzteren 
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den Etacbiewota mir nintiu^ hetoiwfcv&emchtfr ^vJfepithrjidi- 
tigung der Ausgebliebenen fiwlet nicht statt 

§. 14. I* jefam prtbpil .sjind %^ / ^I^f^ ] .j^entlich auf- 
zuführen, welqhe an der Entscheidung Theil genommen haben. Die 
Urschrift des tirtheils Ist von' diesen Mitgliedern W&terictireiben. 

§ t 15. Proz^sleiteride und ShnUche VerfögimgeW^önliettt, so- 
fern nicht über den Widerspruch eirter Pattöi ''iu 1 ; ötifecbeideii ist, 
oder ek) ^woactora Be4Q£ken obwaltet, oder d$r Präsent ä&PIfcr- 
trag angeordnet tat, von dem Dezernenten üpier Zuitimmung des 
Präsidenten otne Vortrag erlaben werden. \ 

Der .Vortrag, wenn er erforderlich ist. wird von dem Dezer- 
nenten in der nächsten Sitzung des Gerichtshofes mündlich erstattet 
Der gefas8te Beschlnss ist von dem Dezernenten und von dem Vor- 
sitzenden zu vollziehen. ... , , 

§. 16. Wenn bei Einreichung eines zur Mittheilung an den 
Gegner bestimmten Schriftsatzes an den Gerichtshof eiri©Öplfeat 
nicht beigefügt worden ist, öo kann idie NAchbrittgrajg binnen einer 
bestimmten Feist unter der Wwmnng erfordert wrimrdagupiden- 
falls der Betrag dar dflj^dtt/a«riti^F^ 
stehenden Kosten von dem Säumigen wird eingezogen werden. 

§. 17. Die von Seiten des Genchtsh'ofes zu bewirkenden Zu- 
rfetauigfr^^ m Ter- 

min oder eine Frist in Frage dtettt,' ist' ein^eWniP^j^nM 
den Attei i« bringe* " } :,i r X1> -'" » =«w^rl'^rf u^:- 

r §. W/'fetf'Fräsideift aft^t für eihe 1 ^1^^ tiria r^elkä^ 
Medigfaig ^n9»öBttfe- >«tö^fat ; ^ l 'S«M^ä# r( Uik «TftfteH^ 
amten^Pert^fl ^ütid Vstiiritot die rf 5 ftti4iHlK b teÄÄWötöHlitf 

§/lft? Dfe Uffein«u^ ? dÄ 'tattetirttaf lSWJ{y^^i*%^ 



gäbe der Wtfteg « sfeh herän^teUenfleü ' BedÖrfVitÄe f tri» 
machenden Erfahrungen bleibt vorbehalten. 

Berlin, 'den '2*>, Octobe* lSt3/ \ } { s '\ '. *^ ; ( ; ;, : n *? .. 
%rf jiiermit^toj; ^g$ jtf ^pt^^ 
hofes für kirchliche Angf leg^eit^ii ^wg?f^üg^i j^,,^ znatfii«*- 
Bertin, den 3 L Öctober 1873. > ,^(bi 8$ i (pA.)hHeMccms. 
Das vohtobende Begntetiv 'wird hierdtircH' Öedtttigt.'» > niii ^ % 
'• ti^/An'TO'Vöttato 1S78. -*"- 1 '•*'* : ^"tf"*» **>*--" 
(L. 8.) D^s Staats-Ministeciuni. ,, . «., 

Fürst von Bumarck. Camphanm^ fi^^.M^lfmm^ ».*. 
Dr. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Dr. Achenbach. 
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i&iilV&f&g^ dt* Mi*tete*8\4er geüAichen etc. Angelegenheiten 

vifc*7MNweiifä- l&fi3<> K'~- 
1 ' ' ' ■ f l Mreffenfl dfe ' ferclien Vorstande in Hannover. 

, ^: jpie. Besjkinjunung unter Niv 3, der Bekanntmachung des vor- 
maligen hannoverschen Cultusministeriums zum Gesetz aber die 
Kirch ep- jutf Scbnivoretän<U } de dato Hannover den 21. October 
lSÖ^Vwi^'^'O^^des & 29. des gedachten Gesetzes 3 ) dahin 

ergänzt: .... 

Ohne Mitwirkung eines geistlichen Mitgliedes d^rf der Kirchen- 

vörst&nd auch dann thätig' Verden, wenn in der beireffenden Paro- 

chie ?in gesetzmtosig angestellter Tfarrgelfitlicher oder ein in ge- 

setzinässifirer Weise bestellter Vertreter des Pfarrers nicht vorhan- 

den ist. 

& Königl. Verordnung vom 6. December 1873, 

betreffend die .Vereidigung, der katb* Bischöfe (Erzbischöfe, Fürst- 
; . h r.,' ,. ; h( ifewh6to):ip der preußischen Monarchie. 

' 'Wir WUhet** toti Gottes Gnaden, Kfaig von Preussen etc. 
vterorÄJ^ö f8r den ütnfäng Unserer Monarchie, was folgt: 

.. r ':" ""' ( ^-' v, ' v :iJ&^et; Paragraph. " ' 

v Die katholischen. : Bischöfe (ErzbischOfe und Fürstbischöfe) ha- 
ben .fortan, beyor sie die staatliche Anerkennung erhalten, Uns fol- 
genden Eid zu leisten: [Wir setzen daneben ^gleich zur Rechten 

,>, die bisherige Formel:] 

Ich K^sp^öreeio^n Kidzu ( Ich N. N. erwählter und be- 
(*$#> jfam AUnaftch^gen und AU-, st&tigter (Erzbischof) Bischof von 
wiwH^p.;;W>^ £uf das hL Eva^ <4 . f schwöre einen Eid zu Gott 
gelirnn, das8 f nachdem ich zu der dejp Allmächtigen und Allwissen- 
Wflgge ejpes fytfWischen Bischof den , und auf das hl. Evangelium, 
(Erzbischofe> Fürstbischofs) erh<H. 4jN9, nachdem ich auf den (erz~ 



1) Hannov. Ges.-S. Abth. I. S. -448: >, . » ♦ *\ Ohne Jütwirknag- eines 
geistlichen Mitgliedes darf der Kirchenvorstand nicht thätig werden, ausser in 
den Fällen/ in welchen' die Mitwirkung des Geistlichen durch person liehe Be- 
theiligung gehindert ist ^er^OtiTiAnr W Venuge Kegt.« ' 

2) tA14, Oe*.< 1848 (dfcfte Gesi-S. Abth> L 8. 3Ö1): »Da« Ministerium 
der geistliche^ p2nd Pnterjf^ta^gelegeiateHe* wird tue Ausfahrung dieses 
Gesetzes ermächtigt.« Das letztere bestimmt über die Bildung des Kirchen- 
Torstandes g. 2.: »Die Kirchenvorstände sollen ans den Pfarrgeistlichen (Pfar- 
rern, Pfarrverwesern etc.^ der Kirchengeineinde und wenigstens vier von letz- 
terer gewählte* ' Vorstehern' bestehen.« . 



«' * »\ 
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ben* worden bin, ich Sft/EtaigjL 
Majestät von . Pretueen ST. und 
Allerhöchstdessen .rechtmässigem 
Nachfolger in der Regierung als 
meinem Allergnädigsten König und 
Landesherrn unterthänig , treu , 
gehorsam und ergeben sein, Aller- 
höchstdessen Bestes nach meinem 
Vermögen befördern, Schaden und 
Nachtheil aber verhüten, die Ge- 
setze des Staates gewissenhaft 
beobachten und besonders dahin 
streben will, dass in den Gemü- 
thern der meiner bischöflichen Lei- 
tung anvertrauten Geistlichen und 
Gemeinden die Gesinnungen der 
Ehrfurcht und Treue gegen den 
König, die Liebe zum Vaterlande, 
der Gehorsam gegen die Gesetze 
und alle jene Tugenden, die in 
dem Christen den guten Unter- 
than bezeichnen, mit Sorgfalt ge- 
pflegt werden, und dass ich nicht 
dulden will, dass von der mir un- 
tergebenen Geistlichkeit im ent- 

• i 

gegengesetzten Sinne gelehrt oder 
gehandelt werde. 
Insbesondere gelobe ich, dass 



bwchi) btohöfli'StuUi vod # .^er- 
hoben worden bi», ich Sr/K<)aigK 
Majestät von, Jfreusen JVillielni 
und Allerhöchstdessen rechtmäs- 
sigen Nachfolger in der Regierung. 
als meinem Allergnädigsten Könige 
und Landesherrn, unter thänig, treu, 
gehorsam und ergeben sein, Aller- 
höchstdessen Bestes nach meinem 
Vermögen befördern, Schaden und 
Nachtheil aber verhüten and be- 
sonders dahin streben will, dato 
in den Gemüthern der meiner (ere- 
bisch.) bischöfl. Leitung anvertrau- 
ten Geistlichen und Gemeinden die 
Gesinnungen der Ehrfurcht und 
Treue gegen denT£önig,,die Liebe 
zum Vaterlande, der Gehorsam ge- 
gen die Gesetze und alle jene Tu- 
genden, die in dem Christen den 
guten Unterthan bezeichnen L mit 
Sorgfalt gepflegt werden ; und dass 
ich nicht dulden wfljj dass von der 
mir untergebenen Geistlichkeit im 
entgegengesetzten Sinne .gelenrt 
oder gehandelt werde/ " 4 

Insbesondere gelobe ich, dass 
ich keine Gemeinschaft; oder Vej- 



icb keine Gemeinschaft oder Ver- bindung, sei es innerhalb, oip 

bindung, sei es innerhalb oder ans- ausserhalb des tancies , unjfcjftai- 

serhalb des Landes^ unterhalten, ten will, welche ierTÖ^ntliclben 

will, welche der öffentlichen Si- äicherfieii' gefährfi^n ^ein %Apotß ; 

cherheit gQ fährlich sein könnt«; und, will ich/ wenn ich en^hi^ü 

auch will ich. wenn ich erfahren soll te.da$s in meiner pifleese o!l$r 

sollte, dass irgendwo Anschläge, anderswo Anschläge gemacht war- 

gemacht werden, die zum Nach- den, die zum NacQjhafle 



theile des Staates gereichen könn- 
ten, hiervon Sr. Majestät Atrzeigto • 
machen. 
Alles dieses whipftre. ich., so/ 



tes gereichen könnten, hiervon sr. 

Kfoigt. Majestät Anzöge machen. 

Ich vcfrsprecha dieses» Alles um 

soTunverbrücbJicbe^,^ ballen, als 



fr' 



■:» ' » ; h :\:ih>y^'*J yi)f!b>;-'?l '? ( »'J c 
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Wahr mir Gott helfe und sein hl. ich gewiss bin, dass ich mich 
Evangelium/ Amen" durch den Eid, Welchen ich Sr. 

Gegeben Berlin 6. Dec. 1873. P&pstl. Heiligkeit und der Kirche 
/^ g\ geleistet habe, zu Nichts ver- 

Wilhelm pflichte, was dem Eide der Treue 

., , ~ - ' 7 . und Unterthänigkeit gegen Se. Kgl. 

Camphausen. Graf zu EuUnhurg. ^.^ ^^ ^ ^ m 

Leonhardt. Falk. v. KameJce. Alleg d}egeg gchwöre ich f ^ 

Dr. Achenbach. wa hr mir Gott helfe und sein hl. 

Evangelium. Amen. 
Der Form nach ist also neu das ausdrückliche Versprechen, 
die Staatsgesetze gewissenhaft zu beobachten, und die Nichterwähnung 
des dem Papste geschworenen Eides, so wie die Auslassung der Worte 
»erwählter und bestätigter Bischöfe und des Namens der Diöcese. 

7. Unter dem 24. Oct. 1873 erliess der Cultusminister Falk 
ein (in der Germania 1873 Nr. 268. Beil. abgedrucktes) Schreiben 
an die Oberpräsidenten, wor\n er dieselben za energischerem Vor- 
gehen gegen die »den Maigesetzen zuwidere angestellten Geistlichen 
aufforderte. Es solle jede eineeine Amtshandlung solcher Geistlichen 
zum Gegenstande einer strafrechtlichen Untersuchung gemacht und 
sollten dieselben auf diese Weise unausgesetzt mit immer neuen Geld- 
strafen verfolgt werden, bis sie sich dem Gesetze fügten. Wenn dies 
binnen Kurzem dahin führen würde , dass jene Geistlichen die sich 
immer mehrenden Geldstrafen nicht zu erlegen vermöchten und da- 
her zur Haft gebracht werden müssten , so solle man vor dieser 
Eventualität bei dem Etrnste der Sache und den schweren Folgen, 
die sich an daä Functioniren gesetzwidrig angestellter Geistlichen 
knüpfen , in keiner Weise zurückschrecken. Zum Schlüsse empfahl 
der Herr Minister noch , überall die volle Strenge des Gesetzes in 
Anwendung zu "bringen. 

Sie Behörden haben diesen Ministerial-Erlass punktlich aus- 
geführt. ' Kahlreiche Geistliche besiegelten ihre Glaubens- und Kir- 
chentreue durch Geld- und Gefängnissstrafen, die sie erleiden musä- 
ten. (Weiteres Detail über Üie Ausfuhrung der Maigesetze bei 
Vering, Lehrbuch des kathol. und protest. Kirchenrochts. Freiburg 
1874. S. 99 ff.) ...... 

& Bhewpreuss. Oberpräsidial- Erlass vom 5. Novl 1873, 
betr. Verfahren bei Vacanz [?!] kathol. geistl. Stellen. 

Die Efcta. Volteztg. 1873 Nr. 337: I, Bl: «heilt aus Machen 
5. Dec. folgende Verfügung der dortigen Regierung mit; 






1. Wenn dw Jur^^e J^^^ 

Wohnim^en sich, im ^miymm-fier Civil-Gemeinde befinden» [?!] 

SÄ Äen tfie ^r^^^'Ulb^ ^^^j^^flttW $»W- 
räumen , wenn sie vorhör den Nachweis haben erbringen lassen, 
dass die I#t^rn M g$p ^rs^ften\4?a\0€i^tWH*^v^l. Mai d. J. 
gemäss gesteift worden ^<ty 4 .JE^rj^ji ^i^ut.dßr.Jfok^^hein- 
seite als zum Eigenpnuui, der r Civil^QemjB^de- geh^g ,aflcb ]$ß die- 
jenigen PfetirMüserzü betrachten jll , welcie zur Z^ii^d^-Fabli- 
catfon des feeschlüsses vom '!$$. prainal X. bereits yorh^en.viu^p, 
1 ' Sollten hinsichtlich der Frage, ob die Anstellung gesatzi^ässig 
erfolgt sei; Zweifel entstehen, so ist an mich zu Berichten. Es wird 
jedoch bei der Stellung, welche die, Herren Bisphöfp |e^t^j^g;e- 
nommen haben, davon auszugehen sein, dass dip'jtq §. 15* ^qa^geja. 
Gesetzes yorgetfchriebeüe Benennung nicht stattgefunden hal^e., , .., 
In gleicher 'Weise haben die Bürgermeister der Fortzahlung 
der aus d4n Gemeinde-Cassen von den Geistliche^ zu, be^eben^e 
Zuschösse zunächst Anstand zu geben. 

2. Wenn der gesetzwidrig angestellte Geistliche Aratshaiid- 
lungen vornehmen sollte, so sind die erforderlichen Anzeigen seitens 
der Orlspölizeibehörde nach Massgabe des unter'ip 7. <L M. -7- L 
8. 1337 — mitgeth eilten Erlasses des Herrn Ministers der goist- 
liehen pp. Angelegenheiten vom 24. v. M I. G. 39,944 bebuft Her- 
beiffihnmg der im §. 23. des Gesetzes vom 11. Mai dieses Jahres 
vorgesehenen Bestrafung bei der Staatsanwaltschaft einzureichen. 
Während über jede dieserhalb der Ssaatsanwaltschaft gemachte An- 
zeige die Ortspolizeibehörden direct an den Herrn Oberpräsidentep 
Bericht zu erstatten haben, ist seitens derselben eine Berichterstat- 
tung über erfolgte Verurtheilung eines Geistlichen nicht eif preislich, 

3: Bei der Execu torisch -Erklärung von fcirchensteuern ist da- 
hin Vorkehrung zu treffen, dass die für die Besoldung ein^s Geist- 




Genüge geschehen ist. Wenn sich fe^hjfigrigr 
keittti^lfrbaz&gen sollten/ so istWe Exci^ 
listettefcfiglfch'der betreffend^ Summen zu verweigern» ^, u . ; 

Z^r Aüföffihtungder Weiteren Bestimmungen des w^ftj^n 
Erlasse des Herrn" Obetyräsictenten, welche lediglich. VcHfschrMt^ 



»I 



.1 • ' • l »\ * » 
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füi* uns enthaften^ wollen' die fierren Lahdräthe von ^en Anzeigen, 
welche bezüglich der Erledigung Von kathoi^cheu £faroteUen Jji 
Qemftssheit unserer Verfügungen vom 10. Juni er. I. S. 674 und 
26. Aug. er. I. S. 1017. dem Herrn Oberpräsidenten dicket ^einzu- 
reichen sihd, uns abschriftlich töittiieiiung machen/ . 

Köhigl. Reg. Abtheal. ^es.Iwprn, 
4 An dert König!. Laiidrath N. N. gez. Ciaessen.* , ( *.,.., 

P. Gulfastnimsterial-Erlass vom December 1873. 
betr. die Anwendung dös Gesetzes vom 11. Mai 1873., 

Die Germania 1873 Nr. 291. v. 17. Dec. berichtete: 
»Der Otdtusminisler hat jüngst eine Verfügung erlassen aber 
die Anwendung des Gesetzes vom 11. Mai, betreffend die Vorbildung 
und Anstellwig der Geistlichen. In derselben wi^cL, wi^ die >>Norddv 
Ällg. Ztg.c mittbeilt, u. A f . auch die Erklärung .des Staatsmini- 
sterinms wiederholt, dass einzelne Handlungen, welphe bei Vacanzen 
der Pfarrst'ellen der benachbarte Pfarrer vornimmt* dtjrch das Ge- 
setz nicht berührt werden. Erst wenn der Bischof dem Nachbar- 
pforref den Auftrag zu einer interimistischen Verwaltung. d$s vakan- 
ten Amtes ertheilt, seien die Bestimmungen, des Gesetzes ^iyei^d- . 
bar. Die Frage,, ob auch Ordensgeistlich^ welche, .seelsqrgerische 
Functionen üben, dem Gesetze unterworfen sinclj ist ycjra,. C^ltuspjjh 
nister bejalit^pi'den, und zwar mit äem Bemerken , v d^3 . x nag.h,.deqi . 
Ges. v. 11. Mai der Auftrag pr Yornatrrje aeelsorgw^cl^f FuncJ^open. 
überhaupt nur noch! bßstimmteii einzelnm Persouqn, welche den Y#r-.* 
schritten des/ GesQtaes genügt habe^, ^rth^ilt .^eiide^dajjf, i^deps- : 
hart' fein gerieretter ^^^h9 T ^^^^-^ 

ein'Kloster als unstatthaft [y zu (Beachte)*, lata ^ck^bsii^? 1 ^ 
ein Vor Brlass des Gesetzes .ertncilierjgenefeUer.AuJ^ag. vorfanden 
sei. Icdrine ein solcKer den* ^Geistlichen, der ajif Qryud .^e^elb^n,^!-:: 
sorgensetie Functionen auaübe, vor Bestrafung .nic^t^phutzpi^.jweijl, 
der Efnzöltie für seine Person durch ,den Äuftrag.ka; d$n,Oj;djen/oder 
an das Klöster kein Recht erlängt bäte. — Nach der »,Ma£& i Xte.4, » 
«« soll der Cültüsminister auch noch ausgesprochen . habeii,,, ^s ; d je.; 
Vcmhffften 'dks Wzeicbneien Gesetzes nicht Woss, auf,,{förmUcb^^ 
Aemter an den vom Staat anerkannten Kirchen, spnqern .• .auf \alW 
Fälfe der Uebertiragunsf seelsorgerischer Functionen von GpjsÜicJben, 
AnW6irauiig "finden , und dtass es demgemäss. unerheblich, spi, ob.* der 
Auttrag für eitae ßrmlicli i constituirte K^ircliengerpeind^ . oder für 
vagirende GYieder der Kirche^ ob tur eine staa l t)ic^ anerkannte, Kirch? 
oder eine Kapelle oder ein ohne staatliche Genehmigung errichtetes, 



i 



860 > Prent*. iAwM#W^oW. ^^ftungB^h^^mniwurf^^H^^^ ^ * 

dem ; «ffentltch^ Gh>fcieMteist ^widmeW Öebftüde ©dirf dftdliett «r 
die' Angehörigen' eiö«f bestimmten Attslafr ofcr'eiifes Ktostets er^ 
tbeilt is«: NScht miWer sei * fft* die Anwendbatfteit tleS Gewstae« 
ohne Eiriftusfr, ob alle odö* nur einzfefne der itf der Seelsor^e ent- 
haltenen Functionen, %> B. das Predigen odir das Öffentliche Messe- 
lesen, allein den Gegenstand des Auftrages bilden. Das "Gesetz müsse 
auch in diesen Fällen unterschiedslos Anwendung findet]. 11 — 'Dar- 
nach zu urtheilen, Scheint man es im Ministerium sehr wohl zn 
verstehen, die Lücken des Gesetzes durch ^Verfügungen* zu flicken *).c 

10. Die in der Germania 1873 Nr. 185. u. 293. II. BeU. mitge- 
theilten Aktenstücke über die Sperrung des Bramsberger und Jfc- 
derborner bischöflichen Seminars, und in derselben Zeitung 1874 
Nr. 12. enthaltenen Akten über die Temporaliensperre des Herrn 
Bischofs van Paderborn registriren wir einstweilen blos. Den Pro- 
test des Erzbischofs von Posen vom 4. Nov. 1873 sehe man bei 
Vering, Lehrbuch des Kirchenrechts S. 108 Note 2. 

11. Der Antrag Peter Beichenspergers und der Centrumsfrac- 
tion, der kgl. Staatsregierung zu erklären, »dass der seit dem Jahre 
1871 zerstörte kirchliche Friede des Landes nach den ernsten Er- 
fahrungen der Gegenwart nicht durch Verfolgung der Bahnen, wel- 
che mit den neuesten das Eirchenwesen betreffenden Gesetzgebungs- 
und Verwaltungsakten betreten worden sind, sondern nur durch die 
Bückkehr zu den in langjähriger Vergangenheit bewährten Grund- 
sätzen zu erreichen. ist,« wurde in der Sitzung des Abgeordneten- 
hauses vom 10. Dec. 1873 abgelehnt. (Vgl. darüber Vering, Lehrb. 
des kath.. u. prot. Kirchenr. S. 117 f. und über die bei den betr. 
Verhandlungen gehaltene Bede des Cultusministers Falk die unter 
Nr. XXVII. angezeigte Schrift des Bischofs Frhrn. v. Ketteier.) Der 
Antrag des Grafen Brühl im Herrenhause auf Aufhebung aller neue- 
ren kirchenpolitischen Gesetze wurde am 20. Febr. 1874 mit 129 
gegen 15 Stimmen abgelehnt. (Vgl. . Germania Nr. 43,) 

12. Ueber die am 19. Januar 1874 vom Cultusminfster Falk 
im Abgeordnetenhause eingebrachten zwei Gesetz-Entwürfe: 1. *we- # 
gen Declaration und, Ergänzung des Gesetzes vom 11. t Mai 187S 
über die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen ,c & >äber die 
Verwaltung erledigter [d. h. bloss politisch als erledigt. erklärter] 

1) Dieselbe Nr. der »Oennania« enthalt eine Verfügung der Mio. der 
Finanzen, des Innern und des Cultus, wornach von den Geistlichen, Map. Ci- 
vilstandsbeamten in den zehn ersten Tagen jedes Quartals (in Berlin, ßresjau, 
Köln jeden Monats) die TocUenlisten dem zuständigen Erbschaft sst euer arpte 
einzusenden sind: ' ; • - ,,u * 
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^rmbdWiPV^niVb #d8^«tw^Wteixti8i^i(^gl>i.aa<fli Yerkig, 
htfyfa; twJtiiifom n ^ W A ; <fcnw*i* 1Ö73:.Nr*< 286 ft) i / 
uii ^Ä)B ^.jFeftnuÄ 18314 io, d«r<-F*ah0 *urd* der roltaütadig 
au^^ft^et^ ^r^tu^hof Miecißlms. Ghpef.ton ledotkm&i in Hjaft 
K^llAiP^^i^^W^^ .dwifQ^l^^iiis^. DO)öh Gsforaiflonn der scbJesisch- 
ru^sclißn Qreiree nyerJ>,i;aobt/ A«f r e^Ä (j^.^lv 4a einer Zelle eine» 
Aitwr .lurDarbFMJgungn^lw tyi'M$*se öißh Hertfeljen U&aen.uurt seioa 
D^uer pm .sich: haben .z¥,dö*fj&P* wurde er von, der Gerichtsbehörde 
auf angs . abecblägljch beachied^nj« später erbieK er, erstere Erlaubniss. 
.'/ \m Nachfolgenden ein Schreiben, des Oberpräsidenten der Pro- 
vinz Posen, v. Günther an den Erzbischof mit dem Verzeicbniss der 
staaiskirchlichen Vergeben desselben und der »ergebensten« Auffor- 
derung zur Niederlegung des erzbischöflichen Amtes: 

»Posen, den 24. Nov. 1873. 

»Die Haltung, welche Ew. Erzbischöflichen Gnaden den Be- 
stimmungen vieler in voller Geltung befindlichen Gesetze gegenüber 
einzunehmen belieben, hat schon seit längerer Zeit die ernste Auf- 
merksamkeit der königlichen Staatsregierung in Anspruch nehmen 
müssen. Eine ganze Reihe im Laufe des letzten Jahres zu Tage 
getretener Thatsacben drängt zu der Ueberzeugung , dass Ew. Erz- 
bischoflieben Gnaden entschlossen sind, Gesetzen, welche unter aller- 
höchster Sanction Sr. Majestät des Kaisers und Königs nach ver- 
fassungsmässiger ßeschlussnahme der Landesvertretung gehörig ver- 
kündet sind, nicht allein persönlich den schuldigen Gehorsam zu 
versagen, sondern auch den auf diese Gesetze gegründeten Mass- 
nahmen der staatlichen Organe einen systematischen Widerstand 
entgegen zu setzen und sowohl die Geistlichen ihres erzbischöflichen 
Sprengeis als auch die Ihrer geistlichen Obhut anvertrauten Laien 
zu einem gleichen gesetzwidrigen Verhalten aufzufordern und zu cr- 
müthigen/ 

Ew. Erzbischöflichen Gnaden erlaube ich mir zum Belege hier- 
mi* zuriäfchät den ttirteribrifef Vom" ll. September c. ergebenst in Er- 
invfetuitg zu bringen, durch* welchen Hochdiesetben an geweihter 
Sttfft ^gen 1 ö^'ÖeÄ'VoW IV. Mai vV'Jrtlber die ßeaufsichtigung 
dfcä Bwtari&t8\ttHd £^ Reichsgesetz 

vom 4. /Flui v. j. betreffend den Orden der Gesellschaft Jesu, Miss- 
math in erregen sieh angelegen semiiesseti. 

Mi gedärtke ferner Ew. Erzbischöflichen Gnaden Rundschrei- 
bens Vom 23. Pebrtfar "v, J., in welchem Hochdiesqlben in, offener 
Auflehnung gegen die allerhöchste Cabinetsordre vom 26« Octobej: 



852 Befangtwnahme uspreuss* »taaUHrdhl. Vergehen ifr Xhjfc'wftf; 

v. J. die ReHgionslehwr an den höheren Lehranstalten der Ptoriit 
zum direeten üngehortito gegen die von 1 den vorgesetzten Staat»* 
behörden getroffenen Bestimmungen aufforderten, und 4er dteUf 
entstandenen Verwickelungen, welche' zum tiefen Bedafttri der kSnig- 
liehen Staateregierung die Binstelhing des katholischen Beligkae- 
Unterrichts an den höheren Lehranstalten der Prolin» mit tranigen 
Ausnahmen zur Folge hatte. Ich erwfthne sodann die vwr Bw*Bf* 
bischöflichen Gnaden aar Erreichung ihrer Sondeitweoke tfge«rteb- 
tig eingerichteten Privatreligionsscbwle», in denen, wenn sie gefaA- 
det w&ren, die Jagend vor der Zeit in die Verwicklungen kirch- 
licher nnd politischer Parteibestrebungen hineingezogen sein würde. 

In ganz besonder* hohem Grade aber haben Bw. Btibhefctf- 
lichen Gnaden sich mit «der allen Staatsangehörigen in gleichem 
Masse obliegenden Pflicht der Achtung vor dem bestellenden Rechte 
in Widerspruch gesetzt durch die Stellung, welche Hochdieselbe» 
den Gesetzen vom 11. bis 14. Mai dt J. gegenüber genommen ha* 
ben und noch fortdauernd aufrecht erhalten. Nicht allein,- daas Sw. 
Erzbischöfliche Gnaden es wiederholt offen ausgesprochen - haben, 
wie Sie die Gesetze nicht für rechtsverbindlich erachteten und Ihre 
Mitwirkung zur Ausführung derselben abzulehnen gewillt seien ; Hoch- 
dieselben haben diesen Enjachluss auch in einer grossen Anzahl von 
einzelnen Fällen consequent bethätigt und durchgeführt. 

Der Ausübung des gesetzlich geordneten staatlichen Au&ichta« 
rechts über die Clericalseminarien zu Gnesen nnd Posen haben Ew. 
Erzbischöflichen Gnaden den entschiedensten Widerstand entgegen* 
gesetzt, ja sogar in dem .an mich gerichteten Schreiben vom 17. 
September c. die auf Grund des §. 19. des Gesetzes vom 11. Maie 
von dem Herrn Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten ab- 
geordnete Schliessung des hiesigen Seminars als eine »Vergewal- 
tigung < bezeichnet. Die gleiche abwehrende Haltung haben diesel- 
ben beobachtet, als ich gemäss der mir durch §. 6. des Gesetzes vom 
12. Mai c. beigelegten Beftigniss die Visitation der Demeritenanstalt 
zu Storchnest anordnete. 

Mit völliger Nichtachtung der bestimmten Vorschrift de* $,15. 
dos Gesetzes vom 11. Mai c. ferner haben Ew. Erzbisohffflichefc €taah 
den fort und fort Geistliche angestellt nnd' versetzt und Vicate be- 
rufen, ohne der Hochdenselben nach der gedachten gesetzlichen Be- 
stimmung obliegenden Verpflichtung auch nur in einem einzigen 
Falle zu genügen. Selbst die zahlreichen Strafen, welche gegen .Ew. 
Erzbischöflichen Gnaden wegen dieser gesetzwidrigen Handlungen jn 
verhängen ich sowohl wie die Gerichtsbehörden durch die- Amtspflicht 



g»na^gtal^r^^ 

bflAtaftg iä*r im S^teftadftirfür ü^xtafligutt emto^toft^iwi^UW 

nfl^ti B^ft^ xlaftH-. gel^fer^ d*s& Ewb KkKbml^flic^bGtna^ fcfr 
StibftwkftMft ^©^^icKt .^u . ^b^b4tt\; (geöotoöÄ i äjrxdr rund,, es 
i#;«hieMta?ph >^t)erraala d**<Ein«öbT0Jtea AeßjSWiiiritfh^ 
dttatibo» ; i#thw«?itög :^«m^Mäwiiidw.:- Didiiive^T.blipiftn ; Folgen, 

5ir*tiißaböfli^4en töntoten f h^i^ t^nd -Biqflwgreifttor .-AtoUwig utftofleifr 
digi !i0r,Yong^n j&yiwrt^j haften **<£ (iüna a,ucli; nach v^whieäeueu. 
B^twigei^.fbiÄj faiü^ gemilcht : ,-.,-, ;..r:, .• .-.i >: -..■: ,. : n- ., >. i 
.-i;,f ri ©ie iffimbrihfetor jBi^iacieö^.^d^gQ^tzjyioU.ftUgesteUjteii Gaisfc* 
li^^n.^tz^^^mkU^igtiidiitfcsh^ßWi ^ErsbisQW^icte ßpad^. Erinah-, 
ni^lU^tl^^iol ¥ .döar Aaq^twgm detr Behörden den., behardiphn 
ste» Hugfibpreftgu sirtgegfeii; '•8iflAr^nMliell^4xoJ^.toJ)^^(}rulMi dea 
Gesetzes an tfe.iertaftfeaen Verbote*, unbefugt Arotstondtongeu . allßr 
Art,« utfd «cjtp* llögt» ^Qgar, , ehie kefcrächttiche- Anzahl von , Fällen vor, 
inutrelcbßn v*n.ifcnen {bürgerlich. ungiltige : Tr^u]UBgen vollzogen jjoe-.. 
den. iwid» • Ew. ; Erz^ischööicke Gnaden, werden die schwere Verant- 
wortung, fiii^ die aa$ solchen. Acten resultireade Verwirrung der Fa- 
milieü^ejiiältmase, de& Eherechts: und der Erbfolge um so weniger 
kblshneö können, als mein an Sie gerichtete» dringendes Ersuchen 
zur. Schonung der wiqhtigstOBr Interessen de? Parocki.uien in gesetz- 
lich Bahnen wieder! einkuken. ^u'woUen, von Hoebde gelben unter, 
dem 28, August .c nur ,. mit dec« enfcsßfciedensten Ablehnung, jenes 
Aftgjnnenn: beantwortet worden ist,, und mit einer Verunglimpfung 
bestehender Gesetze, welche sie mit deu während cto.#rst$a Qhristenn 
v^fclgu^g, tttafeftitfU Befehle«t.Aliri:Göt?ieöWrßhTU#g in^PÄ^l^e zu 
SötiftWI italiöWflB»^uivn'i .wM ,-'n\ul lcmv.'t ^nAuAl nun ;.•>:*• ...»!» 
-s«' fitfbi^ffeRßfjVöaiiBilw fe*ia*bj3fliekftn >.&m&m ij*wgitfirt$. Auf-». 

es Her- 
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lehnung gegen die Staatsgeaetze ist ferner in die Gemeinden. hinein- 
getragen worden. Mehrfache das politische Gebiet berührende Hir- 
tenbriefe und Gebetsandachten, weicht für die angeblich hedringte 
Kirch*! angeordnet wurden, suchten die Gemüfchcr in: Aufregung an 
setzen. Bin Thöil der Fresse wirkte in gleichem Sinne nad that 
dies noch; in mehrfachen von Laien unterzeichneten Adresse« ist 
Ew. ETzbiachofliehen Gnaden gerade wegen der von Ihnen begangenen 
Geaetzesverletzimgon 1 der Ausdruck der Verehrung entgegengebracht 
worden, und in Gemeindeversammlungen, in welchen die Paroehis- 
nen vor den nachtheiligen Folgen der gesetzwidrig von den Geistli- 
chen vorgenommenen Amtshandlungen gewarnt worden, bat sich bereits 
der Geist der Unordnung offen ausgesprochen. 

Die ernsten mit der Fortdauer solcher Zustände verbunden« 
Gefahren rar das Staatswohl nothigen die königliche Staatsregierong 
jetzt zur entschiedenen Abwehr. Das königliehe StaatoroiBisteriora, 
welches desshalb die geschilderten and ähnliche, hier nicht beson- 
ders erwähnte Vorginge zum Gegenstände eingehender Berathnag 
gemacht hat, ist einstimmig darüber schlüssig geworden, den- §.24. 
des Gesetzes vom 12. Mai c. über die kirchliche Disziplinargewalt etc. 
(Gesetzsammlung S. 198) Ew. Erzbischoflichen Gnaden gegenüber 
in Anwendung zu bringen, weil Hochdieselben die auf Ihr Amt und 
Ihre Amtsverrichtnngen bezüglichen Staatsgesetze und obrigkeitlich™ 
Anordnungen, insbesondere die Gesetze vom 11. bis 13. Mai" o. fort- 
gesetzt so schwer verletzt haben, dass Ihr ferneres Verbleiben im 
Amte mit der öffentlichen Ordnung schlechthin unverträglich ge- 
worden ist. i 

Gemäss des mir demzufolge ertheilten Auftrages beehr« ich 
mich nunmehr Ew. Erzbisohöflicben Gnaden hindurch unter Hinweis 
anf g. 25. ibid. zur NUäerlegung Ihres enbisoMßiehen Amtes ganz 
ergebenst aufevfordern und Hochdieselben zu ersuchen, mich binnen 
einer Woche vom Tage des Eingangs meiner gegenwartigen Zuschrift 
ab mit einer geneigten entsprechenden Bückansserung versehen zo 
wollen. Ich verbinde hiermit die ganz ergebenste Beoactmehtang 
dass falls Ew. Erzbischöfliche Gnaden mir binnen der gedachten 
Frist keine oder nicht die gewünschte Erklärung zugehen ■> lassen 
mochten, ich genothigt sein werde, in Gemässheit des §. 26. des 
allegirten Gesetzes bei dem königlichen Gerichtshofe für kirchliche 
Angelegenheiten zu Berlin die Einleitung des Verfahrens anf Amta- 
entlassung gegen Hochdiesetben in Antrag zu bringen. 

Dtr Oberpräsidmt der Prewne Posen. ■'< ••*" 

gez. Quenäter,* ■■" ■ '■ '- ■■'>-: J-'"' 



Die Vorbereitungen zur „Absetzung" deslErzbisthirfa «* Po tum. 35S 

i 

Die Antwort des Erzbischofs an den Gberpräsideaten. lautete: 

»Wenngleich Euer Hochwohlgeboren Schreiben vom/ 24.- d..Mw 
Nr. 22 mich mit tiefem Schmerze erfüllt hat, weil dasselbe der Vor- 
bote neuer Bedrängnisse der kathelißchen . Kirche : in meinen beiden 
Erzdiöcesen ist, wie auch schwerer Leiden mid Kräßftuugeß für die 
meiner oberhirüichen Obhnfc anvertrauten Gläubige!*^ so ist i dasselbe 
dennoch mir durchaus nicht überraschend und unerwartet gekommen* 
Seit dem die königL Staatsregierung in des dem Scepter Sn Ma- 
jestät, unseres Allergnädigsten Kaisers und Herrn, untergebenen' Lan- 
den den Kampf gegen die katholische Kirche begonnen hat., habe 
ich nur zu oft Gelegenheit gehabt, mich zu überzeugen, dass die 
Begierungsorgane von dem Wesen des heiligen Glaubens, zu dem 
wir Katholiken uns bekennen, ein klares Verständnis nicht besitzen, 
noch auch zu erfassen vermögen , welche Pflichten dieser Glaube 
seinen Bekennern auferlegt. Nur so lässt es sieh erklären T dass 
Euer etc. in dem mir vorliegenden Schreiben an mich die Auffor- 
derung zur Niederlegung meines Erzbisohäflichen Amtes richten und, 
wenn binnen acht Tagen eine zustimmende Erklärung nicht erfolgen 
sollte, meine Arataentlassung bei dem königl. Gerichtshofe zu Berlin 
zu beantragen, für unerlässlich erachten. 

Das bischöfliche Amt habe ich mit den daran geknüpften Sach- 
ten und Pflichten von Gott durch die Hände seines sichtbaren Stell- 
vertreters auf Erden überkommen; kraft diesor von mir von Gott 
selbst verliehenen Gewalt (»Spiritus sanetus posuit Bpiscopos regere 
Ecclesiam Dei«) regiere ich ' denjenigen Theil der Kirche , . welchen 
der hl. Vater mir angewiesen hat. Keine weltliche Macht ist; da- 
her im Stande , diese Mission mir zu entziehen, Allerdings kann 
materielle Gewalt dem katholischen Bischof die Erfüllung seiner er- 
habenen Pflichten unmöglich machen und ihn an der Wahrnehmung 
der ihm zustehenden Rechte hindern, nimmermehr aber ihn seines 
bischöflichen Amtes in Wirklichkeit entsetzen , denn die kirchliche, 
von Gott den Seelenhirten verliehene Gewalt kann von den Menschen 
nicht vernichtet werden. 

Von meiner Amtsentsetzung durch irgend welchen Staatsge- 
richtshof kann sonach keine Bede dein, und jeder derartige .Versuch 
wird vor Gott, im Angesichte der Kirche und der ganzen katho- 
lischen Welt ohne Bedeutung sein. Ich würde eben nur materiell 
an der Erfüllung meiner Obliegenheiten und an der Ausübung mei- 
ner Bechte gehindert werden können , nichtsdestoweniger aber wür- 
den diese Bechte unverkürzt und in ihrem vollen Umfange auch 
ferner fortbestehen und mir verbleiben, wie mich kein Gerichtshof 

23* 
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von der Erfüllung der jnir obliegenden bischöflichen Pflichten ent- 
binden, kann. 

Anlangend die freiwillige Niederlegnng meiner erzbiscfctfHehen 

i a Würde, so könnte zwar eine solche unter Umständen mit auedrück- 

! lieber Genehmigung des hl. Vaters stattfinden. Ich darf indessen 

wohl die bestimmte Erwartung aussprechen , dassEw. etc. und die 
königl. Staatsregierung mich und meine Gesinnung zur Genüge ken- 
neu, um keinen Zweifel darüber aufkommen zu lassen, dass ich es 
als eine Schmach erachten würde, unter den gegenwärtigen Verhält- 
U hissen einen solchen Schritt zu thun. Fürwahr, durchaus unwürdig 

K'- wäre ich der erhabenen Stellung, zu welche;- mich Gott in seiner 

^ Erbarmuug zu berufen die Gnade gehabt hat, wenn ich meine Heerde 

freiwillig in dem Augenblicke im Stiche lassen wollte, in Welchem 
sie in Gefahr steht, eine Beute des Unglaubens, der Häresie und 
des Schisma eu werden. Meine Pflicht ist es, die geistlichen Güter 
meiner Diöcosanangehörigen zu wahren und zu vertheidigen , nicht 
aber, wenn Leiden jeglicher Art und selbst Verlust des Lebens dro- 
hen, freiwillig zurückweichen und den Mühseligkeiten und Gefahren 
mich zu entstehen. >Bonus pastor animam suam dat pro oibus suis, 
mercenarius autem et qui non est pastor, videt lupum venientem et 
dimittit oves et fugit« 

\. Dies sind meine Erklärungen , welche ich in Bezug auf die 

mir zugemuthete freiwillige Resignation , wie auch auf die ange T 
drohte Entsetzung von meinem Erzbiseböflichen Amte abzugeben 
mich verpflichtet gehalten habe. Obschoa ich eine eingehende Er- 
örterung der speciellen in dem Schreiben vom 24. d. enthaltenen 
Pancte aus dem Grunde für überflüssig erachte , weil dieselben be- 
reits zur Genfige meinerseits beantwortet worden sind, so will ich 
dennoch unter Bezugnahme auf Ew. etc. Ausführungen folgende kurze 
Bemerkungen beifügen. 

Ew. etc. führen einige meiner oberhirtlichen Amtshandlungen 
aus der Zeit vom September vorigen Jahres bis zum heutigen Tage 
auf und finden in denselben einen ausreichenden Grund, die am 
Schlüsse des Schreibens enthaltene, ganz eigentümliche Aufforderung 
an mich zu richten. Ich für meine Person würde es niemals ge- 
wagt haben, diese Einzelheiten zusammenzustellen, da dieselben von 
der gewissenhaften Verwaltung meines bischöflichen Amtes Zeugniss 
geben. Sie sind eine Frucht der Gnade Gottes, welche den schwa- 
chen Kräften des Menschen die notwendige Stärke verleiht und zur 
treuen Erfüllung der oft schweren Standespflichten mitwirkt. Ich 
bin daher Ew. etc. für das Anerkenntniss meiner Trttie gegen (hü 
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und gegen die Vorschriften seines heiligen Gesetzes zum Danke ver- 
pflichtet. Ein gleiches, und zwar ebenso wohlverdientes, als überaus 
ehrenvolles Zeugniss geben Ew. etc. meiner gesammten Geistlichkeit 
und allen meiner ober hirtlichen Sorge anvertrauten Gläubigen. Diese 
in * einem amtlichen Schreiben von Hochdenselben ausgesprochenen 
Kundgebung wird dem Klerus und den Gläubigen meiner beiden 
Erzdiöcesen vor. der ganzep katholischen Welt zum Ruhme gereichen, 
da von dem ersterben nur zwei sich gefunden haben , welche ihren 
Glauben und dies vielleicht auch nur ohne volle Erkenntniss ihres 
Schrittes verleugnet haben, während unter den Gläubigen weltlichen 
Standes , wie ich zu Gott hoffe , sich ebenfalls kaum mehr finden 
möchten, welche Gott und seiner heiligen Kirche die Treue gebro- 
chen haben dürften. 

Allerdings nehmen Ew. etc. in der Beurtheilung dieser That- 
sachen einen anderen Standpunct ein und erachten dasjenige für ein 
Vergehen , was dem glaubenstreuen katholischen Christen vor Gott 
und den Menschen einen besonderen Adel verleiht, aber Hochdessen 
abweichende Ansicht vermag an dem Wesen der Sache selbst nichts 
zu ändern. Sind doch schon in den ersten Jahrhunderten der christ- 
lichen Kirche von den heidnischen Behörden diejenigen der Auf- 
lehnung gegen die staatliche Gewalt beschuldigt und als Aufrührer 
behandelt worden, Welche dem Kaiser gegeben, was des Kaisers ist, 
aber vor allem Gott , was Gottes ist. Es ist beklagenswerth , dass 
auch heut wiederum auf Grund für mich unerklärbarer Schlösse Ew. 
etc. uns Katholiken als gefährlich für die staatliche Ordnung er- 
achten , weil wir , um unsere Seelen von dem ewigen Verderben zu 
retten, unsere Pflichten gegen Gott und seine beilige Kirche zu ver- 
letzen, uns beharrlich weigern. 

Noch in einem andern, nicht minder erheblichen Puncto irren 
sich Ew. etc., indem Hochdieselben die seitens der Geistlichkeit und 
der Gläubigen trotz des auf sie geübten unerhörten Druckes und 
aller gegen sie ergriffenen empfindlichen Strafmassregeln bekundete 
treue Anhänglichkeit an den Satzungen unserer heiligen Kirche und 
ihr unerschütterliches pflichtmässiges Verhalten als eine Wirkung 
meines Einflusses und der Geltendmachung meiner erzbischöflichen 
Autorität zu bezeichnen belieben. Diese Ansicht ist zweifellos eine 
unberechtigte. Das Verhalten des Klerus und der Erzdiöcesanen 
ist vielmehr eine Frucht der Gnadenfülle und der Barmherzigkeit 
Gottes, dpnn weder menschliches Beispiel noch Aufmunterung und 
Mahnung irgend welcher Art können so erhabene Wirkungen her- 
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vorbringen; nur allein Gott der Herr 

schrieben steht: »inflrma mundi elegit 

Posen, den 25. Nov. 1873. 

Der Erzbisc 



Am 11. Februar 1874 hat der »k 
Angelegenheiten* eine Sitzung gehaltei 
bischof von Posen nnter Mittheilung der 

auwaltschafl anzufertigenden Anschnldigungsschrift znr mündlichen 
Verhandlung vorzuladen *). 

Der Er.zbiscb.of kann und wird dieser Ladung natürlich keine 
Folge leisten : er hat schon die Insinuation vor dem Untersuchungs- 
richter des Staatsgerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten zur 
Vernehmung zu erscheinen, durch folgendes (in der Germania 1874 
Kr. 13, Corr. aus Posen vom 16. Jan. mitgetheiltes) Schreiben ab- 
gelehnt: 

>An den königl. Kreisgerichtsrath Herrn Guderian Wohl- 
geboren hier. 

Auf die an mich unterm 6. d. ergangene Vorladung theile ich 
Ew. Wohlgeboren ergebenst mit, dass, da die Satzungen der heiligen 
katholischen Kirche es ihren Mitgliedern , und umsomehr den Bi- 
schöfen verbieten, den weltlichen Gerichtshöfen eine Jurisdictions- 
gewalt in rein geistlichen und kirchlichen Angelegenheiten einzu- 
räumen, ich demnach weder Euer Wohlgeboren Competenz, noch 
auch diejenige des königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angele- 
genheiten zu Berlin anerkennen kann, es mir unmöglich ist, zn dem 
auf den 14. d. anberaumten Termine behufs meiiler Vernehmung in 
Angelegenheiten, welche sich lediglich auf die Ausübung meines 
oberhirtlichen Amtes beziehen, freiwillig mich zu gesteilen. 

Da mir ferner im Falle meines Ausbleibens die zwangsweise 



1) In derselben Sitzung hat derselbe Gerichtshof beschlossen, in einet 
künftige« Plenarsitzung darüber zn entscheiden, ob auch die Küstor als Kir- 
chendiener (im Sinne dea §. 1. des Gesetzes vom 12. Mai 1873) iu betrachten 
seien. Vgl. den Bericht der Elberfelder Ztg. in der Germania 1874 Nr. 36. 
Da glaubenstreue katholische Priester und Laien nicht an diesen »Gerichtshof« 
reenrriren, so begann er seine Thatigkeit mit der Beschwerde eines Im Jahre 
1870 vom Bischof von Paderborn suspendirten Vicars Mörniikes. Dsr Gerichts- 
hof erklärte die Suspension für nichtig — aber kirchlich bleibt sie darum doch 
bestehen. (Die Akten über die Suspension wurden auf dem General-Vicariat 
ku Paderborn durch den Landrath gewaltsam weggenommen. Tgl. Germania 
Nr. 259. I. Beil. Die Berliner Process Verhandlung berichtete die Germania 
1874 Nr. 5.) .■■■:' 
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Gestellung zu einem neuen Termine angedroht wird, so glaube ich 
die? Erklärung abgeben zu müssen, dass eine solche Massregel ihren 
Zweck durchaus verfehlen würde, da mein Gewissen, welches mir 
nicht gestattet, die Zuständigkeit des Gerichts in dem vorliegenden 
Falle anzuerkennen, mir ebensowenig erlauben würde, irgend welche 
Erklärungen auf die gegen mich erhobenen Anklagen abzugeben. 

Uebrigens ist mein Verhalten in kirchlichen Angelegenheiten 
und die Art und Weise, wie ich bisher die Rechte und Pflichten 
meines bischöflichen Amtes ausgeübt habe, notorisch, sowie auch 
der zwischen mir und den kgl. Behörden geführte amtliche Schrift- 
wechsel meine abwehrende Haltung gegenüber den sogenannten kir- 
chenpolitischen Gesetzen zur vollen Genüge darthun dürfte. 

Posen, den 7. Januar 1874. 

Der Erzbischof von Gnesen und Posen: 
gez. Miecislaus.* 

Die Erzbischöflichen Ofjßciale von Gnesen und Bösen erliessen 
aus Anlass der Gefangennahme des Herrn Erzbischofs folgendes 
Rundschreiben an die Geistlichkeit: 

»Es hat dem Allerhöchsten gefallen, mit schwerem Leid uns 
heimzusuchen. Unser hochwürdigster Oberhirt ist am 3. d. früh 
Morgens in seinem Palais zu Posen verhaftet und in das Geftngniss 
zu Ostrowo abgeführt worden. Wenngleich dieser harte Schlag, da 
er schon seit geraumer Zeit bevorstand, unsere Herzen hätte vor- 
bereitet finden sollen, so hat er dennoch, als er nach Gottes Zu- 
lassung eintrat, uns alle tief erschüttert und in Trauer versetzt. Es 
darf indessen diese Heimsuchung Gottes uns nicht entmuthigen, viel- 
mehr soll sie uns zu desto angestrengterem Mühen und Ausharren 
aneifern. Den Dienern des Altars insbesondere liegt die Pflicht ob, 
ihren bisherigen rühmlichen Eifer im Dienste Gottes zu verdoppeln, 
um hierdurch für die Abwesenheit des Oberhirten einigermassen 
einen Ersatz zu bieten und seinem Herzen den wirksamsten Trost 
zu bereiten. 

Durch diese Haftnahme unseres hochwürdigsten Herrn Erzbi- 
schofs tritt in den kirchlichen Verhältnissen keine Veränderung ein ; 
für uns nimmt auch jetzt den erzbischöflichen Stuhl derjenige ein, 
welchen der hl. Vater uns zum Oberhirten bestellt hat. ' Lediglich 
aus dem Grunde, weil die Ausübung der erzhischöflichen Gewalt un- 
serem Oberhirten in Folge der ihm entzogenen persönlichen Frei- 
heit, unmöglich gemacht worden ist, geht die Verwaltung der Erz- 
diöcesen zufolge seiner ausdrücklichen Anordnung und in Ueberein- 
stimmung mit den kirchenrechtlichen Bestimmungen in die Hände 
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der OfTioiaie über. Die bocaw& 

die Diöcesan Verwaltung betreffenden AJ^elegenheitensSeh entweder 
unmittelbar aß ■ de» .betaeffdndtn OflScial oder an das resp. ■ G^nßtml- 
consiötorinm zu wenden. Gtoichswiüg machen: wir darauf safinwrk- 
BOmf' doss dorn aasdrikklichen Wille« -de» H*rm ErzbisohofS geaasa 
hörne KirchetiiraMer sfcatüiaben darf. 

■ ■ Anlangend .ferner die Gebete, welche wir .für uneern verhaftete« 
Oberhirten zu verrichten verpSkbtet sind, gleichwie eimt die erste» 
ÜhrtstOö für don im Kerker befindlichen hl Petrus beteten,, nach 
dem Zengniss der Apostelgeschichte; (XII., 5.) >die Kirche betete 
ohne Unterlass für ihn ru Gott,« so verordnen wir wie folgt: 

Jeder Priester ist nach Empfang gegenwärtige» Bundaeb reiben« 
gehalten, in jeder hL Messe, sobald es die Rubriken gestatten, nach 
dem Gebete für den hl. Vater die im Messbuche unter Nr. 32 der 
orationes ad divers» befindliche oratio pro constitutio in carcere vei 
in captivitate hinzuzufügen. 

Ausserdem soll beim sonn- und festtaglichen Gottesdienste nach 
der Predigt und dem Gebete ante oculos tuos der . Prediger mit de« 
versammelten Gläubigen das Gebet des Her», dea englischen Grua» 
und Ehre sei dem Vater u. s. w. verrichten nnd hierbei jedesmal 
vorher ausdrücklich bemerken, dass dieses Gebet auf die Intention 
unseres ; hochvürdigsteni Erzbischofs geschehe. Nach dem Gottes- 
dienste endlich and nach beendigter Litanei ist unmittelbar- nach 
den anf des Hymnus Tantum ergo folgenden Gebeten der nach- 
stehende versus cum oratioue zn verrichten : 

V. Domine nou seenndum peceata nostra facias nobis. 
• R. Neque seauudum iniquifutes Bostras retribuas nebis. 
Oremus: 

Deos qui culpa offenderis , poenitentia placarö, preces popnli 
Tui supplicentis propitäus respice, et flagelk Tuae iraeundiae, qm» 
pro peccatis nostris mereruur, averte. Per Christum Dominum aos- 
trum. ß. Amen. ., t 

Schliesslich veranlassen wir die Herrn Pfarrverweser, am ersten 
Sonntage nach Eingang gegenwärtiger Bekanntmachung nach der 
Predigt von der Kanzel folgendes dea Gläubigen vorzulesen;. 

Geliebteste in,.Cbrisfco dem Herrn) Gott der Herr -hat, es in 
seinen uuerforschlicben Rathschlüssen zugelassen, dass unser Ober- 
hirt und geistlicher Vater, welcher mit apostolischem Eifer und voü- 
kmumenster Hingebung seine erhabenen Pflichten stete erfüllt hat, 
seiner persönlichen Freiheit beraubt worden nnd eben darum nicht 
mehr im Stande, ist, für unser geistliches Wohl seihst x» sorgen. 
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Von ' difeettr schweren Schlage schmerzlich ergriffen, «Jachten wir es 
für unsere Pflicht, euch zu innigen Gebeten för unseren verhafteten 
Oberhirten aufzufordern, nach dem Vorbilde der ersten Christen, 
welcbe dir den hl. Petras Gottes Barmherzigkeit herabfiehten. Gleich- 
zeitig setzen wir euch davon in Kemitniss , dass die geistliche Ver- 
waltung von jetzt ab in den Händen der beiden Oföciale ruht, welche 
im Kamen de» kochwürdigsten Herrrn Erzbiscbofs, jeder in seiner 
Ersdiöcese, dieses Amt ausüben werden. 

Wir hoffen zu/ Gott, dass ihr als treue Söhne der katholischen 
Kirche wohl erkennen werdet, wie unter den gegenwärtigen schwie- 
rigen Verhältnissen, und bei den von allen Seiten drohenden Ge- 
fahren es ein* jeden Pflicht ist, mit Geduld das Kreuz zu trägen, 
welches der Herr auf unsere Schultern gelegt hat 

Es ist der ausdrückliche Wille unseres hochwürdigsten Herrn 
Erzbischofs, dass keine kirchliche Trauer eingeführt werde, deren 
Zeugen eure Väter unter ähnlichen Verhältnissen gewesen sind. Ans 
Besorgnis um das Beste der Semigen hat unser Oberbirt den sehn- 
Ufcfceb Wunsch gehabt, dass durch den Mangel jeglichen Gepränges 
bei der Andacht der ausgewichen Gottesverehrung kein Abbruch ge- 
schehe, dass die Gläubigen der feierlichen kirchlichen Gebräuche 
nicht entwöhnt werden; welche so sehr zur Förderang des kirch- 
lieben Geistes beizutragen geeignet sind; endlich, damit ihr, wie- 
wohl schwer betroffen, doch darüber euch nicht betrübet, dass die 
göttliche Vorsehung eurem Oberhirten gestattet bat, um des Namens 
Jesu willen mit freudigem Herzen zn leiden, wie die Apostel, welche 
»vom Angesicht des hohen Baths freudig hinweggingen, weil sie 
gewürdigt waren, um dos Namens Jesu willen Schmach zu leiden. € 
(Apgesch. V, 41.) 

Wir hegen zu euch das Vertrauen, dass ihr die erhabenen Be- 
weggründe wohl zu würdigen verstehen werdet, von welchen in die- 
ser Hinsieht das Herz eures Oberhirten geleitet worden ist. 

Damit nun in den Gebeten, welche wir gemeinsam an den 
Thron des allmächtigen und barmherzigen Gottes hinaufsenden wer- 
den, eine Uebereinstimmung herbeigeführt werde, verordnen wir: 

dass beim sonn- und festtägigen Gottesdienste nach der Pre- 
digt und nach Beendigung des Liedes Ante oculos tuos vom Priester 
gemeinschaftlich mit den Gläubigen laut ein Vater unser, ein Ge- 
grtsst seist du, Maria, und ein Ehre sei dem Vater u. s. w. auf die 
Intention unseres hoebwürdigsten Erzbischofs verrichtet werden; so- 
dann, dass nach der Litanei, welche nach dem Hocbamte gebetet 
wird) au den Gebeten unmittelbar vor Ertheilung des Segens mit 
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dem Allerheiligaten, ehi lateinisches Buss] 
göttlichen Strafgerichte hinzugefügt werdi 
. (rittecn- imd.'ÜossH, den 7. l'ubmar 
Der Officiii ■ 

in Vertretung 

Wojeicckvtoski. 

1 - „-,_■ 

Aus demselben Anlasse erging folgendes 

Sendschreiben 

der unterzeichneten Oberhirten der katholischen Kirclte in Freusse« 

an den Hochw. Klerus und die sämtntlichcn Ulaiibigen ihrer 

Diöcesen. 

Gross und Segen im Herrn! ,. 

Am 3. d. Mts. ist unser thearer Mitbruder, der Hochwördigste 
Herr Miecielaus Erzbischof . von Gnoaen und Polen, verhaftet aad 
in ein entferntes GcfÄnguiss abgeführt worden. Sein Vorgehen ist 
kein anderes, als dass er, den Pflichten seinem Am vom Gott aarer- 
traute» Hirtenamtes treu, lieber Alles leiden, als die Freüwjt der 
Kirche Gottes preisgeben und die katholische Wahrheit mleagnen 
wollte, die der Heiland mit seinem kostbaren Butte beaiegeüi hat 

Jenes traurige Ereignis» drängt uns, die gegenwärtig nna noch 
vergönnte Freiheit zu benutzen, um an Ench, geliebt« Mitbritderia 
Priesterthum, und an Euch Alle, liebe Diöcesanen, in dieser ernsten 
Zeit einige Worte der Belehrung und Ermahnung zu richten. 

Vor Allem Bind wir es dar Wahrheit, deren Diener wir sind, 
and Euch, Geliebte im Herrn, Aber deren Seeleuheil wir wachen 
müssen, schuldig, vor Gott, dem Zeugen und Richter der Gewissen, 
und Tor der ganzen Welt feierlich Widerspruch, zu erheben gegen 
eine doppelte Anklage, die in der jüngsten Zeit wider uns erhoben 
worden ist, nämlich: daas wir Revolutionäre, Rebellen gegen die 
weltliche Obrigkeit seien und dadurch heia- und gewissenlos die 
katholische Kirchs in Deutschland, Klerus und Volk, in die gegen- 
wärtigen schweren Drangsale und Gefahren gebracht hätten. 

Nein, wir sind keine Rebellen. Wir haben vielmehr steta ge- 
lehrt und werden bis zum letzten Athemzuge lehren, und bekenne», 
dass wir durch Gottes Gebot im Gewissen verpflichtet sind,, in allen 
rechtmässigen Dingen der bestehenden Obrigkeit Ehreibietang. «od 
Gehorsam, und dem Vatarlande, das Gott uns gegeben bat,- üreue 
und Liebe zu beweisen; und das haben wir nioht bloe gelehrt, son- 
dern darnach haben wir auch alle Zaitiundin vollem >J4a*fle,,gehan- 
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delt und werden mit Gottes Gnade darnach handeln unter allen Um- 
ständen bis in den Tod. 

Aber derselbe Gott, der uns zu diesem Gehorsam und zu die- 
ser Treue gegen den König und Vaterland verpflichtet, gebietet uns 
auch, nichts zu tbun, zu nichts mitzuwirken, nichts zu billigen, ja 
auch zu nichts zu schweigen, was mit Gottes ewigem Gesetze, mit 
der Lehre Jesu Christi und seiner Kirche, mit unserem Gewissen in 
Widerspruch steht Die neuen kirchen-politbc&en Gesetze verletzen 
aber in wesentlichen Funkten die von Gott gewollte Freiheit, die 
von Gott gegebene Verfassung und die von Gott geoffenbarte Lehre 
der katholischen Kirche, und eben desshalb können und dürfen wir 
nicht zur Ausfuhrung derselben mitwirken in Gemässheit des aposto- 
lischen Wortes: *Man tnuss Gott mehr gehorchen als den Men- 
schen.* Apostelgesch. 5, 29. 

Das haben wir vor Erlassung dieser Gesetze gehörigen Orts 
widerholt vorgestellt, inständigst bittend, man möge doch nicht mit 
solchen durch nichts, auch nicht durch das mindeste wirkliche Staats- 
Interesse geforderten Gesetzen uns, unsern Klerus und alle gläubigen 
Katholiken in die furchtbarste Gewissensbedrängniss versetzen; man 
möge uns doch glauben, was durch das Zeugniss aller bewährten 
katholischen Theologen und Canonisten, ja der ganzen katholischen 
Welt bestätigt wird, nämlich, dass diese Gesetze unvereinbar sind 
mit der katholischen Seligion und mit dem ganzen Wesen der katho- 
lischen Kirche. 

Aber man hat auf diese Stimmen nicht gehört; keinen recht- 
mässigen Vertreter der katholischen Kirche, keinen Bischof, ja nicht 
ein Mal einen treu katholischen Laien, der Verständniss von unserm 
Glauben besitzt, hat man zu Bathe gezogen; nur auf die Bathschläge 
eben erst von der katholischen Kirche abgefallener und sie bekämpfen- 
der sog. Alt-Katholiken und einiger protestantischen Gelehrten, welche 
kein Verständniss für den Glauben und das Leben der katholischen 
Kirche haben, und überdies vielleicht von Vorurtheilen und Abneig- 
ung gegftn dieselbe erfüllt sind, bat man hören wollen. So musste 
es denn kommen, wie es gekommen ist» Wir aber tragen nicht 
Schuld an diesem traurigen und verderblichen Conflicte, welcher 
zwischen den beiden von Gott zum Wohle der Menschheit geord- 
neten Gewalten, zwischen der Kirche und der von Gott gesetzten 
Obrigkeit, entstanden ist, und der die Gewissen von Millionen treuer 
und gewissenhafter Unterthanen in die grösste Verwirrung gestürzt 
hat. Dem Gewissen treu bleiben, die heiligsten Pflichten des ron 
Gott empfangenen Amtes erfüllen, den Glauben nicht durch die That 
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verleugnen, die auf göttlichem und menschlichem Rechte grabende 
durch Geschichte, Vertrag und Königswort verbürgte Freiheit der 
Kirche und des -christlichen Gewissens vertheidigen. Eingriffe der 
Staatsgewalt in daa Gebiet der Kirche abwehren, das ist keine Ee- 
bellion, und beweist keine revolutionäre Gesinnung. Wir und unser 
treuer Klerus und das gläubige katholische Volk sind keine Revo- 
lutionäre; wir sind es nie gewesen und werden es niemals: sein. . 

Herz- und gewissenlos sollen wir den Klerus und die tum an- 
vertrauten Gläubigen in die gegenwärtige Bedrängniss gebracht ha- 
ben; ja, sprechen wir den ganzen Gedanken aus: durch unsern Wider- 
stand gegen, die Maigesetze sollen wir Schuld daran sein« dass die 
katholische Kirche in Preussen vielleicht einer völligen Zerstörung 
preisgegeben wird. Aber Gott weiss es, was wir gelitten haben 
und noch leiden angesichts der grossen Uebal, wovon so viele brave 
und gewissenhafte Priester bereits getroffen wurden, und. wie sehr 
wir wünschen, dass diese Leiden nur uns selbst und Keinen der uns 
Anvertrauten treffen möchten! Allein das berechtigt uns nicht, «gqgen 
unsere Gewissenspflicht zu handeln.. Und wenn selbst, was Gott 
verhüten wolle, die Kirche in unseren theuren Diöcesen, wo dieselbe 
seit Einführung des Christenthums so herrlich geblüht hat, W 
Schaden und vielleicht zum Untergange vieler Seelen verwüstet, wer« 
den sollte, so ist es besser, dass solches durch fremde Schuld ge- 
schähe, während wir mit Gut und Leben Zeugniss für den katho- 
lischen Glauben ablegen, als dass wir selbst, wie uns zugemuthet 
wird, die Kirche in ihrem innersten Wesen zu Grunde richten hel- 
fen und dazu mitwirken, dass ihre Freiheit vernichtet, ihr Glaube 
und ihre Verfassung verfälscht und sie seihst unter täuschender Bei- 
behaltung der äusserlichen Form allmälicb, aber sicher, nach wesent- 
lich unkatholischen Grundsätzen und in einem unkatholischen .Geiste 
umgewandelt werde. 

Christus, der Sohn Gottes, hat nicht Nationalkirchen, sondern 
nur Eine Kirche für die ganze von ihm erlöste Menschheit gestiftet 
um alle Menschen ohne Unterschied der Nation in Einem Glauben 
und in Einer Liebe zu vereinigen.' Christus, der Sohn Gottes, hat 
die Verkündigung seiner Lehre, die Spendung seiner Gnadeamit^el 
und die Leitung des religiösen und kirchlichen Lebens nicht den 
weltlichen Machthabern, sondern seinen Aposteln und ihren Nachfol- 
gern anvertraut; und zur Bewahrung der Einheit hat er ufaßi; sie 
alle, als obersten Hirten und Bischof, den Petrus gesetzt, der in sei- 
nem Nachfolger, dem Papste, fortlebt, wesshalb man nur in leben- 
diger Einheit mit ihjn katholisch sein kann. Nur dem Ifctfflfcuad 
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deü übrigen Aposteln und Ihren rechtmässigen Nachfolgern bat der 
Hailand die zum Bestehen und Gedeihen der Kirche notwendigen 
Vollmachten und Gnaden übertragen und seinen göttlichen Beistand 
zugesichert für alle Tage bis an das Ende der Welt. 

■■ Jene, welche diese heiligen Aemter verwalten, und Ihre Gehil- 
fen sollen, dem Irdischen zu entsagen immerdar bereit, nur für Gott 
und ibr Amt leben. Richtschnur ihrer Handlungen sollen nicht die 
Befehle oder die Gunst irdischer Gewalthaber, nicht die wechselnden 
Meinungen der Zeit sein, sondern allein die Lehre Christi, die ewi- 
gen Grundsätze der von ihm geoffenbarten, und seiner Kirche anver- 
trauten Wahrheit. Dieses ist unser katholischer Glaube. 

Dagegen wird durch die neuen kirchen-politischen Gesetze, in 
ihrer Gesammtheit wie in ihrem Zusammenhange und durch die 
ganze ihnen zu Grunde liegende Auffassung des Verhältnisses zwischen 
Staat und Kirche, das Wesen der kirchlichen Verfassung, und die 
von Gott gewollte und absolut hothwendige Selbstständigkeit der Kirche 
Christi in ihrem eigensten Gebiete vernichtet, und sie selbst ganz 
und gar abhängig gemacht von der jeweiligen weltlichen Gewalt, 
von den in den Ministerien herrschenden Ansichten und den die 
Majoritäten der politischen Körperschaften leitenden Partei Interessen. 
Wie könnten katholische Bischöfe zur Ausführung solcher Gesetze 
mitwirken, wie dürften sie dazu schweigen? Wie konnte man erwar- 
ten, dass sie einer solchen Gesetzgebung, welche überdies mit dem 
herkömmlichen Rechte unverträglich ist, nicht nach Pflicht und Ge- 
wissen entgegentreten würden? 

Nichts ist besser geeignet, die Unstatthaftigkeit eines der- 
artigen Eingreifens der Staatsgewalt in das Gebiet der Kirche in's 
rechte Licht zu stellen, als die Thatsache, dass unlängst ein Mann, 
welcher allgemein bekannte Grundsätze des katholischen Glaubens 
leugnet, als katholischer Bischof vom Staate anerkannt und bestätigt 
worden ist. 

* Der sogenannte Altkatholicismus ist in seinem Ursprung und 
Wesen nichts anderes als die grundsätzliche Leugnung des katholi- 
schen Glaubenssatzes von dem unfehlbaren Lehramt der Kirche. Es 
handelt sich ihm gegenüber keineswegs allein oder auch nur vor- 
zugsweise um den Glauben an die lehramtliche Unfehlbarkeit des 
apostolischen Stuhles in Sachen der Glaubens- und Sittenlehre — 
obwohl allerdings Petrus und sein apostolischer Lehrstuhl der uner- 
schütterliche Fels der Wahrheit ist, auf den Christus seine Kirche 
gegründet hat — sondern darum handelt es sich vor allem, ob in 
der katholischen Kirche dem Privaturtheile des Einzelnen oder einem 
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lebendigen, vom hl. Geiste geleiteten Lehrkörper die Entscheidung 
in GJaubenssaehen zusteht. Denn keine Thatsache kann offenkun- 
diger sein, als daes sie ganze katholisohe Kirche in Haupt und Glie- 
dern, alle katholischen Bischöfe der ganzen Welt ohne Ausnahme, 
und alle katholischen Völker das Vatieanische Ooncil als ein allge- 
meines und wahrhaft gültiges Concü anerkennen, den Altkatholiris- 
mus aber demzufolge: als eine gänzliche Abirrung von den Grund- 
sätzen der katholischen Bdigion und als Lostrennung von der katho- 
lischen Kirche betrachten. Anstatt diese Thatsache gelten zu lassen, 
und den sogenannten Altkatholiken etwa die Rechte einer eigenen 
Religionsgesellschaft zif verleihen, bestätigt der Staat in Folge der 
jetzt herrschenden Auffassung, welcher auch die Maigesetze ent- 
flossen sind, die Ansicht der Altkatholiken, als seien sie noch immer 
Mitglieder der katholischen Kirche , ja , er fuhrt sogar einen der 
Ihrigen als »katholischen Bischöfe in unsere Kirche ein. Das ist 
doch nichts anderes als eine förmliche Uebertragnng protestantischer 
Anschauungen^ und Zustände in die katholische Kirche. Wie es der 
protestantischen Anschauung gemäss im Schosse des' Protestantis- 
mus wesentlich verschiedene Richtungen und Bekenntnisse des Glau- 
bens geben kann und gibt, so soll es auch in der katholischen Kirche 
gehalten werden ; es sollen in derselben nicht blos verschiedene Glau- 
bensbekenntnisse, sondern auch ihrem Glauben nach verschiedene Bi- 
schöfe und vielleicht sogaj Päpste — als Träger dieser Glaubensbe- 
kenntnisse, neben einander bestehen. Wo ist seit jener Zeit, als Kai- 
ser Constantius der katholischen Kirche arianische Bischöfe auf- 
nöthigte, je so etwas erlebt worden? 

Wahrlich, wenn wir einem System, das solche Fruchte trägt, 
und einer Gesetzgebung, welche die Axt an die Wurzel der katho- 
lischen Kirche legt, unsere Mitwirkung versagen, dann handeln wir 
nicht herz- und gewissenlos gegen die von Gott uns anvertrauten 
Priester und Gläubigen, sondern wir thun nur, was die Gewissens* 
pflicht uns gebietet; aber unser Her2 blutet bei dem Greuel der 
Verwüstung, die über unsere hl. Kirche und über unser katholisches 
Volk hereinbricht. 

Was anders auch, als die Gewalt des Geiwssens, die Macht 
unseres Glaubens und die unerbittliche Pflicht könnte uns bestim- 
men, die schwersten Trübsale und Bedrängnisse , ohne Aussicht auf 
menschliche Hülfe, auf uns zu nehmen? Denn, was steht uns bevor? 
Verlust unserer Habe, Geföngmss, vielleicht vorzeitiger Tod in der 
Gefangenschaft, Und unsern guten, glaubenstreuen Priestern, 1 was 
Steht diesen bevor? Verlust ihrer Aemter, Vertreibung ans ihren 
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Gemeinden, harte Strafen: und Gefängnis. Was stöbt. unserm Jkatho« 
lischen Volke bevor, wenn es seiner 'Bischöfe und .Prieste* beraubt, 
mehr und mehr, der > ßegflungea seiner < heiligen Religion wriustig 
geh eö. wird?-*- Nur 4 mit Entsaften köwea-wir daran denken ! ., 

Und schon sind abermals neue kirchflnfeindKiefce Gesetze. vor teer 
reitet und dar Landesvertretung im »Entwürfe ; vorgelegt yGesetee, 
welche die Einziehung deA katholischen KireheiwennögeaB, die Sns^i 
pemhrting der Domkapitel — denen HandJ»tigen.iKug)eaUithet werden 
die sie ohne schwere Gewissensverletaung nicht vornehmen ' können 
nnd die, falls sie dennoch vorgenommen werden, in .-sieh ungültig 
und nichtig wären, — ferner die völlige Aufhebung jeder rechtmässigen 
kirchliehen Verwaltung, mit Einem Worte: die Vernichtung de» gan- 
zen wesentlichen Bestände» der katholischen Kirche in Preussen zur 
noth wendigem Folge haben werden. / 

Und das h&tten wir Bischöfe leichtsinnig und frevelhaft herauf* 
beschworen? Was hätte, fragen wir nochmals, uns zu einem Entaebfaisg 
von solcher Tragweite bestimmen können , wenn nicht allein der 
Glaube und das Gewissen und die klare Erkenntmss der Pflichten, 
die beide uns. auflegen P 

Doch man hat sich nicht gescheut zu behaupten, Ehrgeiz, Herrsch- 
sucht,' Streben nach irdischer Gewalt und eine feindselige Gesinnung 
gegen Staat und Reich seien die Triebfedern unseres Handelns* 
Geliebte Christen, Ihr wiast, wil ungerecht solche Anschuldigungen 
sind. Wohl nie hat es eine Zeit gegeben, wo dergleichen Verdäch- 
tigungen gegen Bischöfe grundloser, sokhe Vorwürfe gegenständ-* 
loser waren, als jetzt. Wahrhaftig, weder wir noch unser mit Schmach: 
und Lästerung flberhäufter beiliger Vater werden von Ehrgeiz und 
Herrschsucht getrieben ! 

Wenn wir die Gläubigen ermahnt haben, in das Abgeord- 
netenhaus und den Reichstag M&nner zu wählen, von denen wir 
eine Vertretung der kirchlichen Rechte und* der Gewissensfreiheit 
erwarten können, so ist das doch wahrlich keine nnbefogte oder un- 
statthafte Einmischung in weltliche Angelegenheiten, sondern eise 
pflichtmässige Ausübung der uns zum Schutze unserer Rechte noch 
gebliebener! gesetzliehen Befugnisse. 

Irdische Zwecke verfolgen 1 wir nicht Wir verlangen nichts an* 
deres, als dass uns vergönnt sei, frei nach unserm Glauben in Frie- 
den zu leben. 

Auch hält uns wahrlich nicht Stolz und Uebermuth ab, uns 
der Staatsgewalt zu unterwerfen, wo immer es ohne Sünde geschehen 
kann;. J)te >stolaen ESrchenfirsient eiisfeeir niir in der Jänbildtitig 
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, die uns als solche bezeichnen. Wir katholischen Bi- 
1 durch eine Schale bitterer Erfahrungen gegangen, und 
■iit, die Krone und die staatliche Gewalt erniedrigen zu 
d wir immerdar gern bereit zu jeder erlaubten Rücksicht- 
1 Nachgiebigkeit im Geiste Desjenigen, der in die Welt 
ist, durch Wort und Beispiel Demuth zu lehren und Frie- 
ngen. Aber wir kennen nichts tbnn, nichts billigen, nichts 
. hinnehmen, was gegen unsern Glauben und unser Ge- 

nun, geliebte Mitbrüder, tbeuere katholische Christen, Ter- 
ch eine dreifache Mahnung aus väterlichem Herzen, da 
:ht bald nicht mehr zu Euch reden können. Ihr habt 
; Einigkeit, Festigkeit und Treue im innigsten Anschlags 
iscopat und den Felsen Petri zu Eurer Kirche gehalten, 
cheu wir Euch nochmals Anerkennung und Dank aus im 
in Christi. Stehet ferner fest in Eurem heiligen, katho- 
nben, in Eurer Liebe und Treue gegen die heilige Kirche! 
duldet lieber Alles, als dass Ihr sie und ihre Lehren im 
verleugnet. 

Innen bald Zeiten kommen, und für Viele von Euch sind 
da, wo Ihr, ehrwürdige Priester des Herrn, beweisen müsset 
ahrbaft Priester seid, Priester, die nicht Mos das geheim- 
pfer des Neuen Bundes darbringen, sondern die auch be- 
tach dem Vorbilde ihres göttlichen Meisters sich selbst, 
zu bringen für die Wahrheit der Lehre und für die Frei- 
irche Gottes. 

Innen Zeiten kommen, wo die vom hl. Geiste gesetzten 
;£n Bischöfe oder die von ihnen verordneten Stellvertreter 
lind, die Kirche Gottes zu regiereu. Ja, es können Zeiten 
vo katholische Gemeinden ohne Seelsorger, ohne Gottes- 
werden. So lange Ihr dann noch, liebe Diöcesanen, Ge- 
.abt, bei einem rechtmässigen Priester die heilige Messe 
nd die heiligen Sacramente zu empfangen, so thut es um 
und scheuet keine Beschwerniss und Widerwärtigkeit. Von 
ster aber, der mit Eurem Bischof und dem obersten Eir- 
rche keine Gemeinschaft hat, haltet Euch fern! 
i Ihr ohne Eure Schuld des heiligen Opfers und der bei- 
.Diente beraubt werdet, aber im Glauben feststehet, dann 
9 Gnade Alles ersetzen. Stärket Euch dann gegenseitig 
u Erziehet und unterrichtet dann, christliche Eltern, 
ler mit verdoppelter Sorgfalt im katholischen Glauben, da- 
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mit aie in demselben treu verharren ;> «nd Ihr seltet nach der Zeit 
dieser Heimsuchungen .ohßfe Beue auf dieselbe ^ anrffckWicfc«! k6ii*t. 

* Unsere «weite Mahnung, ja unser :ausdtüokHcbes Grabet im Na- 
men Gottes, unsere Heilandes, ist' dieses : keine ' Bedrärignissv teilt 
Unrecht, das Ihr dulden müsst, darf je Euch fortreiten au gfträ*. 
baftem Zorne, je Euch, verleiten, die Ehrerbietung irnvA den' schul- 
digen Gehorsam gegen, die Obrigkeit und die ^hori^ttiche Liefen gegen 
alle Eure Mitbürger auch -nur. im Mindesten zibiwerietaei3,< Zeichnet 
Buch vielmehr gerade jetzt vor allem durch Pflichttreue aus; dehn 
jetzt, Geliebteate ist so recht die Zeit gekomme», wo «Ihr durch die 
That k beweinen müsset, wie ungerecht . alte Beschuldigungen sind und 
wie unbegründet der Verdacht ist, als ob wir JlebeUeni und Vater- 
landslose, wären. Wir werden durch die That .beweisen, wie aufrich- 
tig und ernst wir es mit allen Gewissenspflkhfcen halten, nicht bloss 
Gott und der Kirche,, sondern. auch dem Staat und der weltlichen 
Obrigkeit gegenüber. So sollen wir, mahnt uns ? der ApoeteK, die 
Anschuldigungen Derer widerlegen , die uns schmähen, und lieber 
Unrecht leiden, als Unrecht thun. < 

Endlich aber, und das ist unsere letzte und angelegenlkhste 
Mahnung: Wanket niemals in Euerm Vertrauen auf Gott und setzet 
alle Euere Hoffnung auf das Gebet I Flüchtet in dieser Zeit, wo 
wir in der Welt keine Hälfe finden, zum göttliühen Hergen Eures 
Heilandes, der die Welt überwunden hat und uns nicht verläset; 
dasselbe ist eine unüberwindliche Burg und eine immfcr offien stehende 
Zuflucht in jeder Noth. Diesem, göttlichen Herztat voll Liehe. 
und Erbarmen empfehlen, widmen und weihen wir uns und alle 
unserer Obsorge anvertrauten Seeleu für immer und alle Zeit, für 
Zeit und Ewigkeit, , 

Flüchtet zur Mutter der Barmherzigkeit und ruft an die mäch-*; 
tige Fürbitte aller unserer verklärten Bruder und Beschützer, die am 
Throne Gottes stehen, damit die Tage der Trübsal abgekürzt wer- 
den. Betet insbesondere, dass Gott, der Alles vermag, denjenigen, 
die uns und unsern Glauben so sehr verkennen, die rechte Erkennt* 
niss verleihen , und ihre Herzen zum Frieden lenken wolle, damit wir 
wieder, wie unsere Väter und wir; selbst in bessern Tagen., in Sicher- 
heit und Frieden nach ufcserm heiligen Glauben leben können. 

Betet für unsern Laadesherrn,. den Allergnädigsten Kaiser und 
König und für unser, tbeuerns Vaterland ; betet für die Anliegen un~ ( 
serer heiligen Kirche, und ihres Oberhauptes, des heiligen Vaters. 
Betet für -alle Bischöfe und Priester, inibesondere aber Ar unsern 
in, der. Gefangenschaft, sich befindenden Mitbruder, den Hoch würdig-; 
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sten Herrn Erzbischof von Gnesen und Posen, anf dass Gottes Gnade 
ihn trösten, stärken und bald wieder befreien möge! 

Der Segen des allmächtigen Gottes des Vaters und des Sohnes 
nnd des heiligen Geistes komme über Euch und bleibe alle Zeit hei 
Euch! Amen. 

Im Februar 1874. 

f Paulus, Erzbischof von Köln. 

f Heinrich, Fürstbischof von Breslau. 

f Peter Joseph, Bischof von Limburg. 

f Wilhelm Emmanuel, Bischof von Mainz, für den preussi- 
schen Antheil seiner Diöcese. 

t Konrad, Bischof von Paderborn. 

f Johannes, Bischof von Kulm. 

f Matthias, Bischof von Trier. 

f Johann Heinrich, Bischof von Osnabrück. 

f Lothar, Bischof von Leuka i. p. i., Verweser des Erzbis- 
thums Freiburg, für Hohenzollern. 

f Fhilippus, Bischof von Ermland. 

f Johann Bernhard, Bischof von Münster. 

f Wilhelm, Bischof von Hildesheim. 

(Eine Zurückweisung der Unwahrheiten der officiellen Preasorgane in 
Betreff des vorstehenden Sendsehreibens durch den Bischof Frhrn. v. Ketteier 
von Mainz enthält die Germania 1874. Nr. 49.) 

14. Gegen die polnische Sprache geschah ein neuer unberech- 
tigter Schritt. (Vgl. den »Allerhöchsten Zurufe Friedr. Wilh. HI. 
vom 15. Mai 1815 im Archiv Bd. 30. S. 326). Nachdem der Cul- 
tusminister unter dem 27. Oct. 1873 verfugt hatte, dass in allen 
Unterrichtsgegenständen der Volksschulen des Grossherzogtb. Posen, 
mit Ausnahme von katbol. Religion und Eirchengesang auch für die j 
polnischen Kinder die deutsche Unterrichtssprache angewendet wer- 
den solle, ist diese Bestimmung nach einer Eröffnung der kgl. Re- 
gierung zu Posen vom 28. Nov. 1873 auch auf die Privatschulen 
des Departements Posen ausgedehnt. (Vgl. das betr. Aktenstuck 
in der Germania 1874 Nr. 33. Corr. aus Posen.) 

15. Der Deutsche Reichsanzeiger 1874 Nr. 46. brachte folgen- 
den gegen das Studium der Theologie bei der von Jesuiten besetz- 
ten theologischen Lehranstalt zu. Innsbruck *) : 

1) Im österr. Reichsrath stellte man liberaler Seits im Januar 1874 den 
Antrag anf Entfernung der Jesuiten von der theol. Facultat zu Innsbruck, der 
al ein die Innsbrucker theologische und theil weise auch die dortige juristische 
Facultat ihre Frequenz verdankt. Min. Stremayr erklärte, dass die Innsbr. theol. 
Professoren nach Erfüllung aller gesetil. Erfordernisse definitiv angestellt seien. 
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Berlin, den 20. Februar 1874. 
Nr. 338 B. J. 

Von verschiedenen Seiten ist mir die zuverlässige Mittheilnng 
geworden, dass eine grössere Anzahl der Zöglinge des geschlossenen 
geistlichen Seminars dortsei b st sich nach Innsbruck begeben hat, um 
bei der dortigen theologischen Facultät das Studium fortzusetzen. 
Die Einrichtungen dieser Facultät sind, sowohl was die Lebensweise 
der Studirenden, als auch was die Art, sowie den Inhalt und die 
Tendenzen des Unterrichtes anlangt, nicht von der Beschaffenheit, 
dass das Studium bei dieser Facultät einen genugenden Ersatz für 
das im §. 4. des Gesetzes vom 11. Mai v, J. über die Vorbildung 
und Anstellung der Geistlichen vorgeschriebene Studium auf einer 
deutschen Staats-Universität zu gewähren vermöchte. Demgemäss 
haben diejenigen Studirenden der katholischen Theologie, welche in 
Innsbruck ganz oder theilweise ihr Studium absolviren, nicht darauf 
zu rechnen, dass ihnen behufs ihrer dereinstigen Anstellung in einem 
inländischen geistlichen Amte mit Rücksicht auf das Studium in 
Innsbruck auf Grund des §. 5. des gedachten Gesetzes Dispensation 
von dem Erforderniss eines dreijährigen Studiums auf einer deutschen 
Staats-Universität werde ertheilt werden. 

Euere Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, dies gefälligst 

in der dortigen Provinz auf geeignetem Wege zur öffentlichen Kennt- 

niss zu bringen. 

(gez.) Falk. 

An den königlichen Ober-Präsidenten Herrn Günther, Hochwohlge- 
boren in Posen. 
Vorstehende Verfügung wird hierdurch mit dem Bemerken ver- 
öffentlicht, dass die darin ausgesprochenen Grundsätze auf alle In- 
länder Anwendung finden, welche die theologische Facultät in Inns- 
bruck besuchen. 

Der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten. 

Falk. 

16. Die Coblenzer Begierungsbehörde erliess folgendes (den 
Argumentationen eines im Archiv Bd. 29. S. 452 f. inhaltlich mit- 
geteilten Erlasses der oberbayer. Kegierung vom 7. April 1873 
ähnliches) Circular an die kathol. Schulinspectoren : 

»Coblenz, den 12. Januar 1874. 

Es ist uns zur Anzeige gebracht worden, dass häutige Unter- 
brechungen des Schulunterrichts dadurch herbeigeführt werden, dass 
die Kinder während der Zeit der lehrplanmässigen Unterrichtsstun- 
den von den Geistlichen zur Beichte gezogen oder als Measediener 
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im Gottesdienste, bei der Spendung des heiligen Abendmahls an 
Kranke und bei Leichenbegängnissen benützt werden oder sich mit 
dem Lehrer an den letzteren als Leichenbegleitung betheiligen. Wir 
veranlassen Sie, binnen drei Wochen zu berichten, ob dies auch be- 
treffs der Schulen des dortigen Bezirks zutrifft, bezw: ob Veranlas- 
dang zu einer besondern Anordnung vorliegt, durch welche die Dis- 
pensation von Schulkindern vom Schulunterricht zu Zwecken der 
angegebenen Art untersagt wird. — Königl. Regierung, Abth. des 
Innern: Vin€ke.< 

17. Dieselbe kgl. Regierung zu Coblenz erliess unter dem 4. 
Februar 1874 folgende Verfugung : 

»Mit Rücksicht darauf, das mehrfach Anfragen an uns gerich- 
tet worden sind, wie es bezüglich der Ausführung des Oberpräsidial- 
JSrlasses vom 2. December v. J. Nr. 9120 zu halten sei, welcher 
die Zulassung von Geistlichen, welche den Bestimmungen des Ge- 
setzes vom 11. Mai 1873 zuwider angestellt worden sind, zur Er- 
theilung des Religionsunterrichtes in den öffentlichen Schulen ver- 
bietet, bestimmen wir hiermit Folgendes. Wenn wir auch einerseits 
erwarten müssen, dass, wenn solche gesetzwidrige Anstellung erfolgt, 
der betreffende Kreis- resp. Localschulinspector bemüht sein wird, 
den staatlich nicht anerkannten und desshalb zur Ertheilung von 
Religionsunterricht nicht befugten Geistlichen in geeigneter Weise 
von dem Versuch abzuhalten, den getroffenen Anordnungen Trotz zu 
bieten und dadurch zu bedauerlichen Massregeln Veranlassung zu 
geben, so zwingt uns doch anderseits der Umstand, dass erfahrungs- 
mässig derartige Versuche mehrfach stattgefunden haben, solchem 
mit Nachdruck entgegenzutreten. 

»Wir haben demgemäss die Verwaltungsbehörden angewiesen, 
die Lehrer anzuhalten, von solchen Amtsübergriffen staatlich nicht 
anerkannter Geistlichen auf dem Gebiete der Schule bei Vermeidung 
disciplinarischer Ahndung dem betreffenden Bürgermeister jedes Mal 
Anzeige zu machen, und wird die Localpolizei sich nicht darauf be- 
schränken, die Bestrafung des Geistlichen herbeizuführen, sondern 
sie wird auch geeignete Massregeln treffen, um mit den ihr zu Ge- 
bote stehenden Organen der polizeilichen Executive derartige Ueber- 
griffe thatsächlich zu vereiteln. 

»Die Lehrer sind daher mit Anweisung dahin zu versehen, dass, 
wenn ein staatlich nicht anerkannter Geistlicher in der Schule er- 
scheint, um Religionsunterricht zu ert heilen, sie denselben auf das 
erlassene Verbot aufmerksam machen, und, falls dieser Vorhalt nicht 
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fruchtet, dem betreffenden Ortsvorstande, als dem am Ort befind- 
lichen Organ der Executive, Anzeige zugehen lassen, welcher dem- 
nächst das Weitere wahrzunehmen haben wird. In keinem Falle 
aber hat der Lehrer die Schule dem Geistlichen zu räumen, und 
hat derselbe nöthigenfalls durch Entlassung der Schulkinder wei- 
terem vorzubeugen. Andererseits bedingt aber die Ausschliessung 
der nicht gesetzmässig angestellten Geistlichen, dass für die Er- 
theilung des Religionsunterrichts in anderer Weise gesorgt werde, 
und da die Lehrer unzweifelhaft verpflichtet sind , hierbei Aushilfe 
zu leisten, so sind die dieserhalb erforderlichen Anordnungen seitens 
der Kreis- resp. Localsohulinspection in jedem einzelnen Fall sofort 
zu erlassen. 

»Behufs Ausführung dieser Massregeln werden wir, falls neue 
Fälle gesetzwidriger Anstellung von Geistlichen zu unserer Eennt- 
niss gelangen sollten, der Ereisschulinspection sofort Nachricht zu- 
gehen lassen, während bezüglich der bereits vorliegenden Fälle die 
seitens der Kreisbehörden erlassenen Bekanntmachungen den nöthi- 
gen Anhalt gewähren. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 

gez. VincJce. 
An sämmtiiche katholiche Herren Kreisschulinspectoren des Bezirkes. A. 
IVa. Nr. 20.« 

II. Im Grossher zogthum Hessen wurde bereits im Jahre 1873 
ein von dem im Jahre 1872 an's Ruder gekommenen nationallibe- 
ralen Ministerium ausgegangener Gesetzentwurf zum Beschlüsse er- 
hoben, wodurch auf die Umwandlung der Confessionsschulen in Gom- 
munalschulen hingewirkt und die Verwendung von Mitgliedern re- 
ligiöser Orden oder ordensähnlicher Congregationen sowohl in öffent- 
lichen wie in Privatschulen verboten werden sollte. Die erste Kam- 
mer widersetzte sich Anfangs mit zwei Stimmen Majorität zwar nicht 
den Communalschulen , wohl aber der Ausschliessung religiöser Or- 
den vom Unterricht, willigte aber am 4. Febr. 1874 mit 15 gegen 
12 Stimmen in die Ausschliessung derselben von öffentlichen Schu- 
len, wodurch eine Keihe öffentlicher Schulen für Mädchen ihre lang- 
jährigen beliebten Lehrerinnen verlieren. Ueber die Gefahren der 
Communalschiden in religiöser und sittlicher Hinsicht und die ernste 
Pflicht aller Katholiken, dahin zu wirken, dass in ihrer Gemeinde 
die Confessionsschulen erhalten bleiben, verbreitet sich der neueste 
vortreffliche Fastenhirtenbrief des Herrn Bischofs Frhrn. v. Ketteier. 
(Mainz, Verlag von Franz Kirchheim. 1874. 20 S. 8.) 
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ITT. l. Die der katholischen Kirche feindselige Begünstigung 
der sog. AUkatholiJcen von Seiten des Reichskanzlers Fürsten v. Bis- 
marck, welche einer ihrer Wortführer auf ihrem , unter Mitwirkung 
sogar von Abgeordneten des Protestanten Vereins , abgehaltenen Con- 
gresse zu Constanz im Sept. 1873 öffentlich rahmte, hatte schon 
im Voraus dein von ihnen, ohne irgendwelche kirchliche Mission 
gewählten und von einem jänsenistischen holländischen Bischöfe ge- 
weihten neuprotestantischen Bischof Professor Hubert Beinkens in 
Preussen die staatliche Anerkennung als »katholischer Bischof« and 
Dotation (von 16000 Tblrn.) zugesichert, und diese Anerkennung 
erfolgte auch durch kgl. Gabinetsordre vom 19. Sept. 1873. Der 
Wortlaut dieser Cabinetsordre nebst dem Homagialeide , welchen 
Beinkens vor Aushändigung dieser Anerkennungsurkunde in dem 
Sitzungssaale des Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten zu 
Berlin leistete, ist abgedruckt in der Germania 1873 Nr. 233. (M. s. 
auch die darauf bezüglichen Artikel der Germania 1873 Nr. 234— 
38). Der Eid, den Beinkens leistete, ist ganz der in der Cabinets- 
Ordre vom 6. Dec. 1873 künftig auch für die katholischen Bischöfe 
vorgeschriebene. Nur war in dem Eide des Herrn Beinkens noch 
am Schlüsse vor der Eidesbekräftigung beigefügt: »Ich verspreche 
dieses Alles um so unverbrüchlicher zu halten, als ich gewiss bin, 
dass mich mein bischöfliches Amt zu Nichts verpflichtet, was dem 
Eide der Treue und Untertänigkeit gegen Se. Kgl. Majestät, so- 
wie dem des Gehorsames gegen die Gesetze des Landes entgegen 
sein kann 1 ).c 

2, Auch die Hessen-Darmstädtische Regierung erkannte durch 
grossh. Verordnung vom 15. Dec. 1873 (abgedr. in der Germania 
1873 Nr. 297) Herrn Reinkens »als katholischen Bischof unbescha- 
det aller landesherrl. Oberhoheits- und Oberaufsichtsrechte an,c und 
das Ministerium des Innern erliess sodann, wie das Frkf. Journal 
unter dem 13. Jan. 1874 aus Hessen berichtete, ein Schreiben an 
die Kreisämter, wonach sich an die Anerkennung des Bischofs Rein- 
kens nachstehende Folgen knüpfen: 1) Das Recht des Bischofs, im 
Gebiete des Grossherzogthnros bezüglich der Altkatholiken alle- kirch- 



1) Einen sehr entschiedenen Absagebrief erhielt »Bischof Reinkens« tob 
Prof. Dr. Fricdr. Maassen d. d. Wien -26. Dec. 1878 (abgedr. in der Germ. 
1874 Nr. 8). Den Anlass dazu gab ein »Hirtenbrief« des »Bischof Reinkens« 
d. d. Bonn 14. Dec. 1873, worin sich derselbe als Vertheidiger der preuss. 
Maigesetze und Anhanger des Dogmas der Omnipotenz des Staates in kirch- 
lichen Dingen aufwarf. Der »Hirtenbrief« nebst krit. Bemerkungen ist abgedr. 
in der German. 1878 Nr. 297. 
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liehen Acte vornehmen und alle jene Rechte üben zu dürfen, wolche 
nach dem katholischen Kirchenrechte, wie es bis zu den vaticani- 
schen Beschlüssen galt, und soweit es vom Staate anerkannt war, 
bischöfliche Acte sind, nach Massgabe der am 12. September 1873 
zu Constanz angenommenen Synodal- und Gemeindeordnung und 
»innerhalb der Grenzen der Staatsgesetze ;€ 2) der volle Schutz, 
der im lieichsstrafgesetzbuch §. 166. bis 168. den anerkann- 
ten Kirchen gewährt wird; 3) die Berechtigung des Bischofs, mit 
Genehmigung der Regierung altkatholische Pfarreien zu errichten, 
die Anerkennung der nach Massgabe der im Grossherzogthum be- 
stehenden Vorschriften anzustellenden Pfarrer und somit deren Recht, 
für die Angehörigen ihrer Gemeinden auch die kirchlichen Standes- 
bächer zu führen; 4) Nichterhebung des Competenz-Conflictes, felis 
die Altkatholiken, wie sie sich vorbehalten, wegen Mitgebrauchs der 
katholischen Pfarrkirchen und des katholischen Kirehenvewnögens 
gerichtliche Klage erheben; 5) die Entbindung aller Altkatholiken 
von der Verpflichtung, zu den Kirchen-Umlagen der die vaticani- 
schen Beschlüsse anerkennenden Katholiken beizutragen. Mit Bück- 
sicht auf Nr. 5 werden die Kreißämter besonders beauftragt, zu ver- 
anlassen, dass diejenigen Personen, welche sich bei den Kreisämtern 
oder den Bürgermeistern als Altkatholiken erklärt haben, bezw. er- 
klären werden, aus den Listen der Umlagepflichtigen für römisch- 
katholische Kirchenzwecke gestrichen werden. 

3. Schon vorher war Beinkens in Baden durch Staatsm.-Entschl. 
vom 9. Nov. 1873 als »katholischere Bischof anerkannt und am 22. 
Nov. 1873 legte derselbe vor dem Präsidenten des Staatmin. Dr. 
Jelly den Eid ab, worauf demselben die landesherrliche Anerkennungs- 
urkunde übergeben wurde. Unter dem 26. Nov. 1873 brachten die 
10 kath. Abgeordneten in der 2. Bad. Kammer deshalb eine Inter- 
pellation ein, auf welche Min. Jolly in der Sitzung vom 2. Dec. 
1873 antwortete, was die Berechtigung zur Anerkennung des Dr. 
Beinkens als kath. Bischof betreffe, so sei zur Zeit ein Gesetz über 
die Rechtsverhältnisse der Altkatholiken noch nicht vorhanden. Die 
Sache verhalte sich nun einstweilen so: in der katholischen Kirche 
mache sich täglich eine grössere Spaltung geltend; ihm könne es 
nicht zukommen, über den Werth der einen oder andern Bichtung 
zu entscheiden ; er habe nur zu sorgen, dass jedem Theil sein Becht 
werde. Die Ursache der Spaltung sei die Unfehlbarkeit. Es sei 
unzweifelhaft, dass diese keine rechtliche Bedeutung im Staate habe ; 
folglich müssten diejenigen Katholiken, die das Dogma nicht aner- 
kennen, als Katholiken nach wie vor anerkannt werden. Die Be- 
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gierung enthalte sich über die zwei Richtungen im Lande zur Zeit 
der Entscheidung; sie gewähre den Altkatholiken die Möglichkeit 
ihre Organisation herzustellen. Was die rechtlichen Folgen der An- 
erkennung betreffe, so sei Herr Beinkens für die Regierung ein Bi- 
schof wie der Erzbisthumsverweser in Freiburg, dem also alle Hechte 
eines katholischen Bischofs nach den Bestimmungen des katholischen 
Kirchenrechts zuständen. Sie trete daher mit ihm in Görrespondenz 
wie mit dem andern Bischof. So werde man mit ihm über altka- 
tholische Pfarreien verhandeln, wie mit dem Herrn Erzbisthumsver- 
weser in Freiburg über die Pfarreien der andern Richtung. Er trete 
in alle Rechte eines Bischofs ein, wie sie bis 18. Juli 1870 gewesen. 
Auch erhebe Reinkens keine Ansprüche, Befugnisse über die soge- 
nannten Neukatholiken ausüben zu wollen. 

(Es schloss sich hieran eine lebhafte Discussion, an welcher 
sich auf katholischer Seite die Herren Buss, Förderer, Lender, Marbe 
und Hansjakob betheiligten.) 

IV. 1. Ein »Gesetzesvorschlag die Rechte der Altkatholiken 
betreffende wurde in der Sitzung der H. Bad. Kammer vom 12. 
Januar 1874 von einer Anzahl altkatholischer und freimaurerischer 
Abgeordneten eingebracht und wird nach Ostern zur Verhandlung 
kommen. Darnach sollen die zu bildenden > altkatholischen t Gemein- 
den die Mitbenutzung der kathol. Kirchen und kirchl. Gerätschaf- 
ten und Antheil an dem kathol. Kirchenfonds haben, wodurch dann 
den Katholiken die Kirchen und Geräthschaften in Wirklichkeit 
entzogen würden, da dieselben durch den zufolge päpstlicher Ent- 
scheidung (siehe Archiv Bd. 29. S. 434; Bd. 30. S. 349 ff.) sacri- 
legischen Gebrauch der sog. Altkatholiken für die Katholiken als 
interdicirt anzusehen wären. 

In Canstave wurde bereits im Jahre 1873 vom Gemeinderath 
unter Bestätigung des Ministeriums den dortigen Altkatholiken (als 
welche sich bei einer von einem altkatholischen Comitä auf dem 
Stadthause veranstalteten Abstimmung 650 Personen erklärten, 
unter denen sich aber nur circa 130 selbstständige Constanzer Bür- 
ger befanden) die kath. Spitalkirche zur »Mitbenutzung« eingeräumt, 
damit aber der grossen Mehrheit der allein daran berechtigten Ka- 
tholiken entzogen ! ). 



1) Vgl. über diese Abstimmung, an welcher ausser vielen Beamten sich 
auf Aufforderung, bezw. zwingende Beeinflussung Post-, Eisenbahn- und stad- 
tische Bedienstete und abhängige Arbeiter betheiligten , sowie über die betr. 
Min. -Erlasse den Protest des Erzb. Capit.-Vic. v. 6. März 1£73 nebst den dazu 
gehörigen Acten im Anzeigebl. f. die Erzd. Freiburg 1878 Nr. 6., Bad. Beob. 
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2. Am 24. Nov. 1873 brachte Minister Jolly einen Gesetz* 
Entwurf ein , welcher das seit 1867 durch Verordnung geforderte 
besondere Staatsexamen der Geistlichen zur staatsgesetzlichen Vor- 
aussetzung für alle kirchlichen Functionen erklärte (vgl. Archiv 
Bd. 29. S. 405 ff.) und überhaupt den Inhalt der prenss. Maigesetze 
vom Jahre 1878 mit Verschärfungen auch für Baden als Stäats- 
norm vorschrieb. Beide Kammern nahmen das Gesetz mit grosser 
Majorität an, die zweite mit allen gegen 10, die erste mit allen 
gegen 3 Stimmen. (Die trefflichen, aber vergeblich dagegen ge- 
richteten Beden Mer kathol. Abgeordneten der zweiten Kammer in 
der Sitzung vom 20. und 21. Jan. und in der ersten am 12. Febr. 
1874 etc. enthält der Bad. Beob. Nr. 18—46.) Im Folgenden der 
Wortlaut dieses Gesetzes, in Folge. dessen bald solche Wirren und 
grosse religiöse und kirchliche Bedrängnisse in Baden bevorstehen, 
wie sie in Preussen begonnen haben. 

»Gesetz vom 19. Februar 1874, 

die Aenderung einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 9. Oct. 1860, 
die rechtliche Stellung der Kirche und kirchlichen Vereine im 

Staate betreffend. 

(Bad. Gesetz- und Verordn.-Bl. Nr. .9. vom 27. Februar 1874.) 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog 
von Zähringen. 

Mit Zustimmung Unserer getreuen Stände »haben Wir beschlos- 
sen und verordnen wie folgt: 

Artikel 1. 

Die Absätze 2 und- 3 des §-. 9. des Gesetzes vom 9. October 
1860 werden durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

Die Zulassung zu einem Kirchenamt oder zur öffentlichen 
Ausübung kirchlicher Functionen ist durch den Nachweis einer all- 
gemein wissenschaftlichen Vorbildung bedingt. 

Dazu wird regelmässig erfordert, dass der Candidat Zeugnisse 
über die von ihm bestandene Abiturienten- bzw. Maturitätsprüfung 
und den dreijährigen Besuch einer deutschen Universität vorlegt, sowie 
vor einer Staatsbehörde und zwar frühestens nach zwei ein halbjähri- 
gem Universitätsstudium durch eine öffentliche Prüfung in den alten 
Sprachen, in Philosopnie, Geschichte und deutscher Literatur darthut, 



1873 Nr. 44, 50, 52, 53. Der Gemeindexath von Constanz sperrte auch dem kath. 
Spitalpfarrer, weil er nicht mehr in der Spitalkirche fnngire, das Gehalt, wurde 
jedoch durch das Kreisgericht von Constanz (Jan. 1874) zur Auszahlung des- 
selben yerurtheilt. 



:•<* 






»78 BadUchea Kirchengesetz vom 19, Februar 1874. 

dass er die für seinen Beruf erforderliche allgemein wissenschaftliche 
Bildung erworben habe. 

Vom dreijährigen Besuch einer deutschen Universität darf der 
nicht dispensirt werden, welcher seine Studien an einer Anstalt ge- 
macht hat, an der Jesuiten oder Mitglieder anderer verwandter 
Orden (lieichsges. vom 4. Juli 1872) lehren. 

Das Nähere wird durch Regierungsverordnung bestimmt. 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen finden auch Anwendung 
auf den Capitular-Vicar , den General vicar , die ausserordentlichen 
Bäthe und Assessoren des Ordinariats, auf die Vorsteher und Lehrer 
des Seminars. 

Artikel 2. 

§. 12, Abs. 2. des genannten Gesetzes wird dahin abgeändert: 

Die Kirchen sind befugt, Anstalten zur theologisch-praktischen 
Vorbildung der künftigen Geistlichen zu errichten. In die beste- 
henden Knabenseminare und Knaben-Convicte, sowie in die Convicte 
(Internate) für Studirende der Theologie dürfen keine neuen Zög- 
linge mehr aufgenommen werden. 

Die Knabenseminare und Knabenconvicte sind mit Ende des 
laufenden Schuljahrs, die Convicte für Studierende mit Ende des 
Soromersemesters 1874 zu schliessen *). 

Anstalten , in welchen den Vorschriften dieses Gesetzes oder 
den Bestimmungen in §. 108. des Gesetzes vom 8. März 1868 über 
den Elementarunterricht zuwider gehandelt wird, können durch die 
Staatsregierung geschlossen werden. 

Artikel 3. 
Nach §. 16. des Gesetzes werden eingeschaltet: 

Strafbestimmungen. 
§. 16 a. 
Wegen Verletzung der Vorschriften dieses Gesetzes wird be- 
straft : 

1. derjenige Geistliche, welcher kirchliche Functionen, die ihm 
unter Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen übertragen worden 
sind, öffentlich ausübt, mit einer Geldstrafe von 60 bis 300 Mark, 
bei einer zweiten Wiederholung mit Gefängniss von 3 bis 6 Monaten; 

2. der kirchliche Obere, welcher einem Geistlichen entgegen 
der gesetzlichen Vorschrift ein Kirchenamt bezw. kirchliche Func- 
tionen überträgt , oder einem gesetzlich Unfähigen die kirchliche 

1) Also das theologische Convict und die Knabenseminarien in Freibarg, 
Constanz, Tauberbischofsheim und Breuach müssen bis dahin geschlossen sein. 

(D. Bed.) 



Badisches Kirchengesetz vom 19. Februar 1874. 879 

Einsetzung ertheilt , mit einer Geldstrafe von 300 bis 1500 Mark, 
bei einer zweiten Wiederholung mit Gefängniss von 6 Monaten bis 
zu einem Jahr; 

3. der kirchliche Obere, welcher eine kirchliche Verfugung oder 
ein Erkenntniss gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Person 
wider deren Willen zu vollziehen sucht, oder den Vollzug widet 
deren Willen fortsetzt, sofern die That nicht in ein schwereres Ver- 
gehen oder Verbrechen übergeht , mit einer Geldstrafe von 800 bis 
1500 Mark oder mit Gefängniss bis zu 6 Monaten. 

§. 16 B. 
Geistliche, welche kirchliche Straf- oder Zuchtmittel verhängen, 
oder verkünden, geistliche Versprechungen oder Drohungen anwenden 

a. um zur Unterlassung einer Handlung zu bestimmen, zu wel- 
cher die Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
gesetzlichen Zuständigkeit erlassenen Anordnungen verpflichten, 

b. um die Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl- 
und Stimmrechte in bestimmter Richtung herbeizuführen; 

werden mit Geldstrafen von 60 bis zu 600 Mark, in schwere- 
ren oder in wiederholten Fällen mit Geldstrafen bis zu 1500 Mark 
oder mit Gefängniss bis zu einem Jahre bestraft. Gleiche Strafen 
treffen Geistliche, welche kirchliche Straf- oder Zuchtmittel verhän- 
gen oder verkünden, wegen der Vornahme von Handlungen zu denen 
die Staatsgefietze oder Anordnungen der zuständigen Obrigkeit ver- 
pflichten, oder wegen der in einer bestimmten Richtung erfolgten 
Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl oder Stimmrechte. 

§. 16 c. 

Geistliche , welche aus Anlass öffentlicher Wahlen ihre kirch- 
liche Auctorität anwenden , um auf die Wahlberechtigten in einer 
bestimmten Partei-Richtung einzuwirken, werden mit Geldstrafe von 
60 bis 600 Mark bestraft 1 ). 

§. 16 d. * 

Demjenigen Geistlichen , welcher wegen Verletzung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes oder der Bestimmungen der §§. 97, 110, 
111, 130, 130a, 131, 132. des Reichsstrufgesetzbuches innerhalb 
der letzten zwei Jahre zweimal gerichtlich bestraft worden ist, kann, 
sofern sein Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung un- 

1) Im Reg.-Entwnrfe hiess es: »Geistliche, welche in öffentlichen Vor- 
tragen in einer Kirche oder in einem andern zu religiösen Versammlungen be- 
stimmten Orte ans Anlass öffentlicher Wahlen anf die Wahlberechtigten in be- 
stimmter Richtung einzuwirken suchen, werden an Geld von 60 bis in 600 
Mark bestraft.« 
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verträglich erscheint, auf Antrag des Ministeriums des Innern, die 
Fähigkeit zur ferneren Bekleidung seines Amtes aberkannt und das 
damit verbundene Einkommen entzogen werden. Die Entscheidung 
erfolgt durch collegialischen Beschluss der Mitglieder des Staate- 
ministeriums unter Zuzug von fünf Mitgliedern , der Gerichtshöfe, 
welche jeweils für zwei Jahre durch landesherrliche Entschliessung 
bezeichnet werden. 

§. 16 e. 

Dem Geistlichen, welcher zufolge des §. 16 d. vom Amte ent- 
lassen oder zur Bekleidung eines Kirchenamtes durch gerichtliches 
Urtheil unfähig erklärt ist, (Art. 14, VII. des Einführungsg^setzes 
vom 31. Dec. 1871) ist jede öffentliche Ausübung kirchlicher Func- 
tionen untersagt. Die Uebertretung dieses Verbots wird mit Ge- 
fängnissstrafe von 6 Monaten bis zu 1 Jahr bestraft. 

Artikel 4. 
Uebergangsbestimmung. 

Diejenigen Geistlichen, welche zur Zeit der Verkündung dieses 
Gesetzes bereits die theologische Prüfung bestanden haben, bezie- 
hungsweise zu Priestern geweiht sind, können, insofern sie unter die 
Verordnung vom 6. September 1867 fallen, ein Kirchenamt nicht 
erlangen, bevor sie die Staatsprüfung über ihre allgemein wissen- 
schaftliche Vorbildung bestanden, oder von der Regierung auf ihre 
persönliche Bitte Dispens erlangt haben; dagegen wird ihnen ge- 
stattet , bis auf Weiteres kirchliche Functionen auszuüben , die Re- 
gierung aber ist ermächtigt, durch Verordnung ihnen diese Befug- 
niss wieder zu entziehen.« 

3. Eine »Denkschrift des Erzbischöfl. Capitels-Vicar von Frei- 
burg, die Gesetzentwürfe a) über die Aenderung einiger Bestim- 
mungen des Gesetzes vom 9. Oct. 1860 die rechtliche Stellung der 
Kirche, b) die Rechtsverhältnisse der Altkatholiken betr.« (Freiburg. 
Herder 1874. 40 S 4 n ., von S. 30 an die Gesetzentwürfe mit Mo- 
tiven und darauf bezüglichen Akten) wendete sich eingehend gegen 
die falschen Grundlagen und gegen die Bestimmungen dieser Ge- 
setze, prote8tirte am Schlüsse gegen dieselben im Namen des Rechtes 
und der freien Religionsübung, betonte dass die Kirche »auf ihrem 
Lebensgebiete keiner weltlichen Macht unterworfen« sei, und erklärte 
auf Grund der vorausgeschickten gründlichen Motivirung: >Wir 
können deshalb unserer Ueberzeugung und der Pflicht unseres Amtes 
gemäss und es können die mit uns in dieser ernsten Zeit nur um 
so. enger verbundenen Glieder der Kirche zum Vollzuge der pro- 
jektiven Gesetze nicht mitwirken.« 
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XXV. 
Entscheidung der römischen Pönitentiarie 

über die Anwendung der QuihquenndlfacüUäten pro foro interno 

bei concurrirenden Ehehindernissen. 

Eminentissime ac Beverendissime Domine! 

Exponitur humiliter Etninentiae Vestrae Bmae: Parochum postu- 
lasse facultatem dispensandi cum Lucio nupturiente super duplici oc- 
culto impedimento Primi Afflnitatis gradus ex copuliß illicitis prove- 
nientis, quas idem Lucius tum cum matre, tum cum soröre sponsae 
suae habuit. Quum omnia jam parata essent ad nuptias et matrimo- 
nium, usque dum ab Apostolica Sede obtineri posset dispensatio, 
absque periculo gravis scandali differri non potuisset, vigore facul- 
tatum Quinquenualinm dispensavi. Jam vero ortum est dubium, 
num valide dispensatum fuerft, licet duplex Afflnitatis impedimen- 
tum obstitisset. Etiamsi rationes non desint, quae pro validitate 
actus militent: quod nimirum hie agatur de foro interno, ubi casus, 
in quibus plura impedimenta coneurrunt, non ex aequo ac pro foro 
externo reservati esse videntur; et quod ex ipso tenore facultatum 
Quinquennalium colligi posse videtur, concessam esse potestatem 
dispensandi non solum super oeculto Affinitatis impedimento, sed 
etiam super coneurrentibus eiusmodi impedimentis , quum ibidem 
expresse impertita declaratur facultas dispensandi super >impedi- 
mentis Affinitatis ex copula illicita etiam in matrimoniis contrahen- 
dis;c — licet, inquam, ex hisce rationibus validitas actus praesumi 
possit, tarnen tutiorem partem eligens humiliter rogo Eminentiam 
Vestram, ut benignissime declarare velit, num in huiusmodi casibus 
praefatae facultates Quinquennales valide adhiberi possint nee ne; 
et in casu negativa , ut matrimonium , quod dictus Lucius interim 
contraxit, in radice sanare velit. Pro qua gratia etc. 

Emrao ac Brno Domino 
Dno S. B. E. Gardinali 
Poenitentiario Majori 
Bomam. 
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Sacra Poenitentiaria mature consideratis expositis respondet: 
Affirmative; hoc est facultatem dispensandi pro foro conscientiae 
tantutu in Matrimoniis contrahendis saper Impedimeuto occulto Affi- 
nitatis ex copula illicita, qnando omnia parata sunt ad nuptias, et 
deest tenipus reccurrendi ad Apostolicam Sedem, valide ac licite 
exerceri, etiamai praedictwn impedimentnm multiplex sit. Datum 
Bomae in S. Poenitentiaria die 30. Julii 1873. 

Ä. Pdlegrini S. P. Reg. 
Laurentius Cancus Peirano S. P. Secretarius. 
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XXVI. 
Literatur. 

1. Lehrbücher des Kirchenrechts. 

Ueber ein im Jahre 1871 in ungarischer Sprache zu Pegth er- 
schienenes Lehrbach des Kirchenrechts von Prof. Dr. Aloys von 
Boeöky zu Grosswardein wurde uns eine eingehende Kritik von einem 
Freunde in Ungarn zugesagt, aber seither nicht eingesandt. Neue- 
stens erschien wieder ein ungarisches Lehrbuch des Kirchenrechts 
von Dr. Csiky Gergely zu Temesvär 1873. Letzteres Werk ist — 
so schreibt uns ein Freund aus Ungarn — wie der Titel besagt, 
mit besonderer Bucksicht auf das VaticanisÖhe Concil und die un- 
garischen Rechtsverhältnisse verfesst, zeichnet sich zwar durch zweck- 
mässige Anordnung des Stoffes und lichtvolle Darstellung vorteil- 
haft aus, lässt aber, was die Ausführlichkeit einzelner wichtigen 
Parthien betrifft, Manches zu wünschen übrig. 

Wir registriren hier zugleich, dass von Richter' s Kirchenrecht 
die 7. Aufl. , besorgt von dem Professor und jetzigen Mitgliede des 
preußischen sog. Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten Dr. 
Dove, seit 1871 zu erscheinen begann, davon jedoch noch die vierte 
Lieferung aussteht; ferner dass von Prof. v. Schulte's Lehrbuch des 
kathol. Kirchenrechts 1873 die 3. Aufl. erschien, in welcher natür- 
lich der jetzigen neuprotestantischen Bichtung desselben wiederholt 
entschiedener Ausdruck gegeben ist. 

Die Ausgabe de? vom Verfasser des Archivs unter der Presse 
befindlichen und als Theil der Theologischen Bibliothek im Verlag 
von B. Herder zu Freiburg erscheinenden Lehrbuchs des kath. und 
protest. Kirchenrecftis , mit besonderer Bücksicht auf das Vatican. 
Concil und Deutschland, Ocsterreich und die Schweig, hat sich da- 
durch verzögert, dass anstatt der ursprünglichen kurzen, wie in den 
sonstigen Lehrbüchern allgemeiner gehaltenen Andeutung der heu- 
tigen staatskirchlichen Verhältnisse der einzelnen Länder, eine in's 
Einzelne eingehende Darlegung derselben vom Anfang dieses Jahr- 
hunderts bis zur Gegenwart und zwar unter Mittheilung von man- 
chen noch gar nicht näher bekannten Angaben auf Grund authen- 
tischer Quellen gegeben wurde. Um Ostern, hoffen wir jedoch, wird 
der Druck des einige 30 Bogen Lexikonformats starken Werkes 
vollendet sein. * 
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2. Regesta pontificum Romanorum inde ab an. post Christ, natum 
MCXCVfll ada. MCCCIV, ed. Aug. Potthast, Westfcius. 
Opus ab academia litterarvm Berolinensi duplici praemio or- 
natum eiusgue sübsidiis liberalissime concessis editutn. Fase. V. 
plag. 81 — 100; fasc. VI. plag. 101—18 una cum tüulo ad vol. 
I. Berolini. R. de Decker. 1873 seq. 

(Vgl. Archiv Bd. 31. S. 216 f.) In der vorliegenden fimften 
Liefernng des reichhaltigen sorgfältigen Werkes ist die gesetzge- 
berische Thätigkeit Honorius III. nnd die Verzeichnung von allem 
darauf bezüglichen zu Ende geführt (p. 468—679). Darauf folgt 
die fast noch die ganze sechste Lieferung fallende umfangreiche ge- 
setzgeberische Arbeit Gregorys IX. (p. 680—939) und die Begi- 
strirung der Wahl und nur ein paar Wochen dauernden Kegieruugs- 
zeit Cölestin's IV. und der darauf folgenden beinahe zweijährigen 
Sedisvacanz (p. 940—42) womit der 1. Bd. des eine unermessliche 
Fülle von Detail enthaltenden Werkes abschliesst. 

3. Die Kapellen und Annexkirchen, ihre Einrichtung und ihr Ver- 

haUniss eur Haupikirche auf dem linken Rheinufer. Von H. 

Vandenesch. Paderborn. F. Schöningh. 1874. 64 S. 8. (9Sgr.) 
Diese Schrift bezweckt eine übersichtliche handliche Zusam- 
menstellung der die Filialkirchen betreffenden gesetzlichen und ad- 
ministrativen Bestimmungen des französischen Rechts. »Zur Orien- 
tirungt ist (S. 3—7) ein längerer Passus aus dem vortrefflichen 
Werke von Karl de Syo, »das die Eirchenfabriken betreffende Be- 
eret vom 30. Dec. 1809« (S. 89 ff.) abgedruckt, und darauf folgt 
der Abdruck von 7 französischen Gouvernementsbeschlüssen, Cülfcus- 
minist.-Erlassen und Staatsrathsgutachten aus den Jahren 1803 — 13 
nebst deutscher Uebersetzung und einigen grösstenteils aus Hermens 
Handbuch der ges. Staatsgesetzgeb. etc. und dem Ithein. Archiv 
für Civil- und Crim.-R. entnommenen Anmerkungen und den Ab- 
druck eines - im genannten Archiv enthaltenen Urtheils des Rhein. 
Appellhofs vom 12. Mai 1863, wornach die Gemeinden, welche eine 
Kapeile besitzen und sowohl die Kosten für den Gottesdienst wie 
für das Gehalt und die Wohnung des Vicars ans eigenen Mitteln 
aufbringen, nicht verpflichtet sind, zu den gewöhnlichen oder aus- 
sergewöhnlichen Gultuskosten der Hauptpfarrgeroeinde beizutragen. 

Nachtrag : In Betreff der Abhandlang des Hrn. Schödrey über das 
Studium des Kirchenrechts zu Rom gehen uns schon bevor wir dieses Heft mit 
der Abhandlung aasgeben, Bemerkungen aus Hom zu, die jene Darstellung für 
unvollständig und theil weise unrichtig erklären. Wir erwähnen dieses im In- 
teresse der Sache. Eine eingehende etwaige Berichtigung würde gewiss nicht 
bloss für die -Leser des Archivs, sondern auch dem wohlmeinenden Herrn Ver- 
fasser selbst willkommen sein. 
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XXVil. 
Die bischöflichen Visitationen, 

von Domcapitular Dr. Rampf zu München. 

1. Das Institut der bischöflichen Visitationen gehört zu den 
ältesten kirchlichen HeilsanstaÜen. Darum konnte schon das Concil 
yon Tarragona vom Jahre 516 (c. 8.) sagen: Decernimus, ut anti- 
quae consuetudinis ordo servetur, et annuis vicibus ab episcopo dioe- 
ceses visitentur. Decret. Gratiani pars II. c. X. qu. 1. c. 10. Man 
pflegte dieses Institut sogar auf Christus selbst zurückzufahren, von 
dem wir (Matth. 9, 35) lesen: circuibat omnes civitates et eastella, 
docens in synagogis eörum et praedicans Evangelium regni et curans 
omnem languofem et omnem infirmitatem. Die Pastoralreisen der 
Apostel boten ebenso ein sehr nahe liegendes Analogem, 

2. Es sind uns aus der älteren Zeit der Kirche herrliche Bei- 
spiele des Eifers in der Visitation der bischöflichen Sprengel aufbe- 
wahrt. Von dorn hl. Baailius von Neucäsarea erzählt uns Socrates 
(bist. eccl. 4, 21), dass er die Städte seines Sprengeis durchwanderte 
und die Schwachen im Glauben bestärkte. Sulpicius Severus erzählt 
in seinem Briefe an Eusebius, dass der hl. Martin yon Tours oft 
mitten im Winter auf der Wanderung begriffen war, sicut episcopis 
visitare ecclesias moris est, und in seinem Dialog Aber den genannten 
Heiligen (cap. 2) weiss er viel yon den Leiden zu berichten, die der- 
selbe bei diesem hl. Geschäfte ausstand. Von demselben hl. Martin 
singt Paulinua y. Nola (vita Martini) : 

Lustrabat caulas commissi pastor ovilis, 
queis pia claudebat rurestrem ecclesia plebem, 
ne furum fortasse doli rabiesve luporum 
incautas peeudes raperent pastore remoto. 
Ein ähnlicher Eiferer in dieser Beziehung war Augustinus. 
In einer seiner Episteln (237) finden wir die Worte: visitandarum 
ecclesiarum ad meam curam pertinentium necessitate projeetus sum. 
Und weil eine seiner Kirchen, das castrum Fussalense zu weit von 
seinem bischöflichen Sitze entfernt war, so scheute er selbst die 
Abtrennung derselben von seinem Sprengel nicht, um ihr die bischöf- 
liche Pastoration zu sichern. Quod ab Hippone memoratum castellum 
millibus quadraginta sejungitur, cum in eis regendis et eorum reli- 
quiis licet exiguis colligendis me viderem latius quam oportebat 
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eitendi , nee adhibendae gufficorem düigentiae , quam certissiraa 
ratione adhiberi debere cernebara , episcopum ibi ordinandnm con- 
stitueudumque curavi (ep. 261.). 

3. Was die Art und Weise der Visitationen betrifft, so zeugt 
vor Allem die oben genannte Synode von Tarragona dafür, dass sie 
alljährlich gehalten werden sollten ; dasselbe ordnet die 4. Synode von 
Toledo im Jahre 633 can. 35 an; ebenso das Concüinm Cloresho- 
viense vom Jahre 747 can. 3- 1 ). Von dem Hergänge aber bei der- 
selben gibt ans das berühmte Provincialconcil von Braga, anter dem 
Erzbischofe Martin im Jahre 572 gehalten, (can. 1.) ein leben- 
diges Bild. Placnit omnibns episcopis, ut per singnlas ecclesias epi- 
scopi et per dioeeeses ambulantes primam discutiant «lerieos, quo- 
modo ordinem baptismi teneant vel missamm et qaaliter qnaeqne 
officia in ecclesia peragant. Et si recte qnidem invenerint, Deo gra- 
tias agant; sin autem minime, docere debent ignaros, et hoc modis 
omnibus praeeipere, sicut antiqni canones jubent, ut ante vigiuti 
dies baptismi ad pnrgationem exoroismi conenrrant catechomeni, in 
qnibns riginti diebus . omnino catechumeni symbolnm, quod est Credo 
in Denm Patrem omnipotentem, specialiter doceantur. Postqnam 
ergo in his snos clericos diBcusserint Tel doenerint episcopi, alia die, 
conrocata plebe ipsias ecclesiae, doceant illos, ut errores fugiant 
idolorum vel diversa crimina, id est homieidinm, adulteriom, per- 
jurium, falsum testimonium et reliqna peccata mortifera , et quod 
nolunt sibi fieri alteri ne faciant, et ut credant reaurrectionem omni- 
um hominnm et diem judicii, in quo nnnsquisqae seeundum 
opera sna reeepturos sit. Et sie postea episcopns de ecclesia illa 
proficiscatar ad aliam (Decret. Grat. II. pars, caus. 10. q. I. cap. 
12.). Im darauffolgenden (2.) Canon schützte die Synode' die Kirchen 
gegen die aas der Visitation ihnen etwa erwachsende Last; Placnit, 
ut nullns episcoporam per snas dioeeeses ambolans praeter honorem 
cathedrae anae, id est dnos solidos, (wahrscheinlich ein solidos =■■ 40 
denarii a 24 kr.) alind aliquid per ecclesias tollat, neqae tertiam 
partem ex quaeunque oblatione popnli in ecclesüs parochialibus re- 
qoirat; sei illa tertia pars pro lominaribus ecclesiae vel reparatione 
setretur, et singnlis annis episcopo inde ratio flat. Nam si tertiam 
partem illam episcopns tollat, lumen et sarta teeta abstulit ecclesiae, 
Similiter et parochiales clerici serrili more in aliquibus operibus epi- 

1) Tgl. aach den Can. 27. der Sjnode von Würzburg vom Jahre 1287 
Episcopi dioeeeses snas per ae Tel per aliam ant »Hob anno qnolibet vel id 
minus de biennio in bienninm viaitare atnfleant, conflrmando confirmandos et 
corrigendo qoae corrfgenda annt. 
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scopo servire non cogantur, quia scriptum est: neqoe ut dominantes 
in clero (Decret. Gr. II. p. c. 10. q. III. c. 1.). Die spateren Sy- 
noden geben mitunter sehr genaue Vorschriften über den ordo visi- 
tandi parochias. Es dürfte genügen auf die Synode Von Köln aus 
dem Jahre 1549 (es werden dort sechs media reformationis vorge- 
schrieben, von denen das 4. die Visitationen betrifft) hinzuweisen 1 ). 

4. Dennoch begegnen uns im Mittelalter häufige Klagen da- 
rüber, dass die Bischöfe entweder gar nicht ihre Kirchen visitiren 
oder durch ihren Aufwand und ihre Geld-Eintreibungen bei den 
Visitationen die Gläubigen beschweren. Die beiden allgemeinen Sy- 
noden vom Jahre 1179 unter Alexander III. und vom Jahre 1215 
unter Innozenz III. erlassen desshalb eingehende Bestimmungen. 

Denkwürdig ist besonders die erstgenannte Verordnung (Decret. 
Gregor. IX. lib. III. tit. 39. de censibus etc. cap. 6), weil sie eine 
lebendige Vorstellung von der damaligen bischöflichen Prachtliebe 
gibt: Quam Apostolus se ac suos propriis manibus decreverit exhi- 
bendos, ut locum praedicandi auferret pseudoapostolis , et Ulis, qüi- 
bus praedicabat, non exsisteret onerosus : grave nimis et emendatione 
dignum esse dignoscitur, quod quidam praelatorum ita in procura- 
tionibus graves suis subditis exsistant , ut pro- hujusmodi causa 
ipsa interdum ecclesiastica ornamenta subditi exponere compellantur, 
et longi temporis victum brevis hora consumat. Quocirca statui- 
mus, quod archiepiscopi parochias visitantes pro diversitate provin- 
ciarum et facaltatibus ecclesiarum XL vel L evectionum (Pferde) 
numerum, episcopi autem XX vel XXX, cardinales autem XXV, 
nunquam excedant, archidiaconi vero V vel VII, decani constituti 
sub episcopis II equis contenti exsistant. Nee cum canibus vena- 
toriis et avibus proficiscantur, sed ita procedant, ut non quae sua 
sunt, sed quae Jesu Christi quaerere videantur. Nee sumptuosas 
epulas quaerant, sed cum gratiarum actione reeipiant quod honeste 
ac competenter illis fuerit ministratum. Prohibemus etiam, ne sub- 
ditos suos talliis (i. e. praestationibus, vgl. das französ. taille) et 
exaetionibus episcopi gravare praesumant. Sustinemiis autem pro 
multis necessitatibus, quae aliquoties superveniunt , ut, si manifesta 

1) Non alias, heisst es dort unter Anderem, sane melins quam in viai- 
tatione deprehenduntur, corriguntur et eradicantur errores et vitia, quae, visi- 
tatoribus dormientibus, seminantur, creseunt et seenrum robur aequirunt. Dann 
wird auf die Worte des Herrn (Matth. 18, 25.) hingewiesen: com dorntirent 
homines, renit inimiciis homo et raperseminavit suania nnd beigefügt: dor- 
miunt praelati, qni non visitant; soli vigilant et servant costodiam noctis su- 
per gregem suum, qni mala quae metuuntur visitatione praeeidnnt. 

25* 
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ac rationabilis causa exstiterit, cum caritate moderatum ab eis va- 
leant auxilinm postulare. Qauzn enim dicat Apostolus: Non debeot 
filii thesaurizare parentibus , sed parentes filiis , multum longe a 
paterna pietate videtur, si praepositi sabditis suis graves exmstant, 
quos in cunctis necessitatibus pastoris debent more fovere. Archi- 
diaconi vero sive decani nullas exactiones sive tallias in presbyteroe 
seu clericos exercere praesumant. Sane quod de praedicto numero 
evectionis secundum tolerantiam dictum est, in Ulis locia potent ob- 
servari, in quibus ampliores sunt reditus et ecclesiasticae facultates. 
In pauperioribus autem locis tantam volumus teneri mensuram, ut 
ex accessu majorum minores merito non doleant ae gravari. Nee 
sub tali indulgentia illi, qui paucioribus equis uti solebant hactenus, 
plurium sibi credant potestatem indultam. 

Die Verordnung des Lat. IV. can. 33. (Decr. Greg. IX. 1. c. 
cap. 23.) wiederholt nur die in dem eben angeführten Canon ent- 
haltenen Bestimmungen und fügt bei: hoc adhibito moderamine 
circa legatos et nuncios apostolicae sedis, ut, quam oportuerit eoe 
apud aliquem locum moram facere necessariam, ac locus ille propter 
illos niinium aggravetur, procurationes reeipiant moderatos ab aliis 
ecclesiis vel personis, quae nondum fuerant de suis procuratiouibos 
aggravatae, ita quod numerus procurationum numerum dierum, qui- 
bus hujusmodi moram fecerint, non excedat, et quum aliqua non 
suffecerit per se ipsam, duae vel plures conjungantur in unum. 

Zu diesen gesetzlichen Bestimmungen fugte endlich öregor X. 
auf dem allgemeinen Goncile von Lyon (1274) noch ernste Straf- 
Androhungen hinzu: Eiigit perversorum audacia, ut non simus sula 
delictorum prohibitione contenti, sed etiam poenam delinquentilus 
imponamus. Gonstitutionem itaque felicis recordationis Innocentü 
Papae I7. 1 ) praedecessoris nostri, .etiam super non reeipiendis in 
peeunia procurationibus ac super reeeptione munerum visitantibus 
eorumque familiaribus interdieta, quam multorum fertur temeritas 
praeterire, volentes inviolabiliter observari, eam decernimus poenae 
adjeetione juvandam, statuentes, ut universi et singuli, qui ob pro- 
curationem sibi ratione visitationis debitam exigere peeuniara vel 
etiam a volonte reeipere vel alias constitutionem ipsam reeipiendo 
munera, sive, visitationis officio non impenso, procurationem in vi- 



1) Es ist dies eine sehr ausführliche Constitution, in welcher zunächst 
den Metropoliten eingehende Vorschriften über die Visitation ihrer Provinsen ge- 
geben und xuletst auch den Bischöfen dieselbe »visitationis forma« anbefohlen 
wird. Sie steht in Sexte tit. XIX. de censihus, eiactioaibm et psaenratteii- 
bus, cap. 1. 
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ctualibus aut aliquid aliud procurationis occasione, violare praesum- 
pserint, duplum ejus, quod receperint, ecclesiae, a qua id receptum 
fuerit, infra mensera reddere teneantur. Alioquin ex tunc patriarchae, 
archiepiscopi, episcopi duplum ipsum ultra praedictuin tempus resti- 
tuere differentes ingressum sibi ecclesiae sentiant interdictum; infe- 
riores vero ab officio et beneficio noverint se suspensos, quousque de 
duplo hujusmodi gravatis ecclesiis plenariam satisfactionem impen- 
dant, nulla eis in hoc dantium remissione, liberalitate seu gratia 
valitura (In Sexto tit. XIX. cap. 2.). 

Das Mittelalter ist übrigens, wie überhaupt, so auch in diesem 
Punkte der Disciplin reich an scharfen Gegensätzen. Es lassen sich 
diese nicht leicht schöner schildern, als es der hl. Bernhard in sei- 
ner vita Malachiae, archiepiscopi Armaceni (c. VIII.) gethan hat, 
wo er von den Visitationen dieses heil. Bischofes in folgender Weise 
redet : 

»Foris et rura et oppida saepius percurrebat cum sancto illo 
comitatu discipulorum suorum, qui nunquam deerant lateri ejus. 
Ibat et erogabat vel ingratis coelestis tritici mensuram. Nee vehe- 
batur equo, sed pedes ibat et in hoc virum se Apostolicum probans. 

Denique eum exiret ad praedicandum, cum peditibus pedes 

et ipse ibat Episcopus et Legatus. Forma Äpostolica haec; et inde 
magis mira in Malachia, quo rara nimis in aliis. Veras profecto 
Apostplorum haeres iste, quia talia agit. Sed advertere est quomodo 
dividat haereditatem cum fratribus suis aeque nepotibus Apostolorum. 
Uli dominantur in clero, iste dum esset über ex omnibus, omniura 
se servum fecit. Uli aut non evangelizantes manducant, aut evange- 
lizant, ut manducent; Malachias imitans Faulum manducat ut 
evangelizet Uli fastum et questum aestimant pietatem: Malachias 
baereditate yindicat sibi opus et onus. Uli felices se eredunt, si 
dilataverint terminos suos: Malachias in dilatanda charitate gloria- 
tur. Uli congiregant in horrea et dolia replent, unde onerent men- 
sas: Malachias colligit in deserta et solitudines, unde impleat coe- 
lo8. Uli cum aeeipiant deeimas et primitias et oblationes , insuper 
et de Caesaris beneficio telonia et tributa et alios reditus infinitos, 
solliciti sunt nihilo minus quid manducent et quid, bibant: Mala- 
chias nihil horum habens, multos tarnen locupletat de promptuario 
fidei. Ulis nee cupiditatis nee sollicitudinis ullus est finis: Mala- 
chias cupiens nihil, non novit tarnen cogitare de crastino. Uli a 
pauperibus exigunt, quod dent divitibus: iste sollicitat divites pro 
pauperibus sustentandis. Uli marsupia vacuant subditorum: iste 
pro peccatis eorum altaria cumulat votis hostiisque paeificis. . . . 
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. . . . Uli, alta palatia erigant, turres et moenia ad coelos levant: 
Malachias non habens ubi caput reclinet, opus fecit Evangelistae. 
Uli equos ascendunt cum turba homhium gratis manducantium pa- 
nem et non suum: Malachias septus sanctorum fratrum collegio 
pedes circait portans panes Angelorum, quibus satiet animas esurien- 
tes. Tili plebes ne agnosount quidem: fcte erudit. llli potentes et 
tyrannos honorant: iste punit« 

5. Die Synode von Trient ist auch hier in die alte Kirchen- 
disciplin erneuernd und bessernd eingetreten. In den Reformations- 
decreten der 24. Sitzung wird, als sollten die wichtigsten Angelegen- 
heiten in natürlicher und zusammenhängender Abfolge behandelt 
werden, nachdem zuerst von der Wahl der Bischöfe und Cardinäle, 
dann von den Provincial- und Diöcesan-Synoden geredet worden, das 
Visitationsinstitut in folgender Weise (cap. IH.) normirt. 

a) Visitatoren. 

Patriarchate, primates, metropolitani et episcopi propriam dioe- 
cesim per se ipsos , aut, fid legitime impediti faerint , per suum ge- 
neralem vicarium aut visitatorem, si quotannis totam propter ejus 
latitudinem visitare non poterunt, saltem majorem ejus partem, ita 
tarnen, ut tota biennio per se Tel visitatores suos compleatur, visi- 
tare non praetermittant. A metropolitanis vero , etiam post plane 
visitatam propriam dioecesim, non visitentur cathedrales ecclesiae, 
neque dioeceses suorum comprovincialium, nisi causa cognita et pro- 
bate in concilio provinciali. Archidiaconi autem, decani et alii in- 
feriores in iis ecclesiis, ubi hactenus visitationem eiercere legitime 
consuevenmt, debeant quidem, assumpto notario, de consensu episcopi 
deinceps per se ipsos tantum ibidem visitare; visitatores etiam a 
capitulo dequtandi, ubi capitulum jus visitandi habet, prius ab epi- 
scopo approbentur ; sed non ideo episcopus, vel eo impedito ejus vi- 
sitator, easdem ecclesias seorsum ab his visitare prohibeatur, cui 
ipsi archidiaconi vel alii inferiores visitationis factae infra mensem 
rationem reddere, et depositiones testium ac iutegra acta ei exhi- 
bere teneantur; non obstantibus quacunque consuetudine, etiam im- 
memorabili, atque exemptionibus et privilegiis quibuscunqne. 

b) Zweck der Visitationen. 

Visitationum autem omnium istarum praecipuus sit scopus, 
sanam orthodoxamque doctrinam expulsis haeresibus inducere, bonos 
mores tueri, pr&vos corrigere, populum cohortationibus et admoni- 
tionibus ad religionem, pacem innocentiamque ateendere, cetera, 
prout locus, tempus et occasio feret, ex visitantium prudeotia ad 
fidelium fructum constituere. 
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c) Die Reichnisse an die Visüatoren. 

Quae ut facilius feliciusque succedant, monentnr praedicti omnes 
et singuli, ad quos visitatio spectat,, ut paterna caritate Christia- 
noque zelo omnes amplectantur ideoque modesto contenti equitatu 
famnlatuque studeant quam celerrime, debita tarnen cum diligentia, 
visitationem ipsam absolvere. Interimque caveant, ne inutilibus 
sumptibus cniquam graves onerosive sint, neve ipsi aut quisquam 
saorom quidquam procorationis causa pro visitatione, etiam .testa- 
mentorum ad j>ios usus, praeter id, quod ex relictis piis jure tfebetur, 
aut alio quo vis nomioe t nee peeuniam, nee munus, quodeunque ait, 
etiam qualitercunque offeratur, aeeipiant, non obstante quaeunque 
consuetudine, etiam immemorabili; eiceptis tarnen victualibus, quae 
sibi ac suis frugaliter moderateque pro temporis tantum necessitate 
et non ultra erunt ministranda. Sit tarnen in optione eorum, qui 
visitantur, si malint solvere id, quod erat ab ipsis antea solvi certa 
pecuma taiata consuetum, an vero praedieta victualia subministrare; 
saivo item jure conventionum antiquarum cum monasteriis aliisve 
piis locis aut eedesiis non parochialibus inito, quod illaesum perma- 
neat. In iis vero locis seu provineiis, ubi consuetudo est, ut nee 
victualia, nee peeunia, nee quidquam aliud a visitatoribus aeeipiatur, 
8ed omnia gratis fiant, ijbi id observetur. 

d) Strafandrohung für Erpressungen. 

Quodsi quispiam, quod absit, aliquid amplius in supradictis 
omnibus casibus aeeipere praesumpserit, is, praeter dupli restitutio- 
nem intra mensem faciendam, alüs etiam poenis juxta Constitutio- 
nen} concilii generalis Lugdunensis, quae ineipit: >Exigit,< nee non 
et aliis poenis in synodo provinciali arbitrio synodi absque ulla spe 
veniae mulctetur. 

e) Einmischung der Kirchenpatrone. 
Patroni vero in iis, quae ad sacramentorum administrationem 
speetant, nullatenus se praesumant ingerere, neque visitationi orna- 
mentorum ecclesiae aut bonorum stabilium seu fabricarum proventi- 
bus immisceant, nisi quatenus id eis ex institutione ac fundatione com- 
petat; sed episcopi ipsi haec faciant et fabricarum reditus in usus 
ecclesiae necessarios et utiles, prout sibi expedire magis visum fuerit, 
expendi curent. Sess. XXIV. de ref. 3. 
f) In Bezug auf die der Visitation des Bischof es unterliegenden 

Kirchen und Personen 
gibt das Tridentini8che Goncilium an verschiedenen Stellen genaue 
Bestimmungen. Es unterliegen demzufolge der Visitation im Allge- 
meinen alle Kirchen, die Cathedralkirche , die Collegiatkirchen und 
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alle übrigen Pfarr- and Filialbirchen ; alle Kleriker an diesen Kir- 
chen; auch die exempten Kirchen und- Geistlichen '; selbst die Kir- 
chen der Regulären, sofern sie die Seelsorge für Sacularen üben; end- 
lich alle geistlichen Stiftungen, Anstalten, Sehulen, Bruderschaften 
und andere Genossenschaften n. dgl. Sess. VI. 8e ref. 4. Sess. VII. 
de ref. 7. 8. Sess. XIV. de ref. 4. Sess. XXI. de ref. 8. Sess. XXIL 
de ref. 8. Sess. XXIV. de ref. 9. Sess. XXV. de regul. et raon. 11. 
(!. Die Absicht, welche die Kirche bei Anordnung der -bischöf- 
lichen Visitationen hatte nnd der Geist, in welehem sie dieselben voll- 
zogen wissen will, ist nirgends klarer dargelegt, als in dem Ordo 
ad visitandas paroebias, wie ihn das Pontificale Bomanum darbietet 
Wir geben darum in Nachfolgendem den Verlauf des hl. Actes 
nach dieser noch jetzt allenthalben massgebenden Quelle. 

a) Fontifex visitaturas dioeoesim et paroebias suas, cum ad 
civitatem sen oppida suae diocesis pervenerit, reeipitur processionali- 
ter eo ordine, prout supra in reeeptione Pnielati sen Legati. dictum 
est*); boo solo demto, quod loco orationis: Omnipotens Sempiterne 
Deus, qui facis mirabilia magna etc., seu : Dens ornmum etc., ipso 
Praelato ante attare in faldistorio gennflectente , dicitur sequens 
oratio: OremuB. Deus, bumilium visitator, qui eos paterna dilectione 
consolaris, praetende sooietati nostrae gratiam tuam, ut per eos in 
quibus habitas tuum in nobis sentiamus adventum. P. Chr. D. n. 
Amen. Es ist hier zu bemerken, dass der Obere jener Kirche, welche 
viaitirt werden soll, dieses Gebet aingt. Für seine Gemeinde (sock 
tati nostrae) fleht er zu Gott,' dass er, der die Demfithigon heim- 
sucht -und sie mit väterlicher Liebe tröstet, seine Gnade dazu spen- 
den möge, dass sie in dem ankommenden Oberhirten, dem Stellver- 
treter Christi, der in dem Oberhirten wohnt, die Ankunft Christi 
selbst und alle ihre gnadenreichen Wirkungen erfahren möchte. 

b) Dazu soll der oberhirtliche Segen helfen: qua (oratione) 
finita, Pontffei surgens ascendit ad altare majus osculaturque illud 
in medio et ibidem populo solemniter benedicit. 

c) Es folgt eine doppelte Unterweisung des Bischofes, einmal 
über den Zweck der Visitation, dann die allgemeine Katechisation 
des Volkes^ 

a) Deinde, vei in medio Missae (nach dem Evangelium), ver- 
sus ad' popnlum sedens, proponit populo cansas adrentns sui, qnia 
sacri canones et ecclesiasticus ordo hoc fieri praeeipiant propter 
multa. 

1) Rs ist die nSmllclie Weise, wie sie Überall bei dem ßmpfange de« 
zur hl. Firmnng erscheinenden Oberhirten im Gebrauche ist. 
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Pritno ad absolvendas animas defunctorum. 

Secundo ut sciat et videat qualiter ecclesia ipsa spiritualiter 
et temporaliter gubernetur; quo modo se habeat in ornamentis; qua- 
liter ibi ecdesiastica Sacramenta ministrantur et divina officia pera- 
guntur; quäle servitium (Dienst, den der Klerus dem himmlischen 
Herrn erweist z. B. im Chore) ibi impenditar; qualis sit Tita roi- 
ni8trornm et populi, nt ex officio inquisitionis snae per eum, si qua 
in praemis8is corrigenda fuerint, corrigantar et emendentar. 

Tertio ad adulteria, fornicationes, sacrilegia, divinationes et 
similia publica in populo punienda, ad qnod interdum non sufficiunt 
ecclesiarum rectores, ostendens diligenter populo, quam damnabilia 
et detestanda sunt crimina ipsa. 

Hier wird manches Kreuz dem Seeborger abgenommen, unter 
dem er lange vergeblich geseufzt; hier wird z. B. auch die der 
Christenlehre sich entfremdende Jugend wieder gewonnen. 

Im fränkischen Reiche begleiteten den visitirenden Bischof die 
Missi Vominici, ut, quos sacerdotaüs admonitio non lectit ad justi- 
tiam, renalis potestas ab improbitate coerceat (Conc Arelatense, 
anni 813 c. 17.); consentientes comites et judices praesulibus suis 
ad justitias faciendas (Oonc. Moguntin. anni 847 c. 7.). 

Quarto, propter casus, qui de jure vel consuetudine ad Epi- 
scopum dumtaxat perünere noscuntur, qui in constitutionibus synoda- 
libus continentur, in quibus nullus alins se intro mittere potest, pro- 
testans plebi, quod si quis vel si qua in aliquo ipsorum casuum, 
vel in quocumque alio, consiliö ejus indiguerit, paratus sit benigne 
audire et consilium et absolutionem impendere, aut poenitentiam 
roisericorditer injungere salutarem. 

Quinto ad exhibendum sacramentum Gonfirmationis, cujus solus 
Episcopus Ordinarius minister est. 

ß) Deinde inducit diligenter populum ad poenitentiam, et in- 
struit in ecclesiasticis sacramentis et in articulis fidei, et qualiter 
debent declinare a malo et facere bonum, fugere vitia et sectari vir- 
tutes, alten non facere quod sibi fieri nolunt. 

Wie es der hl. Situs erfordert, dass bei der Pontificalmesse, 
wenn nach dem Evangelium gepredigt wird, das allgemeine Sunden- 
bekenntniss gesprochen wird, das die Vergleichung des eigenen Le- 
bens mit dem eben vernommenen Worte Gottes dem gläubigen 
Hörer abringt, woran sich dann die Absolution und der Ablass reiht, 
so auch hier nach vollbrachter Predigt: 

d) His expletis fit populi confessio et absolutio generalis, et in- 
dulgentia datur per Pontificem. Was den Ablass betrifft* so kommt 
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hier der Canon dös IV. L&teranensisehen Concils 41215) in Betracht 
(cap. Garn ex eo. XIV. de pöenitentiis et remissioBibüs) : ut, cum de- 
dioator basilicA* nota ektfendätur indtdgentia ultra annum, sive ab 
und, sive a piuribus episcopis dedicetör; ac deinde in annivereario 
dedicationiti tempore quadraginta dies de injunctis poenitentiis remis- 
sio iödulta non eicedat .■-.... hunc quoque dierüm numerum in- 
dulgentiarum literis moderari, qua* pro quibushbet casibus aliquo- 
ties ctatöeduntar. > • • 

e) Der eigentliche Visitationsact beginnt dann mit einer be- 
sonders feierlichen visitatio defunctoram. Wie bei dem hl Opfer, 
sobald durch das mystische Schwert der Cooperation das Opferlamm 
neuerdings geschlachtet vor dem Priester liegt, der ans dem Opfer 
strömende Segen in alle hilft- und heilsbedfirftigen Kreise gelei- 
tet, an erster Stelle aber und vor allem Änderen den hilfsbedürf- 
tigsten, nämlich den leidenden Seelen des Beinigungsortes zugewen- 
det wird, so wird hier, da alle Kreise die Gegenwart des Oberhirten, 
der den Erzhirten aller Seelen vertritt, erfahren sollen, zuerst der 
Abgestorbenen gedacht. 

Der Bischof wird mit dem schwarzen Pluviale und der Mitra 
bekleidet und spricht zuerst die absolutio defunetorum am Altare. 
Sie ist zunächst für die Cathedral-Kirche bestimmt und bezieht sich 
auf die in derselben ruhenden Bischöfe. 

Dann begibt sich der Oberhirt in den Gottesacker und spricht 
dort die Absolution über die daselbst ruhenden Priester, über die- 
jenigen dann, die in spedeller Beziehung das kirchliche Gedächt- 
niss sich verdienten (nostrae congregatiohis fratres, propinquos et 
bent&ctores) und endlich über alle, die hier und überall in Christus 
ruhen. 

Und noch mal nimmt er, zum Altare zurückgekehrt, das Ge- 
dächtniss aller Verstorbenen auf und erfleht ihnen die Herrlichkeit 
der Auferstehung unter den Heiligen und Auserwählten Gottes. 

f) His peractis depositis stola et pluviali nigris seu violaceis 
et assumptis albis ineipü Visitationen* 

1) a sanctis8ima Encharistia, ad baptisterium, inde ad saneta 
plea, ad sacras reliquias; tum ad altaria et capellas et sacras ima- 
gines; item ad sacristiam et coemeterium se confert; post ad aedes 
canonicales, hospitalia, confraternitates et alia loca pia. 

2) Potent postea Pontifez confirmare pueros, praemissa moni- 
tiohe et aliis servatis, prout supra in prineipio de confirmandis di- 
ctum est. 

8) Expedita itaque Gonfirmatione, et benedictis ornamentis, si 
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qua benedicenda sunt, depositisque indumentis eccleaiortieb, con- 
fessiones et deinde querelas, si quae sunt, audit. Tom de conversatione 
Cleri et populi, et qualiter spiritualia et temporalja in ipsa ecclesia 
mini$trantur, et de libris et omaqientis diligenter de pleno irtquirit 

g) Zum Schlosse der Visitation besucht der Bischof noch 
ein Mal die Kirche und spricht wieder das Gebet für die Verstor- 
benen. Post haec discedit quo voluerit. 

Es gibt vielleicht keine kirchliche Institution, in der sich der, 
Eifer für das Heil der Seelen so frisch und krftftig ausprägt, wie 
die Visitation. Da erneuert jeder Bischof wieder und wieder das 
Bild des Heilands in sich selber: Ego som pastor bonus, et co- 
gnosco oves meas et cognoseunt me meae. Animam meant peno pro 
ovibus meis. Er erntet aber anch wieder and wieder den Trost des 
guten Hirten, qui vadit ad ovem perditam, fonec inveniat eam. Dann, 
cum invenerit eam, imponit in hnmeros gaudens, et venieqs domum 
convocat amicos et vicinoe dicens ilUs : Congrutalamini mihi y quia 
inveni ovem, qu$e perierat, aber nicht eines blos, sondern hunderte 
und tausende. Und im Himmel erneuert sich immer wieder die 
Freude, die der Heiland schildert: Dico vobis, quod ita gaudium 
erit in coelo super uno peccatore poQnitentiam agente magis, quam 
super nonaginta noverar justjs, qui non indigent poeniteütia. 
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XXVHl 
Das Ehehindemiss des Ehebandes, 

im kirchliehen und römischen Rechte bis auf Justinian, 

r 

vo» Vicar G. Wanne* in Biberach. 

Es war gänzlich aus dem religionslosen Geiste seinerzeit heraus- 
gesprochen, wenn Tertnllian 1 ) behauptete, es liege Gott nichts da- 
ran, ob ein Weib zu Lebzeiten oder erst nach dem Tode seines 
Mannes heirathe, and dass 1 ) die zweite Ehe, nach dem Tode des 
ersten Gatten schon desshalb nicht gestattet werden dürfe, weil man 
mit ihr auch die Wiederverhetathung der geschiedenen Eheleute zu- 
lassen müsse, und zwar desshalb, weil einer unschuldigen Frau die 
Entziehung der ehelichen Rechte, die an sich immer als ein Uebel 
aufgefasst wurde, hier von böswilligen Menschen, dort aber von 
der Weisheit Gottes veranlasst werde. Wenigstens haben die alten 
Völker des Orients und Occidents eine WiedervereheKchung dar ge- 
schiedenen Gatten in grösserem oder geringerem Umfange für sitt- 
lich erlaubt betrachtet, obwohl deren Unterlassung die Forderung 
höherer Vollkommenheit war. So konnte z. B. bei den Persem der 
Mann, der sein Weib wegen einer Verschuldung Verstössen, zu einer 
neuen Ehe schreiten 9 ). Ueberhaupt wird nur von den Germanen 
berichtet 4 ), dass sie sich mit Einer Ehe begnügten. 

Während das mosaische Gesetz den Priestern 5 ) und Hohen- 
priestern *) untersagte, eine Verstossene zu heirathen, stand dem ge- 
wöhnlichen Manne nichts im Wege, eine Geschiedene zum Weibe 
zu nehmen 7 ). Nur die nicht entlassene Frau muttte dem ersten 
Manne, falls dieser es verlangte, wieder zurückgegeben werden, auch 
wenn sie bereits einen zweiten genommen hatte 8 ) ; hingegen stand es 
ihm nicht mehr frei, das Weib, das er entlassen und das sich unter- 
dessen wieder verheirathet hatte, wieder zu sich zu nehmen, wenn 
der zweite Mann dasselbe verstiess 9 ). Es wurde also unterschieden, 
ob die Entlassung von ihm ausging oder nicht. 

Das alte römische Recht gestattete die Wlederverheirathung 
nach stattgehabter Ehescheidung — denn ohne diese, durfte, nicht 

1) De monogam, c. 9. — 2) 1. c. c. 10. — 8) Esth. 1, 19. — 4) Tacit, 
Germ." c 19. - 6) Levit. 21, 7; Ezech. 44, 22. — 6}. ^evit.' 2j;' Ü — 1\ Deut. 
24, 2; vergl. Üuaeb., hiit eccl. 1, 7,' - 8)Vsain." 3, 14 £'- : 'ty Wut, '&, 4; 
Jerem. 8, 1. . 
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einmal eine Verlobung stattfinden ') — ebenfalls ; nur mnsste bei 
Frauen zwischen beiden nach der lex Julia ein halbes, nach der 
lex Pappia anderthalb Jahre verflossen sein 9 ). Es wurde von diesem 
Recht im ersten Jahrhundert des Kaiserreichs in so rücksichtsloser 
Weise Gebrauch gemacht, dass Ssneea') sieh den< beissenden Witz 
erlauben konnte, die adeligen Rfrperiwtn sfthlten ihr*, Jahre nicht 
mehr nach der Zahl der Consuln, sondern der USbemänner. Die Rö- 
merinnen traten damals aus der Ehe, um zu heirathen, und sie traten 
in die Ehe um sich scheiden zu lassen 4 )« Kaiser Antonin, der we- 
nigstens dem an der Scheidung unschuldigen Theile das Recht der 
Wiederverheirathung zuerkannte, sah in letzterer eine private Com- 
pensation der ungerecht vollzogenen Trennung 5 ). Solange es gewiss 
war, dass der Mann in der Gefangenschaft lebe, durfte die Frau 
nicht heirathen, ausser wenn sie selbst repudüren wollte; war es 
aber nicht gewiss, so konnte sie nach fünf Jahren zu einer neuen 
Ehe schreiten 6 ). Den Frauen der Militärpersonen schrieb Coastan- 
tin *) blos vier Jahre vor, wenn sie ihre Absicht, zu heirathen, dem 
Heerführer anzeigten. Nicht heirathen durfte man nur diejenigen 
Geschiedenen, die, wegen Ehebruchs veruftheilt, der Strafe entgingen 8 ), 
und selbst nicht heirathen durfte die freigelassene Frau, die sich 
gegen den Willen ihres Herren üad Mannes geschieden, so lange 
dieser ihre Rückkehr verlangte 9 ). 

Mit dieser Licenz der Juden und Heiden trat das Cliristen- 
thum von Anfang an in einen Gegensatz.. Es brachte als ein neues 
Moment in das eheliche Recht das. >(Beseta des. Mannes**),* das 
JEhehmderniss des Bandes, das unter allen im neuen Testament 
berührten das best- bezeugte ist. Es befindet . sich daselbst in fol- 
genden Formen. Das Weib ist gebunden, so lange sein Mann lebt 11 ), 
so dass es, wenn es sich zu dessen Lebzeiten einem andern Manne 
hingibt, als Ehebrecherin gilt 12 ); erst durch den Tod des Mannes 
wird es frei vom Gesetze 13 ) und kann heirathen, wenn es will **). Wer 
sich von seinem Weibe scheidet und ein anderes freit, dir bricht 
die Ehe 15 ) ebenso wie das Weib, das sich von seinem Manne trennt 
und einen andern heirathet 16 ). Das geschiedene Weib soll unver~ 



1) J. 5. 0. de tkmak ante nupt. 5, 3; 1. 18. C. tfi leg. Jul. de adult.9, 9. 
— 2) Ulp. XIV, 1.-8) ep, 2, 20; 4, 5« — 4) Martial. 6, 7; Jnven. 6, 20. — 
5) jUguatin. ad Pollent. I EL — 6) fr. 6. D. de divort. et repud. ?4, 2. — 
7) l 1. C. de repud., '5, ll' — 8) ,1. .9. b. ad leg. !ful. de aclnlt. 9, ?. - 9) fr. 
U. 45.' D. de.rit. nupt 23, 2;. 1, 1. C. de. ince*t. et inutil. iiupt. 5, 5. — 10) 
Itöra. 7, 2. — 11) ftdm, 7, 2* i Cor. 7, $9. — 12) ftönvf, 5. — 18) Bora. 7, 
2. 3. — 14) 1 Cor. 7, 39. - 15) Marc. 10, 11 ; Luc 16, 18. — 16) Mate 10, 1* 
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heirathet bleiben*), and wer eine Geschiedene ehdlieht, bricht die 
Ehe 2 ). Es ist somit durch das neue Testament - die Wiederverbei- 
tathung der Gatten nach erfolgter Scheidung peöitiv als Ehebruch 
gebraiuhnarkt, Insofern ausgenommen von diesem Urtheil, als er 
gar nicht erwähnt wird, ist nur der Fall, dass der Mann bei der 
Ehescheidung 4er passive Theil gewesen wftre, ein Punkt den Ba- 
8ilius ins Auge fasste ^. 

Eine einzige Stelle des neuen Testaments, die von der Wieder- 
verheirathung handelt, ist bisher unbeachtet geblieben; es ist die riel- 
bestrittene Stelle Matth. 19, 9. : »Wer sein Weib, es sei denn wegen 
Unzucht, rerHtegt und ein anderes heirathet, bricht die Ehe.« Die 
Stelle ist grammatisch unbestreitbar an sich einer doppelten Auslegung 
fähig. Sie kann sagen: wer aus einem anderen Grunde als wegen 
Unzucht seine Frau entlassen hat, und dann eine andere heirathet, 
begeht einen Ehebruch, — was immer noch die Möglichkeit offen 
Hesse, dass wer sein Weib wegen Unzucht entlassen, keinen Ehe- 
bruch begehe, falls er zur zweiten Heirath schreite. Sie kann aber 
auch den Sinn enthalten : sowohl derjenige, weloher sein Weib, ausser 
wegen Unzucht, fritl&sst, als der, welcher zu Lebzeiten des einen 
ein anderes heirathet, ist Ehebrecher. In diesem letzteren, gram- 
matisch jedoch viel unwahrscheinlicheren Sinne, wäre das Ehehinder- 
ni88 des Bandes hier in der gleichen Ausdehnung bezeugt wie an 
anderen Orten des neuen Testaments, Allein die grammatische 
Schwieiigkeit dieser Auslegung läset es nicht r&ttüioh. erscheinen, 
dieses Zeugniss.au prämhren; man wird vielmehr besser timn, zuzu- 
geben, durch MattL 19, 9. sei. nicht unmöglich gemacht t dass wer 
seine Frau wegen. Unzucht entlasse und dun eine andere heiratbe* 
keinen Ehebruch begehe, Unmöglich gemacht ist dies hinlänglich 
durch Marc. 19, IL und Luc 16, IS, wenn man nämlich gewillt 
ist, mir das gelten zu . lassen, worin alle Synoptiker übereinstimmen. 
Während für das Verbot der Wiedemrheirathnng des Mannes im 
FßJle dtt Ehebruchs 4er Frau dar sicher vorhandene Gegensatz 
zw^bwdem christlichen und mosaischen Gesetze sprach* welch 
letztere^ nach < der strengerea Auslegung die Heirath ohne wegen 
Unzucht stattgeftmdener Trennung ebenfalls verwarf, dagegen der 
Umstand, dass Matthäns die Beschränkung »wegen Unzucht* über- 
haupt hereingezogen hatte, der Freiheit das Wort redete, erffittte 
sich das im Hinblick auf diese Frage und die Von ihm gegebene 



1) 1 Cor. 7, 11. -2) Matth. 5, 82; 19, 9; Lac. 16, 18. 
3) BMiBten. .■'»•' 
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Entscheidung gesprochene Wort 1 ) des Herrn: nicht alle verstehen 
dieses Wort, sondern denen es gegeben istty. > ^ 

In alter, und neuester Zeit wurde darauf hingewiesen, dass es 
an der bewussteo Stelle Siel Tcopveta, nicht trcl jiotxeia heisse, dass 
also nicht der Ehebruch der Frau giltiger Entlassung»- und Wieder- 
verhefrathungsgrund sei, sondern ein anderer Umstand, der von dem 
Evangelisten passender durch nopvela ausgedrückt werden' wollte. 
Wenn nun die Yermuthung aufgestellt wird , letzterer Ausdruck sei 
die Bezeichnung einer illegitimen Verbindung, eines Concubinats, im 
Gegensatz zur legitimen Ehe, so dass der Sinn der Stelle wäre: wer 
sein legitimes, nieht aussereheliches Weib yerstösst und ein anderes 
heirathet, der bricht die Ehe, so wird eine Harmonie zwischen den 
Synoptikern herzustellen gesucht, die jedenfalls ein Widerspruch 
gegen die geschichtliche Auffassung dieser Stelle ist. In der Ge- 
schichte des Eherechts findet diese Auslegung keinen Platz, weil sie 
den Christen von den ersten Zeiten an unbekannt war, indem diese, 
wie sich. aus unzähligen Beispielen nachweisen liese, unter dem rcopveta 
bei Matte. 19, 9. immer ein Unzucht/vergehen einer verheiratheten 
Frau Überhaupt, besonders aber den Ehebruch verstanden. 

Selbstverständlich konnten Männer, welche jede wiederholte 
Ehe für eine grosse Schwäche hielten, der Wiederverheirathung ge- 
schiedener Gatten nicht das Wort reden, und es finden sieh bei den 
ersten christlichen Apologeten Stellen , bezüglich derer sich nicht 
mit Sicherheit entscheiden lässt , ob der in ihnen ausgesprochene 
Tadel jede zweite Verehelichung oder blos die Heitath Geschiedener 
treffe. Unzweideutig sagt der Pastor Henna 3 ) , dass der Mann, 
welcher sein Weib wegen Ehebruchs entlassen, nicht mehr heiratben 
dürfe. Nach ihm bezeugt Justin der Märtyrer 9 ), dass diejenigen, 
die nach menschlichem Gesetze eine doppelte Ehe eingehen, in den 
Augen Christi Sünder seien, und dass, wer eine Verstossene nehme, 
die Ehe breche 5 ). Athenagoras*) bestätigt das attc christliche Ge- 
setz, wornach man, so lange die erste Gattin lebt, gar nicht mehr 
hexrathen dürfe, und behauptet, dass der Umstand, die erste Gattin 
vorher Verstössen zu haben, das Verbrechen des Ehebruchs nicht 
aufhebe 7 ). Letzteren definirt Clemens txto Alexanärieji*) f als deh 
Fall von einer Ehe in mehrere, und subsummirt ausdrücklich unter 
diesen Begriff die Ehe zu Lebzeiten des getrenntem TheUs Und die 
Heirath mit einer Geschiedenen 9 ), wohl nicht ohne bewussten Ge- 



1) Matth. 19, 8. — 2) V. 11. - 8) H, 4, 1. — 4) apolog. I, 15. — 
5) 1. c. c. 6. — 6) leg. c 88. — 7) 1. c. — 8) atrom. III, 8. — 9) 1, c. il, 28. 
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gensatz mit der Praxis der Ebioniten, von denerj Ij^iph^as *} .ab 
charakteristischen Trrthum die anderweitige und selbst mehrmalig« 
Verehelichnng der geschiedenen Gatten auffährt. « . , . 

Noch schärfer hebt Tertullian den Unterschied des christlichen 
Hechts vom heidnischen und jüdischen in unserer Krage hervor. Er 
bezeichnet es den Heiden gegenüber als Ehebruch 3 ), wenn Gatten, 
aus welchen Gründen immer sie sieh gebrennt haben .mögen, .^ch 
in eine andere geschlechtliche Verbindung einlassen. Demnach mfisse 
das Weib y das seinen Mann verlassen, unverheiratet bleiben 3 )i weil 
es im Christenthum , im Unterschied vom aUen Gesete*) Ehebruch 
wäre, beim Bestand der ersten Ehe, zu Lebzeiten des anderen Theils, 
zu heirathen oder eine Entlassene zur Frau zu nehmen 5 ). Ja, die 
wesentlichste Differenz zwischen dem heidnischen und christJwhcn 
Eherecht besteht ihm darin, dass die Heiden selbst ohne repudium sich 
ehebrecherisch verbinden, den Christen aber auch das förmliche ; und 
begründete 6 ) repudium eine weitere Ehe nicht erlaube 7 ), &ack Off 
prian s ) bezeichnet es als christliche Regel, dass die getrennte Fran 
sich nicht mehr verheirathe. Dieser Einrichtung gegenüber Consta* 
tirt Origenes, der seinerseits entschieden an dem Sat^e festhielt, dass 
das Weib, welches seinen ersten Mann verlassen. upd. ein#ti. zweiten 
heirathet, sich unzweifelhaft des Ehebruchs schuldig maphe*), and 
ein Mann, der eine Geschiedene zu heirathen ^ähne, sie in Wirk* 
Uchkeit nicht heirathe, sondern die. Ehe breche 10 ), dass es zu seiner 
Zeit Eirchenobere gab , welche die Straflosigkeit der Heiratfreu ge- 
trennter Ehegatten yom bürgerlichen auf das kirchliche ßecht flber- 
trugen, und indem er ihnen die Ungesetzlichkeit ihres Verfahrens 
vorhielt, unterliess er es nicht, dessen entschuldigende Momente, ans 
Licht zu setzen 11 ). Lactantius i2 ) fährt den chrisUiohen Grundsatz 
auf, dass derjenige ein Ehebrecher sei, welcher eine Entlassen? rar 
Ehe nehme, nicht weniger als wer, ohne sich wegen Ehebruchs von 
ihrer Seite beklagen au können , seine Frau Verstösse , um eine an- 
dere zu heirathen, 

Aus obigen Privatzeugnissen ergibt sich, {lass . in . dop erste* 
drei Jahrhunderten nach christlich-orthodoxer BiscipJtin . f « . 

1) einer Frau, die» von ihrem Manne getrennt war, : es. , upter 
allen Umstanden für untersagt galt, sich wieder zq v^rebeliqhen 

1) haeres. XXX, 27. — 2) de monogam, c. 9. — 8) de patient, c. 12; 
adr. Marcion. V, 7; de monogam. 1. e. — 4) de monogam, c. 11/— 8)' adr. 
Marcion. IV, 84. — 6) de monogam, c 10. — 7) L c. c S, -~ ,6)-*e twrirtnnft. 
in, 90. — 9) in Rom, VII, 2. — 10) in Matth. nro. 24. — 11) 'k:vm; 2p. — 
12) inatitnt. di?. VI, 2$. 5& ' . 
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(Tertullian, Oyprian, Origenes auf Grund von Marc. 10, 12; Rom. 
7, 2. 3; 1. Cor. 7, 11. 39.); 

2) dass ein Mann der eine Geschiedene heirathete, als Ehe- 
brecher galt (Justin, Clemens, Tertullian, Origenes, Lactanz auf 
Grund von Matth. 5, 32; 19, 9; Luc. 16, 18); 

3) ein Mann der von seiner Frau geschieden war, nicht hei- 
rathen durfte, so lange diese lebte (Athenagoras , Clemens, Tertul- 
lian), sei es nun, dass er der entlassende (Athenagoras, Tertullian 
auf Grund von Marc. 10, 11; Luc. 16, 18),, oder der entlassene 
(Tertullian) Theil war. 

4) Zweifelhaft war bezüglich des Mannes die^Praxis nur dann, 
wenn es sich um die Entlassung wegen Ehebruchs handelte; die 
Wiederverheirathung des Mannes ward da von den Einen unzweifel- 
haft als unstatthaft (Hermas, Tertullian) bezeichnet, während die 
Ausdrucksweise (Lactanz auf Grund von Matth. 19, 9.) und die 
Praxis (die Bischöfe des Origenes) Anderer die Erlaubniss zu einer 
solchen als zweifelhaft gesetzmässig , aber thatsächlich gegeben er- 
scheinen lässt. 

Da an dem Zuwiderhandeln gegen diese Grundsätze mit dem 
Namen auch die Makel des Ehebruchs haftete, so dürfte, wenn 
auch ein positives Zeugniss vollständig fehlte, als .gewiss betrachtet 
werden, dass die Verletzung des Ehehindernisses des Bandes wie 
der Ehebruch von Anfang an mit Excommunication bestraft wurde. 
Indess bestätigt dies ausdrücklich ein apostolischer Canon *), der 
Über jeden Laien, der seine Frau verstösst und eine andere oder gar 
eine Entlassene heirathet, die Excommunication verhängte. Ebenso 
erklärt ein weiterer Canon 2 ) die erstmalige Ehe mit einer Ver- 
stossenen als Hinderniss des Eintritts in den Klerikalstand, was, da 
ein Christ sich durch dieses Vergehen der Excommunication schul- 
dig gemacht hätte, von solchen zu verstehen ist, die eine solche Ehe 
noch als Heiden geschlossen. 

Das Verbot der apostolischen Constitutionen 3 ) endlich, dass 
solche, die schon dem niederen Klerus angehören, eine Entlassene 
heirathen, schliesst Angesichts obiger Zeugnisse die Deutung aus, 
als sei dies den Laien nicht verboten gewesen; die Stellung der 
Kirchendiener machte es nöthig, ihnen das Verbot besonders einzu- 
schärfen. 

Grössere Wichtigkeit beansprucht am Beginne des vierten 
Jahrhunderts die Synode von Ekita: In mehreren Canonen be- 

1) can. 47. (al. 48.); Harduin I, 21 sq.; Hefele, K.-G. I, 78fc (1. Aufl.) 

2) can. 17. (al. 18.); Hard. I, 14; Hefele I, 779. — 3) VI, .17. 
Arohiv für Kircheorecht XXXI. 26 
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rücksichtigt sie einige damals häufig vorkom^e^^Focfl^ i^ßh^mr 
dernisses des Bandes. Ohne über die ^ulässigl^eit t ^ ^iedpryath^i- 
rathung geschiedener heidnischer .oder jüdischer JJfyppa^re ,, deren 
kein Theil zur Classe der Kateohiimenen gezähjt . worein .: jkqnqfa 
sich positiv auszusprechen, bestimmte sie bezüglich, At? Utzteffmi, . . 

1) Die von Eatechumenen beiderlei Geschlechts yersfa^flopea,,!**- 
gläubigen Gatten, die sich wieder verheirathqt h&bßj^ikfoippn,, welches 
immer der Scheidungsgrund war, ohne anstand zur Twfe.zigßfrsRUi 
werden 1 ). ,.,:;,£: 

2) Katecliumenen, welche ungläubige MSniiep, die ihre früheren 
Frauen ohne Grund Verstössen, heirathen, müssen n^h fünf lf Iahre 
warten, bis sie getauft werden können; erkranken sie atyer u^r;- 
dessen schwer, so dürfen sie sogleich die Taufe epap&ngen 2 ),,, h 

Bücksichtlich der Gläubigen aber gab die Synode folgw^ö 
Gesetze-: ,. .j,,..) : . 

1) Gläubige Frauen, die ohne Grund . ihre, Männer verlassen 
und sich mit anderes verehelichen, dürfen seihst auf. dem Tpdbteti 
die Communion nicht empfangen 3 ). • '•..!•'„ j* * 

2) Gläubige Frauen, die mü Grund ihte gläubige Mäiine^ ^er- 
lassen und andere heirathen, sollen daran verhindert werdw ; thRU 
sie es aber doch, so sollen sie exqommunicirt werden, bis ihre Männer 
(beide oder einer?) sterben; nur im Todesfall darf ihnen auclj da 
die Communion nicht verweigert , werden 4 ), ., ,.., x ,\..,, 

3) Eine gläubige Frau, die wissentlich einen ungläubigen iftrcui 
einem solchen muss hier die Rede sein, weil der Canon es unter- 
lässt, für den Mann eine Strafe aufzustellen) Mann heir^het, der 
seine Frau ohne Grund Verstössen , darf erst auf dem Todhette die 
Communion empfangen 5 ). 

4) Eine Diaconissin, die einen anderen heiratbet als den, mit 
welchem sie sich vergangen, wird für immer excommunicirV, Ihr 

1) can. 10; Hard. I, 251; Hcfele I, 132. ' i 

2) can. 11 ; Hard. L c; Hefele I, 132 f, Hefele bemerkt mit ReoM» daas 
diese beiden schlecht getrennten Canones enge zusammen gehören, und letzterer 
seine Erklärung nur ans der (oben noch nicht berücksichtigten) Fortsetzung 
des can. 10. erhält. In dieser Fortsetzung ist von einer Christin die* fecde, 
welche einen Ungläubigen, der seine Frau ohne Grund Verstössen, nefritirete. 
Also ist auch in can. 11. von einer Katechumene die Rede ,. die auch:; gerade 
mit einem solchen Mann, d. h. mit einem Ungläubigen, der seine Frau ohne 
Grund Verstössen hat, die Ehe eingeht. Darum haben wir die Erklärung in 
den Text von Nr. 2. aufgenommen* 

3) can. 8; Hard. 1. c; Hefele I. 1dl. t 

4) can. 9; Hard. 1. c.j Hefele I, 132. 

5) can. 10; 11. cc. 
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MWto'totifcJ jJefWi JahW 'Busätf /«tun; weil sie wegeii der voranee- 
gängvmen 1 VdffeMting rtrit einem aideren nicbt mehr frei' war 1 ).' 

• ' ! 5) Getf tihiiliche göttgeweihte Jungfrauen aber würden fü die- 
söiW'Falldftihf Jahre oxcomtnunicirt, während sie, wenn sie ihre 
Verführer heiratheten , blos ein Jahr nicht zur Cömmunion zuge- 
lassen *urdei*V . , • .. 

,% ' Das Auffallendste in den hier angeführten Gammen ist sicher-* 
lieh dter Umstand, dasä, wo immer die Synode eine mit Uebertretung 
des Ehehindernisses des Bandes geschlossene Heirath mit Strafe be- 
legt, 1 diese Strafe immer nur Frauen, niemals aber sich mit ihnen 
verbindende Männer trifft, mit Ausnahme des unter 1fr. 4. ange- 
führten Falles, einer Ausnahme, die sich aus der Anwesenheit des 
Ehehindernisdes des Gelöbnisses erklärt. Die Gründe dieses Ver- 
fahrens der Synode Sind uns nirgends aberliefert. Aber aus dem 
Umstände, dass dieselbe jede Bestrafung eines Mannes vermeidet, 
selbst da, wo Basilius 9 ) später eine solche hat, andererseits aber in 
derri ' öihzigen' Falle, wo sie gewiss einen christlichen Mann im Auge 
hat 4 ), wirklich eine Strafe ansetzt, schliessen wir, dass die ange- 
ftrbrtcti Gänonesr, sofern sie von Männern sprechen, die nach alt- 
chAklichen Grundsätzen strafbar erschienen, überhaupt nur für Ver- 
lfeteunjj des Ehehindernisses des Bandes in ungleichen oder gemisch- 
ten Wien aufgestellt wurden und Fälle betreffen, wo sieb die Synode 
ungläubigen Männern gegenüber für incompetent betrachten musste, 
sfelbät wenn sie das Ehehindemiss auch für sie für verbindlich an- 
gesehen hätte. Mit dieser Annahme allein entgehen wir der Ange- 
sichte frühere*' kirchlicher Kundgebungen ganz unannehmbaren Fol- 
gehing, dass die Synode bei Männern überhaupt kein Ehehindemiss 
des Bandes gekannt und sich zum mindesten auf gleichen Boden 
mit der damals noch durch keinen Constantin*) christlich beein- 
flassten Civilgesetzgebung gestellt haben sollte. Es bleibt freilich 
immerhin noch die Thatsache bestehen, dass die Synode sich über 
das fragliche Ehehindemiss bei christlichen Männern nicht verbreite; 
aber es verliert dieselbe ziemlich das Bedenkliche, wenn man beim 
damaligen Verhältniss der Geschlechter in Bekenn tniss des Christen- 
tbuxas die verhäitpissmässige Seltenheit von Ehen christlicher Männer 
mit ungläubigen Frauen erwägt und die weitere Erscheinung her« 



1) <*n, 72 * Hard, I, 257; Hefele I, 157. 

2) can. 14; Hard. I, 251 sq.; Hefele I, 184* 

3) ep. 217. ad Amphiloch. (canonic. HI.), oan. 77; fciehe unten S. 405 f. 

4) can. 72. (nro. 4 oben). 

5) 8. unten 6. 410 f. 

26* 
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beizieht, dass mit Ausschluss der beiden letzten, mit den andern 
dem Inhalt und der Stellung nach nicht zusammengehörende^ Caiio- 
nes der Wortlaut nur eines einzigen Canon 1 ) das Ehehitidttuiss ifes 
Bandes zwischen Christen überhaupt ausspricht und gerade' da der 
männliche Theil als unschuldig erscheint. 

Einen unumstösslichen Beweis aber liefert die Synode/ auch 
wenn wir ihre Canones blos für Einzelentscheidungen und Dispens- 
fälle anzusehen hätten, dafür, dass in der Strafe für Tgnorirung un- 
seres Ehehindernisses ein Unterschied zwischen begründeter und un- 
begründeter Verstossung der Oatten, die sich wieder verehelichten, 
gemacht wurde. Dass in letzterer Hinsicht das christliche Ehege- 
setz den Massstab für die Beurtheilung abgab, d. h. dass nur der 
Ehebruch es war, welcher eine Verstossung in den Augen der Sy- 
node als begründet erscheinen Hess, ergibt sich daraus, dass zu ihrer 
Zeit Constantin seine legitimen Scheid ungs- und Wiederverhcirathungs- 
gründe noch nicht veröffentlicht hatte. 

So ungerechtfertigt es indessen wäre, aus dem Umstände, , (Jass 
die Synode von Elvira für Verletzung des Ehehindemisses des Ban- 
des durch Männer keine Strafe ansetzt, zu schliessen, dass sie die- 
selbe auch für keineswegs strafbar gehalten, so schwer liesse sich 
die Behauptung aufrecht erhalten, dass man in der Praxis zu (Jieaer 
Zeit allgemein den strengen Schriftauslegungen Tertuüians und .an- 
derer Apologeten, die wir oben angefahrt, gehuldigt habe; schon 
die Ausdrucksweise des Lactanz spräche nicht dafür. Das Aufhören 
des heftigen Kampfes gegen die zweite Ehe überhaupt nmsa bei vie- 
len eine mildere Ansicht auch über die mit Verletzung des Ehehin- 
demisses des Bandes geschlossenen Wiederverheiratbungen zur Folge 
gehabt haben, da sich der Unterschied beider Arten dem Bewußt- 
sein des noch heidnischen Zeitgeistes nie genügend eingeprägt hatte 
und sich die Christen abgesehen von den auf die Ausdrucksweise 
der hl. Schrift zurückführenden Differenzen, wie die Eingangs ange- 
führte Aeusserung Tertuüians beweisst, als Kinder ihrer Zeit dem 
Einfluss des Zeitgeistes nicht völlig entziehen konnten. Das bewnsste 
Schweigen der Synode von Elvira dürfte nicht ganz mit Unrecht als 
Schwäche den Männern gegenüber ausgelegt werden, die wohl picht 
mehr entschuldbar war als die Nachgiebigkeit der von Origenes ge- 
tadelten Kirchenoberen. 

Diese Neigung zur Milde gegen die Männer trat auch apf der 
Synode von Arks 2 ) zu Tage. Hatte das Contil von ; Elvira die 

1) csn. 9. — 2) can. 10; HardL I, 265; Hefök I, 179t f. 



Wanner. Das Ehehindemiss des Ehebandes. 405 

Frßwfn, welche; sich n$ch staAtgefundenem divortiura zu einer neuen 
Ehe verstiege]), mit Excommunication belegt, so scheute sich das von 
Ades, mit demselben Strenge gegen junge Männer vorzugehen, welche 
dem Civilrechte 1 ) gemäss ihre ehebrecherischen Frauen entlassen 
und sich wieder verheirathet hatten ; wohl aber schärfte sie densel- 
ben ein, bei Lebzeiten der verstossenen Ehebrecherinnen keine Ehe 
mehr einzugehen. Es ist nicht gesagt, dass dieselben im Falle des 
Ungehorsams straflos ausgingen, aber die Festsetzung des Strafmasses 
ist vermieden, wohl auch noch aus Rücksicht gegen die Anschau* 
ungen des Kaisers, unterdessen Aegide diese Synode gehalten wurde. 
Während die genannten beiden abendländischen Synoden das 
kirchliche Recht bezüglich, des Ehehindernisses des Bandes insofern 
stillschweigend, dem Civilrechte anbequemten f als sie diesem nicht, 
wie es der Geist des älteren Ghristenthums verlangt hätte, entgegen- 
traten, finden wir in den kirchenrechtlichen Bestimmungen des Ba- 
silius über unsern Punkt theilweise eine positive Billigung des staat- 
lichen Rechts durch Adoptirung seiner Grundsätze in Wiederverhei- 
rathung der ' von ihren Frauen getrennten Männer. Nach der Ge- 
wohnheit, sagt Basilius, sei ein fortgeschicktes Weib Ehebrecherin, 
wenn es wieder heirathe 2 ); das christliche Gesetz, das er indessen 
einseitig wie Lactanz in der bekannten Matthäusstelle ausgesprochen 
sein lässt, verlange nach seiner Ansicht, dass es sich nicht mehr 
vereheliche 3 ), und selbst diejenige Frau, deren Mann entlaufen ist, 
ohne ihr zu Wissen zu thun, wohin, ist des Ehebruchs schuldig, 
wenn dieselbe, bevor sie von seinem Tode Gewissheit erlangt hat, 
einen anderen heirathet 4 ). Dabei begründet er das Verbot der Ehe 
zu Lebzeiten des Mannes mit der Unmöglichkeit der Ehe einer gott- 
geweihten Jungfrau 5 ). Kurz, wenn es sich um die Frauen handelt, 
geht er mit dern älteren Recht, welches das »Gesetz der Keusch- 
heit« kennt, wornach es dem Weibe nicht freisteht, den Mann zu 
Verlässen und einen anderen zu heirathen 6 ). Hingegen beim Manne 
unterscheidet er, ob er der entlassene oder der entlassende Theil sei, 
nicht blos auf Grund von auch im Civilrecht zur Geltung kommen- 
der Vernunftgründe, sondern auch auf Grund des Buchstabens des 
neuen Testaments, das, wo es Männern die Wiederverheirathung ver- 
bietet, von solchen Männern spricht, die ihre Frauen entlassen ha- 
ben. Wer seine Frau freiwillig entlässt, darf nicht mehr heirathen, 



1) fr. 9. D. de dhrort. 24, 2. 

2) ep. 188. ad Ampfciloch. (canonic. I), can. 2. 

3) ep. 199. ad Araphiloch. (canonic. II.), can. 48. 

4) 1. c. can. 81. — 5) de virginit. c. 89. — 6) I. c c. 23. 
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rioüsi ißfc'er »od nach den* Satze: wer fldiiJuntm^BhetadefartM^ 
ist jederzeit Ehebrecherin *)h aueih seine /Zweite Stou <dea<Ehebnü>hs 
schuldig?), und muss aUm J^Midwm B^s^mtHu^gm zufolge] «tjabcki 
Jahre i die verschiedenen B«ssgr»d^ durchhalfen and aicfc unter >!Ebr&- 
nen i bekehrt' (ob * *ber auch die mitsohuldige iBrant tafclaartft R) >Öatye, 
Ms* ihm die Coüiamnioa wieder gestattet wird^i Iöt^r i.abca* .4er 
ertjftissewe Theil, 5ö 5tnd i^ tatri. ame*we^ 
Sondern ' *tf erUsckuldipen 4 ). Dock muss die» Trenriun# vdn der ersfon 
Frau eine lebenslängliche. sein. Denn ist ein Mban mar wtmifig 
von seiner Gattin verlassen; i und < heir&thd er eine&näerkf •* m jMU 
es ihmfrei % nach Verstoasung dieser die frühere Frau vriedec an rieh 
zu nehmen, ohne dass die entlassene zweite • gehindert ward*/ skth 
anderweitig zu verehelichen; nur hat Basilius den Batb far sks v d»s 
zu unterlassen 6 ). Umgekehrt aber ging es allgemein n wW an, das 
der Mann, dessen Frau sieh von ihm getrennt vwieimn anderen 
geheirathet, dieselbe auf ihren Wunsch wieder zu sirii rnebmei 6 ): 

Noeb grössere Licenz als bei Basilius finden wipr tei.JBpipha- 
nius verzeichnet, der sonst seinerseits als Glaubensartikel auffiüMi 
dass man Mos nach dem Tode des einen Gatten sich wieder rwhe- 
Hchen dürfe 7 )..' Er fuhrt nämlich eine Praxis in der griechischen 
Kirche an, wornach es demjenigen ., der sich yon seiner Frap^ws 
Gründen wirklich- getrennt t gestattet wurde* sich mit; einer andern 
gesetzlich eu verheirathen, wem er nur den Besitz zweier Stauen 
zu gleicher Zeit vermeide. Besonders gerne gestehe man diese Li- 
cenz jenen zu, die, sonst brav und christlich, sich nicht enthalten 
könnten 8 ); gewiss ein Beispiel weitester Ausdehnung des -apostoli- 
schen Grundsatzes, besser zu heirathen, als zu brennen 9 ), eines Grund- 
satzes, den in auffallender Weise auch Hieronyjnus, entgegen seinen 
sonstigen Ansichten, zur Entschuldigung der nach Verstossung des 
ersten Mannes ungesetzlich erfolgten Wiederverheirathung der Rö- 
merin Fabiola geltend machte i0 ). 

Aber auch Augustin , offenbar die Klage von Leuten dieses 
Bekenntnisses würdigend und mit den durch das bürgerliche Gesetz 
bedingten Verhältnissen rechnend, kann bei einseitiger Betrachtung 
der Matthäusstelle die Unklarheit der evangelischen Ausspruche nicht 
verschmerzen und kommt beim Mangel eines überall gütigen Kir- 



1) ep. 199. (canonic. IL), can. 39. — 2) ep. 188. (canonic. I.')> can. 9. — 
3) ep. 217. (canon. HL), can. 77 j vgl. 1. c. can. 59. — 4) ep. 188. (canon. L), 
can. 9. — . 5) ep. 199. (canon. IL), can. 46. — 6) Hieronym. ep. ad Bustic. — 
7) de fide nro. 28. — 8; "hacres! LIX, 5. — 9) 1 Cor. 7,9. — 10) ep. ad 
Ocean. c. 2. 
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.bhdngedetwSBum Resultate, dass es nicht schwer in die Wagschale 
ihlie, <rt> einer, der sein Weib wegen Ehebruchs entlassen, wieder 
ixirutha oder nicht 1 ). Gleichwohl folgt er in seinen Schriften der 
durah TertuBian and Cyprian bezeugten strengeren Biohtung der 
txfrikkittisxJten likche, die an der Spitze des Abendlandes gegen die 
vte ekiem Baeilius im Orient vertretenen und im Occident in ihten 
praktischen Consequönzen auftauchenden 3 ) Grundsätze entschieden 
Jfront au baden begann. Nicht nur die entlassenen Männer, son- 
dfera 'auch vielfach 3 ) die entlassenen Frauen, seibat die besten, Hes- 
sen es sieb nicht nehmen, von ihren Männern Verstössen, andere zu 
nehmen. Ihnen stellte Augustin den Satz entgegen : nullius viri 
posterioris mtdier uxor esse ineipit, nisi prioris esse desierü; esse 
andern deshtet Uxor prioris, si moriatur vir* ejus*), ein Satz, der in 
dein verschiedensten Variationen, zuweilen (Pollentius) selbst im Sinne 
de? laxeren Kirchen, von ihm und seinen zeitgenössischen Kirchen- 
vaters wiederholt wurde. 

Sie schärften ein, dass eine Entlassene nicht wieder heirathen 
dürfe 5 ), so lange der Mann lebe 9 ), and dass, wer sie heirathet, die 
Ehe breche, weil sie immer noch die Gattin dessen bleibe, der sie 
vertrieben 7 ). Ebenso wenig dürfe nach dem rigor 8 ) des Evange- 
liums sich eine Frau verehelichen, die ihren Mann entlassen, so lange 
dieser lebe *). Ueberhaupt dürfe eine Verheirathete erst dann wieder 
heirathen, wenn ihr Mann gestorben* ). 

Diese Gnmdsätze finden sich nnn auch auf den Mann übet- 

' ■ - -* ' T ' » ■ ■ ■ l|l ' k 

I 

1) de fide et operib. c. 19, nro. 20. 

2) Hieronym. ep. ad Ocean.; Augustin. de conjug. adult. II, 17; Aste- 
rhifl (von Amasea?) hom. in Matth. 19. Ob Frenzel, de indissolubilitate ma- 
trimonii p. 79 oder Binterim, Denkwürdigkeiten Bd. I. Th. 1. 8. 112 ff. in 
der Frage über die Identität letzteren Verfassers Recht habe, ist für unsern 
Zweck ohne andere Bedeutung, als dass die Wiederverheirathung Getrennter 
hier vor, dort nach Basilios für erlaubt betrachtet wurde. Für beide Zeit- 
punkte haben wir indess andere Zeugen beigebracht. 

3) August. 1. c. 

4) L o. c. 4. 

5) Hüar. Picfc., comment» in Matth. c. 4, nro. 22; Hieronym. 1. c; Au- 
gust. 1. c. c. 25. 

6) Hieronym. ep. ad Amand.; August, de bon. conj. c. 24, nro. 32. 
« 7) Chrysost., hom. 17. in Matth. V. 

8) Hieronym. ep. ad Ocean. 

9) Hieronym. ep. 77, nro. 3; ep. 147 ad Amand.; comment. in Matth. 19, 9. 
10) Hieronym. ep. ad Ocean; Chrysost. de virg. c. 40. 
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tragen. Sowohl der ^fassen? *) n als. der.^^^c^^ l( ^^aIW^, , .<^a» , / 
jmijSzeidm'mner'feäUih^n^^ • ,,, / i;, M . m 

"Sd ward' hun äurcn' die Äuctoritäit 4er grösstep Kjr^JöPktoe* 
an der Wende des vierten und fünften Jahrhunderts ta^ptsächJich 
im Abendland, 'aber auch {{teilweise im Morgenlandö. flqr/ ^Ugeaiei^ 

im 

Faife J 'ier ^Gefahr» oÜne Nachkommen f zu treiben. 6 ).. fK§m,gittJger 
Sc&ddungsgfqnd sollte auch gütiger Wiedenprheirathwgsg^pd swi, 
und Augustin Gekämpft besonders den Standpunkt des FoUenfaus 7 ), 
der den Ehebruch ^er Gatten ffa .gleiehbedeute^i rofc: ÄWi< ? ode 
derselben hielt und diese Auffassung mit dem Wpjrte d^nAjpopt^ 8 ) 
verband, dass das Weib A wenn sein Mapn gestoben,,,, ffäf sei w4 
sich yerheiraithen durfjö, # an. wen es wojlfl; eins Stqftf.* ,die» flw^us 
mit eberisio wenig Kecjit für die. Unabhängigkeit i; 4.er; W^tt^ep wqn 
ihren Verwandten in der .Eheschliessung bei^g 9 ).. ; t p^/JSl^iader> 
niss des Bandes, das er wie sein Landsmann Ter^uiJian in. scharfen 
Gegensatz zum mosaischen und römischen Gesetze, stellt b^tcftoMetfl 
Augustiri als speciales Kecht der christlichen Ehe 10 ) f tieiryQrgegfujgen 
aus deren sacramentdlem Charakter 11 ). Wie* der Apostat ZV? Kirche 
Christi gehöre und das Sacrament.des Glau^eps,* da$ ej \n. dei; Taufe 
erhalten, nicht verliere, obgleich ihm der Gtyube^Jhandpn gekom- 
men, so halte die Gatten, so lange sie leben,. , et w^s .ffluy^VP^A* ■ 
freilich eher einer Ve^brecherkette. als einem FrpumJesbaR^.gleiqhe 1^ 
Durch das divörtiüra werde jene eheliche. Ve^b^uijg ( ^ic}it gel#pt> 
so dass auch' die Getrennten sich Gatten bleiben upd, auclj nach ,<^ r 
Zustellung des fepudium Ehebruch begeben, wenu.aie «ich mit .wi- 
deren terbindeti; und dies gelte sowohl vom Manne x als: v&i der 
Frau%' " ';'•''■; . ... •■ -.,-. 

1) Augtyrt,. de eonjng. adult. Ü, 28. ./..■' 

2) Hieronjm* ey. ad ^mand.; pomuienk. in Mattfe. 19* $. " : ' >p 

3) Ambros. de Abrah. I, 7, nro. 59; 3, jiro/ 23: iö tue- 8, % A> & ' 

4) August 1. c. I, b\ 7; Theodoret in 1. Cor. 7> 11; in $on). 7, 3. 
5)'ÖhryBosi ep; 125. idCyriac.; de libeil. repud. c. 1. 3; traefc. non 

esse detper. uro. 7.; in Matth. hom.-l?; nro. 4. 

, .6) Apguüt, U o. II, 17 ; genes, ih. IX, nto, 12; de nupt et coaetyi. h tu" ' 

7) de fide et operib. c. 19; de conjug. adult. II, 2. 

8) 1. Cor. 7, 39; vergl. Rom. 7, 2. 3. 

9) ep. 199. ad Amphiloch. (canonic. IL), can. 42. v 

10) de nupt et coneup. I, 10; de bon. conjug. c« 7., 

11) de conjug. adult. J, 6; de genes, lit. IX, nro.. 12.; de bon. conjug. 
c. 24, nro. 32. i 

12) de nupt. et coneup. I, 10. — 13) de bon. conj. c. 7. 
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Bitte noch weitere Ausdehnung dieses Bandes finden wir bei 
Hieronymus. Wie schon das Concil von Elvira der außerehelichen 
Gesöklechtsvereinigung die Wirkung zujnass, dass wenigstens die Ver- 
führte grössere Strafe traf» wenn sie einen andern als ihren Ver- 
führer geheira thet , so führt Hieronymus 1 ) als Gesetz an, dass ein 
Mann, der eine Dirne oder (fremde) Ehebrecherin heirathe, sich 
selbst des Ehebruchs schuldig mache. Es beruht diese Auffassung 
auf der Stelle 1. Gor. 6, 16. und hatte durch die Synode von Ancyra 2 ) 
schon Einfluss auch in der Bestimmung der verbotenen Verwandten- 
ehen erhalten. 

Nachdem so die berühmtesten Gelehrten und Bischöfe am Ende 
des vierten und Anfang des fünften Jahrhunderts dem christlichen 
Geiste in unserer Frage von neuem und zwar in schärfster Form 
Ausdruck verschafft, gab sich besoqders Papst Innocena Muhe, ihm 
in der Praxis gerecht zu werden. Dem Bischof Vitricus von Ronen 
gibt er den Bescheid 1 ), dass es gemeines Becht der römischen Kirche 
sei, eln^ Frau, welche zu Lebzeiten ihres Mannes sich an einen an- 
dern vefhefräthöte, so lange die Zulassung zur Busse zu verweigern, 
bis einer von den beiden Männern gestorben. Der Papst war dem- 
nach der Ansicht , dass eine wegen Ehehinderniss des Bandes ille- 
gitime Ehe nach Wegfall des Bandes durch den Tod des einen 
Theils legithriirt werde, eine Ansicht, die zwar natürliche Folge aller 
bisherigen Fassungen der das Ehehinderniss des Bandes enthalten- 
den * bisherigen Gesetze, aber unseres Wissens vor lunocenz nur ein- 
mal in gesetzlicher Form, aber noch unbestimmter, ausgesprochen 
worden war 4 ). -Ebenso erklärte er dem Bischof Exuperiuß von Tou- 
louse 5 ), dass Männer, die sich von ihren rechtmässigen Gattinen 
getrennt und zu einer anderen Ehe geschritten, als Ehebrecher ex- 
communicirt werden müssten, und verfugte, dass die gleiche Strafe 
auch deren Eltern und Verwandten gebühre, wenn sie zum Zustande« 
kommen der unerlaubten Verbindung mitgewirkt. Fernerhin berei- 
cherte Innocenz das kirchliche Becht durch Entscheidung eiues Spe- 
zialfalles 6 ) in der gleichen Weise, wie einen ähnlichen im Orient 
Basilius geschlichtet hatte 7 ). Der Mann, dessen rechtmässige Gattin 
in Kriegsgefangenschaft gerathen und der in Folge davon eine an- 

1) comment. in -Matth. 19, 9. 

2) can. 25; Hard. I, 279 8q.; Hefele I, 209 f. 

3) cap. XU ; Haxd. I, 1002. 

4) Synode von Elvira (can. 9.); siehe oben nro. 2. 

5)ep. 6. ad Eraper. Tolos. cap, 6, nro. 12; Hard. I, 1005 sq. 

6) ep. ad Probum; Hard. 1 c. col. 1008. 

7) ep. 199. (canon. IL), can. 46; siehe oben. 



ifae f flrap ,gfltf>rnmen> "j mtoset die ersteig mAch . ibr* Bockkäfer aif 
&fflndi4föjW0 ^br ^4w«h g^«n^s6a^igrfübrteti Naehwehwsv die 
logijirafl iGafct» dit^es M«DDeö ; xuj ^ei^ ^widder2fe«fchii>ehTiien t tfefl, 
Wfr Inflo^eßz mh fawdüöojtft, riaeh katbolfectw» önttrfwtÄ^n^ »rafce 
Mündung ;Efee ?wü r nbd reine iawdite Heixath i heuofk Jte&tauda' der 
/ftgtWj Jfftfz4)l.vofef)8g4^tvge&qr ÄOheidTOg bwwffwö^s legitiul «b 

- 1 Mif.Rmi^iw^ Zeit <13v Jiwt:4Q2) ward endtidi mdü ^* fon 
Aagesti* v*md aetieren ^erfodhtenen ÖteicfcBteüuug den Manne* * init 
dtm; Wfibe jin Angelegenheit dw Wiedw vwheixÄthüng 1 Xatesctu^ner 
yon c^rjSjptotite, dta «üftea OäCU von Cartkja*^ Brnsti ; gwtocht: 
gefcwnflte ßhugatten bellten alcWt^wieflör heirttheh dflcfeuL Aög^ 
sicMs ; 4er, wiö . die . Etfahrang zeigte!, öahUoseii üebertretaDgen des 
JMr^Wkken .Gebotes basbüoss * die 8yndde ; — wrfÄw fa* <it*f ei*- 
;*#* <#W*B*. Versuch um kirchliehetr* 8kite ( wr Jtotimani äas rS- 
nUscbe EkmtAht dfcect *U h&infites** •*- iti d&mfiätbgn Gatan* m 
IwiserUchee Detrt4, in d&sem Siime m erbiäeni Aber die Hoffiuflifc 
4urchieüt &*£ reiai chrutiiebee flnuidt&kzett! futeeiides Votfcehefc der 
staatliche* Gesetzgebung da* caw»isöhe Beckt anterttÄtzt z*«»ekeii, 
^»l, wie aichglerioh aeigen wird, titee «itle. »i r- .. •' , ..-^ v- -^ 

,>[ Da^ei das rmnisctoe 'Recht' 3 ) verbot, ra gleicher Zeit mit meh- 
reren vei*rira!thet am sein, so kennte Hier Wieddnr^hefitätlittög' ge- 
ttennter tGtritert am ehesten eftn Riegel votgefechobetovwferdeh 1 , wenn 
nton idur Wgttime ScheMung' der fihe mögliob«t beöctrftiikte: Dieüieii 
Weg begairi Cvnstanän elnsra^blägen. Weil ' dai divdrtimto dfter 
durch fV^ran8talteftg de* Matmtis als der tfüatr fcu ätazide kfeutt «od 
rielleieht auch weil dtoSy&öde von Atlas sich Mos mit den MSöfiera 
befeehaftlgte, begann er bestimmte Grühde festeoset&n, wegen wel- 
cher alleii ton nnrv att dl* Entlassung* der Statt erlaubt sein sollte 1 ). 
War dann die Ahkkge des Mannes gegeri Beine Frau, als hätt^ rie 
eines der znr Trennung b^echtrgeadern Verbr&ctien begangen; ftbeh' 
so durfte er unter Strafe des Veirmögensverluktes keine andere hei- 
rathe» 5 ). Dies ist die erste Beschränkung d^ Wiedervetheirathungs- 
Techts des Mannes von staatlicher Seite. Ob sie ihre Setttong dem 

■» I I M it »l l | j , I t j l il «I ' ' ' ' 

> 1) Aehnlkh erüULrt di« betreffende Stelle auch vdn Möy, Geach. des 
Christi. Eherechts, 8. 275 f., Note 462t 

. 2) cati. 8. (bei Harduin alfl can. 112. der afrikanischen Sa t nmhmg, sowie 
auch als can. 17. von Mijeve) Hard. Ü, 928; I, 1220; riefele H, 88. 

3) Öaj. t ÖÖ; 1. Ö. C. de incest. et iiittül. mipt. 5, 5; L„18. C.; 4 äd.leg. 
Jul. de adult 9, 9. r 

4) 1. 1. C. Th. de repud. 8, 16. — 5) 1. c. 



CKnftinBEici >e6Ka«iAerf •Ansehairang ^ef ^öiUnmiflö&birteW^fer' Ste 
oöec neiriemisotfaliaröet&rf^^ l^#öfet4«I»»h; 

ifei4«in$bdgetarc^bH^ «Idffe >®MeftP (sdbtft 

»köinri AtoÄltapwiitei Wetdl. »«*wiss>«iÄt, '»dass, tes^tlft^f&ftKt 
dwch^ dieses Vorgrt^ Oomtawtiwfe Tpmtti^viri^ 
Diseiplin näherte. Die Wiederverheirathung des enüassendea^iCM^ 
n« JbBelurwafc^ikn^gln**, ftatf ab*** ertitbltinÄd)^ü«Üäiöfr J durch - 
fahrbar tuttr dahn,; wäte^Be tfrhtr aurf'CWtode^I , 4«ä»•sto%»^(SWA! 
Ort^efl^h^tedliWiwlwrv*theii«tbttAg ^ wägen ^«rtfcetfJürittaMd^^fter 
entsotaidbM^efoH^ -m 

Am 'noch «mehr davifcH; m4'OT(A ( dte ^bode^^. JlWra 'hÄttolti 
Ukren Quitaris '<efai4 üfaWtebeida^ 

grundier Eatlteämg, alleMingfc ' ririt Besuhrtfotöhg i''äer'><^iffi*i 
SoheiäungsgriaAk traf * den Ehebruch} g&rtänVOm kvaMM ürifeftt 
eine drteüe Btttewdleidang in ^t< ; WledÄrte(AAirÄÄ»]^fege «ör 
*£teb&* IgeUräwllieb^ #a»; gebt tws-def >tfOde< >dfehBÄfcltarf tind Bpi- 
phaneis beriory tecwtf* ': aus deyigwiitg»'Be#belftguttg,i itetelW'bel 'ditoi 
Kampfe Aagafatroaiaitfi sähe* Öe«teimög^eno*€b g^gen^ dftf Wieder- 
verheirathung Getrennter «ikß »Mörgwtende « vett^icbtiön fcfc r Bitte 
CoaetentiÄ «201 dfttfefe «?tetiSobr^(weitei:i»OflboIea;ftoHen,yo hätte 
er iu«btJ ro^t ©iaehWötf /dealOricwta' uod Spaniens tokfaehsta mnwen. 
r„ ÜTti^Bfitmiu* begann; atf*> ,*fteh: die SetaidnagBfciagänu d*r 
Eryv mit JRöefc»ebt.:afttf {dterWiederttffhafatfbrt^ ^rfobte»*). ; Die 
Rpau,r4ie-deöj Mahnd ; ohne <fcOöHimmten/aia fc^ 
aeiei^GrüiKte dea Repwdiumi ^ 4wfU; r nkbt «^ribjwra^eri, nl>d 
wann m t w that -oder*; m&m\*h iem stnpttuffl. beginge kartatöl der 
0£anu .Klage «akebw; fcotfntfr Bie aber die Ba^trafcsigkpifcjdä! Schei- 
dung naohwefeaty seL^adhihjjr «aelt Veronas r. vau-fönf Jttfefan<Min 
Hiaderftisq -im* Wiege)! «cb «u-ve» beutttbeii» >öefe : Oesetk Gtafetatttins 
<erg9#zend und smldentf filgte Hoaerias ; hinxu, .dastii der* Mateuy der 
aqme.JPrau zwar nkfefc^us einem hiöh er gäsetoöioh* gütigen; (Wunde 
aber doeh wegen alttüdiers« Leichtfertigkeit • entlasten, .< seh*» nach 
zwei Jahresa heiratben • dürfe j wfthräid - eine Eatitasatfig den foau 
aus bioser Abneigung wie vorher Verlust des c onnnbinm ffir den 
Mafia, für äte: Frau aber das «Recht, nach J&hresMet «ich ' wieder 
zu verheirathen, zur Folge hatte 2 ). * '••' ' y > "'"' \ : 

* TtäoSö&tte u föt jüngere tiu^ dem iü Folge der RäntJgebung 
auf de* Sjnode von t Carthagö <Jie Aufgabe jjähe. gelegt' worden wäre, 

- — i 

1) 1. 2. C. Th. h. t.; 1. 35. C. ad leg. Jul. de adult.9; 9. • r •' 

2) L 2. C. Th. h. t. ■ ! - , ': • .-.- :! ! > 
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Wiedejwrbeir&tbBBg Gdteewiter qöoU * taebr 4ti ersekwxweö, jenteprteb 
wMi MR. dieMrJSinmrtuag;» nickt, sonder* .vergrößerte lioek die 
Pjff^^jiz amsofeeu 4ea unter swwn Vorgängern aiah'«0niliol»i nShere- 
deQ,;beiden Rw hto,; ; fiesiabtabe , Honoriustdeh .ftaaen udh qMkt 
auq. gtwfäich*» QriMm beweckaleUigtea Scheidung» die Wiöderrer- 
h^ttt)U9g. er*{ .wob. Verflöge ..wn fflnf Jahr«, eo> erlaubte ihnen 
^b^d^W^ laufi wa^i^mf?(^eo Ebe^heidung ;hm naek Feriaaf der- 
WÜm grifft .• wiede* «z» toeirathetK Das» er -die Eben arcar Ablauf 
dieser Zeüt fir lujgiltig und die DeJitjipotittgp ffir infam eridSrte, 
machte dep^Kü^cbriU nkht viel bester. Die lunf JahrB: dee Zu- 
warten welqhc Hooorius nach begrtodetar Scheidung .durah Be- 
treibung der Jraueft noch, wu diesen verlangte, ledaekto Theedo- 
sius auf ein einziges und erlaubte den Mfeinetü ia gleicher Lage, 
sifib f sogleif?^au.veretoUftben. . ./ ;,.-«. 

Die fieaclfiou Tbeodwiu? II, vervollständigt* £nasta$me durch 
die.VeKordppmg;'), dass, wenn die Ehq durch Coupßns; der £(uNeo 
aufgellt yerde, die Jb>au nur fünf, jde* Maw* üut,^ eimgQf Jakr 

bi3 wx WlJMlOTwhfii^biuig ^ «ismwÄr.te^.Mtte»^i .1 . . ■■■ 

;,Sojlcher Licen? von Seite dei' .^toa^^e^igegduiy^'hÄtte, d» 
s treagejre kircUi^ Ifcsciplm . eimw , ppb wi$i> , Ste^d. . - . Bepnpab. f uhi 
man in d^ aj^dläadj/scben Kirche fort,, die .dpgjpfljtißcbe. Uefar- 
ze^gupg ,jon der U^aufl&ltebkfait, dflr, Efoa 4w<$ eit*$BBCjtwto Dw- 
cipJinarge^ze.kRnd zu ,g»ben, ; / ;....-,,. „ iUl , . 

Gei»de 4^f^tgegengeße|4eu^41 von ^p,,w*^eiUQj»wm ent- 
schied^» pßUicbtoty Papst X^? 3) f , \Yenn qjp ÄJann langq ip Gefiaagett- 
bi^aft war, 9ü ^aas sein Wpib. i& der MwtWHfr ^t.s^i gestorben oder 
werde jucht jpefejc frei werdepn \wm aqd^ra,x^romt,.3a iaaß$,*weoa 
sieb der wterQ wie4er, e^ijndet und e& vqrfrngt, das Weib jure 
ppstliniinü zujhcn zurückkehre t Dar zweite Mann gehjt jftnft Kir- 
chenatrafe aya>. wem», er nur^iÄs. Weib *. wie aed#re (r^md^ £ig^a- 
thum^gegenst^ade ^rftc^gibt, .ebenso die ]?r*u> wew sie eich, frei- 
willig beim Manna einatellt; hr entgegengeeilten faUe trifft sie 
Ex^nununig^tJQn. . ^ix können aus dieser EiBzeiwtsaJieiduag^ ^ben 
weij sie eine tfokhe ist, nicht den ScJWusa ziehe«, j[^o ^qöb ufcer- 
*;'_ . hanpt Heir^then. yor { eonstat^rtom Tod des. anderen 5?beüs Wr ,gÄltig 
, und kirchlich unsträflich erklären; vielmehr lässt sein Hinweis auf 
die vielfachen Verirrungen in anderen Gebieten des Rechts seine 



1) 1. 8, §. 2—5. C. de repud. 5, 17. 

2) 1. 9. C. h. t. -J'i 

3) ep. 79. ad Nicet. Aquil.; Hard. 1, 1770 sq. ' 
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Wftmrtv' Uta* Ehekthderhiti de* Ehtbm&öi. 41$ 

dieefhllmge Entscheidung* ab' müde IMrttaitangi'ti^ G^teäftfebkrJ- 
trelwxg erscheine**: und so düi^'di^ erwAhnte ^t^flo^keit? 1 ^!^ 
ali Nachlaß der für jeweri ftdl durch dasigwneiüe kirchliche Bei&t 
gefctderten EioomnHiHicaüon emeiseö. Anderseits? erklärte 'ättfcdlbd 
Papst, dass das EhettbderaiBS dfes Batides «»hichftAiWogo^stehef; 
eine Sclaven-Conewtöne fodoafichloJt^ü tmd 1 einöfreib ftt heirstrhfeit 1 ^ 
so dass /Wir: die schon ärwälmte Äusserung deöHie^onyiü ttö; 1 W<^^ 
nach did Öeirath mit einer öffenfliehön Dirne od^t* Mebfe^hferifr, 
die wir uns offenbar als Nicht- 1 SckTihhew zu denket? habeft;' ^ierttyttftt 
war, als nicht hierhergeAuSrtg Mbti' Beite lastend uoiör tBhehlüdörnrsff 
etWfc Ärrnuliren könnten : «rar irfcÄ At ehtUcke ■ Verbindung vtit^ stä- 
chen erngdassen, die ohne ■ Verleteunp - 01*1» ' hirtäkcheti* Ehehi>toter~ 
niäses gektinwthefr werdtiv konnten, hwtnj sola/Hg* dieätäen u MHti, 
Jceme' piUige Ehe schiiessen. • -I: «\ ■ '».•«■ « ,J 

Während wir aus der Zeit nach' Leo imm'ei^noch Stlmrheh 
finden, welche die Heiräth Geschiedener Überhaupt- terbiöien *J i, be- 
schränken dich diö folgenden d(mirfKin 'darauf , einzelne ' Formen 
des Ehebrtideririöses hervorzuheben, aber auf eine' Art,"dfe beweist^ 
dass sie den Grundsätzen der afrikahhcheü 1 tmd rttriidbhen Kirche 
ni<M nachkamen. Die erste iristJk Sfrüode*)' belegt die Christin 
die ihren Mann verlast und 'einfen ' fcrffiertl heiraftl«, mit Excöra- 
mttafrcatiori. Das Goncil von Ange/rs^) (458) fexcdrttrriunicirt dibjeni-. 
geh, weJckie diePratt Wries ahdfrbn'fctr 'd^sscü Lebzelteri' heirathen, 
und das von Vannes*) (circa 465), diejbkigeri, ^felche 6Uii£ ISftoeis 
de* iSl^rtt^fhre^Wa^tr ärid^e ,, hiMrathfetl, , eih Betteis*,'' dass trotz 
der strengen Theorie, welche sichern Anfang 5 tlös Jhhrhühtfeffcs so 
geltend machte, die' kktMlfche' Gesetzgebung in den tourch die Völ- 
kerwanderung erschütterten 1 Ländern bei der Laxheit M des Manischen 
Rechts und der TJnääöhörhßit der Keclrtspflege jener aufgeregten 
Zeit : bezuglich der 'WlWörterheiratfiung' der gieschfeäetien Mäniter 
nicht weiter 4 gekommen War, als Woöiei schote vttr anderthalb Jahr- 
hunderten zu Arles gestanden 1 , sich' mit Erlangtmg deösen zu be- 
gnügen, was fast kuch' das staatliche fieefrt von : iJen Männern 
verlangte. Um fori stirengereri Perderöhgeri der Kfrbrxeniuürit' doch' 
in' <tor Praxis' ntogUcbät gerecht' ztt werdeüj besrfhr^inlrtieri kiiih die 
kirchlichen Legislatoren nach dem Vorgang der tfeHSHbhdft 'Geseti- 

1) ej. 92. ad Bast. Narb. regp. VI. 

2) z. B. Pctr. ChrysoL, aerm. in 1. Cor. 7; in Rom, 7, 1. . 

3) can. 19 ; Hefele H, 566. « . r - ♦ 

4) can. 6; Hard. H, 779; Hefele n, 562. 

5) can. 2; Hard. ü, 797; Hefele II, 573. 
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soi-daM*^ 'Iflifr W- 

aflflAlbfiuk^.denfifate datth'xdie MÄW*r*öit 'j*ctt»»#fo^öfceiiö **#' 

($0(5) tawäcttfigUi w«dwsab68Ümirite^v^daö« Höte4i,,«lte UftRf I dft» 

brß<^j&^.Vr^tiib&ieAdii «ort i labder« VwbS*duögöri i; ^i^lg^b, 
v(#,|4*riiJÖi(^öiH»^ 'riitr tietf <Sl&u&fgdfi 

<■ , Mf dia* DCrttik *andie> weitem iBeechräiftaftlg»^^ Bftttcftfeiättog 

ei^i bofatiitinfoMUMd Wi*. erwähltem Wer 'nur dfer'Goöfirtitätfeta Ja- 
st^qöjbHmff d^n Fiatwqnton T<lr8öboHenefti Milftät^rtflWh *% ü)<cm 
selty^oUteii, flicht. bttiratliett.dürf«iv l '»oltt»ge: der'<fiöd»'»*fcr Gatten 
ru^tbfJuwitsiwar. Aber a»ch/we»n ete wb ! s ibidem 1Me J1 glife«rt 
und, sie; 0tf;Ztagn&i ^; Milibäi-b6höt<Je fA^ der^rf» A*löb^i' v6r- 
nfpißctif , troüftto .sie »snoch eint Jakr bis zur ''Wiedferve**r^©rt«ig : 
w^te^^nidrig^üJl*. äie^nndii ibre ititrätm"ltäntfbr dfe Strafte fos 
El^ebiiMcha^lfiWöüBgüiJML^'ZaügeÄ.^ die iii der iVtAttfafdriMg 1 * über 
djm, T<4 des VörachrfieneÄ Äinen vMsehe&Bid^bldätefi^^U^^faher 
Stglfc, ßnt#t^a<l>um\Gekb begWftft wwdeü,wdiö- V^scb^fte»^- üUr, 
di^ sjchißpftt^c Ubtedi anfe&emi, ihre Pfauen wie4dt feiv stofr fteftatfftß 
dürfei^jUflrftiwiw Ji^tioiaH =den BatfetapftaLtatf > g*ftrt&»'tiWd dtf 
s^iich^ ,B^t, rait dötn, tkt*üei^ ^saahinerigettiärteAt - .« i'>'^-' 
TFefcfo* war der Standpunkt des kirchH^^^RSmedek" ün- 
christlichen und halbchristlichen Ehen gegenüber? ,Da de^ Apostel 
Paulus*) es den* gläubigen Theile verb^te^ !t dßh j^glä^gin zu 
entlassen, so hat er damit in nuce schon das Verbot aufgestellt, 
dass der gläubige Theil, der den ungläubigen entlassen, zu einer 
ferneren Ehe schreite. Umgekehrt, da er gestattet, dass der Gläu- 
bige den Ungläubigen, der scheiden will, nicht zurückhalte, lässt er 
im Unklaren, ob der Gläubige zur weiteren Heirath schreiten dürfe 
oder nicht. Der Mangel eines Anhaltspunktes in der hl. Schrift veran- 
lasste eine verschiedene Beantwortung dieser Frage in der späteren Zeit 
TertoUian*), der doch sonst eine Heirath vor der Taufe nicht gezählt 
wissen will, sprach mit allen Bekämpfern der zweiten Ehe überhaupt 
dem entlassenen christlichen Theil das Becht der Wiederverheira- 



1) can. 25; Hard. II, 1001; Hefele H, 636. 

2) Nov. 117, c. 11. 

3) 1. Cor. 7, 12 ff. 

4) de monogam, c. 11. 
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unter sich ,piehtdtfr Charakter eines» tre wanden ifihehiitfef tiisseeiei- 
lqgte, ^.aaa^e^i^igfmGamHadO emchtlkb. Atonwedtov^'f&^fr 
eii^yßp^tere Synode .qnseres. Zeitraum* sfüdht aich< er Iprofeteo 'Qbw 
di^sne, Frage au», ffrabli weil m^n darüber < niemals, unik* ■ W3H i ffti> 
Gegön^et^ iZu Tertallian gesteht Ptfä^^LfröipsiiK *) tf eA wo tf^' 
nem Uagftubigsn. entlassenen Ghritten das Bfechb m, ttiede* «u^ei^ 
ratlwi» d* er,>GQttes Wegen entlafesen* atiderSobeWritt^ Äteht'sfch^* 
dig sei. Augustin nimmt zwischen Christen und« Nkbtehrirttor tieito 
vujquIu» öiatriw)ftü 4a?) * wfihread er ia dem ^icheni Werke 3 ) 
den (( üi*glai*l9ni *03^r&3Hiijh natev de* Scheid mgsgrQiMtai -atiffiörrt, 1 
die » sjUnwtlich »sau . «tfner. Wietonwbeiraihttiig nicht berechtigen: Das 
sicherste Wtfd dfa Annahme Ideih» dasa Augustin isich stabil 'ans'UiH 
kia»h^it, dw#n eine fcrir ja sehen obenr angetitoffdo haibeüj wider- 
sprochen bß\>e< { Solltet, es aber ms Versehen sein, so dürfte dfe Auf- 
sicht, 4ßö8 ai^h,,b^i soktoen. gemischten Ehe* für de» Christen äto* 
EheJwdtfnfes -desi Randes vorhanden.*, sei, am «hestetr sn Seineta 
Systeme, passw; 1 JSfl- Wime .dann auch der Umstand :ta HetttaßM,- 
dag}, , Pse^o-Arabwius das Hecht . der Wiedemrhefcrftthang tiamft : 
beg*Qndef* dw der;61ftohige., nicht i*€k*Uip an «ter 'EkescAviäutitf 
sei^ sowie* dwß er irnr k von den» enäässeneH Mvmb eprieht. Leteht 
köiwte jojnit der FtUfgevesen sein* dass das Urtheil ftfchr, die Wie* 
derverh^iraffchmig enkla$seii»c.ißhriätea ia^ moh ge- 

meinlich nach. dam ober die WkittrveiiekathmD^ n entlassenem Gbri- 
sten. uberJmtpi richtete. • •• • ' .v. -V\ ■• m^ <• • '^ 



1) Ifauriner-Ausgabe append. opp. St. Ambros. T. II, pag* 1J4. 

2) ie ionjug. adultl, 14. *' ' 



a) n, 2s. 
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^l 6 .»M il.l. 11*1 Im» *j.;t »»■, C „,,\„»W. 1%^,,'i .Ini.JVn', 

-iiu iis gniifi'ulJui'jfl Tji;i-i ,i-.i iv*K'>fliiui:.'i 'üi :i>l n>i!..';ik'i[Jiü( -."I 
ü,','\ Finn t usdyiv,'.; 
linw ,atain!.> n»li Ban ir4i»'IPK: all«! ni'iluiov>lh.<v oi 

'«!*«* Öle! WrjefficM adMMHjj ■■** Jw* ■mi'*» «h> 
•';:'' n '.^"";"r- ^ u;l ''ftflnt»' !: (|etl;eWBr i iB<lft*l^i»il »>»'• »i =-■■• 

.'[-; , i(- ''. «i^-Kechtsfefl., . qvltgetbe 1 

-T#|h^. : apv4, ^foy^e^ ,l§5& „7; 
,)f*tMis4^i :l El_ij(aii^llia ?;,.«> <. 
wurde durch reciitofcrafl.igenlj.eeu 
iJationsgqijqbis. TfttTOeqbii^ vopi; 

.Milien-, s^ch |4«s> ^bn^h«, pchfll 
Witspembiich a>t «iner g«eclnl&;hUioi 
öie i&l* igßtranirten Ehegatte» z 
.«(^Miei^WiWmilWPi ^*:- •„• >, V. 
kaj^ofoch^; Gemeinde , über££tre.t 
Ji&p,t*hratten{ f Er,[8^|^B flBtufl 
^u^rflpltfart; *■ #, gfg?p ; 8pta« J 
dsng ^.^a^n^.l&nflflfafii ,( 
J»#«»g$ö> :«#«$, ohflß j^i()cb;;dap 
ger)|^.eA»^h ! ^^pw>er,Brautlt 

JWfig» <*«. Ättfee»«^ .flWJS r-tiWIff *' 

Baldig aficb.jaiw^r^hea^^ ^ei 

,beWlrde,!Vwab^'**.:^Jr ,1 ll: . ,„f ,[..,. v ■■■'/! r-i. ii->-uitir-L juntn« 

!I: „; ...-^)wg,,^iiw^qlc))fmi,üi 

«MW ,aijch .auf; iqm^ erlt'atu 
i«fls^M,J«n4wgfi|etÄe. .1 
fMbt.Xfc U, TU. 1. 1 73-1 
Scheidung. , dem: ßaqfe _w&. 
hetfiilegen isjtydft nach c. 5 
dige Theil unter umstände» 
i:.,;.,di»i-(*erj : a»oli,!dift L 9 
sich iiioh4.fi« : aastfißdiff «ra 



Frichard. Bürgert. Scheidung von Tisch und Bett getr. Gatten. 417 

einem nachträglichen Austritt eines oder des anderen Theils aas 
der katholischen Kirche beizumessen ist, einer Beurtheilung zu un- 
terziehen, und zwar 

in vorliegendem Falle noteh' besonders aus dem Grunde, weil 
dar dphaallgeEb^ficW xu.Wi^^^ ^ J*«<^duiJg8-Bi^iiiit- 
niss in dieser Richtw*g selbst m er lautem , Anstand gefunden hat, 
und das hiesige Stadtgericht, welches von dem Beschwerdefahrer 
durch eine am 4. Mai 1872 bereits zur Erklärung mitgetheilte Klage 
angegangen wurde, wie au^ den erhobenen Akten ersichtlich ist, 
eine Entscheidung erlassen zu können noch nicht in der Lag* war:« 
' Biese Entscheidung des Kgl. Stadtgerichts L erging unterm 
30. April 18^3. Sie lautet folgenderinaösen : ' : " 

Dtrfch Urtbeil des Kgl. Hof- uhd Äßpellationö-Oerichts» zu 
Wiesbaden vom 16. April 1867 bezw. durch den PäHfications-Be- 
scheid vom 28. Juni 1867 sind die beiden Streitthfcfle ftr immer 
voö Tisch und Ifefct getrennt worden, uiid zwar auf Klage <ies Ehe- 
mannes wegen ttmatätirten Ehebruchs der Beklagten tind weil die 
selbe, wissend, dass sie mit einer ansteckenden geschlechtlichen 
Krankheit behaftet; war, diese Kfankheit verheimlichend mit dfem 
Kläger den Beischlaf vollzogen und ihn angesteckt hatte. Oleich- 
zeitig wurde die Beklagte' schuldig erkannt, etn Viertheil ihres, 
ihrem Kinde eigentümlich zufallenden Venüögins dem Kläger nutz*» 
niesslich zu überlassen, dem Kläger die Erziehung des Kindes ange- 
sprochen Und Ißeklägte in die Koiteh dis 1 Verfahrens yentftheflt. 

Auf Gnjnd dieser rechtskräftigen Entscheidungen, welchen zwar 
das Preuss. landrecht H, 1. g. 734 die Wirkungen der VftUigeh 
Scheidung beilegt, welche nach gemeinem Rfechte aber die ander- 
weite Wlederverehelichung ausschUessen , evetrttrell auf Ortmd des 
in diesen Urtheilen festgestellten Sfeheiduhgsgtundes des Ehebrüche 
verlangt' nunmehr der Kläger, welcher sich anderweitig ^etfheimfcbeii 
will, in der dahier angestellten Klage, da bäMe Streittbeile ihren 
Wohnsitz dahier haben, völlige Scheidung der Ehe dem Bande nach, 
welche von dem Wiesbadener Gerichte nicht hatte ausgesprochen 
werden könnet) ; weil beide Ehegatten damals der katholischen ttm- 
fessioh angehörten, während der Kläger nuämebr inhaltlich des Be- 
scheids des Kgl. ; Kreis-Gerichts zu Wiesbaden vom 20. November 
1872 zu der freien (deritsch-katholischen) Gemeinde übergetreten ist: 
Weiter Wird eventuell die Klage auf cfen fortgesetzten ehebreebefr- 
ischen Lebenswandel der Beklagten jgestAtkt. • • j 

Die Beklagte hat' zunächst die Statthaftigkeit der Eheschei- 
dungsklage, soweit sie auf das ürtheil deä Appellattone-Gerichts m 
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fallenden Vorgänge, als durch richterlichen Spruch ahgeurtheilfcj'&r 
endgültig erledigt hält. ■i.'«'.f ,W ■ .1 \j(>\vmi?i 

ikanu;Jaioüh uieiifc Iboi^str.otet) i wBwte»'; »J»wW i^scbeweiAijdiejj^- 

-HfdaifiJ^jIWljfldfcatt-.iüC.llOfem^fttj*« ifti^cht^jißfe,!:,-,-, a9 [, bnirri' 
eatji nifif erif ffir deM BtlagHD^e^dflm Wwsbfldfäieii^hflgfjfiflh^etü^sBe 
iKAa^kantateldam^vwicht^mif;.^^ 

ifond rhattd ioider iTkai Imir Siain^rMlwÄndeffwiAwagj.dirriifitffi^Pn 

ivbnilÜliidbifilndi'SettitiQii ürön KeölU8ftdge*!züoj.ifißgeB8fetidp. ;i fe 

listnnHB dri,:dnse> eiste Frage ihifl.,BN»r- jec^tdkfalWff^ »p^r«^a 

iiaHidenvidJiaS'^iibi.die Beklagte' d«# Eliebjuiwbs flBdnde^wJJ^MÜäGiW] 

Aüatecknng ihren Ehemann« iflit-eiqeT'^ch^hJ&ftf^.^a^&t 

schuldig gemacht hat, und es j;t idessbalb^der^ jK^ägej^der Klag- 

bjüenan^pcwhßndi, ;das |Bpcht.,a|uf, iqij^nai^d^^nung ¥<ra 

Tisch urjd^Bfttti^g^pprochfq wj>r$en ri j g* wepigJf^eT^iJpri dadurch 

irpteUung des ehelichen 

e£ra,Uj. emem^hie^aufge- 

■ntscpi^d^""'" ' 




jipil Jäie .lEKge&rat 
ags abgestochene ßecKe 
l , dem J-fläefer aucn an 
wh.gar.iuciu verianielt 
worden.: ,es, feiüi aan'er 

der. ül^icnbeit des jari- 

tuch auf dieselben iftag- 

Indi/ lagen v trnü dadurch 

"'ein 'Äbelü vöJ'lJeliefeinllttfiimüri^tiÄiiMeBJfjti 1 '»» ir*«jj»rl':d»«i 

''dlB'objectlVeTdenBtWde» »feclWtrelta:- 1 ^' -•«)> ■■■'-"'- 'I u-iiUiM; 

«■tniiW.il siaH^B^ietf Bfl 1 ."VI. 1 § . 29d;'illsbe«l*l .ntSl'«!»''*»'- 

"'''' l! 'BbiHj' ein''Els$eri 'dir 'Mr einern'>Wal»rnBtdda*ta*clll''«lif 
'"oMesVeiner Siehe 1 erstritten bat, anfOHinJ dtaUellm'MtltrMn 

Materials später Ärjefteniiung 1 des KigehfclrtimB. Wn'&illserfcfertirSe- 
"IclaÄ'Wrraf/»« Wka, 1 " 1 - t <!■•- J ■••!■ .-"i i-. J.i ■:.! vdf.li M >:i 
-mmii.i i«fi<%*«i-K'W'llie»jjt (rtjl' ii«fW""^Mi"e!)>''d'-M ir-Atan 

und tetejlnk^), (fer'rnH-UW'ebndVMÜo fartM' #(6i«g";ilatyg<*lb- 
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mtid tootih no4hj 4ie t a^tb ferti a^steillefti kaofl, ^nf , dafls.jifrm ifar 
)Qrtndsate d*t. {fonftturaiz öder, der Klag0ao^pw»tip^ » eHtg^g^a- 

Savigny 1. o. S. 452. -,... -,>. r ., • , 

^ hÄtä^h Wer '^*r Kläger du ixih dat erlangte, ataf/ Trennung von 
Hfteh' 1 HA« BÄfc ^richtete Prtheil nicht daß Recht drwh*t v < auf 
Grund des rechfekriftig festgestellten Ehebrucfes der Beklagten ' de- 
fitiAi^ SbheMung z* Erlangen V aumal dann nicht < wenn ihm dies 
weitergehende, bisher nickt in jadiorurti gez<>getie Recht erst auf 
Ortiirf v4n Thatsacben erwuchsen igt, welche bei der eisten Klage noch 
gar nicht vorlagen. Die Beichte des Klägers ans 'dem Ehebruch der 
BeTflkgte» sfotd dttrefedas frühere Urtheril nicht consamirt, wenn sie 
Mäh in dem vollen Umfang, in welchem sie bei Erhebung der ersten 
Klägfe bestanden, zur Geltung gebracht worden sind. 

Saügny 1. c.'S: 378 ad IL 
• ; / 'Deshgt: auch Fart0rerou>, Pandeet. I. §. 173. Anmerk. III— V. 
1 ■■■ ' TTiwcfe^Ä^d, Pandecten I. §. 130. Note 28. ti. 24. 

So tat* denn auch bei BeurtTieilung des vorliegenden Falles das 
dermalige Ehegericht in Wiesbaden in dem Bescheid vom 20. Novem- 
ber 1872 zwar Anstand genommen, das auf Trennimg von Tisch 
und Bett laufende Urtbeil dahin zu dedariren, dass die Ehe als 
quoad viaculum getrennt zu erachten sei, die nachträgliche defini- 
tive Scheidung aber keineswegs für unzulässig erklärt, vielmehr aus- 
gesprochen, dass der Wiederverehelichung des Klägers nach seinem 
Cebertritt zur freien Gemeinde ein Hinderniss nicht im Wege stehe, 
und das Ober-Appellationsgericht zu Wiesbaden hat in einem ana- 
logen Eechtsfall das auf Separation lautende Urtheil nach Uebertfitt 
eines der Streittheile zur protestantischen Kirche für diesen in Schei- 
dung dem Ehebande nach umgewandelt. 

. ,Seitfert % . Archiv. Bd.22. Nr. 51, 

.Bjeripch j#t dem Kläger auf Grund seine« Austrittes ans der ka- 
tholischen Kirche das unbestreitbare Recht erwachsen, dass — nicht 
etwa«, entgegen ,dem Inhalte des früheren rechtskräftigen gtcheidungs* 
urtheilg, epndern gerade in Consequenz desselben — die Ehe nun- 
mehr dem Bande nach gjejbreijnt werde, nnd zwar hat das nach den 
CHrnfidgfttgen. nnd Formen des bier geltenden Rechtes zu geschehen, 
-dem takle Xheüe als dabier domicilirt unterworfen sind. 

Es ist daher nicht erforderlich , auf ( die weiter geltend ge- 
machten SchetfungqgrüQjito, und die. hiergegpn erhobenen Einwen- 
dungen t$ker einzpgßbpn. und wird hiermit zx\ Recht erkannt: 
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geständoiBse desselben zu Gunsten der Krone Preussen finden 'übri- 
gens gleich denen des Uebereinkommens vom 7. und 13. März 1871 
mejbr ia dem Bestreben des Bischofs, einen billigen 'Ausgleich nach 
Möglichkeit herbeizuführen, als in dem wirklich erbrachten Nach- 
_._.- i—a.-gj, priyntrechtstitel ihre Begründung, 

ii Ililders, deren ursprüngliche Fundation' sich der 
Öde entzieht, war -unter' dem nnsterbUcheh'Pörstbi- 
Bter von Mespelbrunn (1573— 1617) ari daa Hoch- 
gekommen, zur katholischen Kirche zurückgeführt 
bis zur Sacularisation bestandenen reichen Kloster 
neu dotirt worden. .Die Baulast der Kirche und 
lag von jeher und liegt noch heute den Parochia- 
i0 bauliche Concnrrenz des Fiscus hat niemals statfc- 
noch vorliegenden Pfarrbeschreibnngen vom Jahn! 
sagen übereinstimmend aus: »Collator: RevetendiS- 
nsisc und Collator: Reverendissimüs,« und die Pfarr- 
beschreibung vom Jahre 1618 bezeugt: Hüters. Parochia: Ptaesentator 
und Collator der pfarr zum Hütera der Hochwürdig Unser Gnädiger 
Füret und Herr zu Wflrtzburg.t Noch unter dem 3. Sept. 1824 erfies 
das bischöfliche Ordinariat zu Würzburg, als die Pfarrei' Hlldere als 
Königliches Patronat ausgeschrieben werden sollte, .an die Regierung 
des Untermainkreises Kammer des Innern ein »verwahrllchea Anschrei- 
ben,« in welchem dasselbe mit Berufung auf das '»Tridentihnm, dh 
geistliche und gemeine Recht« gegen dieses angebliche PalronBtrecht 
einen sehr entschiedenen Widersprach erhob, der obwohl' später nicH 
mehr festgehalten, dennoch die Anschauung der competedten ÖehÖnle 
genugsam darlegt. 

Nach der »Visitatio Parochiae Aufemu* vom J*. 1754 wir 
damals Patron derselben die zu Neudorf wohnhafte Freiherrlich von 
Forstmeister'sche Familie, während in Folge einer nicht näher be- 
kannten Vereinbarung in dem Status Moguutinus d. d. 16. Nov.' 1790 
der Erzbischof von Mainz als »Patron« dieser altmainzisehen Pfarrei 
erscheint. • 

Auch die gleichfalls vordem mainzische Pfarre! Oberttdorf un- 
terstand von jeher, soweit die historische Beurkundung reicht; dem 
Besetzungsrechte des Erzbiscbofe von Mainz. So bezeugen überein- 
stimmend der Visttationsrecess vom J- 1727, der Status Parochiae 
Oberndorfensis von 1782 und zuletzt der Status MogWtirras vom 
J. 1790 in den Worten: De Parochia. Qu. 1. Quis Patronus Paro- 
chiae? R: »Eminentissimus Arehiepiscopue Moguutinus,*' indem zu- 
gleich die Chnrfürstlich Mainziache Hofkaromer als Zehntinhaberin 
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besagt: »Dass ms confereuai 



Zebntbeaiiffs die .Baulast des Kirchenchors, und des rrarrnaiisey vv. 
M( . + Simon aus diesen .histpnschen AusfunTuncrefl ereant SicB, (Ms 
^p,j^ap^j)^ati;^pht #er /frone Bayen\ auf die genannten vict PrarrWefh 
nixiht' begründet; war,.! Dies 'ist hinsicttticn 'qer '^ftrre¥ ( Hild^Wi& 



nwW»..ÄegriindeliWa^ Dies ist hinsichtlich der Trarrei Hildftre WWi*- 
fwQBi M<*ch ,auch bei den übrigen Pfanrejea Keinem gegrünireien Be- 




teinmaL .zunächst , von mehr, als zweiiel^a!ttem' Werthd. J Es "sdlfte 
^h^^el^n jwr Tjn lü^mp«tf djü* psWfcjIff&tifflft 'MW 
.toehjOffl.YQn Mainz constatirt weiTOn^wie 11 Hles ' 'sc&öW' ftä#äi/Pär- 

Sm^s die te ; üb? m&*M 






b^tnttep der freien CoÜ^tipn .unterstehenden, gTeicliiäHisi^ sfttf Äft- 
n w,w}diW^ «ftpi^n jund sq von. den betreffenden Piartern, denen die 
; ^hjtt|8(jljep . ^pgdfnte'te/ w tÄlocAteÄ,' **Äie $üi$?flö: 

Quis Patronus Pafocliiae£ Wbwenmp/^it^ev^ndi^M^^Ar^- 

^scppqs.Mflgiuitinus beantwortet werden musste, auch weriA u mä&ih 
f jdie freie: Collanpn zustand. ,wie denn in der Tnat m flem Status 

MffgxffkUft^ des Dec^nates A^öneburg. vom J[. ipff 'mfenTertf^Prar- 
t| ^j^ flk ^gebjicbe Eatroiiiaie des .firzi>iscli'c>fs . Vpii Ittai AY -ttWirfeiÄffttfet 
„werden, bßi de^en idi.e iHre^e" Colia&on niemals TtezweiMt wrftitf ,! fet. 

-«>.' 'I $?PBj- , P aj ' fö^i* ^fa a|>seh$n Ivitl ftfn''djfr tfotii^Drt&^Vb 
^er (t ^|s(?hoi in ^er ( eigenen Diocese tei J gleicni6i'tig Ifem %s^eüendör 
Institution; «n Präsentatiotisredht besitze;) Vfon#', ' f ^6 i^t' doöH^mer 



424 i B r ft!P.'\^$Wk f^f&fMx&nVWi 



slaUiiaf^.ilflii» (jeneflte das l»(H«itfc.. 

Kirch«, seiw ftnit((inm,ffTW>^r 

! hen^üaii^! die,, iq /Berty sJabsBdini,, 

i 'S,:, ,i ,„■. !,!n!-. ijilijil vih ■<■■ .ii»' 

M e ?.iiKglr.!9«T< *Ä»*ll?lp'»"!«Bni-/ 

ak.fWff^M.r,««*«»« >taw*t*t>! 

l« h :,"W«ri«T\ dff Sgl. ftyfljSt'iteii .: 

»■"tf?, ,N»WWMl:)T«<t« »toi» 3»J. !• 

b^.dep.Saelwree,,,?!! Mflflyairflndfii, >■ 
an Pppete .deasajbfi* zri.,l: ; Sp, l &aw^. ; . 

^«(■»nda. d> ,ptqps%j r Krfei)(i!)m,ii 
de Tetaleben für dflfl Jaagjater actinra überalittm ,TV^bjlfli,,S<rtte- 
mann d., d. 6. Maj 155? aBiB^rt^inder ea^bejspjj: (1 *fi«m r jgjtor.,,i 
Pastoria ecclasiae in Wirtheim . . . . vacet ad praeaens. cmns coK 
1) Schlayer: Beiträge wir Lehre von dem Pstronstrecht. 1965. V, ä*$$tT 









redete vWh : 7>' ! li6*- t !; Wtt'.'tt «^ ■'StÄ^'ÄJpÄn^'TWiafffi^ 



"'•Diebes- Afa t S^5tiWiöfcliWÖ^& , pbrsflnliciie W'-gj^i^telk^ 1 
natot 1 d*i* zittik& «&6nhÄi ,: ^fos- 'eriM "öelÄÄÄ'- 
nuMerUUfHetttU^aes Dttbiöap'rfels'ku ilaihz ' ! W ' Jf.' =1802 ' W'jtt , 
au<fli f, att*e* Art*: 1 deU' Ba^r/ (tintio&iti'Wh tjM'iWmM^ 



tfgttfcelfli 




de*Ä« WÄli«! mdefWib'ctf riaiJH' dera' ! AbschlUssfe"Aes tf&or&äa ""' 
jenmte^cüf^S M nferftöfftii v dfc toüy'Wyerf'^etoeTHat/' 

awrragej-waie irunerenr rnuemiaxionsrecDte <''' M 

za'läÄ»^A 1 feey^eä r| *drifeM f d8ä' , Irtikei :, 'it'. UTO .,„... Y r 

dates wieder Herge*fe#WMäti ; ^ " l '"" 

V'«Mfrlgetf '^flAe 1 '»»' ehie^detarK^-fMil^^W^iAMce- , 
fobrt^ B^tfmnrting'fflr Me footiö 'Preuröen 'schon' ortV' 'des wi/len'alf 
wirW»»g8!WeTw*rieri ; toib«i;' w&r ^''Ba^eriscHe' "Ooudor^.Um^r^ 
Strftök'WdJglfoh tait ^ör' k'athöhscliöh Kfone'%ern ün^ hui^mf '' 
der*» Ö«bi#t ab^Alö^ii'Wfir, folgeweise riit'ifer fJostre^ri^n^^r" 
PMreflfttOeifc-^d^i -tejJrtiiäfaH f crritifri^tn 'ft/ 'ivM\U M- 1 ", 1 
sirei ; fettste 1 ! Wbtf'KeWteAaclilforge def '^roü^^rWssefi ''i'ri"ä^sef'' * 
HirrtittlÄ'-toferatf'tlJttt kmnfieTrfnen waVi"'' H ''' '"'"' ''" ^'''* ni ; 
Maoül'w«^ 'afö [ tieH^tinten 'fffrir^arreW'zur' Wäes '"' 

obefl'a&geflfflrien Ättttinmeiis ; 'zwisdre'Ä : ''cJt6r Ä fca?r. 'Rögierung "" 

' — - I nj "jaittx .in warfi he rvr.? . (ri-'lni'« ni -»i r<o'.>'»^ i:n<Tru;H 

1) CK Dufreme, du Cange-Glossärinm. 1861. Tom. Ir^agr- 12 8 2 a . t. — 




und den Ordinarien rechtlich alßl dgr freien Collation unterstehend 
znrfaetaurhtar, tM^kiÄntefdie^ö .AbkortÄWi rtW*dfrr,l|«W[W»flB der 
Stfttokhrf^hioeto^dto^^ 




<* 



werden kann. 



bdfcWl dtf Kfbri^PtehwbrivewwocWtö iMe.ei^ertfchd*J. 



ist; wtetl, dieselbe /nur den! 4foreb' frv >M"g* * ^A^M^mPtö&^£t*. 
wirdiiön' Bdtwis deir Pfttrrtatirechte» tdracftz&viBfall ; <*MtfeswBfc8b*ber 




Wenn die Diöcesanbehörde von F*Mk' in/ (kda> Sofort m U»ft^ 
fftfc^tfdeh AbkdWmdi |lei<*HtoM •'&»' hick\\U^ i V^ > tikf^t be- 
züglich der freien BJJ^titf OW^flfJ^ 
Grund hiezu ju*. daf schon damals bedenklichen ( tu rc^n politischen 
ConstefläAfonen, di* ea. gerathen erscheip^o^e^n^ßppfa.^ipfiiil^ 
dftfg* tftebt' Uuttedkti»des' Oßfefe wenigstens die ^fWiaiCeüötion der 
15. bzw., da die Pfarrei Kleinsaseen im Dte&h&te ttRJers a6«*:Pri- 
vat^atrondt^' jaHterstöBt ^'^«MflrfÄ'TfoWHtf Ü» Ö«4a<tele Orb 

11 "' "Oiiö ^edüchlfe &börtf trttdrti met I^Wt W^fidfefW^^fe^y^ö: 

bei den vormals bayrischen, jetzt zur Diöcese Fulda gehörige (£a* 
tholischen Pfarreien des Begieriii^enrlw^GfflMelTdift^tMrrfnu'tegeln, 
ist zwischen dem Oberpräsi<jtebWn*idet -FftVims Hessen-Nassau in 
Vertretuiig ( der ( K,önigj[. Pjreugsi Staats/egieri/n^ ei^erseijbs und dem 
Bischof zu Firida an^r?rseitp, f yo^b^ltlich der Ätterhöcn^tea lan- 
desherrlie^eH ,Gwelj«nigwg K ,flas n^^stehende Uebereinkommen ge- 
troffen worden* - #\ » - •; t . <* m 



-t— i • i i 



1) Gf. Bä+bosa; 'Jos Beck«. flbmulugdnni 1060. Lib. III. Cap. XIL 
De jure Patronatas n. S4. p. 901: »In omni autem eventu, quod constaret de 
vitio invalido » pWlw^a, tat»» üöötinuatae hnjusmodi praesentationes et im- 
memorialis [praeacriptio] nihil suffragabimtar.« Gerlach , Das Prasentations- 
recht auf Pfarreien. 1855. §. 33. S. 74. 
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an iScldiejikatholiwiwia Bfairfeie&ito iHüdtt^fUiudl.Oub^ [Diq^ftnig^ 



üii(I%irtheitti Tl ttM' stöUf L^te^'W fteiW 'biaäUMHcMW CWLft?6tf] 

g 2. .nrur/l jrdna// 

'"I)ie"St*k^ derafa Pa- 

troriati dem iStaatei hfertoaähiaültebtj ftw ^olßböiGfißtliph^ fci&sioJikri 

•■• _» j • _ _2 _i_ i_ a _t .A ^_»» i_ ^ t»««_i i i_ _ • j T»i 



stun^h uttd'sonÄütiäst^ z* ^tfeneu 4er Pfe^^itiöichtKch ^V 
Warr- ibd ^döftt^Kiithen geitbet verpffichtdt tot, Wärdiäuüch g«w 
geri wältige Uebfereintaift tniohts göfcnderty j*> ! daas aecreiYerpäieh-n 
tmigw W*t e^tete!^ «ndj di^ ( .9fdtt^eri^n weh ^a K .wo : % Pfaf** 
u#d afldejrq geis^licbea Stellen dem. bischöflichen Stuhle zur freien 
Collation eingeräumt sind, unverändert fortbestehet). 

Der Bischof behält sich vor gegenwärtige Ueberelhltötft dem 

päpstlichen Stuhle rorzulöfttö. n< / v c •<! ...,» n ; • . ,7 

u \ i9wi >Bwi*«pdflpg, | ^t.| geg^n^tig^.üeberß^^Bame^^^ 

D«r [ ObÄt)rtrtaitot der »Prövtaa« ••'- ' Der Bischof yonFiitoj 

•. J. im HttsttntiNässaft r^^^^,, g^^Okir^pkrJ^mtim ^^ 
g^;iv. BQdrtschfcitijtii li!f IJfj f ,. .,-., ; lilirl „ fJl j(i ,, rmi 
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sfeurftita Jfctw^ von 

Bayern an die. Krone Preussea abgetretenen Gebiet abgeschlossenen 
Uebereinkommen Meiöö land^h^rrfiche Ctenehmf^g hiertiilreh er- 

theilefl. ■-- ' : -'' 1 '•»'."'■': ;i;\ .'\r«-i . » • • » * .r/.,l >!»;»/f".' d o i .'. 

■''• ' , Beriin^.diÄi J 7J'Septertber)il87a-i.F'. ;•? , ..f. ,«.,ivnr»'l ir^ • .*!• >u 

f ; i , (SP&?). Dr. jpoft. j . (i . , , . , 

Aa den Minister der geistlichen etc. An^elöge'hneiteü; ' '*' 

' ", ?l ; "" m dem Öri^inkfe gl^chlintön4. :! " 

(L. S.) (gez.:) Kasch^i i<r ^i\..ii 

Canzleirath. 
•' ' :< > i > Fü» die richtige Abschrift** 

•''■"•• '«»..■ .i,./-. f.; .i.".. :t'- (ge*. :) Diederich. .-, 

1 '' •■• • »i.ti ",..•:(•.,: Mfic^enuigs^8|e€Vfitftr.« 



'•'• J- 1 '!? : -'I »:'i i"» .V«* ^ * i."t/:: '.•:.!• , . ;. ' - ..• .; 



1 "' ' ' ' t ' 

i — r~7T 
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In Ti>'. 



• -nyV['»ifi:)X;n i?>b hhü Inivf '/jvoRl Mi nobiuihn/ tthin r jr.no jl ■".:- 

XXXI. 

T 

Die kath, Kirchenverhältnisse Oldenburgs im Vergleich mit 

■>t:<U. :•.)).!«-. ,...[, Ti.,„T „i-. :."-T 1j.,.-iTi^ Tr in-v ':»-.-.nkl .=: • 
■•hiihUwvi-.II fi«il»._3iTOh^.^f%^i(fl*WHwht'»A -iih .Nl.ni.u - 

,! " ,h tfon' kVciiyfei^Me^H^'WiH'ti^B^eft'iÄ'bldfeÄBtiife fc- 
ständöu 'den t»reussischen Maigesetaeh (^Wrrt^ iegiB^öt^'Ptwhjd*. 
Eine am Rhein erscheinende Zeitung schreibt hierüber r' 1 ' 1 '-'"' 
' : ' •' -i'Ö^ Biäctiöf - J ^ori' ; }ÜttiÄr ;' : «ei« fa¥^ie^M^ett8u>#scb«i 
nef'anzastelVenM' tatfÄHer/ Pftes^'die'^ntagfrt^ 1 Ä#'dw- 
tigep, Regieruog 1 .nachsucht',' sieht älch 'durch i 'sein ^e^idsW^etöntot 
der preussischen RegieruAgin abtcnen Fahl*' die 'inselg^ ztfwaekn, 
welche" djis GeWtz verlangt.- "feist 'ein 'beMaöwnsweifJWir^^flieB- 
völler ^isstfa^ch^ddr^iefmitflero^aewl^n-^efiek #tr*"PW- 
Uch .der'tfnWingene'ulia'tiefeT'filicke'Hafe WWÄ^te'A 
Öewissen des. Ifitrampnianisratis ' nicht ! d(ie"h: TeraMwottltenlttäf fc 
MehscW vor 1 'dem 1 ältWlsyencren"'a6tt; ! soh'«etti W'hUnäÜ'VMenüi- 
flgbpt'lgegbn den : *müa inHÖihi ^V'aiet-eW'lsff'Äofe'ieHy^ 
diese Erkennt^' sich weiter tra«' i 'wertöf l '«ähn'' ! bfeil&e l ,' f 'dilBif , 'Al1(. 
die "noch' ;, eineh' Rest ' von-' ungetrübtem' ' WahVli «ktsäthJ »&!&- f gfcWtW 
haben, von, solcher Vqrirrun.g si<;h abwenden und in dieBeWfreftM 
nföUl hägeWe* weräen? EHHes^^bnsfiffl^t^^det^lftnsch- 
heii,,em ft*iirAvdrau£ ; tuiSerffi (ieutsbl]eri"VWk^;-dU W^Irrhäft^U 
steh!' auf 'dem Spiele': 'Gia^'sre^sWe^erir^'w^'es'uthW 
Volk' geihan "% ' " ' • ' !! "■ ,, '' 1:,, " "*i"i J »-ssi *-.-•!» -lij^Z-lüi »!••*,' unb • 

' "' Schreiender' &^^ 

liehen, ^ecbtsverhHitnlsse Oldenbitfgs /nukrsA,' ; 'Änfen 't^gttW 
derselbe« mit dein Inhalte' der : Mai£e'setzö r a^ge^&Hlruntf dabei ge- 
funden dass deV >ttäu(tyorzüg des fleutsclieil ' V6ltfe8 , <e' toli •dfeniftr- 



|. 1 . • !•....( 



58» Belli äd Irtato^gWAdn JWiitonl-iES^ Vf«glwh1wgiid^ ,,1fftPttWÄWfS- 

1874 Nr. 44—47. Eine kurze authentische Darstellung der gegenwärtigen olden- 
buvgncheii KweluMtevhJittntsiHr .<^i$ it .wto, {Vtfffrq,,, ^^^^(j^henr. 
Fieib. 187A§u,ra6!«a. IflöfH *af} iflben»? && Jpt, ,4fa s^t^/fji^en, >• 
hiitöuba.ivoJi; Ifr«*«Di/tt,nÄt&;^^ ffiWW^^ 

(|. «SJ 8»:.145m48»;ofiL ^3rmß0»> /»PÖ!!^^!^^^»*^«^ ,«f^^W*l8«Sf 9* 
früheren deuteohett Und<m».»e*r ftjogebe*& .#w^V.ßr>r JlflMt .„f , S * A . 
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fasser obiger Aeusserung für den Fall, dass derselbe die Verhält- 
nisse kennt, nicht vorhanden ist. Dieses wird ans der nachfolgen« 
den Darstellung hervorgehen. 

JXXX 

Um riolelßiaV mi ^BiufinobloSaaintlßrinovnorioii)! ,rt!ß>l qiQ 

Vorcuszus^ 
Hauptschiasses vom 21. Februar 1803 ein Theil des Stiftes Mün- 
ster nämlich die AemW^Ma' v t^ v ^ dem Herzogthume 
Cttdenb«iB^!«^er|q«it f profld^ i; to ^^e^^l^png, aby dem 
möces^prertiaDide. flir^a .fafter^ f^leiojb ^ijvlijfn ( Bej(jn ^uatai- 
than blieben.. , . r. , . , ,,,,: v » , ■ << 
• ,.v Depifitiyf.ivn^de.^aljef ^ch die Jtollß de s^nte anjffl. vom 
16, : Jitfi l$fcl . ; w$, 4wcli ; dft (^mu^ j^r Hannover 
vom .fl^u.jMlta.i l§?4 ,,flft3 tgw#e ^i^glbhum^^laen^urg^ samnjt f der, 
HejrsebfifMetfer,,^ Ifptir.., äejp B\0oh zu Sfany 
stqr, izflgeth^ftt. ,, JF^ejr ^wle iznr^gqllfuag ^"der Pi^ces^n-Äbge: 
lf^he^ ^^aÖ^^nw^ zwi- 
schen Jlfff Beg^wg uz$ flejn, d^i^ayig^ F^rrtbischof^ , wi^ Ermlaadr 
alqApc^o^jp^ifigajtw SP«* ^veptio^.u^ter d?m £ T Januar 1Ö30 

verrtionj^;dip fi ^ Aprit 18$! >Mf^ *an T . 

liGur^floidm,;, lir i. Ji; „...,. ,.,,. ,(.,, :..„-,.,,, .'..(,(% . w i:v :..r 

; ^rchhd^^y^ipp^i^fie. d|p f Bi)i^^ (i y^nlMrt p <huw 

in Yechfc , je^jeu^^^ 

von dem General- Vicar des Bischofes unabhängig sein unqi 4ie Voll^ 
machten we3.b^n4e^(^)f^|^l- r y^rsr^ir d^Oldenj^ 
ia.tfwfrr Jln^rsteU^ng . ^r dfti^ $#ofe fityn |soUte ? '/ /r f , { 
»irps^. la^qshea^ich^^^tsr^ht T; Ws8t >: e8, in §. £, de£ 
citurten, Clah,-Ordi;e:Y. 5. ,Apnl|i8?U — ( oder.j^ circji sajcpa bleibi, 
in seinem ganzen Umfange vorbehalten, und haben wir wegen dessen 
Wahrttähfflang das ! unter B. ytuKegfinde Nertnotiv ahiasseji lassen 
und äeffiselbefi f duw* ( tuwwri Chwiehnriptofe Gwefezeriaftft 



Tbm h SWrid^irift:t* l flef Staatsgewalt sitiA 'ä*^ «äartöttan »nmi »«* 

-'- ' '■ " '. ' •■ . •■ » ■*' " i« j ' (! • «.. »t*. ■ •♦.„ .• ;•- 1 * j/ , , - ' 
1 ly'DaaüiiMÄeipzo^httti Oldeöhuf^ tarteht bakMiftllfeh am drei räum- 
lich von einander £etreimfcen Thellen; a) dem fiettogthuma-Oldenfcrtg, b) de« 
FUrrtettfiifcnle' Eutin ' oder Lübeck, c) Aem ^Mtenth^tte BltkerifeML AmkMto* 

den nordiseheii MEUItaflt'Wf TOMentorg **to Bhtttefe*«* Mftiutavi • 



480 9*Wum& si)i*Juah*&i*eh^eteaUtUs94(\n 4fcfolMft$. 

»iftifToiiie^^dKtsfBfdUfaiifi^ dtti paattb^rn»h<Ucbe^^ii8ti^Hj^ 
Landes bezüglich des kath. Kirchenrechts, :d)is u*My> 

-«od rW&hwDd jafabfaiäH Cowvenfiidn *U> zttielttn <(Wr Sliafegewalt 
und dem kirchlichen Regimente rite vereinbartes lÄbkOtomen bis 
etar/Mnde iB*i*anBt kifdinhdliliWnin^d^^ig^ Bkidhtinfekn, in 
welchen die Verf.-Urkonde vuu;ä2. Novetabdij t862uandwfe Normen 
iwirt^^Mödifiöicbotr^ (von der 

6ttäator^gS«nligi ihiii^gB.d^ iLegklaüw>toxfUgei(^fdhhirtes Pro- 
ümkj ■ gegefa »yrilohteJHrtto -foitea . de/ Kfrabe ' htimw iJftufrrtMh erhoben 
wurde. Das Normativ enthält, »enni mcüubtai diö^rinmd Weise 
seines Zustandsktafcmens' im Auge ^test^ itoöribe'fWniip^^ie die 
Matgeecfa^bidgv bescbriWkh ? McbAÜfori fcitf d*e ^Äegihitig /des jus 
e* öo j äacröv • wfitattiidu die • Maigewtoe - ein» - difc i &Wb8te4*fidigkeifcj der 
gfeütüebe* iMadhfr und) des ■ geistlichrit Begifoeates d«/?w6en^ f l&cW^ 
Vollkommenheit' beanspruchend idas/jittifti sa*mH siefeibeilegdb. <»7 - i 
•<i- f öJeiieritigeraHme>Zeit;inadi AbschhöB der- Cbiivedtidn andmadh 
Etrkws: deri>$[o4niäti?*' w^^ 

das ifli^heifzä$tarfD QM^ n .ni*« V;; 

> r;f) i/ ;v. n^^'BehgkattgestilseHaft ordnet «nd'lverwtifltödb» Art» 
r< .!rj:. j^getnbeitea.se^^ 

Staates.c .iü^i! 

•<:,l' i Dieselbe eAlÄrt da$biö< dabinf ^We: l|mdeslienlicbe ( Iplacet 
utid jüüa^fui7 artifgdhobenjiund Ndto)Viaijketo itikit . flett : kiröWiobtoi 
Obereil iüriuug^hindö-t-ifreij :Ddr AnrL;fl9u verlangt bei uteri WftbT, 
Bmennang i höw i EroAetating ■ > den Beatoten / und Dienfcr i der I Eifali* 
attrldift.öoIfieMfitiBg' «ikfl St&atda* nach Jtaaagdbe /de^ßeeetzei^fter 
Verträge; i AJrtwfiöLUiganmtirtwdeii Kirohe^ese^hafteh'^tiidiQbk* 
lkfcnde* Beait* #n*s> ^inih^nfe'iimiS^togJ'VPaoutr 4uAk <dfer iWidw?* 
eptaefei marietoar Ik*tammu*ge&t dd* Gbnvatoitovinifc fiem ^tfenStaifcK 
gmndgesriaeilnioht <st Rktoflidten ..fÄre^ betrat di*;©ldenfcurgbche 
Begfefnag n«aeh 'BtBcbeiaianj, oder Vörfeßstthg iwiedtr defcidupatauis 
eoircefaeibiiWeg der VietrhaBdlnngiomii der «geistlichen /Behörde] .Die 
Yserfafiöoj^fihl^äii^berfldiien an» 22/ NovemWf 1852 «aindt schön 
an*> 18*1 O^eevberffleaftflblrin.Jähhn itreten Cohunistarien/ deriifihroso* 
heraegs <«kd t »des JBubhüfes* yon i ^DuUtcr BttflÜÄindn^ 4ra i die ' iGogvea«- 
taaatrr^ND/'&i Jitottani 1880 <toft defti¥i«B$rifiten; Um f8ttttsgmo4#e>» 
sefcw» ia Eraklättgl sai ' bringen. .j!« Diel (damals iMVBromKartett-uAfcmti^ 
ehuifgen rirutderi ioätM vaafc iQttasehenbge; aM MvamtftfschbfefiVwAfönJ- 
Btflr.igäriehitfigk Diese .Reguli^g >wM4s aicho 
reichend, iftüctolchttich «einiger daran iinkiht-n*hdriliegtiH«ht«^I&unk^ 
markte dim ^SteateregierwqjiiAnflptüÄev vweltoheji^er IBiäohof »roh 



zogen sich: .ßlifoowjdoiiyl .rliirJ «eb ibifgjixdd mUnud 

ifewagfroltf 4*n «Miritox Ate idflflmttott Vdrldöniög IwuiiHfrchen- 

ii'tunotf dtobwgfidW pbttofe äöü .titaftjv obnii>h!J-.tv/ oih nfufolw 
-i •.). wfi) f^odto Organ* atomar jachtogenleM*edvidärfenr»ertüö^Bbsf 
-ui* l H&hrtobtffe he ^ftubtugta! <ifc Jtegtoroflg7in ijfe^Hatt^tattd^ 

...ioV/ Iiiverwktuol ewtedüitt bat** ,tluüiw -/ijoim"^ r.r.if /jlrw// 

i.j HöftV^wbi^eaet Ztefc iNööztfeideüOflBudal-keiß .MnA^k^ 

i^iffatiVtt itaftuy^ fitndenr aicfhi; libi^^dasJ Jiatar 

1870 jtüsimdiatdn Kfiacct iunifVdückrfenetißüe^ dfl« 1 OldönbmigisdieH 

Jtemrfcaa »iäe*Vf Banden amL? Vettoattenn ^iuki diese v$nbfaehrUii, ob- 

Tffdhl ImB/fliilP^faU^^fCTuidcfa^l^ bezogen i flock > fbcfo iAvsabbt 

auf einen sta&üdtai ßwikw*) AeyiiäieMäevibui 

4eÄ ^^äötMbbett ffcüTHeilnatiin BaUa iiforJteBsicfniftHlgl.iu gewähren 

pflegt: d. xBäkse* fZtiettaäe .fuhrtp . i (ÄatogemÄffiiidde ü^mfriedenheit 

herbei. < wi;:,;': 

: j>lqDoiteW7<iki^i6riöef&hrte^ YerhriacUuhgen jradte* eitie^Etoigung 

ÄitoflhUgjerawtt. üfiisdMflififi^rnSbita umrfdflit • <aabei; nuiAtifotgehde 

r QtetehtqknHii gftHatai /gitäiachfc ;Dirchidfta)NönM«|vniBfi» dfo-ki» 

ttoliftb&Kirflbeuiii deniArtikdiiu62i .fand rd8J'jta:BtiehBreaDtf»s^gtf 

tjffign&xfitrBntMfr VerhymMgy t wonaehi eiftd ariierwtäa >Möfcfcsaii^I^ 

rifchto^i*ufej^ Beaphtarig 

d*flHVi>r3el*iftwto8<i gdfeoffe» ^enfad 

«cAl^aht/a*emB dfoi geböfcrendd BActn^Ufgotnägett wohteoji Bleich*- 

gtottpwfbmgl vamkto \ ntw\ im^t^oMtAettnUR im Ohwbasbe^ Sdehren 

gaatigtbhafcj) iwjfcwi^de^ißegBhfc/eiiMhrt' amtorei Ätaflisiiin;iHUgt*faiöl 

•wtfr, ftb^diB,«A\ißübttiigi deei8i gjijiis citbajöcrA rät ipMndm» raus 

ftataradm rie&fttlgetli4iieiv < ß&nfessiwu bestehende^ ' (GöüßteiQriaWirgan 

gasfib^flfeiiimvdMKimidn^anii.tili wUUniSaDcatliie^digenUichM An» 

gßlegebbeiteniiferiibet»iiend«!fi^ rabdi>4ae *3pmtguL 

re^on^Jak}tona*teirtte^ nmvulib Bemgaogeii 

4ör<öfeudwtoi3flitiTOd-tianMlHtlk*i diö:iBnrJahre l84&hNdriMgm%lM 

vafrttfge^'i\Aik*'Jliwttmh^ hh& • kirebiicfeen Jtegfc 

iBimttif elid^b /#ar«iiiniMiidiwctaTagiIii^ üen- TiÄüereteiVerfas^ung^ 

ilrbuifl»jdka^jltiaUlingJiBeöhnmi^ gefaageriiiitdriei^iiit^ÄfJdaif 

tah taüok;flen>*insahtt^jig^Ite^ <Mtten+ 



Normativ lag die damalige Ansicht vom jus circa Sacra als 
eines Schntzrecbtes der Regenten"uber die Kirche zu Grunde, mit 
i data .fohotatoi ><Wö Xaudes- 
tiig«S;eil'ij«bti»är ««• KlIWi 
(«■iflioniiiiluki.mdisiKiicJeit 
■Bji.nl«Jt.lätais^eitti8efte 
i>«1eaiiWega><iitr. njeatstatr« 
,*ete,ie>itaMiiii> Saaten 

,ilto<l<r) *»t*e»>¥e«*iUidi 
«fcttH« «mgastMuMe den 
Jan>lOg<m^ittehs*htrglJ>g 

njBi: üesIPfisoassfc W-j«tc 
in BnnfuuliiJahilBsMtjevi" 
«bilAMMg:.[ini;>l ii'.dojn~' 
»rstejltor*»».-. ttt&H* 
i>niii'ii'iwnA üib , rieboif' 
^«»„MmMfiiotjBil (J«k.! 
le^nWMiejfi'Warreialiaawidh- 
PM««* >&*»*<■ kUb 65- 
• Seti8res(*eteagaStlie»a»». 
rirkong der laD d aa laa a üUl aw 

zjr^^nfldj^^eiaelhe^ w w killet; .»:'i«iMm»:et-Aj»:u«üa»i>M 
I WiA u WlPW#¥8fW! WWiiWt«v^i4o«*«i«i d>* Drltaad» 
d_er,ßi^)*erzO0jip^,J^ei^[»»>^^ 

kui^Jerj^tjKegierm^fln^l; »whti-rtl*t.;»*l« reBttoiÄ <«•»■*-. 

AiMl o.eananrn£hlje,jSinffihniug, in, ^w^empottaMti .WrahdainBi 

landesherrlichen Commiaaar. |„ .;„ *,.,), .»..'.iTjuivtau i''!nten>i-i 

^aso, Seilen o&ctaftfer/uüt dar F-ariflent- 

(dj^Di^Knigunk* «#Molg*»te»iieif;.i: 
^.Bea4xang,.,u>r^i«MMlt»i a si>am'.: 
^tCuiatjftmeM« ajte»j«Wii««ast l i <b 
ifflisnjaäfl^i, , K ri,:, (--nimuwiV} Ri*4l-«' 
1U d *i*»*»t«'» »4«Snlllcal«6»»0»inSir 
gadachtan «rchjiohenj Ahn» •«»*». • 
Ht«)p«™M w'«Jwe»»wT mihilame'"* 



V ' 



• fr^rDtatfrtefcg^tittcV-' 

lMchn«ir<*rfe^*etttig«*V8T^^ 

>Iß Ria*?, «wb enj. m-w JdafciiA. »gininuib od» SU*I «iriuflW,. in!»!i 

ihn .»nninO na 9i!nr'H oib wfijIWflJV.oa i*'» «■••dü-jeiwody? «>nw 




i4fe^oiwBv«nhh6ta,;<dttte<taUl^^ tfty"? 

rftdftftt ****>*»•* <ha>e*l tfew*tt**^«^-fcif&*^ 

?f^<trt-4ftWige&Oi^^ tfetafrfti&t^&tai 

*tt dar.Aürfaj%n^i*»rlÖiW!Wmig^Uf¥ülide der OfBbi«t eiWi durch 
«wftcki As0aig»'id«ifiilttgtHfgi 4e#fiir<«sfee^g1iblien ^tertgieni £ 
v«g«*i*eBt^«dfldn(döittl at*fc> Wi< ItetHnrtfon t^'&VeÄr ¥bftrf 
fibergehen kann/. sNÄCfci deöj'G^Wtf^ötn 1 HV''Ma1 iWMäeegeir 
witdi^irängeisttiifeeÜ^ht'fe fiftftofts ttk Cfcl&lötf ; geradezn, 
bebindert, die Anwendung desselben ! ; lii ' j%dtoi'*fattl riindWäns 
dtfitfg Ta#8ite»tokfoeitttti^***1A. l *««J feßrfolge' W'*M 'fi&eben 
defr iefa*bMmQbe if t faW t atöi taüritagl g' geinadrt: MisWlfe fcftnliefr 
witf dar BolWJ'.'behgeftttMgöbe^hraghaliiiWWn'e t ftAtf^'Mttifci£ 1 
<knd^if«Ws**rBttctftff öMB^ö'lietWr^/'V^f^.'lS:^. 17. 
äMtfttbartiHlx>«' i"s ( " v» iI3ll,wni;f * *"" a,l:,: *'-' ^'^ « til,i,:,:1 '-*" 5,I/i ' "■■• ''« 
nhnw jVMJto«toaii> a^'a*b^J^i'An!^«rtg' rföht VollÄttndiß- to& 



.i-.-.iULiii.- > it.'v'.Miivi/:'- >'"i„; 



n4Mtta'«kuktitelr< nfctt'tfehttaertf "be! ufci 
8t«< lohnen WeiMw^VleSpe^t«" iMNHtt'' 
Lebensader unterbanden, dort nicht. 

tr.MfHvefe iri iMtfvWirtrt^^ «jsä-wlffirend tfi* 1 "erWt(^ ' Äüieige- 
pflichiiin^^ iprt«^iPchWllitf^«^ "BtktiWf 1 ^, •'giefcfcvitf ' oT 
das i»gVMtUfttefa'Attt ttfa^WfrSirttiJrrilffiÄ^ 
nttneii*<8t*Htatt<§ttt% 'tflei«B«HW«fttfttig in' defenselnen statthaben 
sdaV iri Oltonbi^^fe «ttteH^'-erte'^p^ir&o^; eliiea t&rmr- 
waKers (Vicecnratns) oder sonettgäh 1 WolftWi8^iAen't)bne'Beneficium 
de») ^«iiall -gintflfob; «ertt^isY^wA^ vfa"fle^l^ 
wiftfrrtfe w*#d«i temn'i(^^.'deb 1 'Nbrtiafiv^.' ,I, DÄ ntiii über die 
seelsorgliehen Futfetfcrtten'ih fltrettt 1 ganzen tnrfange Weht 'wohl to» 
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* 

18^i%Id#Mai8at) a a|ek8Dte#£Qrt3äirfb**l *füf$cft{o«nff «fei auch 

fclniftiöfti««' gfefe^ 1 ^^*^*^-. Wwbt tte eg»faM$ «he 

%^§}^^^i«*-i6teA»le8yäberi(lfe Klettertest«***, *tÜMid 
# Preuelin ^rid^4i»st5^lrfh9flJ)dÄnFaöifefceb[0 amodigorreH* 
atilhtBMü&vmW*rpÜtitiuteJ>tiiM4ti*l oftfr iMritt^MlMaaogi». 
-Q^'lieäs^8lö6afti^u^^!t*«tti[ cK^agettattmfatw&tateg —111)1 • 
setilichen Anaeigepflicht nicht Folge* <g*b**i"B*«oa SidbaeilMia*« 
tf^Ähfri&>«tod nfctf «Ufr; tfeiraohtttiiaiefc SHdttöUAeiil fügen 

1tä"&tf4fe^e1!itäti de^'^eltttthf^MpieM(lir<benf8bBMobe« 
4#^Wäte^e*lü^bulg( weicht (fifluKi^e Sa«/1#Afcitt.iHiii*fiS£Ä 
in Fesseln legt and daher ihre Selbstständigkeit g&aziioh v mMMofc. 
^y,ljlmksrt\&W*^*u<"\im, 4#»&« WteMAtafcotfr tttjtylischen 
öfeÜÄcB^iti'Olde^tt^^rSgfelt 'WM; .(*^H «nMct*0)|jciplinar- 
^tii^^*+4wfeö*«rtvigtiiu«*i4ort ittetliÖfeärtJttÄi'doilgeistlichen 
Strai- and Znchtgewalt gesteckt jAkttsJu-jh^y s>au;dd;>ei90 
-H"7 tWbe*'4to' YottiWttng) *-W heVtiittfiftdH t"" -Isenoqä (2 
»iL io Ig» Jgf I&g fö flW &t i eV ^'"'3 ynii^'.riluA 1060 gnudsix 
doaiT mmtikvgfr;- Idle T^i8t»*J. W-d^ll mÜ jSl**idguf 
»wollen, lassen sieh beim Official: to ffierö^te&ftottnilbemo Sie be- 
>t>^!ft^ ^4w^W' ; ^Bt»^far-' dfel ^a^BmiBSTOlMaiiatBhnaofte mit 
J^ftotoften^&ti^^e««^^ Jahre 

T^n^'V'N^' 'd^etf'Vörtftnf '*ä* inacH<4feei*taa^eni&oföig treten 
fc&«faiB*qtf»<(i»^ ihren 

ftietepnliÖÜh* g#mA ^frtitetdiiüalem rBüaatlnhhtiWieeen and 
öiWM Wfttttfcy aiifgeioi>ai4n/i«ti wer«en>i<Itaft Anfjpkäe erfolgt, 
ÄefcallP'Äer.iÜiäalfyda^ kosteo- 

~iH»rf» «« ÄWgtoAAspfra»titt^(i»ejdÄnanser>(>Bh»^^ Uiingangen 
r >i*X^«to^o b l*i^iWni^b4t^ntetthiffleiur r ;niiiJ9^ii-) 
-MO «ßfo qlj&allMaMn ßistdttt 6fr .^-öandMataBildaei katholischen 
-pti««^ni^i^<»ddäblrg-.y<Ät,v«iifflth*a l bö^^ §idkfe der Con- 
vention. »Dem Bischöfe bleibt frtabekjlhwi pri^detogartiichen Be- 
hörde zu Vechta wird.<«fö!WaaWWraf>nP die ardfthtfhfte [frwljgewalt 
des Bischöfe, bezüglich fof'JJUtfuaftnMtau8cU{fc Juji3Beä*nta«Wbnt den 
-&tyfh&4^MU<k<!l^^ ibaienageni^BaßOKlitiibas 

¥^mdg^^ikb6h^<i\^ dmmn^tB ( kiMa.o^ nsdi$üeib msbaos« 
-93 niifcerntiöpg nröfc antetikrinn 4Ö/fia^nuita%bia&4jJtih9;d«s 

5|firtiÄÖT»\ 1:! 3'»9^«rfsenoK?.iiJiljji^ lab ynuvjiidamH 9il> dws Jiöd* 
*8£ 



«itaiti^tiittfdi^^ 4^iG«ö4i4rt^ 

dMrf^e^itentoteiwb ^^Häj^gifAe«)^ 
toretlita ,4jtf»i«i*aoitoett) (itabrffojt^^ 
>Herzogthume OlderiftrjfiT«^ 
^ogaafatf^ittf diu flmiimöftfjn^flei,^ 

»tantaitftiadfätt BeMrftiittf^ .^^ iifoia Jifüift.pgiosnA ^doilsJos 
n*sffi In*4Mdea!»rg ^irtütTflndlW! «tri* kriü I^a<«c^^ t ^H<*<ftT 

tfekifta'jT dajfcnfig tiMteiiMißtoc-dhä ernii v<iüb Oal« iy&l nf.**»H m 
ired^il^tttt» äiwrftortte^*! ^(fl6*Mh JMtfiiMlrftaM^iifi {Klage 

Gerechtsame gerichtefcjAjjyhii^;; j!»;w.yjd:iiii\ Iran -unä 
2) Sponsal- und Eb«ai^MM j^Q^iftfflcii^^eiti^ H ^if Voll- 
ziehung oder Aufhebung eines VdglifaÜIHff ggfetagt Jgtar die 
noxibute SqhtigMt jdar Bte^ahay{^{^ «f ?<J^ngb W* Tisch 
-'><! eitf uj^lBött cböataadöB ^ujd;ij,i ' j » m yj a^ir, ü^^i f fwJIow*- 
Jim i^en^eh.jäflaiTeniikiJpchU^b^ Tfel^fttaig^^ 

n -tot) ^ifitmftm^beflNhtiiebid; < jJDfthta :g0feöreft j: Yßr^vpgeB.,^ 
:--vh iMiLetar^madiilB^liÄ^i i»tt>id«ferit i^ wa^li dj^^B^fe^it,^ 
'•uu rrM W^deli^ß iMOfe^ «*kMu wffj^ct 

.j^on;« einige«*. ¥ethreche*i» ai^h fanst *Ia;i^ ^^am ^^«fte 

11 >!? >A r Sabin? deor welüiehen (Gerichten i «iih^mfi^^jti]^<W J .Cf^A^^ 

•* v^uci^üilUi audgesforochdnen iSÄeq^nsio^a ^B|.Afl)^iw«4 ?,ep t 4wt*- 

entsetzungem .ist i jdeiu fraWieheji iB^t^a; je4^^t 4?ft^ 

iiii(> i: «'tamabhenJi^tiTet^l. §g. 17« 18. 19, ee& jDfe dem Offi- 

.,.>') v,r, c&flat^ votgeteUtoflDdbJbz iatder Er»bj^hof ; iw4:jto^iJ^ 
■•«fl t^ t( ^-tftKl^eklLPfcoflynodi^^chl;. ;■'' ■•'.' -Vr.i-.Hi wa.\ ^n:n*; 

^7. >^ar$b><s^^ iw iM/i/ JA .i,t,.,: 

ii !> iiiiüsdocjii UsUttmit ;§ir.8u .de« i MofWAü?9i: ,!,ib, *■„« /;. iT-iH *t|. 
rs[i<iurii«da«(iin! gemeinen Stielten 1 , sowi*. i^.ibOi^erHch^n^^htp« 
^Jttn*^Polizei8d*6tir hem parjvi iöerkbtostftiwi ^WißWstitefeen .ftinw)!, 

»sondern dieselben wie ^[jProtefrtaittea^ <^/4r{tentt)^ 
-»feeritfhtfe'iii^ wtctfjvkHfai aw< sqlten*^Pft|iin ge- 

»hört auch die Berichtigung der Nschlassenechaft eines (IffotiMgt; 

28* ' 






» 





»wmrung, wegen Absonderung des darin e1 

»geistlichen ijüter zugezogen werden. Dagegen genftr e^ Bepeficial : 






.» • 



er 
er- 



»Vereinbarung, $u ^ v^raijcben^ J)p ^l^ubAfe^ ^jp, WI 

»Die Insinuation und JEieeution der von dem Officialsj^^K^^r 

»erlassene* Decreten und l^l|eiJ ea i(^n ,4Q^^^f^4$ll^l^ffi ^4^ Remter 
»g$Beb^^; d^cb >fot <ta* Offteu*^ dazu 

»aadere Weg* emz^hllg**^ f :f ^..„»v .; r:i . lT p .^ ltlWT (C 
Sodann heisst es: • vrMv .?<[•••./ .otr.,-»g orb n>H7r (h 

.;?. ^^on- dsn Tor..4wn öterttötelitferflfl*!0ft 
»jÜtfeear tot d$t Afttf&lWä* : gftftjHk&e* iGüt*^*l* toa^herrlichs 
»BevbUff^htfg^ mefebroeft wU 

»tAäkeftrs&iVerl&ilgeii» .? .'';•• m.m .*/' «■ *'" r:.'?M«fv-.*r /- ao^rff d 

> In Fällen, wo er glaubt, datt fter Qeri^htiiröf Wit# Competenz 
»^Lberscttrittenv o$r die wesewtliöheÜ Tdrsethfiftod dfcs ©fctenbargischen 
»Process-Beglements unbeachtet gelasSte fiibejlÄt^wtfÄen Official 
»darauf kufin^rksiubih maöhön; ufad wmttiAitoii <a» tfte^Cotbffission 
»zn berichten. Qeg&n r aito I. FebYualr Iiat !dai <JMcialät^ftel*n*hirf- 
»lilste der ; im * rerftossafceii Jahri : lertedlgteör ' ttüd - möch 4$htnfcrigen 
»^h&awhen' an '$e • Cfcmmissfcn eiftfarofodeö.^ ! ^ ■»F^rhptfM 

v ^\tö6a$;''21.' r de* ConVehtibn' l,Vf! "' tr ' vV{ ^ >k^™ ™ d "- 



»itt' Bto^büD^n külialten und ' an *eissig Ta^' In ^t^ft ifeft 
entbfflt m#»wfr Üen.' §|. Jes, Q^aetzes vom f^M? pfjf 1 



*ÄÄÜ' M*iÄfcÄS4Ä«''& 6tÄ$ 







»Ver8la,imigen!^£niieV w istier TaU"c?u 



__._„ „. .1MK 

Gegen Jäntscheidnngei'''a^ ,f, kJt6hTtcl 
Disciplinarstrafe verhängen, steht dier •*] 
bSraPIAeif ^"' ""'^ '"" ^ " ii''4Ju-i:j>li. t'iiH iioiJuuoitinl 'MU" 

™*n«* gekcnWfeüetf l fett»M* , ^h^^, i ' ,i:,,,,JW,,,(r «"»^ 1 '■" 
«"-'I' aym^'^'TdtWBiWeriJW? ij. 1 ■*' M 6eföJgl"wn i a^' 1 iiB#,- 
S)wem die Strafe gesetzlich unftlnng 1 Mj" I,a "V^ awlwfi« 
4) wenn die Strafe verhängt ist t : ■ '■ tn> 'M niuI«)»» 

i'Kf--)il-n^il'-St«lla^6t» T i«leP *fl^ Von: ■<!#■- Olrrlgfeeft Innerhalb Ihrel' 

b. wegen Ausübung '»der Nichtausübung »in63' «f^tlktotfir- 
Mhi]'v 1 , l i 11 'iWäal'Rmi)»iimnirß(fti^ 1 [, ..-,!j , ■■■■■ i,.;-. i ,1. 
-!■,:!■.';■ ift-i.'rrigeJi'Oebranahe der Beilufuag *a die i&ito^WWHtfdei-aa^ 
IjthHo n-,lGnoid,:dieaeai)fiieaetaesi«j i.!- .„-...yu -.hr.m;«^ ■)l--.s»>>oVI» 
)!.. : --[Bch6pe*!u9iwcl»rUflCjir«oB ah. a,hüau,;iii .Wiriüchböit^'trpla.d«': 
AnJtfuhrBögCBidte JWt^liadeajfleft.iAbgootdnetaihaafleB .i-jjdtiv«! ut. 
..■-[■(TeijgL di*iipibDJsta^'Uveblichffolit)Mhea fleset»iv«f.eii»ai; 
Mitgiiededes Hauses 4en Abgeordnetem Berlin, bei, Vahl».H3 i i22j>. 
nichts anderes, als eine appellatio jab.abusu» 4.,..b. [-eine ^a^erielle 

BrftfeJK «inen , ÜTp)^f)wi^fmM4lMKr '4wfr f Bt.^fcr.Srt»* 1, W< Ä* *■ 
nl^f^ (i ^,SHhen| wtodea,, h^du^h,^«^.^^. .^^^,ofe,^ 
< Ä?.!-«ui*, $9 .kirßbjj^n, .EU^htnflge^,.yerewlW Art» daf>flWS. 
EffWfe fiwc^l^.^stem.ntfl^^n ,ala .wAngtfff,,,wf. i (fa l $af1m, 

recnrsus insofern, als der Staat hierdurch Über die oberste .,Ins,taqiE,. 
des kattoludj^ Ou^st«n, n^mlicl},»^ dwcKfyßta^ffiföeyfäfä., 
gescfuossetien* heil. Tc^er 'aic^, gestellt hai. /;'' , \ " _ (i] ] ,,„,■,„,,;] 
Ziehen wir das Resultat unserer Untersuchung! A ' 

;'" h WlStävtii'WabiiAmiiikl: ÄMüaoH"«!»-. 
licnS'ltföÄeV'u'oftttnöffeluns Regelt, "äi*rdtrdi' eine VerÄ-' 



m 



BaMkomp. Die kath. KirchenverhäUnisae 4n Ol 




fcarang, hier durch einseitiges besetz. Nähere Prüfung ergibt die 
Verschiedenheit der dortigen und hiesigen Normen nach ihrer Natur, 
ihrem Zwecke und ihren Wirktufim 

Die Vorbildung der GeisffiGMto, dort ungehemmt und allein 
«flfcdBfetonfltaami) iaferMNiuJMStffctaem^ 

•chrftukt 

Die St^- und ZachtgewaHraer löirchd Wtt Wtad nnbaengt, 
steht hier uät^ Vtt»tHdi«r r C^ei^e«ttu«*elw«b f ^ »'^ üu 

, .t, W ^PwrtiWWW^ fhw.^ir^fPil^iNNV U^T^if^ff 1 ^ ^ 11 *" 1 

»flpowdiriwg^jhi,, vai^ r^w,^^ ^ÄÄ 

w* Chri8U8 (i 4ie..,G^t ,yprüel>ep. ..pt^dfqfffi^ ^l% f f Wr Jl ? 
Geiste gesetzt sind, die Kirche Gottes zji^^^jj. T/ wj Pftl 'i 
Kann hiernach noch Jemand zweifeln, yp die Wahrheit ist, 
ob, auf ßeiten <^e8 Verfassers beigen Vorwurfes otieV^tt Herrn Bi- 
schofs von' Münster. ' Kinn es hieruach ü^h'^küd^ BiferÄärüch 
sein, warum der Herr Bischof vW Mairttei"' flett £Vet6^«^}*sÄ 
seine ^itwijkiing vorlagt, d^n oJdenti^khW ib^ ^«W**i™- ; 

\w, ,«>:i ^».'l «.,([ •■ .,., '.,,.,;u,: ■>/ r ,(,[',:ji'iMV!iiH in*ji) nov H'rtuiW. 

-bi.n-r If . lV „ri. rr..'^ .Hit^i»^ ^.,U> , »\tfilyd rtoffif M 

• — v 

.n^ßiiWr 

-«.,( ,-,[,.■> ■..cuii'.y . / -.<f. r.- ,...;.: .!„.,ii -i{h j. uiiu»/l iluiA 

■••''• i" jr ' " ! " ! ' " ,; "l"' ' — •■•?•:!: .nr.;i sj, jjubWi../ nt.b Loa; ^Ik'-* 

.:i >!'-.' •>>• .-.!: ■.?:/■,•!>,..?» i :!. ; ii"r/'..-|c|,.//" iir ü «^or itfH 

*# 

v.^, :! , ,[[.,>-' ,,r v Ml .,^.;. t . .,..,7/ -,.,,( j-.Ijj m r,.j tr^Kj/ißy^H flt ,J 

• • 

. .ftoil'.iJcdd jüa 

Jff^i'.,.. ■v*i-x'i.>«fu!>.[i,<. ;- >•->?„,< i:i/Ptii'.yi.-.i»iqiMJO beb -gfliisiip 
S«Irf- ■-•. ' 1 « ■••;.«;. ..l..r ,- -.—•,,:,:,.,;, ,,[. r, m/ o^i^dJmß^t. 

V*ii WWl'.iy.h .. f.if ..ii'if,- ■. j.-.r!. ^.'i ; . -;--itj,-:j- i/{ 'il'j. cW/ bcü ,(£T^; 

.!':*• '«.; ... 1,5 ni«jo -t-jI» rfv-nnb nobiörfodöbnismdO 



.%-tuArobK) jii ntiirUüAtttiitsta-tfft .AI»* bitl .umaAM&Ö Sei 

mh Jtfia*» gnulfnl <rwdti'/* .,\teaoD aogfiraania dVinb wirf .gomüd 
,ioi«HioitIf ri'jKii ndmtoZ rragiaairi bnu nggüiobwb JiarfnoboidoirtoV 
jmoiiJiiVr ratio bnu aioBtiS aaidi 
atellß hast Jmmfldö'juij hob t fMKonleJ<>0 ish jjmjblitboV eitt 

P*rÄftfe. t "ÖS98t2i ( «tfflP^^^B«if kuniJuh^l des- Pwöorwksttfid«» 

Mit BemerkofflB^^^flji^^l^ Jrf<)Ja 

*■>••" Wit%tl^liiii' r vl>ii''Ödtt^'Crlia«^ ftHyiHttlMlUtf etc., 
VeMett'Wü ^u^Mnnih^^efAe^m&feei" 'des > l8äbfiHg< i 1BP , <ttä 
tttSSU'ik 1 Monarchie, : -mit Abnahme dfes ferks 1 '^ 1 Äp^tSöfc 
gencAoreiTzu tföm uhä' ! dos' Gebiefes 'der Uemalig^fMeti'StÄdt 

F^kfurtj a ,1t. Wa , 'ttSWi' 1 "" ,,, ' i> ,, "'"" f " :f ' - ; ""'' Kt, *"3 »W»*' 
-:>[ irmH ffl 

beuntofaptfe 
§. 2. I 

beamten von dem Bürgermeister wahrzunehmen. Der Bürgermeister 
ist jedoch befagt, diese Geschäfte widerruflich eisern Beigeord- 
neten oder einem sonstigen Mitglieds des Gemeinderorstandes ra 
übertragen. • 

Auch können die Gemeindebehörden die Anstellung eines be- 
sonderen Standesbeamten* beschliessen. Derselbe wird in diesem 
Falle auf den Vorsehlag des tJemelndevorntandes von dem Oberpräsi- 
denten ernannt. 

Für jeden mit Wahrnehmung der Geschatte des Standesbeam- 
ten Beauftragten ist in gleicher Weise wenigstens ein Stellvertreter 
zu bestellen. 

Auf Beschinss des Qemeinderorstandes nach Anhörung der 
Gemeindevertretung können grössere Stadtgcmeinden mit Geneh- 
migung des Oberprasidenten in mehrere Standesamtsbezirke getheitt 
werden. 

§. 3. In den Landgemeinden erfolgt die Abgrenzung der Stan- 
desamtsbezirke und die Bestellung der Standesbeamten auf Vorschlag 
des KreUatUBChusses (g. 130 etc. der Kreisordnung vom 18. Deeember 
1872), und wo ein Kreisansschuss nicht besteht, nach Anhörung der 
Gemeindebehörden durch den Oberprasidenten. 

Die AbgrtBzung der Standesamtsbezirke erfolgt dergestalt, das» 



den können in mehrere Bezirke getheilt werdenjaßj wx öaaßoaJüfct^ 
-;> JJ^>0u«fc^ eine 

Die Bestellung der Standesbeamten erfolgt in allen FälletoÄf 

(Bürgermeister etc.), ist verpflichtet, für denjenigen Bezjg^gp^fe^ 

tnng hafeen dieliesoföefen Vor^te&er Jeif^aus ^ejW^^n^ii 

eines Kreises, zusammengesetzten verwSltungsftezirke (commiasans 

Amtsyorstener. . Amtmänner. JEardesvoigte, XircnsmeH 

Ansn^hnje 

der, Amtau„-„_ ,_„^^, __._,._._ ,. 





and Bezrabeanite die Bestallung zum Swndesbeaniwn zj 





dem Verluste des Gemeindeamtes. Auf Vonehl 



4i 



_ „_ WünSa.^' 

und 3. genannten Gemeinde^ W&ltf^ 






nehmang der Geschäfte des Standesbeamten yd' M^i^Wm^' 
ztett' t-flfarfft> 'Hk^tamte* > > bMW ' gtäbr^'^m^'kai^viiea 

SDtfncfien: ; ' l 'i**i* f *- - ' •■'' , -,» : •*>'-' ''-i' w *}i»iii:*'-.i'N .noT'-".// n')<9i'«9^n'- 

.-*' ; We'Fteteetkui^ '«rto^t lii dei 9ta«g3tteihW3aftn > «u«€R^- 
meüideYertretodgy ffir'di» lÄtidgemelndrih tafrfco ^dMKftäaissäÄst" 
nift;' *o ein ^löh* iü4hb begabt,' d^'d&Btfirttal^ 

föOÄgtf in '•.!.•'•"' .(i-i':i"u' .>!•"' ' ri'-l- r!"'f.i> i* ••!? th^'n sJrfjhof) 8«»i> 

Beschwerden Aber die Fe^Öuäg ' löiW A^tta W^Bttfopt' 
dmtgi'^eH. a y«tyaltnags^Brkhtej ) JbegittoJBgBweug >bfcf stf^Biiäialtaiig 
ekeai^einhen ; . iksi.foetyxagUbDtefc :. -Pkw ffiMmfc*iikur'>i»ti' «Ü^ 

gütig. .utniiu'i r 

to t . i iBejteUJi -Mi ^eflySte^Ti^ec ftiSjtigigpiitafcr ^titagtftgdent 



Staatscasse zur Lastvosinow ilisiUojj 9ihis9a 910-10901 m mauöA ab 
»flio »hJi« W ( rt »» l «««t<«li|wtattt^ia'4lM'iT8lftii\o)<'Wi Ge- 

auszögen werden jedoch de» gemeind«»!** AllMeStMMiM^e" 
QliuOIiG^ (lalk Jir J*>Ioho U9joiiiodc3ltts4ä ist, gnnUeJgolI eiG 
-IM^jHaifou. BtHÄWMte»'' #pUl# MfaaMrWrK 19 W 
zrehungsweise der Betrag der sachlichen Kosten . eroa^Sw anreil 9 - 7 
zttiltlPWtbtlitwS 9etaii^'Äll s *»AÄfe'«ä ) Äaslil 
rlr^Vertneiran? 9 " negiiifiioob itfi .JoJdsinqrr» Jei .(.sjo iftJman9Bij88) 



z ?»°,Wiif 8 «SP e fr» iwjau».M.iudis a* aä1«do>,eO lob soMidon 

angewiesen werden. Zustandig ist das Collegialgericht ersjar^JjSrty 
8tWv».^<#™&*WWB der, SeJWrSeoaJiito^pjr^eijchts, 
'UllPI.Myii Str^eabaafll^.Miuj) tarbJsftjjhrVoihovoWsni 

des Gerichts regelt sich Dach den Vorschriften, welche in .^aj^ff, 
dSrafeMPW Stp^kW^uSßm'i -m i?dü noEnairdoäea 

-.lutli.iBnil'Um jMemioSt^idBthtuteii^sr^^i^liStaalieir^iitrili 
ante dtnBssaiJJttMg fleb«ta)egiater„aeit»(|listtgist«r, Stethenegisieii 
zn führen. .yijitn 

J»ih^*.!Him«!Jroitt»prlg«Äto'*^ 
foi«UiiriMeniiÄnnrMRi -an* tau .'-ittAMT^stf .»»l>HrieiJB»»S* 




ZrtfeoheaÄaraA hM> inj* #tfifthe., t Än«8PÄUflB M , r^-,<ff)m1 l ^ e11 
Zj#eaaägt)kte7iBtt 8nch«^b^ ; ip l i^h l wbflP ( - r [ baa hL 70lff , TOS)i , 

tragungen sollen enthalten: 1) den Ort and Tag der pf&ügWNPftj 
^ddliriAtfU^nt n der I <J^M#lMnp;;^ |ftB 1( fofmfnt de* t Standes- 
beamten, djMjH>j«af u fl)e^ 
fhr.-äUÄnötatiKitirEkwbww»^ vejiafaiift^ajt* ^„d^ej^ffr, 

«JbrtilMHjsdnkWMÜgl^er „an »^^^eft^v^i^^fSÜ^,^^«^ 

saMhftoxrtfetJdft; Atgatoides ftrufldij«, l ftqa w^c^p, aif dj^.n^ty 

btifüg* towUtfW.MÖ) dj» .flatffacbitft d|8 ^dj^j{^ten> Imir '.•-. 

.flM«i»i^«cli»Htl^föA4ueig$ jgßd njg£ 

Angabe [?<m Ort «Aia^-j^JMfMWvAl» %R*K# flBft.*««» 

die OiOerachrifl,d^i JitoiMl (|a^j>n^ef, i af FftW^W^ffosnr^ia na^hMf^ 

Zoaataev.WwheBgaa, (^w^AW^rs*«^.^ -ff? Bande in 

»dnrittkw», «od, ..i^NifatHleiioSw^acmg Mltete JÄH» *f TeB " 

d Uhwm uf/liaJji»/ sii> rnyiblov/ ni. .amisafl eab ü'tfnrfisd&öbnBJS mit 
8. 10. Von jeder Eintragung in daSpBejrjsfer jjgft jgfod* 

0nttd*sbtftf»faia »fl «J^^ÜWiff^ fWft ?«ft,ihm ^M*"*jg«* 
AfaoMfyin s «n„N&Jwnwigi^ T(f) iö(f 3ib ,- : 

,.!-.,.. «ach; A<$»ftf idwj?#J^W3«|hxe8! ha^ ^„^ta^b^a^,,^ 
Bagisfair. W ^DuF l «^Tlw^ )) ^/?a^ t 4fir 1 JaHfti^[iÖ^ne Bo S^ 
tr^qgw^rqr.aw^t-.jjiq^ .N^bftf^^et^ff, ahzus^kaatOj ^^ 
N^örtg«*«r,ldw.^ufefcb^b#^ni§M#iwi|feifhfl^; jrf l^ M&e hat 

züiteUfin.ui; ;»-./! .,: im!» eil,, u-»lj:ij,ih >v tiliin TeisJif &i ttqio V minox/t 
Eintragungen, welche nach jftiifejehuagi ^ ^ftbeWPgwÄWSi* 
fem- Haaptrfegtefwvgem&cht, ,wflr,ton, ,ajnd^gl«cl^t4g, der^^u^ichts- 
toetordB.iürkf^lwblgt«; ^iphrift.pj^zptt^le^j ,^ja, j^z^e,,^^« 
veranlassen, dass diese Eintragungen dem Nebenregis^jbj&jgegqhfÄfr- 

k*B!:1MBäen;.|['.'ft!i'-''!. w i' •/ ■ .-M-. .; ,,,,1 ,|.<|..i{"> j..!f ,<i| ; 

( ii .rgjill. IiMerorduiuigama>a^;gefÄrl^.^tafldeiTeg^fi I( ^t^ 
*) J hefreitafr dttjenigen $h&tsachj>B t w,4flWft .^e^q^g;,^^ 

F&lschung oder der Unrichtigkeit der Anzeigen and F$£g$ellanj6> 
«ff öwnft deren? diBcBfPtBaKtmg ,«titttg^aBd#Bi^a^ ft erbrapht gst. 
i'nVo^itBeHw^BeweiskraftvMbeafdier Aus|ßgei <n Melf$e f^-$&&$ft- 
lautend, toi4 ,Aw Bs^^ : o^^^mt^^ii/^^i^v^i§ff 
OMteatihriftfind &*\Mm&<^A<$ n fäitotoimlBpa <jfcr des m- 
*tatigaüc,<tortäAa\)*B*»6> vmilbm&ifanimmWatin bau -to7 ( l 



setzeg über Art und Fo^MWMhgttfagaNft faräato&BaaqpH 
^V'^r^^T^ftWl^^^^^^a^iÄttrttoBiw Bffiessen 
i« 9 W8»Bto*4. TOb 3* T &«" *iO nob (T tflrtkdlae mlk?. no^o^il 

ftfliWe&flWrlfo&im^ ( n9im*,d 

£teg8 8 t$ röo^&ÄseTWenafctaBäft wfrdtffisl* AÜtttefe«DiiiftitKi 
esse «nd ^#V6rlfi$gtö «fr $Htom&kVk fte;Btt*tobt *nr«BKl 

gehörigen ErgftnziA^^a B^iW^flAfA^i^BttAe&iifl^v.tall wb 
dem Standesbeamten des Bezirks, in welchem die Niederkunftnrtdfc- 

2) die bei der Nieder ttnnft^^ft'g3w«ttÖ^Hfe64nlu«ri3^difcf*^ 
Vfakdti^IpMtöii&skT&il ^$6ä.f aba%t%>ld«bei ittgägedl^ÜreBene 

(förbfert erWiftMa*«^ dl^MH^^afa^ie-^WitfiMi^ttt^iiBtTi 
Ji;d «Wfc&h ^^.#WlV8rp?rtt^lW^^^*ofl^hen««:'BeiWe^ 
f^äftj^'geMnm taeteif^ttfa^ftfpW» daeKtW*^ 
nannter Verpflichteter nicht vorhanden oder derselbe anndöf'ÄN- 

^liri^^e^eW<w#Wg^ 

§. 16. Bei Geburten, welche sieh in öffeutlicheaaftisrtanW 
(Eöt^niuri^'-Hek^ätA^^tr^fe^f '(Maflgkianstatelit og s. w.) 
^i#i»ii?f«rfw4iW*^rttflfyht*ig «tf 'Aafedge <mdj}ifeslitf 9*erf ?<>& 
%M^^ägtalti<f »"feeWgfrNia* ««tottUl<b*iil»»ifeHtfiiflBink 
ioW^Wfttt*^ *""' n^iösflA 19I* lio3»sitd->haU vjb lobo samtotißli. 
•^^Wdfceifr&ai&WieSitota ihKÄtJfOitert«jweB?iW&(«Ä fer 
iM^KsR ^&«zd^^.^^l«.^«biiiwi«anBe8^*aiireifem 

1) Tor- und Faniilienmmed, 6t»l*<<od*» «♦w«brfr4riidn Wöhnait 



m^itertiSiinflGegMi- 
tar^iu^itiurtibnitoMl 
jns circa Sacra als 
be zu Grande, mit 
UwUohtnsXftndes- 
Iijabtoatf a« »mel 

ffiddHoviaderai&fte 
RBgfoaiw fegtobM?» 
inai-<«jtail> SÄ.«« 

ehri^BBliPaotte den 
eüii»i*efc«!iSi)!«»g 
dorJ»Bt>MI4»Kl' «ff 
«liFijK^ mMfta« 

jDgi.uniiJ iBrfejriedfi 

™A oib , Jidbriidiil 
HuMffiefeeii' pUkt 
Npft&nenl'b«ieiol»i> 
iMMbtiM «im Bi« 
UMMaqpBhwUW/ 
der lan dulijiia bMf) 
-iCnUaüorttOüniidB 
iRMhebiagutuaBta«! 
i^**iü!io«riUrlrntd«e 
l«fli»«eitere.>f4(itftirMi 
eftrMirbiitteafeakM 
pOBdMtt ,'dorchiieinHfe 

i|!|1<It-1[[II TfllBBliedftvl 

ievmit dir IferlBFentr- 

Iitg«%i*live«i.d3ill l | 
«^JoJginiifcDKti mI. 
fMWWlBetfctufcanfn 
H»a»d»«n«CMii im» 
{'UtfnmotVi m*tlfiw 

iiimiiii»cKaa«an»b 



aCawiI fl9d3if^roele9Ä 





\ 



-n^iT)fajSrle*^^ni«eV'&^tD^^ 

iU Rio*?. J3»rxo «ni. uva JdoMiA. «yiEiinjib '.ib a«I 7i:iuflV> 
jtra r 9bnin0 nx sti-.iül ofb isitölWuüyjil v,h vtJri-.>oflsJodu3 *miki 
.^|.n i; .y*^eiokt.iiiukn fdtt vwlft* aA^te^n^VorKSRM^'^ Ötfön~i 
ita« »tt 1iifflJ.a^ch'>die:i«ltöge8et*& bert>e1*^rM i V^^fe^n , 1ü 

lffeäkteolMmMiifadbm,Jd^«Ml4HeiAM iity"?%£. 

f^*orW^CTieohen-'/d«tIbeW«nlG«^ateii fetiM? m^SHAttiM 

jgatt«e*ilt owigBtfangwwftf dW <8elb§t^n<MgfcWt fl *>r Ä$ 
i*le* *?rt *Mi Atafci GWstfMittft*-«^» !4«ffcr*to l to&t<r.''' : 
n.I. ^JblnßMenbiiig itkft.^^wvfelö' bi*ittriri'((^stiö1f^ra) ifef 
ftotoitad *nsti^B Owatb«wft*leö Bio» fträoftn ttetonranfct,' ; dftas 
VM» daftida rttfiUfeirig itier ^fertwithg»kJrttatMle de* öfBlailtf «Wfi durch 
eiafteb* A^fesgt idwIBüllgtti^ ^e^Öroe*ftto*^tfcbWi^tait8ttgiöniD^ 
vwgtitirtert^riBdnidoittiao^iJ^Itettttrtibli tfn* ,f ftivfeetit6r y*>f<irf 
fibergehen kann/. 'JSiKtto^ÜmJQmW^iHit MV/'Maf I*7*''«ag%eir 
«ifdf^fisi rein jfeistüife. Ü^hi des BlWhofts *üt (Ifclfcfibn geradezu, 
behindert, die Anwendung desselben' Ib'jWtttl'faB^ Mindestens 
driitig Ta^8fte»toliJbeitttti%^*tti^ä«' fWEtföTge' WHWnt hieben 
d«iiek*laniiOtibiftMaellitelvaKliiti^ig> geinfcctft: OBflMAf' 1 »; Mnlieli 
witf dm BoHrti-3>eh8eJtttag8Ö^cbhgüabrtW '«^.'e vWrtöfl^'eiltac'höi- 
de*fl«v<f«w>-4«*» BÖcteif (WiMde^O^tt^^V^gl. 1 ^. '15: 16. 17. 

toe»envt W Äa8fr,iMttt*^^iierMiMi, «*^ ^"«bffiiüe»'' tln W- 

»hisÄ^iM'Wit^^^ffl^a! 1 !^ 

nwfct : gutg«iMfeMeiM»" Pf^fW '^miWb^'ÄtöteVefttrfMting^ Hfowa- ,' 

nebsMD-«taatlie^ nfeb^tehteflfert>'fctf u^aag^-tfWittichV 'ftfö- ; ', 

8fc»uohrie--Weitrf«^¥g(9Bp«k* ;: iMNK(5L l!<, tiMir ,1: MIWI dar* EroiddW', 

Lebensader nnterbunden, dort nicht. o™- " l " • * ,l v °" h '-' '" 

InilHbeh fcfc iMOTWtalietofrt «ÖS' w«firend ffle 1 ''er^teTte 1 lü2eige- 
pflwhii ra^^ fi^Q^ltebW'lfttfg^«^ "ütitJirf"*!!; ^eJcbr*)f tär 
das i»geMlifttefc"iMft «ft^i^''ö^f ^fl^flicb'flbeilWi^^ oder 
nta eü*'St«flkN»rtMWMg 'eae^BSfW^ttiti^ fn 1 äefofcelben ätattiaben 
sdty i^01*rabu*g^fo 'A*^lh^^ eft^8 ,; Ct»op#rkWrt, eines #&rror- 
waKere (Vicectmrtus) oder sonettg^^HßlftWi^^en'bhrie'Bwieficiuin 
d<#i ,#«tiaH £inrftoJy «WttM^^^tmAvbn^dettselb^Je^rteit 
wMdfroftfe wwdwi tetJkj^^ffe.^NbfAafiv^.^T^ntiii aber die 
•eelsorglichen PuwtSotiöfl'ln flifenl' gÄtteir ÜMange WcMiHtohl ton 
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i*l i lUrr.Kurafc, WhWditfttn^WllUMwIna. ,nilihiM»>^ 
Ter>ickatB#Db«id« HoltttfMt iU>l]tat8adHi«*s*rfhM»«HaM» 
dutstticliiifediegiinfea AkUrimlattiildUsfniliMflkittWeii Be- 

«Aaa«Ul'fluit'jiiiiUid< HwmtiMiinnV^eUiH'mlan.i*,...!.« tsü 
-»ildgatf. **»»i«lt%W*f1llta»>fMlaWit.#*Baft -Ä»*Si*.*)!*s4ta 
Gemeinde , oder in den Gemeinden, woselbst die -TWtdWWB' i&WM 

^»n«6to'te!)«erS4W'»»ii*'$eBf^^ ,<H»ii» 

der Gemeinde seines jetzigefciAwfentltelteWliaeastfilSf MtasaswVaMv 

«tfltltefhii*' d»l!et««»l*er»tM(lnW^feew^s»»lb«l{ «Wi.iSn der 

äeHsM sVriW^Mwei^WlllaelltesnsjiiiiS i"i oot ttBwiKrgef) in 

1'iJ i;^liamil»m.-];aii[;- »« < ili» ^>r. uml' Wutfi, «i «ki <*i ,i^»ii 

SÄ»'»»'«* 8»wa4e ««»iM^RttioAolerjTlliWta Mkfcita«* 

HlertCenWMdBilo^ i«'-'i» n«'* snijgjnjaitf eib B&ßb bnn ,uegJBTia3nii 

Sie ist wahrend iweiei WdeUn 'MtlftfcCHll yn . aliw Oiai « «i l 

hMSe.'otier'aä 'der 1 SoBWfgtnViat TSekttlttoMilHeHB^ifflder igenfeinde- 

bUtlfaB %etalh»te«4Witö«8«h5l^i*iii> tieibaba»w»V .uobia" 

iLki^s^n WSÄ \ dJjboffifJWVeletem. JSS«»«. S* (fWÄfrW 

" ' «*8B#pe«lr» b st« 

W'ÄiragSP (6e Gt- 

«<'t'imnsl : <m»>eln<i«it« 

5rtFJrieheS>Mft * 

<#>timf zV^es^WHi 

in ltfnmii«r"nei!>Bt>tt» 

JionrfoW bmi ediswsi'J 

Es bedarf dieser Einröekung nicbt, wenn eine ■ B es cn l g n 'd gdBg 

%r%etre«eWn''WiiW!nen 8f»Äi «MfrttgeBt*«** dass 

ihr von dem Bestehen einee EheMndendss^'1%nW%elHW'M?< 9 ' 1 

;" ,J 'S'äi;Äon,'mW'toWeW s 3. s te «Üb 'aWÖesbe- 

StÄ s u*t ef fte'Pupssnnf aeFfSe »ÄS.' 1 '™" 
RmivMm Jlr.i^jTiüJT isK jiflraiuiadekOfL laE i ififi lerne bnini.' 



die Schliessung der Ehe nicht. a&isw 

§. 82..i,SWk>d«.vEhs ,Y(K ^m. s «ni«ri^St,and»sbeamtai als 

■dsml wa^Mk^itu; wte^rer^«ftosj^fe«St' e»«»» r ä Ml 

>«tjj!(ijh»'i)iJ»r J*iaf*i#i« Vmim^tMmmmteilm Um 

und wann das Aufgebot rerscbriftsmassig erfolgt ist, nud^dÄi^^hß; 
WflH««» : fl(»ll4TO,#aii|« fo»n^£e^ny)n,s(i4Ä M g 
iiüiu friajuBijalim-iton »an.AUgt.bot .»na« alto»8» tt n< i »jt r«J i 
dalaajlidie i Bj^ie«is*op;aeia«4^«^, ( faai**^«ndkiuii?iU»« ijttuifdar 
Yorsitzeni»:d>r:tafsiah«*41iO*E<iM'A»|l«iiajoaeKlia^,*«dfi*, 



fciurivUMrttoB-bfetiB-ta. Fiw»«ii.t«tii'i!ä,:aj) «Mattend bei 
ttUlemimitai^ttgtlibiittälitktMIgtäoa g»nio«ntbinae«kTO/ 
-sir n Wrti^y.fclwgettfclniti» KrinthaH mlnta ««11 iufs-imb 
der EbetcMioerfMSBiliiataBiertttityintMl ktacMimgltiilloIUiBeto 
a*ill)eebowti>.<|. iaS e ,^e.jA),iiiMliB«)l«ejA|i«8*?tfJp l»eee Miea- 
■»■# VflWIpMV. Sit JeillSüuw .nebriioinait fi'il) ni -raho , 9buiomüi) 
.wil3il8d«.'jn»u*»f|(«)(*[!i»rli«!l BejiKisEHlft. uwd;IMtti»MfflW* 

ofeHeYiaKndk S)i91»K»ll)s»9««M««e»AW, jiiJsi eaniee slinisitro» 19b 

19I1 iiJ.ii8faOiai8»*«»j*,i»*H*/,se**lo»»»,»iii«i, <fe ; ,iit«i(fl>fes 

in Gegenwart Ton zwei tilgen. «giidlwSto adffl l niiwit W BeftMlA 
Unten, iSäkl«f«W«l» w ,tona»:lpit,»«»«4sri;i««g(lil«l> IPIii(FoU«""i 
doli dtoe A*WftWgi.ifD«<ä*8>»ejM)ritteii sjft.,!» gejraftaregjster 
eingetragen, und daas die Eintragung yon den VerteMannnnd^TpB 

>h*iiaa»d« ilm atm;»ttog»i ,»M> vr »■ bumitsw jsi •«-. 
-jluu-fc»J6.iAlai :to ei >.«o ll m «BT jgronejltrige, Eepqnen, «gejpgon 
werden. Verwandtschaft nidi^dntainMi'^MwWiiAw 8«"W(» 

•fetys de W ,^n»e|)i Wi ,nielrtiil 
ofl oft %ft«J!»MWW8iro 
MBWM»l*>:|Bn.iiX«*l«l(lkJ 

o*» flmmtiwWwriB w* 1 

«feiSmhiiPBftmi» SUMM 
Gewerbe and Wohnort. der zu 

iteMlM» ini'. noHW .M'.in oti.iW.-bH rHttnf«l>|l 
,Jib .h^r#W-w%.Hftitt*WWhPH» MiAMtMWJwWMir 
"" n a W W W u W W UWWi w r-ArniMM .,„i.,l-,JI ,■.,!, .,,,, ,,|i 

".r-.i^.,SS-,V. e W,Wj| J*^..*,"(!(^ | 4|,« d SF.# r i n ' e W "- 
klärt worden, so uijUB Eäeger^ohtza xejranuupen, jlass dies auf 
Grund .einer mit .der Bescheinigung der Beehbunan " versehenen 
iinUertigüiig des Ortheilj "im rUaSe aar E&Wte .vttmerkt 
werde. " ! ,,: '' " ' ''' '*'" '"'" '■''•" '■'" 

:,: .,.,: „i. iyietftr'. AtithM.- Wm m SfcrSerejiMBr«. -. 
1 ""<"tt»Sg.9Hier l 4t«MbII W ^testen»' a«.«U*s«llgeiul6«.lPi^e 
dem aisBiWIWmten'iies-Berirke , hi w«eh»in"*r <rWwftolgt,)i»t, 
djÜtgSgUiuu ,J«i Jai'lr. äir<,.m«l!i ■„ «ui M-jvl ....). k> Lim 

§. 40. Zw > 'aar'0fflttefr.<rei^l«*tei «Wd*» Fatailiento«!*',' «rf. 
ilBUi>^ii1bei.dUWitM,nidaMnsiom>^ehnriTernm(ihMer nicht 
«jrhnlwj »M.kaaiir»tm*gmixim^itimh l ,niKmifi, ..iiiifcMen 
«ebniiigiujderjBehaulMiider.SlerieMl aWnenngneth««.! ■.„.,.../ 



IHn J^ke^,^ f fc W I^i*bW'tt* MMMttij'i* 
erfol^d^|fefc»£a«& aiM>-(^id *rr*chriftlio8fl^4fi*Üi««WI|r'^«r 

M^jJRf pfti^pi Wn-, nSkttl mdeuiiöewe*»' «jMillMlM|tt|*iluai- 
gJft$|ft^rf^^f<Wl*fita»Jie«d^ fy*o*U*M 

&M)mWf*m'K«Ü&on) Adteiy -»»na o4wil«*ert)#iI'WeÜ*«*nA» 
QQ^^>tu^i8,i«rerafa)rt*tjett^ 4). fVotHiiitdioiFftmltie^iittAett' rw t kj i 

S^^prfnipidji&HftÜiflwwttM«, ataaditdä- Gtowisibe «ö*W*lifeflfc*>«*r 

3]^irWf!ejs&rltMem >b .ilfi-iirmini-w.. r-n« n«w?fcfa«9«- nd^auiül. 
§. 43. Ohne Genehmigung der Ortspoliz«WiJ^^äTUPfc*6ll»*' 
B^df««9g,.T#r ,der<flintegiUj]gKld*8ferWW^ 

so darf die Eintragung des Sterbefalles bot mit Gei^ntigtmgA dW 
jMiföfWetefcdnfl» i»(Ai ÄÄimiuilg(dcsi^kyeih««i**ftt^e«vI 
.Rfo/fer Abschnitt. Voti^ Btor&t4*dm&4»* & it $mm i hm tÜ tt'<^ 

wahrend der Beise ereignen, sind nach den Vorschrift«! ffib W BKO i " 
setzes 8pfttestew ^«aMteMU^stadMi Xagtatth detotfsfcfrt oder dem 
Todesfälle *ctoOdeni>$otiiffiirf nirte&Bhflihntig wogiiwtf fthÜNtAcie- 
i^,Äd*! ttl«l^Bl#»nÜbiAeö,i¥)ere«i«ii doi*e*((4^feWcl»'«ei<*WB^ ■ 
ku&deft m StÄbtttÜBat Mtl zagten* die inrathjiissiMUtfllmeNk* 

de^Hrfondfttfdfflfafcm^^ #i»w(f«rt^s*ehen 

kann, zu ffl^rgebe* /Eine dieeet Afesdrtiftoii Inf ifefli '«ea( 9§staBnW» 
ati%ran**b<rrahfen,'di<^and^ in 

degeMRetwirkodfc'BteBB'des/'KiBaeSf bc«ietitin^4isV>:4it(i9eWtoR 
beneiihrt* iW^nskt Ijabeii,: 'oder »Wtt< g^balt! habe* i <i&HWfftPdtf 
Eiotj^Jtog.in^wtiRdjfistetinMufcrtil!^ .-< suk'iH" imd He'-I imfa-ui- 

-i')%j>.4ßi»m dWBgchUMf. *efiforbe«, ^ s» Ital'^ef ^^tfedera Va tog die 
in i<kfei8&i:44i,ihnd>ii*&) 'dem^Setffa^ Jmh- 

erfüllen. ipkL'' !;■• -.■' ■:•. (.« : ; .;?"> -wtu.iii-.yhimiB ieb nal*;/ 

n i}|u ^.-Bo^di -*ea 8«hMI 'to dei(i'i»»ÄÄf80h«al-Hfefei «tägelaa- 

fen>(itt»iiridwetainnuwr<i8«iw4^^ •• 

m^<dM-««»i83be^nten ^^ ^f^brt3,we*ifed1g«k &^c MrtMBtfo j'' 

Yoontagentsr ssab tii£ il->i*'>.iM*« i'»b" .nsdw n9«B«£r.>v ^iiürfoütnud" '•' 

02 \f.'ii. ' !wra.vi!''iiX jii' fjiiou- 



-iiA f^^^Wgteai«ieAbKMAid^wId^fa^b%^ i&g&age- 
nen Standesurkunde dem SkodeslHNbbttti?^ ättsW4te£ttfö 1Ö- Äff 

tt#gftffe«rf&K*^iffiM3^^ «W'aafcS^Mj^ 01 " 

§. 48. Die Berichtigung einer Eintragungo**''a^q§&iitä&r** 
&^V (ItaweMMtfMf IfiHtadUgMshBfioiair AttWTÖttg ttftlgeh. -8 
-i9S0^i«9An WnMilj irhaMb btyvniaiBOftib iA**ügfl*öf tBÄtfgufy^ 

l«*,jen^We^di* ( ß*fe*Hiftbn imtifrea'tihä gw^fenfit»'-efi^J*H^ 
f«u^pi» .^W^rtlniiöSfeiiiiih-heaiBlatt' rofankMpBi*ifog«etfMi:' 
i^*V(ej$a«^ungBa[ 1^'»W' ;d?mnäcb8if;id«itt'4ai # Tl'^eiMÄfieftk 1 
QwNfcdiWWle^.ödfai»« -faEanbaoft Witwe »itb^chlfche'.l&fl'- 
klaruogen veranlassen und geeignetenfalls deaiqtetteg^teMefjknf «flili' 
i^(M«i8^gfivejBiei(tel»bsiffHinJiO ii>b >>mj^ii/tfi .u.'u.» yiui«» .*•!■ g 
^*i^itfM8cirffeh&de«-$:(ä£ äber^uWerfthtwi ■«ndg'Stttii»'«*' 

hiftft A g twjnflt agiof) Jim "tau r'jJlu'iwJi.'iJ^ wib ^itti^tiuiM od' ir.b -v 

DlftjflbÄAtil^ta^iB^feifonjhoB^oWiibiiaf «bei >fttoftrW' 

MMitaÄ*>!^i»-**ri^gp^ .tts.uW^L \,\\.^i 

Eine durch V#rfig«rig «ag^rdtipte Aenestigusg kann solchen 
Bfiffltitigteg, !Wftl(^kCleiWH«n .BiCtoii»|^iiimab..b)n*a', nWht • ent- 
gflg^ gpflflte t rntttabsioY neb dtmn bah, ,u'M\]i f i»'.-) Orti-ul i:ifi biüniijw 
nrab wbo iiSiteßfrtfefe dtta£$tffi iSihl^SfatimmtmfciW''^'^^ *--^ 
-9fo»Mft4f;W«*rtie*om^dJ£bjHsi9ie»( JÄfb&?20jjo&9jiMs aüfc»«*wT 
geafihäetem^Ads^iÄAtfln nisM8aa6thkeilBtHu«%duMii«el«akMr>' 
bi«.,ßu,IHftbflJi(i*i&Hto^iMflrki[oclöi ihiib H*fti iieBWftu^ Bft StoirfU' * 
Verfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obweUiftfctfr tbb dm? 
zufl^Af* V^rpfli«J»lwliea*^oob;ietbtz«»»ag g^aoht>iw*r*fti ütt .* 

icinWfr hrewwfenet» SlÄffelrjfiBbiiiwhijäm ScWflto-j^ii SÄbai^tf o, • 
wetohjr,,d*ö, Ifofchriftat d«ti§{M4. bia^^aakütorhapdeB. a.\ ,ii»j»i 

tetföEffiBftotn bmm\AU&8irt&amz\^ltwk&di+jeAt,4h. ftp jaden*! 
einzelnen Fall den Betrag von U^tt^iJimk^^^bi^^efi^i^v-A 

oib S^Öri^^t^t^o^^^h^iWnöWisAäitiÄe»* ß*se Wes. *er- 
k*l*t fM^^^MÄ^i^nj^ftiTft^ejsrtäß^-z^^ wei*he.iidie^ bfeggiabfa ni 
Kosten der Standesämter (§. 5.) zu tragen haben. .iit»lIi'/lio 

-0ii§>-^fe J« i^lehto:>W*i1»üdfe)FefiiplM^ 
in Ä#Wirtfo$iWloJ«> l(BWtpBqfra»»e»tillAiw»ehn»n isindy >wekh*tth*iri 

Mobilmachung verlassen haben ,. oder welche sich auf den innJjjehsfcw •• 
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T* 1 *«»*!««». treten 
•^f™»»««^ »eiche die 
» *; ««wwbekennt- 

*"■•»*<■■»• «f die V„ U _ 

» Wh tut* tffo „,, 
■"*»• »Weraofcritt »VKi 



Wtfliary. 



.nsbufecT »tinuM lob adgu$8iN?rlRintftll f»bo noftidaR uaJIfoJaag 

JniaiiiK<HfaiglmiLioi(iV »ftaih-iuöi dru/f) biivr 

-sdbti£Jä rife futMedoH äfteffeUfasrangtinim iftulfiitf glfflftfttaorf oll 
-ioA bau TfWWltt"! MÄlWft 4* prwIfM^fnriMiS^fnfltftdfMflwiisiaitssd 

freien Stadt Frankfurt a/M., anter dem 9. ^ffi^S^ejI^sen^n, 

iife4|MAmgrira)Xmyl& f»W»^,-WW»fiirton iftwÄw Äi#« Be- 
urkundung des Personenstandes und di^,|)Mro l 4er 1 ^p8ffh^e8pujig i)( | 

..^yWj^^Pffrfl^:^ ^ntrftg.^pifihenfpecger nnd.aenflB^.bfr. 

treffend die Beseitigung der Maigesetze als ejnflj^^,,C|(?np„ t eiug^- 

^r^o^tWHfte^jd^tfanen.^ tegreif- 

.MiM ÜmuMWVfakm'tä^Mp^mW&.iM ^infchrngg 

-^iftli^JMHtfpnfittr 5KM*WMWgn«l.f9idW ''^»Sß^M?,-.^« 
die Rede sein könne, schon an und für sich als^^ej^JJej^ls^apCzu 

1) Es sind damit gemeint: .rm,| ,;• 

. , . Schliessung vom 

(l > ^Mamevw 

Verordn. Tom 13. April 1853 (0.-8.^ ^Är mK-j;T vi. «ü i ,J 





•leii *ftriiiffi?ta£rl^ hfr&ttstfettttafl^n ihrer 

Eheschließungen noch an die Mitwitfrün£.4eB <jfei#lid}eij e>* ja^Bp^ftttp 
Kirchen gewiesen. In den vorn^jGr^u^irz^l^, He^c^^ejijeW beauf- 
tragt ein Gesetz vom 3. August 1 848 (Bf g.-Bl, 8. 232) die Geistlichen der 
nicht anerkannten Kirchejigesellscjiaiten mit der Beurkundung der her dievmi 
^ m WUI^a f ten^omnim^^ EHek ASrf «jA^Hriten RffcfoufeY und & Atta- 
/tut a. M. besteht dft^öto^tdrisch* tihttelw. > ^ 
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«!«iw» :! (rtM :«Miir«)liflfl»i)Bi<lt»wl« Wämi »«tMaMdSlMiag 
den können in mehrere Bezirke getheilt werdenjüiU rox agbuaeteAtf! 
-„!] nt^,Ziij!Min|inujaiie>,ib«in<M«£Mt|«MllldkkuI eine 
l4sdgen)eind«!ed<n\ einjJtaiMeBtfbeBiseijiiMn UMmolMt.SwM»- 
amiBl)sijrt!kii»geft«W mÜMiiirai'>U U'.l ilwfol na~h»w neataur. 
Die Bestellung der Standesbeamten erfolgt in allen Fällofcsufl 

"ÜWW W"tWh ns*»>l neibilihtH isb -juilaa i»b suswaaiuidejs 
ItalM* «nfrtirMfSRS'.FrWtaiHä» 9»W»*!«f4stllSs 
(Bürgermeister etc.), ist verpflichtet, rar denjenigen Bezy^ia,,,»«^ 



nehmung der Geschäfte des Standesbeamten vön^'äen iV'dVin'Boi'* 

zirt»li Aires' 'Btuptümto'nielit 'gehWiften CMntaeVAne^iiAllen 
rabe»" als HroscbqairMoni : ««JbüsetieiMo'ElrbKnKelßnMg'tW bteuf!« 
anrieben:" t.i-.!T.yl-.n;-.rr..-.-. .,.(, hi ,ü.,ii-MiS .n«T~.» nvsrmJin' 
. i' ree'Festsetimng erlolgt'in dek SUdlgeÜeUaoli iuMtl «Se.Wl' 
meinderertretejigv fOr'oK liMMgemMden dilrcn "aei'KteliakJeeltks«" 
u»dv ■**■ «in'selen« lieht besteht,' dnren ' die BeiMsregtamWiand- 

amtif.'" '•■'■'■>'" .»■■ <;'""' ■-'•>' "■'■ i! ' 1 " ■' ■<■ "■■'-■" "Sraw »'■ 

Beschwerden Ober die Festsettnflg- »nterilegtüt 'bW'ftn'ttebetf 1 ' 
dmlyi-^ea?y«triHinng8gerkhbsj ! . h eTiehil n gBweiSB 'bil. illr/ Einrichtung 
esnesiLMblhen, des öbessräsilanteH. Biew< anteeneia*ng''ii»t! Mbu' 
gütig, .»i.-.ilm i\ 

, , BosteUt.in,den 3 Sw»*ij:lrtoi I.wiw«o»i« llet.Ob.irjBijidBnt 
»»Jero,,»«»»»», ata„di9(M,iSi.2.,iiad eVgeuaHltJtAnuingtoilUoVl 



gtt''fcnÄ äefleW 

XQii mut^itio Ulflialbi« ylMii ,'.4'jh~ifj>.' , .j<ij;//x...i:»s-si-ffa«> icnia uälussi 



m Wem mm 




ungen zum Ausgangspunkte gedjenti J ""' ' ' ""■ '* ' : ' »'•»»•'*«" 
TOnra I«fi ffi»%"idil ,1 t3nlhalM-dW FapfenrM^&genstand 
4^ lf yU8ttlch^"ÖÄgetäg / .'' Ö6f"fe(ilrtn^ l WihcdtigÄ' ! ereeagende 



däMtÄ' i 'd^ jJ fö(Jfil{fchöi ,: mAiäg-' tfotiW- ' M#ch"^f der staat- 
lichen Gesetzgebung. Die kirchliche Trauung als Rechtdadt'sei mit- 
ffl'M "^aM^e"'fö'nricUtühg, -'weÄ ;t auc& ! öhrie-ä# Widmung 

-™ K bimwm4!o Wtibihti « durbh Ölö VeMiWgVkunde 
g^afiTiiy^fe^QeVlssonsfrelneit Üab'e*"znftntwIeke1ong^ ; auf kirch- 
Ht^^Gl^^^^rll^m^eWh^olgeaie TrtrbhiSctfl'^annng, be- 
ziehungsweise die Art, wie sie'ViJti Äön 'Grgah'e'rt' Seif 'ut&cbe 1 gehand- 
fiäW'Me;' 'fcclr-Wr 'e?ne4f grdsstetf ^'eil der ^iafeaügÄgen zu 
Ä^lWiiW^tl^tfg "lü j ihfeh -'8tatebür>rÜcheij' r %cnW oder 

faltigsten and erheblichsten Gonflicten nrU'ftem Ä« "raffte' , welche 
zn^Äi^'W^ff'fn' dein i^rÜcW def' «ir^'bat^ri 1 , *e ihr 
vom Staate übertragene Macht (?) als eigene vmi'äwii^blge nach 
MassgaS^mfÜr WUkMtat Mrüi* äk^iWefi. " "Dä'de^ Staat 
dfeki^bnrticten nicht Ütiterfiegeii 1 'dtirfe ," f Ü tä l 4Ü gemMigt , die 
d$ :focWWertf%W-Äachfc ztö ieVttft^elu^^eV ÄcMiessung 
irndWfceurlruHMtig 1 deSTeräö^nslandes wiedef'äii ifl&W nehmen. 
DieNoth- und facultatrve' Crvüehe Verbietet sicü} ;*'weÜ in bei- 
de^ 'l^ei- 'deT 1 Wes(mtiiclie ;: Ö^Chtspnnkt,'dass die She's^liUung 




MblMt 'Ä 'entgeW werde, wozu *öeh iom'ine,' " äW^orafösjcht- 
. ti& v täißrMiiki&A •^ch'e'-'stalt 'W Krcn'Uchen *rauu% die 
bJ^M Ete^liessting Wahlen"WÜr,deri; mlt : kl'rchlrctiea Öehkrek 
ttieP^^r^^^ein^nn«' nur'' 'M 1 "die öbligatoVkhe ttvitete 
Yorg&etigt Wdtä " "~ .••--.. i -.; ;: <■••;• (•*•• '- 




L >1 



Bfnprkun^, zum prewf. , &vpete 9 e8ttxv. d, Affljj, tt7^ 



> ■<■ 



aus, ^^. 1^0ilfl Jer, .%n^>W;W|i ^n^^b^^.jU^^^ 

^M^dsafa, dass .. dCT..Sta$ ; %^e.rt,^ ft ,ft«»(^ii ) ^ 

lftasjge JEU* ,etee,fyrjn . flk ,pngeh.Mg, 4 8 $H en ?$W Ä w # 
den.NujjturieoJten, noch, den?, fie EbescbUes8un|[ ; .pe^t^ktt. $£ 7 
amtän einen Gewissenszwang auferlege, finde sich^ ,nur ,Wft~p$$ ?W 
Ijn^wi Bbeipnferi ufld.in Frankfurt ^..b^benaen^e^g^angen 
re^Usirt ,..dje , Qes^gebnngen der ijbqgen; L^de£$ei}e ^j^ffl^ 
folgenden Uebelstanctan behaftet : , ._,..,. ",','.'.,,',„/ ,! ,, x „ M ..'.| 

a.jebje es .ftejaem gros^n . T^* ; ^F^jaSrcb^ a^-j einer 
JForin für dje ,Ehe&c.hlie8sniyr zwispben jPersonen (1 . fjon^ £eqea 
dfiii eine tb^ilrinne)rbalb, der aa4ejre;an^r^l^|.de^ > i^rg^ 
stehe,, — i- . t , ..• , , ..., .,.,.,1...,, . .;•, „..,: .• 

,. ,b, Dia, Mitglieder der ReligionsgeseUsphaftep, d$$p, fo^chen 
die Berechtigung fehle odw doch zmn, T^eU bes^rij^en, -i^Brd^ 
. Trauungen? mit bürgerlüchier Wirkung ^or^ebmen^Men- 
, . noniteiu , Ba^iaten, IminanuebjyBo^e . und J^e^ a^^g^ 
. nötigt, für tyre Ehescbliessungen , die , Mitorirkflig ,a^d^ 
.'.,., . g^ub^. ( (^iUchv zu; aucben, ,.,_ "".,; .,••,..,...., ., njn j'., 
,. . c, Jfifi ^ingehung gpmteckter Ehm. sei, so jauge.die. $i$üi<b<i 
,.,;, . Tiauung obligatorisch bleibe « , ejne u»flrwb!^fic]h^ f Qn^Jle. 
. , , confesajoneUen ,' apch die . staatlichen , In^egsen, empfindlich 
•••:•.•/ ber^ren,deu B>dera, ,.,. •,...,,'.,,.• .i;.-. .;.,,. f ;ltll „..*..„..!,. 
... 4. Daa, Gleiche. gelte, hjnsichtliqh ,der Wi$ertr*uun^ d^Ge- 
,,.. -, 3) sAl3 ; weiten) Beweggründe werden geltend g«^Wht,:,..^ /t%v 
..-. V*H*. m*m P.ewe«w>gen, i.nnerha]|> t| (?) : der; ^thoU^a 
„,, : KvQbie und, dje, (iadurch % die seg,. ( Al$aJ.h^% ,/a, Ber 
„. .,„.., sag»«* EJu«chHess,un^,u^^ 
.... „, .Standes . sich ergebend« precajre.. Lage,.-, , ., ,.;,,.;,.■ ,„.-r 

J), die,4prch. die .zeitige, »Auflehnni^«. des röttiis^-kaj^pi^pB 
.,. ... IPerp 8 , .gegen , d>, Staatsgesetze , fln# <ty Mwdn^gßn, fe 

,, , ,, Jer^^ou.in,..^ 

. ;; \>, Anhang der Frage, ♦ceJcAe. ^qrtip, , de* $$e,|j|> tgfäm 
werden solle, .die obligatorische, facultiye oder l^otociyjl-j^, j^t ^r 

Je. ; ^gjeruBg | ."%• i«? , , Ab£eordne^j»anse_ Jei^nfo 'i»; 
Stimmung, Anssclilag gebend., gewesen,,, , f ^n^.^rfa^ij^ui^g» 
Nöthigung, die Abhülfe in der Form der obligatorisch^ (jUyj^eJ^^u 



-i' < 














ungen zum Ausgangspunkte gedient i ' 

x ' >m9 tffc ÄnV'WaÜ ^riihdläge- '«« FäjiittenrMts^etistand 
^^a8ttlchtö ,, ÖÄpii^'g 7 . , ' Oe^teiJWtBttr^ikdti^-ertengende 
^%Mt^^ i ^imm^ i fitociiäg-' WAVH "■ ' letögricn' W der staat- 



,K btömtt<>mdi6 Mannte unTaürbh die 1 f eMisiingsurkunde 
g^afifi^ste'fe'^^nsfreifeeit 1iab'e , "itiftn'twlek , äm\'^ii ; auf kirch- 
Ki^y Ji (^(^ I Puirl!, u W : a€Wh';J , 6^ , '^ #fehme J 4*auung, be- 
ziehungsweise die Art, wie sie'^h' Atta 'ÖTgah'eV 3e¥'SÖrclw gehand- 
fiM'Wtf'fcc'IPttr ttndf gröösW *foä\ Qef 'Ötkafe^gÄgen zu 
Ä^rafcMti£% iti ' ihren l stahtsbutg0Tiiche n ;!f Redrten oder 
M'^imeV^^'^a^eW'-llfesel^gefetafte; /imtt' ,: z'tf; «*■'' mannig- 
faltigsten und erheblichsten Gonflicten nfii'foem 'Silüat'fÄfii'e, welche 

ziitid&i>imi"amru uk knti&fäw <&P « iÄ'taä 1 , &e ihr 

«om Sfaafe übertragene Macht (?) als et^ene xin&'fimetißlge nach 
MassgaBimjür Wtähä%}a*en' M^ J äte&töd': WM? Staat 
töB^Äricten 1 nicnt 'tititWrTieged' »durft7"# sUf '# gentfinigk , die 
d$ ÄkcW^ekfagWÄMMi zVtf VeVroitlierühg 1! M Älhliessung 
utd'zti^eüt^nMng' W&rsöh'ensfäides' wieder" tin bS&W nehmen. 
DieNoth- und facaltatiVe 1 Cffolehe Verbietet sich/ Weil in bei- 
M } *brmei' M WeseiitiliclTe'^eBi'öh'isptinkt; ' dass die 1 'Schliessung 
ät tfßMritift fflfe fttttteb' fcM^^totfÄftftfc*, im Gfe- 
gAeWW bfe^erilche "Bties^Tiessurit 'Üeberi' M 1 nilt l Rechtlichen 

WirkT>ngea"VerbWden^n ! »Wichen' tranig o^-Vorwurfo der In- 
fÄffÖlt eick 'entgegen 11 ' werde, wozu *oeh 'ioAtoe/ ffasTtforattsjcht- 
. fltVffie'Äha'&eje^ 

btfgWn'e EhahliessL^ wihlen^-Ujderi; mlt ! kirchliche' n ÖeHkre^ 
ftte^^wWffil:" t>enV' kW nur' M "die oÜllgatorfechV (Svitefo 
Vorgebeugt weÄ ' - ' "' " "' - ; •'•'■•'" '"' " "*■•" '' 



ß'4' ich^rhu^en zum fct®ävmhe1Üäm* K W&m&*m& 

erUMfd^'t^^^^r'KlrM'VMtt 1 ^ #>tety' 3 ni4aä& sie 

ütä&uipm- M h de* m\iä«Mg n Atf A bm^¥HMmu»a&<iM^ 

rdUtlliti g%'Mt6 mW tf«w1Äg' ,v fai ,i a«s ) Betoattfeitf' v^'«^ 

beruHe ^f elti^ Araialfeöig'en Wrfsflitinf dttMÜliffifei <H8P k&Witf 
lkiteii tieblctefe , W andere sef ziTäV'Vewi^ht{^^"tttM^'ifai« ^ü>ft' 
I auch die Besorgniss, dass die Civilehe den üebergtllg^ rtPASfteto 

! Wenig ! erWuuschteh Zustande bittet! werde,' mdlli'üW^MtlW^'.'^Denn 

iv die mit derlvirchlif^eB Trauung verbundene* gMätJgeW- Oöfi»"«fe4i^ 

p fendocVm der Tnat hur'darm wahrhaft' ^ürHsaÄ't^J'weT^Sfcsi 

4 aus dom'B«Jfi'rfmsse 'des Hmens heratfsgWttcK wtäi ÖrtebW'#«W<^t 

" : ' dann aber Werde aus den Länder» 1 , wd '«ie ' Civfoftiel b^tä"%fctatfe;l 

bezeugt, däss dieselbe eine EtatTr%md^rVg geg^Ä ! t!*'"K4W*d '^bt 
| fördere. Auch 1 ergebe die Erfabrutig , Yllsrf dirM>4fttepVlMMlti 

'- die Turchlkhe TräVmn;,' deta Civllact hiÖbt' 'fotg«^köserf; atafr««* 

I haltnissniassig sehr geringe 'öei^V. "WH Sbe/ die' Elttlfretod*^£e£<* 

| die Kirche als die Ursache der \inteAleiben«<m'WWWich\W>«T¥tt^ 

L" aiteusehen sei, werde die Wirkung tinbedtaWH*rtoaohWd*Äi'l%it»-< 

" tin) Wmn 'die Betheil i'gtert, wie b& 'der^faV^tivMPkjraiai^fcfc 

Wabl ; Hätten zwischen der" btogerHcheo 'unfl'ltabto^ii S*«B<Bftfto< 
L suhgv' Sie Aufgäbe ' 'der ^ KMhe ' wer««? te-6eltiVft*A*ätrfiifi«filB> «tf 

| diese Weite W als entfremdet 'öibh ^art^lflndfeti'MWgliedeW^a»» 

Bewissfeeör der Angehflrigkeit Wr Erc&fch& «mtttekes," Öer Steift 
aß<4r dürfe ritti drrrbb' «etartige WArö^rfff^ft'hi^M 1 «*^^« fcfite«^ 
auf 1 äU^tieftidiä foejeiiigeü 'fafari^ttDgttt^bentteyttelf»,'^^]!« 
flüi^^firtiehiötrDg ; MüerItecite M »lhd^*i^^ rf«J<A''fi«(toi^ 
dar öitliWe'ndl^' ; e'rscbi«^^eri , ."' :i '^'''' •• "Ji;.i[rru:t oif. d:..>n »rfalivi- 
1 fiierbel 'kbtrimen di« : MotlVe : no^im«» 1 ^ (fe*V«rbi«t*nJ!d« 
kafcböliSchtSn' Blsctefö •ge'gefifdfcfer "' der : Ma^M^W^-'Wtrtc]l?l'iÄ" 
dto 5ife : aäfli^rf^re^l , sücheo .'dk&s-d^saeWe «tf 13lrifobwilgi<itrn»fci 
Iigatorlschen CiWlebe auch :i ^üs pYamoheW^ftd^^geMfteftlek 
eM« ^rti'sich gettMefl, dasrfcam«?,' 'önW'Ö^Jlbrf^ügfcttt 
M '$ HSn 1 } '<teb' Btrafgesetzbtfcbes, WMtWffei» fVWVWlieBttBgl'foä 
Civilactes vorgenommene kirchliche Trauung mit : S^Ufe^BMrtti^tl^ 

>i 'pt^Ntch 'den: mgad»llt«a Ei*Ktange^«BtJ*^re»d.4«)^T«i«JaJii!»il869— 

Prtmk- 
l HlOfle 




t«|i«&[dM£te*torJWO^WMW^ 

gffam, *M fr» Jtkil Grnnisttze^n^.Si^hj,,,, w^ohe^unft jfgg 
epM^^t^^iaprecb^, „in , ^p^ s^llf^pdeft „^d^ejft J 
Wreodpqgan r4w rWfeMalea, S^epjjtispiqs l wJ<^ r; %^^jf|g^ I , ^^ 

^sMcAe^Aofo*^ ', i ,;• .. ... r.,.-> „ ( : ...; : •,•.,;.,>.',„.,,?[ ,,;(, ji.,,,,. 
...-..(iDowpch. tritt ans. sowohl, aua 4en Mo.üyepy ^..au^ans, de^' 
Erkton^ien . d«8 CuitasoainisUfS' Falk und, des MjnisJ^j-lftfeideBtfln, 
EdntftR vBisBWck, in , , 4er • Generaldebatte . d^s , .^b^e^rdnflteajiauses, 
uoaJ^wb^ci die .Wabraehmui^ entgegpo ,| , da#? ,de$ , Keg^rnng, der 
Eofatobaai -4m ^m^ *nit ,4er. .Civtfehe, äj b^glfi?^ f ^ys^rd^jr. 
Kflk pcbpw >gei^rd$i). ist. . Die.Sfte» wfK.jm* ^m^het^sv,-, 
f^tf^äet^^ekä^m 1 » < fc* J*terw$a. der-, eit^igdi^c^en ^ppdeskfrel^ 
ge§aniikft dfir.fathdwhen Kvrche, infehr .noph die !Befür n cktun<f, dasft 
faMeeetotiiirflftriJiiwhMok gw^faj&ei&n dei\ jptfj^f$$<fyft { 

3frnäfcrmg<h < twm*W<>k< <mf< 4m< ; £<w»& . *w* te», . derjße^\\6^k^ ) 

aifiüßßt\mßeß«Vti>^^ii^äßtt der ^^^^^.W^^A^S^^) 

W#W.icÄ-Jei#gW M»^&P^ M«P. YiWnprpjigWh an#*rj$j}ejj 
dM*«Mttl itaMtfefcrTOcd«* -*|wW.'^hjw r »Cpjj«> ^^W^ jdfflf, ^flr 
toriWVde« St^W.iwennwaft.nipkt s>8chwlj aj^njjfgljfili^e Cj T . 
\il«ib^v?inföhi^ ^^a^,,^^^,^,^^ 
civilehe noch die facultative Civilehe sind,, un, ßj^nd)|^ fl ^^^eäe^ 
wftgn?W;.dwr^ie!4erl<f*„j^ M Rett«p, t/Bfo hflt^JCttjjfaBj^sto 
iftf d^u «ftpemld^Ua ,w i7. .Dec^bfr 1,873,-. ,(<*,. S f $> 4fft,|!Jte{ 
ntfgrfHpibiapbon! , Berichtes , 4fa, .^ge^netwjh^se^., , aus&ftckttch ju^ 
#M^4*»wemw<Wtyr. Hin* ei^, a^.die .y^n ^^^$$f t| {^ 
gWt§Jlt©0 0WtJ|cb«iL^er^^e ,gp^»., wf.wc^ijä^ßh : ^f^^ 

fJ8l0ttWji8Wo<t't8*^ : .ti{"' U'ii'rrm'f ')!..' il-.-:>) <« 'jrrim<>ri"V7'»Y po)o«IivD 
»Nun ist diese Einsegnung der Ehe , wie ich gesagt , ohne 

' •• - : jedfr IrtrjreriSch» •■ Wirhmg - r detrjeaige ,• > dMi^aichfoirotttMtinflni sol- 

-" >,(U cfaen- (Mfftfithen traöeti teseri will ,'• Minft "ttö«' *Hfrfe«rli8h ig*i- 

▼on dem sagen ,r-:,i»d das. pt.ja dwjh ; ,dafl, ri^sfi? ^ Ja<^. 



1** tmnw l«a»-».»u*Mfai«i» awteiwmiim««». a nw i i iw m 



red biBmdMBb (*M»cl8(ftt(is«*JV«l*tallB*t ? 
VersicMaritflahelidie. MottiMMt sWiTtatnufl)^ liM>jM)>Mfct« 
duMidfeunäeguna« AkUdBnlodtiilAatap^IgkaglkitaHaii Be- 
«tsaMUlfaiAiiidibaU UnttMeftiUWgisMIkeipBWiikbesda ist 

-*"MfM8. i Mrt ii rtt ■ah.'iMiatitt ^Asös **«- ^Hmto 

Gemeinde, oder in den Gemeinden, woselbst die -TOMdMBfi' i&MM 

#*»(!l#h!BM;^i»'«^»«f«toilmio^*l8 1 »*»»ll ( %»>«bBichen 

^(8n«hto^»M6i*tei*«*^epfl(fa*^i«l|<l.*«wia(«, akk 

der Gemeinde seines jetiigei»iA«k«bsl»<«atl|3«»»i» mkaWfk^ 

mfc'iFMndi^' «>Vlle*ilML.UM«IMbuM^|B<ir»Dtia%lit|n(f aUHi-Sii der 

SAeMg *W WfW ««» «l --\TliHmll««l'-;i''<X low! noy Jfewnsgs;) ru 

.! 1 [.. i)MiB(ftnfaU^cBungJ.iMrfiai»*^tando®lilllte«4lBeii ^*n 

B*»d''l«I**itt «»Werfe w*Md«*'*lMl»brti*r8ViuWKI>>li «Hb ihn* 

HtortfenlMlf&i«' <■-"'' <"" ünjinjniuiS eib ruih bau .usseTisjiuii 

Sie ist wahrend sweier WoVu« HO MYlil«»**»»»«*««**- 

hst»e,"äaei" , «h"dei< titt*lgeftv<W> m*«Bitaal*«^if*r.*ii«(Biiide- 

b»oro« %^m*e»'8t4W*)W8iS8^i*iin Hs'l jslbnraTsV .neb»» 

"'"jfWWBlf ae^Ofl#*«&«iii. IBW 1 «. 8* dW>.BWtei 

"äMstVlAll* 1 froöWnS'-'peÄ»» 1 ' strW 

f ■'Ui-"nt«rllemWrl»ÄblSga i & Bt- 

iFlinrYaJstarertf »Änttal- "itfMnn««« 

aMSkaßcnffl' OrtHrAMäPW» * 

f k*'«roM"«P*r»ir ririUBfrMM! 

WM ^ lArWelfflÄ ÄmiSWt^eäsBiklte 

ine^tivjgm lab JiourioW bnii eriTOweO 

Es bedarf dieser Einrflckung nicht, wenn eine 'BmnerMgong 
aet°b»e«aen'a*!Ä 

ihr von dem Bestehen eines Ehehindenusstf-mm'Mrt'Wi?'»" 
-* S.S-.u 4 ^M Ä j,^,, ii yilJ a8 ,Tto f jS jhh Jt.«^ b 

amtenlVnjit et •AffiealWA MBA '•*»«" M 

die Schliessung der Ehe nicht. , 

8- 32..nMI»4w,\E)» joj .eJRpm^jerii^Stii^beamteii »1b 
4N*^gms(«»lti(iWr^<i,per*9»«(4W !1 An{BeJrt.t angeordnet 

und wann das Aufgebot rerschriftsmaesig erfolgt ist, und^jbxsaj^a; 

äitnu fri»Bj8it»Bar«tit»^,Mmi»Wgl»lKlt ,knttU «lbg,ilWW«»il«Dlli 
*J«i#iohe .UBpmaeuo).:. erfreut .in v*i.J«<lta,i aTsUai nMtniffhr 
Vorsitzen«« .1» Anf»iüiiW.jb(rJfi'4nn iliUnog^il«, /ir ; *.|JW 



Marilnefcennng »BMliatite»VBJ>ei> l*H|ligM M) #ejtjfea9tlid bei 

Tdtla«dmeiiHj8te4>8efiOiiB«*l'l»ii jAiifgeboM gifnKimt|;in4«*,[, i„ v 
-s!I nWirf)*ta|»fcbMBgettirlinH«.KrtnHiM"H »Mio :4««i Auf«iinb 
derEbowUiBKiagoiilUMsB*«»'^'"*« at«Wiiiglv>»>lUiBsto 
atalhrtomJeüid. iSi5t,A*8.)i)i;IMliK8twi j*B«B*!'b* $*ea?»l>e»- 
Migi TfindbMM- sib JkiIIshkw ,nafctii9(iioi> 119b ni reki , sfxiiom'j!) 
.i9il:iiÜllMv'jn»iI**'MM.HMliWt l >«M9%»lAi <«l;aW1HJM# 

ejMeVeenidtz Sb«l«a»)ltoiB»|ji|M^»»M*.-is)9i esnina sbniamon T.l. 
ist u£.iI8fe D«lJ^i!^)da*wlUgs**oejffl»,da«, feiRaiJpUteji 
in Oogenwart von zw« UugoqrmnimiStmMwmtm BWiW«* 
a*n [Wak»'4«ttwaiiii0i»i»« wt «»«nämaieiigetai iP".i(i»»U9D, 
d«ni **o a«i<«jMg'i«in,aiei*i*«iB(»» in., *•» SrinvttotngMtm 

eingetragen, und daas die Eintragung von den V«keJe^,xinji v .Ton 
OÄifitotfoilisaMlaiwtfcsga» iwrsS.7/ TOirw butidil* ia Jiü 
-j/iiii*9>».ii41anäSt»lg«k«jUMJ»w «rossj4h»sft Effi"OJ<nv*»g«!l>l»» 
weiden. Verwandtschaft iiniiWl«jWWl|«*'*w)»rtnn;)d«« &l*Wt 

»Wl, de W .^»)ujng,w^,,enJ(B)gei 

»a oft 8?«Bi«*'MW«*-i)p»;^ 

Wfl»*»>T?»:|i:M0"fc9W&F#»l)e5 
°4«f ßwerbjwaejjiirjsn WA Wf*!»!* 

«rtMbWiPtfSSmiÄll y-Mt-iTW*.?«»)! 
Gewerbe und Wohnort . der zugezogen 

rJWsTiiW*» ;»ni'i nn-nr ,,'il.in «n»!li,«ria lwi>Ib lltM *H 

-i:f) , f iwt! *HrPI 'ffrWBTn ( Uff WWl !W*r 1W i ™ ff- »Crnd jWtoTtPtW' V*HTity*Ftff 
BH#te»«IMtP 1 )*inr-.rii.lii!:H Mlek-n ,., ,, ,li 

».I. .iitP-¥ ffifi.-BSI 8$"""* ** flrjMP* Äf 1 r* 51 !™ er " 

klart werden, eo.p0f.aa8 «wege^öht zu »e^eniaspen, dass dies auf 
Grnnd einer mii der BeBcheioigniig der ^echtskrait versehenen 
idifertigang des Urfh'eui im fiahSe 'ä'er Heir&ihjikkiintle Vermerkt 
werde. h " " : ' : ''' ~'"-'" :; ' h - 

...',; »■"■«•■■"^vimif'MIlMm." Vm am Bldbmgüu™. - S 

Stä Äies^latatSn'-aWBBzirk»', hi *efeh»m»der >To4>iert<)lgt.*t, 
inöiz'«rgenl" i " ■>'■> 'S'" 1 " ?i"..nr-"i 'i.*i.w Iwl _>/ uu pol* hu 
8. 40. Z*'d»r"jöizeiSeav«f(Kltelltet W-Our IWlieoInwi*,' «si 
itjn nia|lM i»«'dU Wrttw«,.-odifa»«tt»[ota^d»ar.Yerp»iAt»t« nicht 
«irhndejn «Kr «niid.r-Amijg.ibetoilert «I,, ,ite)Mi«U, »bi^Meti 
«WmfcguoierjSctaiirangfnet Stereafall au* iere%net h»».i >. . - / 



• • 



.< 



c 



erifol^^liJi^iiBii^ s^,.^«A ,^*feMtt^aitUiMt^ 

zn^djgsn^otfe^mfti^MKi lotno *!Mr»ftrfoi wfl öKI .&••«> 

§. .^i,^w Sfetognn* ^attriwfelto««»» teUNMeff «$ **&: 

E^li^WW^' Beü#<m» gatetvofltandi odwi(Qefrt^if' W»fc»MV ' uft a 
a^Wfl ( i«^(4^i^er«t0rt*Beo^ 4)i Wo^;it*ato(Bhiflfliqibr« li o tt ' ^ W tt i ii 
Bhflgf#flB> n ,<*der ^em«k«rdM8ii dtavi¥Brrte?be*rf tedjf "^«t«,/»*? 
S^^orqi^djgflnrtJiemwttMB, Ataaditdor Gwwibe w*lW«**o^a» 

§. 43. Ohne Genehmigung der OrtspotizeiMWito 
Bwdj«wg wr ,*OT'BioÜ-agiUBgMl#SfieTlfefW^ 

so darf die Eintragung des Sterbefalles nw mit <taf*tattgtfflg^ dttf 
AajwttjfclMtad» ii^l fttoitt*lniig-'de3J^bTeRto(tti(Wb^e«a 
-FÖfl/Üer Abschnitt. Von. <ter B*ui to i mkä i 9 ^m- $ <m Artto )ä l i o V **- 

-JirafciAfc .GsUtfteouHBdSieriM«««, urtlah^^Ui «rf 8ft e ^hUfa 
wahrend der Heise ereignen, sind nach den Voreehfiftei <B b M ttB<3t 
setze» spfttestei» jwa^BftohptfWgetadtti Xfeg&atth dttotifeftärt oder dem 
Todesfälle *0nndem)Sdtiffiirf uttteuBhiMbutfg woa^rtföhJ&BoAcie- 
i^iftd^ifflid^Bf.gkreUbifterin-ftBswtefli inf4eA(4\|feWolWi»rf ! *Wr«-' 
knqdftR M StÄbtttltenrtk« znglehdi »di^n^ 

TodAS ftftrvWtitrfetlttMfo '>-.>i>,'i<A •-'»> -no»« ,ni'j Jifoifi .ton) ^nuBl-.'ti • 

dej f rarta»dt#dfflh}eiiip*8^^ liattleirt^sAehen 

kann, zn.fibtag«befeyfineüie«r Afcseföflen fetfifotf J*>af SfAnlftirf* 
anj^i»aftnb6nrgüiien,;tUe 4ndafci^ndemj>mgWPetiii< ^ e ^lUtt , in 
defNMi>9enrkodteffiten>desf>Eriiiaes^ beitehttn^ehWJ^ÄHi'VeWtor^ 
bene ihrt* IW<*n.3ttth»be^ Wer -MWttigBbahti habe* i »WUtifimf • 
Eint^J^tog- V ^«*»K«^^p 5^i*rtJg«> .-■» sä t < >>r imb Uf;"? male™- 

- 14 j§.mlßot<J«l äw-iScbHMr veftiortonv ' i*tat<'4ltt3Öfcieritöfci£ die 
in iti»tei§gi ; ;44: 1 inn*i46) /dem-S^ilfer'^Wtolegten^'^lioJ^tfgÄi *!** 
erfüllen. m'h\,->' i;->- :; * ".:.•> i. •; jj'> -i-jtiiiü-r-.-jf>nj:Jci rab nsjso/'" 

noJ$u'4*."8ettfl4 '4as' Seh» ''tö-'UeW) ifiÖÄÄisohlal'BÜfei cftftgelan- 
fettiiit^talowelfaBmiwdBete*»^^^ - 



-rrA 9K^^**gb^ifleAbKh^i^ i5J<hi^ a ^^ ,fög&age- 
nen Standesurkunde dem Stondesb«***«^ äBsg§&Mrt& "ö& WW 

i9j$h£ttl«rf4JteA^iffitoa^^ <Wi»cftS&«$y»[<> h <> 

§. 48. Die Berichtigung einer EintragungO**'<o^'8fB^a$r# ; 
gjtf* $»*taltNt»ttf ifiandiigiriiUfiobfr **wTti**g erftldeb. <§ 
-iasaRi^a ft wW UlW hftifc Mbpvninnidfein Ua^gfl«Hf aBttftltfgtft^f 

l!*iew^V/-ä>dkÄiffligiBn Imfafren dbfi gwä^enmH^flfiföJJHH^ 
fW*W*n»oÄW»fei4illii«feii±üchea<)Blatt zai$flrki^Plfce^g«Mlftb%!&' 
n^pV^teo^Juijgbol turfc,i»ei(ftiimäch8tJild#iö>ita '^. Ti'^ertftAfifcfcH' 1 
Qa6^aM*l<^.odBmü -ttaabaotit wi^e 'ithfiteichlfthe' A^ 
klirungen veranlassen und geeignetenfalls dewAJirtlf^gteHefjkuf 11 ^' 
Ifc«W§s«gf>vejftwil«»i 9 iHo<i*ftO iyb yiuyiiitUnun) ',uüu .U % 

Ti^.i^.^JSchrtfWifdWl'^^; ftbßr (d«..Vertkhtwi .r«i<fe«fc#aj* f 

hi«JhA|ifflti^rtii*giOT) Jim "•tun ^Iljuadiofo «tij jji«i:^-:,1in:-f 9il.< ;i.'.!.> <>> 
D«,,5bftiriitigiüi«j««idgkAirBhöB«JiottiiWiöf «Ine* '?«Wä#rii»' 

aaftiBwÄk^dil^ltft^WrMWgMMwÄii^gH^.n^t .Wi-mWAK t,\\uh'1 
Eine dureh Y*ring«fl£ aafesttdtisfe Bericfttiguttg kann solchen 

BftöfRüif |«& ivftlolttiKdMMBien . Bicbki»^limtnl>-.> J*tf» » nWhtl ent- 

gegftgagejtfj; ii»tfl«fa8-JoV jbL tfoen X^«i>. ,noiity' f ''w üsb)! wii buinii'iiv, 

-öbiSk^l^B/^.m^Mlftjftsi^ l«i*iB*20jji&9tiMs <4fehi*i/r 

bi* 4 feu .Kßifln^^tifeBfa^jMarkiiodteMhiib Haftibteträftü^ Ott 9t»a*"" 
Verfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwtUiatotnV vtln *mv ;1 
zun4l^ V^fli^iMi^^ooh.ijadRtz«itig gefaaoKtifwftrtai i& .?, 

Mi.nlM» hewwbwet« Sfci*fti»rifflii»«whjjdea &Mffiai!j^deii StMwnisMnY ' 
webjtar,«fteft TÖWchriftw d«tiS§i)-44 bia^o^tterii&pdeft.^ ««.»»i 

odfifo fw„s»on#yg<*. i ö*8^üwi»»dauf •ftroidü-djeam i Beaetaeaf iro^flh** > i '• 
tet^BfflpM#n }>imn\i9i&&fr$£MiKizvMtm<b&<tojei<>ili ftrijedefr»! 
einzelnen Fall den Betrag von ^ö^ l M«rbjri«WHIb«rttaigen''*WWiii^ 

'HL^iMiift^tf^^^^h^.w^MsAäiti'Äewb OtseMes. i*er- 
*%# nlfntoktil^iffiVi^W^weidteib^^ ni 

Kosten der Standesämter (§. 5.) zu tragen haben. .utdlfih» 

-m&Jth J«,*plftb^>Wfti^id»,Varrio»rtaogeBiJ*eft'Si»iaeal*aj*iten 
in BjzWugu^ipplohfl, WÜtyttBm*totitätmMhvnn isinifyfwelehettiutwf 

Mobilmachung verlassen haben,. oder welche sieh auf den innifcebstw ■' 
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J4*0 W^iJfö^vtf:ttf^ 




gestellten Schiflen oder W^TBälfffteftagen der Marine banden, 
wird durch königliche VerordMügntostimmk 

HohenzoIiön^lieiD ifinreteam rteae amut vor ouuules- 

beamten^^f^^BestihkMttgiflbw dt* Akt>iiMP Mfcräflgv und Auf- 

-° :I a 'felfcni«> i^r^t'^in ^teff'de« A«r g «K>teä''aie^««iJfie*sr 



-h /i'j *i >8Qi» Jf^Ä* f tn9t b d«r Ftth«ttg"a*r ! lärei«iUu*ljÖ } "iarf 9 Staiid«8- 
T^ttir'btehft- *>Btraut ; g*wdsetiett 'ß^hOrdeU 1 «11* B^JUttti^WftWM 
l ÜH l tifflalatögHg ttnd i V&'i«itJn4nn£, ! »er ffle^fc^WiÄikAät 
-dl'eeefe' <3«%tys :i fein^tf4tetl^ (kltarteii, "Böirttti^ftÜ^'Btek^efcBe 

-1i->V »jj. «& !I • te* ' 'fo&onfleres' G&efö" 1 wirtFäie 1 'TO^ngfftigtm^ffle 
^eltö'^'ttfe-'Maä« dtfähfe^igtag 1 dWjetfi^D'^ötBcIrtfaJBiKi 
Kirchendiener bestimmen, welche nachweislieh in fwgtfdtt^ £d$eM 
1 '^wa^H : ^tk#'e!rieft i A'usfatt^^ifl'iMiämHiijii ddeM^n. 

Bis zum^^iW-.fie^Oyseti^-erh^tt^i^^f^r-J^Ehrt- 
"nalf&i te^riApitien Öeseties"y ,j Amte" b^rtÄlifehftti 1 'textlichen 
-M'teneflaie*«' für den' ^fiwfe&li^etf^nkM^n^HMn 1 ^ 
9 # 'dem^lrf^er ''^er 1 ' ^»tlichter'tfrrt^hfeJ tM' tea^HfalaH^- 
'ÄhW^'^a'^dil^niriirtüinister' f&tZus&zÄ ^Ent^hSiaigiilig 
^Äus'tf^'^iEktltrfÖissÄ'''* " '''■ ,,!l ' lU ' " ,! "" ; ' '"• •'■' 1,n ''' " Ib< o'' f 'ii *»».• 
§. 55. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit deüJ. 'ÜäHiäSSSH 
in Kraft. % ,f,i iU '^ " ,Ibu;ii * ,n ^ '^ U 

viä "S^^^ treten 

äu^orj &&* Jfcip , ö^eictes i""^ y,Qn„ dW..#^ die 

SchUeesang^ ein») Bh*j w^<?ywwhM^^ 

-mm t^eteitf *tid***lcbfc ^e 8 taattieb^ ÄnwiriBtog a«f die VoU- 
»g der Taufe antaftn&i/ - " " l ^ :r ' ' ^ 1 ^^ 




™* f ^. &. 7 DÜ rlfentoter d<# Inher^im* dtf^^^'^^die 

vm\\ flffetandli^ Md 






T { •• 



.nsbafed annall isb flegu$etHVliuni$tlt ™»o a-MAty?. üsJIbiJaög 
üäB-giwsflfcwr f feartdoa^BaBe J5b«nlifawfg^/.<fe<t Par^wettttot^gs und 
-loA bin» Tfwrirt8*i MifclW*. **» pwöffi^fP^AfiW^nfllfplIwflMfl^jfj^gj 

freien Stadt Frankfurt a/M. , unter dem 9. M^ffti^^ld^l^^W* 
«JM^W$geSoJ!Wv$A «i*"* .wWifarton iftejjüjtyy; Älrf ie Be- 
urkundung des Personenstandes nnd die, F/»|^ ( 4e^^e^i^e8sj[|pg f)l | 

^bflfii^te^J^ffMtei&^IJn^^ 

treffend die Beseitigung der Maigesetze als e^#j^i#. 1 Ctynp, f £iBge- 

R?' ,r ÄS(W4 in (i ..'fei'-'. »;-»i:«r -.li-il-w/ .(".'in!,;!;.- ,: imf^flnr.ii ;;i/l 

die Rede sein kflnne, schon an und für sich als^^jP^ls^a/idf^u 

1) Es sind damit gemeint: v\-tA ; : 

, Schliessung vom 23. Juli 1347 und cpe yerordnung Vom 80. Man 
:-ib ölto^>^^ , ttBAWW6 : EHäcnKeb8im^ btf 'den 3üd&.'(ft l Ä. S. 1 W 1*W • 
jnii^^^ff-iftffHa^^^' Vii^Äi.nvoÄ *9;iS*fW ttdfl (0M&>S^T*88ü)*n •* 
•-ii.»7 »* ftr;Kiobe»#«nijksHÖ^t«ft«itt«9* ©*M*M8jr((fc^r<8oi1ftfc> wi^e 

Verordn. Tom 13. April 1853 (G.-&ft n ^, mjoi:T imI, i-i A 
«,.*. « A -CJä^a 8 , .ehemalige Herzogthum , Nassau das £ftsetz„Y. 49. Juli l8o3 

*deM ^t>^^^ritt^ti ^^Mö^^^^«n lönd lito*Mteiteiü»;^agfen ihrer 
EhesehUessungen noch an die Mitwiffrnag: 4et| Cteü*}ishwf fcn JajtfriwmtgB 
Kirchen gewiesen. In den Torfna^iG^xis^ra^^ Hj^c^jß^etep beauf- 
tragt ein 
nicht aneri 





fort a. M. besteht dkrotaigttttoisch* fiüÄehe. ^ V 
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form <fer, J^hliessung, 4er toteb$nde. I^chfaizusjaad j» flefl^iV 

«« fSflfiffcft. W* , der ! . WFW«;.^ ^»^^N.iP™»»^ 

lftasigeJEbe ei9e,%rw,dCT|liflgsK^,4ar|Metenptt^, ^lohe,.*^ 
de,n. Nnytorityjtyi, noch ; d«», d,ie Ehesfhl^ftg.feR^^^ Be- 
amten einen Gewissenszwang auferlege, finde sich^ ,onr ,in<~$ej» am 
ljnken Bbeinufer, und, in Frankfurt a^.. b«8^b,e^e?,^^^^ejpngen 
reAüsirt ,, die , (^es^gebnngqn ; der ^brige(n;tiande^tt|e.^e ^jb«^»,^ 
folgenden Uebelstanden behaftet; , . „ . -J ( „ n .„. 

a. febje es in ejoem grossen Tbeije . jder, l ,Monär<j]^Ä an^ einer 
,- ,...'. IJonn ftyr ,4^ ; Ei>ewhl}es8ni\g zwiepbep jPersonen^ fioj» Jgeqen 
... ..der, eine, jneil; innerhalb, der aMeyeJan^r^al^^d^.ll^ph« 

.stehe,,. — .; ,. ... t , j. , ..,., ■..,.,(..-_,<».,;.) ,,...;. 

... h, Pia, Mitglieder der ReligionsgeseUspbaften, der^p, Geis^cbei» 

die Berechtigung fehle oder doch zim/I^heil bestritten, ^rde, 

. . ,. Trauungen; mit bürgerlicher Wirkung ,;ijoi^ebmeq M ^(Men- 

, . nomten, BaptiBten, Immanuebjjiipde und ; A?tf $$} .s$jäBn. f .ge- 

. nötb&t, . för ihre Eheschließungen , die ( Jfttwirk$E£ .a^dei*. 

, ',.,. gläubiger. -GeistUchv z»V«nchen, ..,,,' , :/ „;•, „..,,.. ._,„„}„.. 

. c. JHe Eingehung ßem^ckier Ehen sei, so jaogejdie. (kir^hli^he 

'..,;, , Traupng obiigatorisch bl«*.e,; eine .unftrwji^eh^fQ^ji«. 

. , wnfessjonellen ,' auch die . staatlichen. ; In^reasep, emp#pdlich 

• beerenden B>dera, ",. .. . ... , ,'. ,,.. .,.-. ;.,. .-.,.., „,..,.„..:. 

, .. .4? Paa, Gleiche ,g*lte, hinsichtlich ,der Wtygfpi^.dg^ß*- 

... , 3) .AU .weijbei^ > v Beweggründa werden geltend ßm^ftt:, f , v . 

... a, Pie,, .«eueren Bewegungen. inneii»a|f) .,(?).. der; ^ohacl^B 

vi Sm# WMfe W r< t m d ^ ^g,Äai^oükfip^ Bö- 

,... sugauf Erschliessungen, und, Beur^ 

.,„, ,, ; .s^ndw.sio^ . ergebene : pr^.I^e, ; , \ |f ..-...•/ vr 

. . Jb. die.4jarch die zeitige »Auflehanag« des römiflcp-ka^lificheB 

"•. .'• .h; I^^.Wg^'^'S^tegese^.ufld: d^ A^ppdjsjng^ djer 

A -,. i, ier,?r^ßfl8ion. in, : Aussah/; ^tehe»den., 1 «f.erw4r5unjjfen f , jn , 11 ,, 
. .' . h.&to*8. 4er Frage, wejfihe, ^, , der Ci^|je jg|ff$|t 
werden solle, .die obligatorische, facultiye oder lj(othcivil : jae ri jßt fär 

jfo ; |WW j . ^« j % . , Abgeordnete^ juinse. fierr^chen^ 'Mftftfijjft? 
Stimmung Ausschlag gebend .,.gew^n r „ .^ne^^rfa^nnjpnpjjgi 
Nothigung, die Abhülfe in der Form der obligatorjflcbjR <jfyj(k&ie, ,sn 






$wÄ' j m *;f«t H Ä' P^Äti^^c^^eisen, 

RaWWrcMflflsM "W ' auf &#arfr iMM 

$fi Äeicffls erftäre'' ^ 11 " • ! '^■ ,l ' , '' i,Ii -^ ,lJ; " x< • 1,, "' :!i7 ' ;, ^' " ;, nrä nwnn; 




nngen zum Ausgangspunkte eedjent : J '"■' "■»■»••■'•"«•' "• 
M%Mcm ii V&&4Unhgr Öe^ reCMTi'cfr'wiftiit!^' erzeugende 

enäMte^deV^rciittw 

liehen Gesetzgebung. Pie kirchliche Trauung als KechteacTsei mit- 
^Ä'^MÖie'MticÜtung, 'welctieAucn Öh«*-^ JfAtimung 

-"^e^nV'Stäitte anrannte' ufM' durcli Öiö teMssiirigrarkunde 
ge^&Mstefe-'löeVMfesifröineit Üab'e'"zn -fin%wlekyiung4ii : auf kirch- 
mlM il (m^4ä^l'\iimm-tbigk "ale. mhifche r ttäuung, be- 
ziehungsweise die Art, wie sfe'Wii lön 'öf^äi^tt' Öeif'lförcbs 1 gehand- 
Iiä%^är(iej"8ic1r"ttr U' ; grossW ¥h'eü '^ Öer 'Ötaätea'tigen^rigBn zu 



faltigsten and erheblichsten Gonflicten imTflem StJaftPfÄftre 1 , welche 
ztitie&immMü'Ü dem i'n^Wche dei ; «irt^öii^n 1 , 4ie ihr 



iw» Staate Übertragene Macht (?) als et^ene unfl 'Wikktcfblge nach 
MassgaS^mjür W^i^ite''^^.' "Da^ Staat 
aie^^oMicteri nicht 'Unterliegen' 'durfe,"'^ sbW geneigt , die 

3$ ftbdntf'fflfcrtite^'tta^ ztö teWnftfcelun'g'M SJHefeÖhliessung 
un'a'iui-'^euVtur^tiä^ay'Periönen^^aes- wiedef.'äh mm nehmen. 
Die Noth- und facultAtive 1 CiVileTie VerbieteVsicKl Weil in bei- 
M y ÜAi M WesehÜiclre' 'deBi'dtitspünkt, ' flass Ale ÄheictllUung 
äWf «flP'MM : d& ^Üe^rnhe, nichfloir^l^ortfele; im Ge- 
g^MüklU' Mi» 1 titirtb^e '^li^Iiedsuii^ ' tiSb^ti ' <I^ ' r^it: ' ^IchtUchen 

Vorwurfe der In- 
dass ' wraÄBsjcht- 
Kch 
b1 




Vorgtibedgt worden! : "" 



<> <« ■ -. < ■ i. «.i • ';;;: < .«, »i. \ < )»\. , . , \ /*. 



&i riehUrkungen zum preüt). "'mheH*fcm*W*9P'N8l4' i m& 

er^M'',''(l^'t}^l^ L, <ttr' / Etr(i^ li TWtt ll hi tietefc,"ii«fl3*ft8 sie 
na m entlieh Bei 1, d«T S&ÖUkriülg 11 a^ ;l 6s«l^^ , ¥w l fiäiW''öä-^«0*i'- 




berüM aiif eitler' 'htatüWÖgeh ^ÖfttteWiUfe^ d^^tlMltoi «BP ktohtf 
Helfen 'Öebicte^ , Uer andere M z*ar%irtehtö)^^^ v iia1l^lü*ft 
auch die Besorgnis», da» die Ciyilehe den Uebergülg^ rtP^Sfttlfaf' 
wenig : erw«u3chten Zustande biMeä werde,' ^^«'flfte^clAttftBe^Denn 
die iriit der "ÜrchÜt^ieti Trittiting t«rbühd«ttet geis^e^'QOa» 11 !«^ 
ten docli in der That nur' dann wahrhaft' %irkBam>'f^,' f <w«ft}*Sfoi 
aus dem 'Bedürfnisse 'des 1 Hmens hi8ra*gWttcnt 'ttn(l ^mfW&Swt 
dann aber werde aus den Landern, wd '(ke'CTvrWW r^it^t^iteta*; 1 
bezeugt, däsä dieselbe eine BntrfemdhW kege* 1, W^XiNäHl >%iM 
fördere. Auch' eteebe die Erfabtulig , ^ WB^^ftor A Wfltobfe' 
die lir'chlirhe Tra^ann^ ( deta ÖMlacfi hiebt' 'folg^to&tt^ «fd(»>v»t 
bältnissinassig seht getinge'WnV Wtt atbef dte EhUVettdtt^'^ep« 
die Kirche als die ÜrSacbe de* Weftleitoen^ s WhaiichWl>'TlÄ# 
aiizusehen sei, werde die Wirkung nhbedta*^*touelAfdaW'"i%ito^ 
tön', W'eBn'dte Betbelligten,* *fe bel'der'tfal^ti^kJMiawV&ta 
Wahl 'hatten zwischen der 1 büf j^Hcheo niid 1 Kftbfl^n Slrt*«**W^ 
sung. ' Bie Aufgäbe 'der' Krrthe N werte 1 ' «s -tseloy H^rbeiWtfa^b' *uf 
diese Wei^e W als enifremdet 'sibh '4arMendta»M^]ie4ft?#igl» 
BeVusBtseW der-Angeharigkeit Wr Rirette h& UuitfWekeäj'ler Ötfcrt 
ater Äffe SM 1 ätirbti «erartige Wihf nih^Wg^'hi^W J«*rflUd *ite«^ 
atrf j^eW<Mi<ää foejenigfen FJbHAttingWl''herte»Wöeft'; 1 ' Wel«be 
lliin ^'r :l Wa!iyriehrntrng Seiner Äecbte' Und 'SfeÄi*U<? 4#fefe"£«rfttJfrr 
ttü üith^ndi^'^KicÜeiiien 1 .'" ■ ^■■■" , "> -"U.iln^. { )t f. ibon ttivlfri' 
1 BteVbel 'köüimen di« : MotiVe : rio^im«» 1 Wf l (fa*' , ?«Ä)«t*nS(lw 
katholische^ Bischöfe ^getadber "' dir ' l Äal^Be1^eW^il«Äcll?i'iii« 
aömsiöaaaiuMiren sticheö .'dköadasseTfee W : BhiiuUttriigiton»** 
Itöatortkheh XHrtlebe '*acll"fcas pWlPlisbbett »'CfrftftÄlr v ge*!Hefte«fc 
foMkM: 'Wj'sich'gettMefl, dft3ö'«atoW/'önW''Ö^«oi8ft^ügte| 
di4t/ J '9r *37i ! 'deS' Bftafg«setzb«eüefr, wtfnifeh^ne f Wt*"VWläeBtingf'ÖÄ 
Civilactes vorgenommene kirchliche Trauung mit : Stftf«bB#h<M&>tIf| 

I.vj 'ilfiKacfc-den: «ttgartilltett BdKfaage^'iat<tk8Hr<«d.><tK)^rtik(r4toil868— 

*H0lfU 







twfi^rdi^^^iiwol^flte^ 



eBJgeg^rat^^eaUpreciiffl, jn „ihnen spftllejflden, „^J^f^ 
Wrftp^pqgw ^tan« iJtbetalw, SchepidMfflp affj^^gje^ngen^ ^jf^, 

gefrechm. luilum. ■■ , ,.-:. ..'■,.'. ,. i - .;,_.. ,,,„',, , (|fI ,,;[. |lri|1|1 
■ r: i'Deflopcl). tritt uns sowohl, aus den Motiyepy ^ls.auch, au? de.u. 
ErkÜiuijigon ■ d«s Cultusrainiateps. .Falk und dea Minister- J^räsUletit};p i 
FtSrsteo, ;Bisniarck, in der Generaldebatte dev Abgeordnetenhauses, 
uoaJ»w»iüliw;i ,dtö iWahraehmaj^; eiitgegea, :! das^ dör : -Kegienjng, der 
EntaebJtnss, daai I^tmÄ mit ,4er, Civjlelie.zn bestocken,. , anBaerprfent- 
liflhi.schiewvgew^rdsa ist. . Die, .Sehe» vqi einer dadurch ^her&eiqu-, 
führenden-, S.eiä4igt(ng. i (/er Interessen . der-, «;«tfjf fiKpcftpH , Landeskirche 
gqfwi&tt <Zer. katholischen Kirche, -mehr noch die Befürchtung, <?cu#. 
4*»<Gm^m,mdfKi kirchlich g^mntfn^^eH < 

Mtii^imßeßetf,}9^ßt'in'dßnä«r jfwiefflip.faf. 
«*tef^r«*Kf.,,Aucfe:»clKir)t,die Vaityfq, bei.|ler..K 
sm Qrtn^a.jW3d*^^^,^etp^eB v zW:'l»^fN..ifi 
^bwen^fF«JB/8wA,,,apÄ!»t, : ge?|Bigt ^ ^Aber .. 

tofiftid!M.8Ui*«',:iwfinB ;; swn;iiipfct s^BclweU i 
■riletewintübjri, ,vB«d^wH^> e ^^Wtfcte.M? 
civilehe noch die facullative Civilehe sind iai i 
n6g/iW»;.Äwr-(Wie|iBrl(f«, r ?pi Ketten, r/Djes tytf 
iifc-d^n ^öaemJdtfeatto. aip.*7.,Decwnbef 1873.-,. 
a^i^iAiaphw; Berichtes .des . A^gfflffldnetenh^s«; 
g«8t*«d»,-weün.*i; ontof Hinweis aufi,difl ran »f 
$e#JsHtW.!Ö*^cMn,,ffe]T^j^ .gffMft,.mt, jpc] 
Zflhl»fffffi-,Srwiniigwii.|;die.,-a»aeT Äpsi^ l fl*ch l ,- 
fAKUMMHfd«-tH|tMim «iinrai'i vMUvciJ ti'unnum»** e.bßlivtt 
>Nun ist diese Einsegnung der Ehe, wie ich-' gesagt , ohne 
' '-'jed^libgei^hVWh-bing^'dekjeidgei'idn^bi'iroiriiAiMni sol- 
■ " ■ |,;, cben' l Q«Wfflfchen-trB<ien teSBön will- ftanr4taertfergerllBh !£#■ 
^l^sc^^sene 1 Uhe Voii' Jhni Üöntf irrUdicfl^^%finF^ tfs* 
von dem sagen r- und das jsi Ja doch das ^sw.de^^fac^ 



,... K .. ejCi^n.j^Qfi W^tAi^'-l^'^.UnUi^MiHtoriU^äh, weil 

„ ,,'..., befindet ^mH, j*, .kau^n Ziwfowto . ÖHoWetolito«) wt -ftiaärtw* 
;,, . 1 M^,% > IU4«r 1 8W.]E»n#i, ( ^qiHto».i-«(rf*I.Ttaft Ivttki 

oll , .göltig sipd, ap sojlt* maji.döüli, gbwb«», in* tki (betBefiendeu 

, ;i n ^sra#j^A, /di§..sich dwcb ß*ial*« CWutU^a'ialto yi d— w 
,.,. ..„sojWi, es whe.liegfiR möchte., .sieb «aStkHttiek*B< von '<ihaer 

. „ J»iniiuffihj;t : in die -aileririihntan . undi.arolbaeitaiii^Ve 

,. , »»an aollte .diea nm bo n*rftr jaeinfin, iw«Ott'dIeSt«at«tegBrtt!f 

,i. beiBöJit ist, ..in klarer nad daaüicbar W<iae : diwan <1— ü bt» 

... ptiukt iden, .betreffenden J?erBöalifibkeü.&n iriieüwi.Fwiutarlai»' 

... eiiiandijr -zu. setaen, und dotk. ißt m webt Mo > iBiat firfahnttg 

,._ ; . .lebr& dass esiiinigeketarUst, wd .ieb!;b^6«fosdaa^*iefc*/:4i«i 

ich gehöre doi;<^aiM Jticbt,,Kn,-den P*rtOM«',:.^iö i 'ditnJCiwftt 

.( ..,.,( der.. katWlfBftb^n.' Kircibfl und dcfl.kntboUBob« iKaeratalunteT- 

., e^bäteen , '.sopderij ich^bip adr n ^l,b«wMNl k r.8«;koden#gs»» 

, : . .i./un, Sfib werft «i würden ,wid yrat dieawt S»tee-!Wevo]BÄ6. i* 

.,",, ,i 4« Sa*;he ; :aiL d^,»«tb$geodefi, l B«Ufrial: - JNtiiÜRW afe*iito. 

lVt , ,.-, .jMllw^M^rWfry* tjjt- «fw« i w. p rtw ^ i Juan jäfeartfftrfr awftiiii 

..,,,.„ 4w vB(Wi«is?MrfW W/t* .*» *ff' ?f(Wff».iW»vejilc«fijK!j>fcn*l 

if ..fpwtf;«,,,.;, j v .,„ ,,-„.,.- [.,-....>! ■ rj -irtif.»; ii.ijiE4.i-ni tih 'IM u*>' 

(in4 : wei|tet: ,.,,,,; If , ,..,*. ..,-,,. j .,., Ut-.eN um;! r^in-iii^nuisra^i 

,. . .»"Weaty 8fllphe:Ycihälfnue86.-voj^fU)doni!w«r8ti,-9* iafe-J»!^ 

greiflich, dass auch heute das Wort.. tkafl.ilHenisiöina! »öttaiw 

, !■■ an4entacbiQdeiw.S^t±e.-ßniI«t tl .das8iW.i*»i»iri8»:.'iH <W Lage 

,,„ befinden, .zwar . fchataächljph ..eineiii.iNetaatftnd' iannerkMnB; 

i.. j ;d«s aiw dif^nigefi, 4je ep\ trifft^ \va» ■diesem Motkitä'itäp'Melit 

.'„-.-, üh-ftidrwi^m. »W [jm* d«s# .,ifar,.iäui£;.Avm l iwaiflr««^«)** 

dwnA eilt Örjran der Mirjerttefo* CresefccAa/^italwrpfrjtatf 
.■ OrjKmi.d«,Äteate-« i :i <:-." . -t- ■ '«M.iucfisao* *»U 

Die Säcbflld dieser , Zwangslage .trifft ntw irwlith ä*chrf;Aüff»- 
snag -des Äerrn JT&lk. nicht die Begiarimg aÜ'UriMbeda^«: fi«*- 1 
setze, wndem,:dio Bischöfe und (leiattiöban, tottcfo-ttiekA 




«toijp««»]^ ist 

j»r AHi^iriraigw <**.< <^^Wtef«döai '^im£ d$ fWÄtest« 

räiter)iwwi«Mer boteleui Nfedertag^ ttt retfife , li^t d^ rigöhtliche 

ßteh * orpnnH ^e*r jggntfm Ifegiei^figin^th^, MM* ttcftfHgief ist Biiwerk. 

< Mi .®a;wfkl»tt «eh 4»a^ MöillöWöiW, ** iiffi g. ^tihd^ 'der ur- 

ap*&oglWB?i' Vorlage OTtn AnsdrocK ge^ommeiiri VeAach ;dir Be- 

«fentogt* ' <*** • :^isili%Kfl)kJtett ätr IktäMng van <leist!Hdien zu 

SteJideebeui>t4n< «u stehet b, 'Wfofl' sWböivÄötrildHch-Vö* WÄh-ka* 

tJterfi8dn*i-¥ei»©.Bede seitt' kontote, tthd Ufer ttiivetkeriilbarid^ttir, wo- 

n^iij^g^cteldidsre Besrtittinuflg* ytm ÖttHutoittteter in tieideii Häusern 

4«iIrt*idtage»TertreteÄ, andWer&dts die Entschiedenheit; mit welcher 

^eK^öörveidigteit der Civilebe unter däto v vtfddeAölt4n Hinweis 

%ufnd»K'*Behitena* de* katbolidÖran 'Geistliöhkeiti üiiht Wob vom 

Vm^TsAs^er^s0käm\ auch W* dem MiaiH^^Pr^idbntöü Ersten 

Btotiftrokbitr eigen* Peftoa Mir' Getäütig gebrüht würde: ' 

- idJntDass >älgemke&i ^h «der Xaige", die : ^ch' 1 die ' Regi^fung 'durch 

d^)^^e«t!^ s$rwtf ^gescbkflten J ?6 ^ehjeriig^ti TThöileu; derMonar- 

<^^&miw6lohe'\da* »t** Qes&U befftiüitot'M; äbge^h^ri vori^einem 

gltf i^ tffa^tbffle :ft^ ^chf'däÄ niifadeste 

V^rltogeit Titch eisern Solchen wieset**, iin v GH&gi ' * 

&%«AJ8%n$ dagegmütoemehty. d»» wgar,«e v Wtil 

ten auf die grössten Schwierigkeiten stosaen wird, darübef'hat in 

Regierungskrisen kein Zweifel sein können, aber schwerer 1 "aW'dreäy 

BeAeok«ai wog fto die ^gterung -^ dtfrch die Wf^aetze ge- 

ddiAlfen* peinliebe Situa^oa, •'< ^ f • ;»•'•■■■■ "^ ^J^ 

,*«.! to AikgeaJdÄ<^nhÄU^ wurd^ der Birtwirrf» ^e Mch f vfeh Wbst 

YflMWBfcj aatider^MöiAi liberalen Utid : firttsc&fiittilhen f JSeilä^ als 

fo Erfüllte*** *>Um Po$Mat$ der Revolution '*--> \täß> Jubel 

bögrtfest; «in Tbeil A der Ubertien - zeigte sicfe so^* ^gifoglfeh für 

de» OgAanltemdä Äolaseaag von G^iBÜichen znm kMü driefrSt&ndes- 

btMHbUo, -Nur <^^ auf 

Die sogenannten conservaüven Partfcieiv betriichttri^^ be- 
k*ÄÜÜ?ch ate ihh* erste tofgtitoi äfft 7 der Ittg&ftWg # dem 
SappB «bgei dte^itfcbli*^«^ 
lieber ^nen^, dwch Ötek öfid Üfiim ztogefcefcy di'wtttee^to iiü& 



*Tv"£ 



. ■« 



St*ftfafltiw^fiiiibw -Viofc' i htbeö ^rgriifeo iltasen^tis dm /CifflgWfdfc» 
wledesi dte a#e»Ägrt©itajjfr tafadhtal >flfe gAeiiod*tor<>i&s Pride* 
dtfcftistiUheiibfiittr Biutahtaiä^^ oft! rtfer 

Bötwh&digmiiäafnfcge HteGMstKdniniiiAeamg^lif idft jrf.trtnjcfattdff 

schlesmei Brfhifo'|fiWci^ 

sfetofttfligtoli tidt<je*^k gfelbstvö^tftMlBtb jiiät an ?dtor «Jfecial- 
<frfedtt*s *ta 'ffa'deiivffaM d* Annahme dfe* ¥otlbg8f Äfcdükaüpt *twi 
S^cidlbefl*übifaxmfeen tauglichst annehmbar gtttalten luhtitm^vi- 

o< Bei <Mr GrfncrittiMtattb im Abgeordnetenhaus» am r lY. ©eoenh- 
ber 1878 iTärtmt von* dito gegen di*¥örta^tiiöge8tii rieben A' Bed- 
nern'ctei Äbgöbrdnetö Srmel ddk S&ndptmktydaastiDtttrf >deftl'*bir»l* 
tendea ' ümstÄWdteö die* ßJnföbnarg def. faiculteitimt «IWWwf^sich 
rechtfertigen lasse, nirirf^aöer die' derobligtfarftcheh, itia^fwekÄ«*/ 
tfitdieBrfahvü*? jetkt witdemm lehren da$\ Yetlwgen>4m*m 
Atem waeteej wie He Fhäh <fe* rwohUionareri Sto k i mfy i flfafyfe. - : 

ief> firveMeWautodei 1 fe^ das* 

Jeder nach seiner Wahl, er -mag eiaer Esntbe! akigeUrth rodenlfich^ 
fftti öitte bflffrertlebb Fbiro t deknEbatehlieatang skhn atfeetojAftflfkaiin, 
dfltaß abtoi Alien; i die tten'aiiferfcannteaüEirQb^ii: a»gebi*^«Y isdbeM«^ 
mM*i M^b^iairdie OdgUi(Adn *ur Bhf0eHfesshn£v sfeteifei? ^enA^ 
^fehlen ftuctotott^^ 
sfthlfesfow'kftiiMifj" 
liöW^Bbescblte8b«^,dar(Aatwi»ittni ":n!"'"v*i^o •»••?. üvttoA w r 

afdHrffeigi4alt'w<dor Thateacfoe* diss kii* fetaftatäretOivilbheui 
Bhglandy $wd*r**vft» y *iiflgen Starten! tder&slitafk ^ahduDevtMH- 
hfedk giftMftj sdilfefeeni zo Ädtea/ da« dieselbe »n*hf Hitt genha»- 
sehta » ßhftrtfctfr eritspfeebt^ als • 4tt ^btigttortochrin die (vomtofidheü 
tfifsprüfl^^nird e^atff tothofisebeti Boden «tftstdidem Ctewtobb 
sdr^^ JwehricM^^ es^borrdoteir ttritöiscfcetf 

PA^itw'^iittjHPfeehe; dwh hmm^*'9m^?tel&Mi *omi Theftrife 
ans seine Geltung erbalten habe, die in dem tortholfeaben BiuirvHfety 

nf Lfi#Mw;bjp^f:jsagte v, nauf, der weu.&iterletSftch* ^fiwt: 
»teict ftoit .^öiö^ Bedtögrrtgen der >Sfca>teg^aetggehta^ / ahft»ttsf 
»S# kfaükfü tefeghw&tf, Itfdetti mah 'fler J^(A^D^^&^\WfeMfalten. 
m&M auf -dai" jSti&äihcinC' bc^lftV tfto ir Wi»i; iifl mt^ JÖÖ rf ÄllÖS4 

- W1 » 1) JKicliiiprd«m *o/^of wc^it.pr«»]ureicii f .^dero ^^^^^^^uh 



» 
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>4teR^der Xiafche &few*&aHlir «A^Defiaitabirattyf 

»«ftiltt» g^attbfbiaufrictfi^ddiidganiiigBmfir StiBdiradkli»?.M*> dfcb 
>fri)t»*iarttocta^ *fei^eriiÄ^fiITJ»tjiUeM)gait£ a^^oag&fibkAitL 
»ist, was denn nun für die kirchliche Einsegnra^to^ ifibiag dHtfttMkA 
»^hdfenairiaohnpWfes^th^ vol- 

>*wrdetf istnmifeaWr ^dmrgti^fl^ &nm*Uh< 

-fj;io^fe Twfas nferrf^eibaMäaBrdeUIdiietfoMopefeifg MfgätorfftOtag 
8tra»(^teichBehe)tffih^cMteffliiiigniaA O^dlsitzeeäaif/lkdiko^lMtf^ 
gesagt JtAttrfwa« ceJtottQr TöAsnl^dm lofaiigöndenH^ri^ 
MiKHgfl&gtlhaty «^*toi>gbiri^(Iiäs«ieäit)ÄdAMffffli4f) abfi efefgegen 
di*dBin«todfigfae^(iliir ihWTflVertehipfeg^iöbtetfdrt, tai*ik*nlHra jh*H 
aM^/^de^tdathiibrata^tfiifHde^Hfdai BÄflbfiiSi ^rg«*0Wt $dniWBn 
dä^i^EbAdbli^sÄögftdHDcbl dieb g£gwri«iÄ$ei*^ 
Nt*ärfe»di£taiit f deii jHwiaWrfigT<dureife^ 

Twr*eat^0t?vptöh^ewDftgenv^iV, sif«mn\>mHraäi v ^i^>ßiuflö>^\ inAeiwSfc 
der 3spitaiQte»«iitä BVOTB^^efcg^hrbw^deli sdll r iß #ata}aflcta*a£ 
atebin ,i}eridbIig^ri&h^[Fo^ der 

oM«H;e«h» c8cl^^ ,hhW ren?^ iluvn ~<\U<>1 

gegesodw V«fid^eytprada^ rr Mlkaömeri TFJwitrßfen&ibEit'jihfccli^^ grikh 
tawfyid»s JJdierl Arc^ndi^M4ig«äfelz«(iin tdeb i kaÜßlieiJ) eiiijK&&W lvwf m 
hwglsAhi»ierf«i^ 
ftedg»4Aitkath«lft^ 

leise Aetion der Gesetzgebung zuutotataifc(tä0fi,^iii2^^ 
rigeaif die/ iflro^; Jlw^riiäie^Elie^eiöißsiurt? adfemijjettf irtagteft&nden 
G«tette»ffirf)dBS Sfidflofi^ashalsri^NH^che^AtiBa f «^a Wert »•e^n r Ji i i (; y <h)1 
"teflawterqr ffilrk«tfg^arHB3<ift <kui> Y««törag*\d«ftfii^^ 
<Ufclöaato<a0»ifein0§^ 

Btofl»nft ^ttihl&i ^verab^ *ft*ft?aorftitf todSmvtatt gi|ftttflMU 
Befe?i itttatf netofaeiodass Bes^ebeniif^arT Civileh^^Rii^wg nW**v$te. 
»taffiMiymoeii^iW^ dM)Si«r^l^oQ^pp$^H 

gtuftiniflinS flftift)4kfiBÜtl) m'vh n* *>cb f *;di:*f irtflßcho giurjhö <mf'*- -/ri; 

1) Wir TerweLsen dieserhalb auf den stenographischen Beitrat 1 tfä^ti^ 
HtfÄÖs^o 5^£s*ih#7&e^^ in 

Kampfe entschlossen habe, in Gemeinschaft mit meinen Collegen bei Sr. Maje- 
stät den Antrag auf Vollziehung dieser Vorlage zu stellen und miclTehtflclilos^ 
seti>miW/ H miFflm% «a^^nifee-hte^tcfi me%^4iÄ^I%mfetii ttu trei- 
ben, ich habe T<&tä d j& l HmM? ^^etn' { U^^Mt^ m^mik^nh^ 



[tMat*E'»«i fmimttkuiom r.u* «Wert»; 

Srfaäw|f9ifelc^^UÄng»fc4*f»*#»4S*!; 
r*;hl'i««lr«*iMfv MUritJaM' < a ft t ' iii m: 

jo»JHWM*fl' J»ltMi-"»»fa» X«'!l"* l ' 1 g'*'.' 

■ •,*"j»il*'W)«llJi«i'"'Ar*ilH*B»» <WW»o.*-' 
ErftträngWi l»i**SB!«i«HlW««*iS«<(gWtSit 

iife<iia»c»»* (Mfatuw'wa mta amlmti 
ton Bto«» l»f amia«Wii'«t «ewikw 

!e ihr bis dahin ivgcttan&aV'kfolt'tSlMlit 
BiriWtoi tWlwfr»tolwÜ> g tiWm ar, 
k'4Jr WWfi> riSktiiids-giM U9fj nov rjftncj 

«fco; >e»t»(ri*«i*t »a>fi4»»wIo«*ii*r» 

Urafe /Vir ri^-W^-ajertto^«**^*' 

ilri.j..l) , ji;:>I.i>>£i1-£gi]tn9i39H tsflt 
^'•IlMnMMiCHÜWlMtnsliTO 011.1. 
M«*vali»»b'«!re«i(I8ii*«..*äi«g«»i»«»tai 
.!«<*fc!oii.«tMlWjii* M«MtarW3ucllb- 
! tW.0ewfcMii-,J<lM»ih|||9ftil)Mrillift der 
««Ml»*.li«g«»*» *«rMjfMt^*i«thrirf- 
tf ifobr-i«g<rfr*EulS*hiMS4lir74 MWWihren. 
J *4Ä tt^iMMtf'lMMii -ü'AiWU da 
3t.re.nch8rJ Wßfrarli MsM«i*Jl*iftlSAl^>»tt&«iM*- 

itummw' ms«* Mfci<«»»im>»»igi«wi 

ng der BiiehMe g.genBW^WefeftS SM«»« 
.Iito%liBhM,i0iit«itetMntfe*«h«4gd-* 4 »/!'a.d u 

*».»egt,s !»♦,«. «MiidBr.MijtOnnMrrrilBT 
.^„.^•(»W^/rSlte*« <r!fiH*™i*-. 
rift,, indem er de* Conflicten »nureiahni 9Wi->*P. 



■wm\$M Wew&lh Jf$«itttf. n^ 

gSMRiie^AlafifibfhdM «ffi$tap?foa»nf(fjitft ipwfr^kfeivo*.!Aiö^ 
^ejfeaSE^TjflnMsflirdft 4^bei»&Mrtt$n(3«^/räen9dQlr 

WfWJB**» •Maufetefetig«» Imbe^«»» dtadr vk(«daiJAtot «tf l»M» 
inÄ-vlBt 4ta)§eMföhfti,tftt:ä«iA Ve^urty^noStelgetohr«» m. epfe» 

8flJh8Äg»B,,18jate^W»rts>'vs>»-?.- llUVr,h ?.'s4 -<.lV* >'i*f< ,*f >sVi-vl < .*» '^r.<-l «v,. 

,-mi$WWW& d*M«nMW^heA# wriohftt ü^de^TiSMP ttrtht *lei Mäh«» 
zumal von den Ergebnissen difeWf 4«lpdafctfisitafr> Bmäfeuagejl» 
wgltieotHei ftodtwtffr- fodfaei nArtosstwm st Mi 'gftstento taibdlich 
ejfAWRfl«3l>«98eM^«n^ 4*r9Ösre^Tfttt^T*^^ M:!««di4W* 
B^BWfwe^ ^Nfe^pWfetpnyM ucAwf «frejiiJjNMikfc ij*we> : wifr.«+ 
d$Ml& «Mb iwn^^v^^lpMiaaensiwiiwIteh , wf äUh ftwto ) l « c dra 
G^sOvM^i^f^i^eaJMMte^^ vvr\ «>VP. ^\?.-> v.r.:, -«Vw«-,..* v..v. - 

-f>3d4Pw&^l4e*»$ltog^ *-«') >Vv> 

»Der Regierung«- Präsident , (LsnddrftBt)»^ beftgk< Jflfehte 

dem ordentW^^itfiww^ T+§nf2. — 

unh>>roe*^fc. T £e§ttmnfta9i0r^^ z« 

kjitoii gtW » d<wto»m te|> «ftnfattftiAtai. n«JWWI*b«nf)8in4 al9di»m<<en»*ciw 

;„.i, utylQbfla Nebenlinien, pjrdjdie ^jatMigieit d?a wdBiitli^en 

■^<v./.Sto(i«beattte»«klit .feeentert.*,' .i(-, f.^- '.. r..;< .fr.- ',ivi .i : • -a 
rf^-i^DSyiMolive-ba^B fezm ^M4ät«nimf«liWr BfoewaMfopTebw* 
leHunf ^eY f 'be^e«aW^e1Wfnm : ^ 7 dfen • te wjrt • It^hfeins täWa 

mir hflinerWl^-iMaawieget' «wdeiiiHrf 4«te Land» wegdn -Mängel* 
«r»#fieMar><»gttie^fta4^ *a*%<wwde «*er 

atif'aie 'Scbroffneii de» ''Üebergariges * stöben und jorneftmjicb. . die 



*¥& 'VfakethMseti &m\pwtt*täbiM*g*iet**l>.m 



T« 



-aSr irteirädtotaftitfebn taltaig i#riMtto f i^ai^9«Miimhul^rt^ 

$e&<M^rifeu*4^ 

deutliche Standesbeamte vorhanden sei. Im BegieningliiftiElrtttii- 
iNit^Wtf be- 

-«***& tafiW*§M*«te^^^ leb bau 

( Hih^4feitt^SÄ.H«V^blötlWni^^^u'i ^iolohi^ ns ^riudJm^U iiuJidwx ist. 

*igtfd»i§jf*vi$l^i^^ dwh 

■**bfc wfeorhiii» dar Öerifaineta^ , auch 

-trtfainjL 6wgöftricbenI^e»di^I)d^bl** §r>&iu«ifcdfep^gk«mg er- 

«'t>6l^eiJ^II^tei^dnT|^drteteriJaeh^ßeio^ Aflbfiihjttgnfraia der 
<fl*iientofa^rö eia *emn*^ tfftt ddi*«^^ §. 1. 

eingebrachtes Zusat^AraeiiifoedtfBeBoIoliiUttte ist gald-jeioV 
i; >iiT nn »GhMfofo amd<<$€ttBiotadiett$t4eii^ zu 

-*uü; 'n^iiSi^beaiidfttitftoetoUienqiriA uisL m>v sdaiw ,neg£ifiatno7 
In den der Regierung befreundeten liberalen vaixammagßt^Sß 

flinker ' Re^raafestDTlttfegi tj>o^eij>tT)tfip#fa off fcttanfapis »ditatta* 
-in«Hri^i^A«^grt(mbg^hiÄditer IWteiltajiifeA^tau^iWavb. 
t& r §iwlett^ieti<K*h «Man; -jtitf BMftMtaftBi gtMriaaWiftfccbe 
4k jMteiiftaiif tgeossefr (tariofafr le^.q^^^i^ioae^Mröi^ptHr -an- 
deren; ^eoW^sente* <#* 4rin* Abäfrtfctf, nde^AattagbvMiiLuftfuH 
ufuagtf<'zad§?iJL dafa Begi#laing^oiia^eAnadk)iAdipaiaii2.i*U «setzen: 
'-JJüte ^luibtaatotü^M^SaDb tiek>i«auibg^lidhao S BittitfB»es ist 
das Amt eines Standesbeamten nur Gemeinde- odatbdfezirks- 
--iv^ii'lleamteftäflfc frl # r toagttl t<*i vib ibil/tußu itaittaa .g ie<rel 
itt»a^dtfiiia»]9w v^d^titt^ittaifenidK^^ 
Beschränkung der Unterantrag erogfltoaÄMttrebiew n*B8oIrio%&j$ ono'i 
^i;iu tn-pqQK^hdi^ Aaa äMSa^lttaum 1. 

tfWo fJabuaci'Ü877»N4bötta^in -««flai^T nbiiuws i&b iöd nodre nun 
-e*I iJdaifirgabmsa^k «waftq^jMcaffi]^ 
4ustfa»iAu»Utonti9lM^^ «rtiäw 

ygairi IÖOtlfflifoTirtn^fleaä Bfatartwt** 

ptortety vgmreriety >dag*gamidrii! 4ä** apilßqn^UMn^i&igtugkiaifc 



-WflM>^ttf^flui9ip>H. ml Jos iKibiißiiioY eämüsJa9bfiU8 oriwfjaofc 
-*#d 8<jJfttfefJ>etoJ^x^ 

und der Fortsctej&lq^ SfeWfefr- 

jb^ataton««;u«fhl«B«»iM b^tei^it, drt»\^td»c^iii ^ Anträge /gleiches 
^Wöfc^itn itf¥^ dQUiSrgnftj^ms 

der zweiten, Berathnng zu erzielen, führten [inOrudamii^afliijdieT.il^i 
^ferwlberilgefaaeteiBwdhlAs >wQAuaml §^M3i ^eröehw^ ^dagegen 
itoife eibtr/gernngafeiM^ 

dum , e^irfipneß^^ftiii^ <&rfcoda* Afftt 

-is ^iöit^fitandfeateaamteit wfchl ;*ädert*>/aUL .GtaMujfta An&iÄ^ 
MMjmj^Etehe^t«^ MfciV<«^h}agpide8MKrei£^ni^ 

v)b niscknfpeMiAdrfi wo.Hanjtertcher rrikktaboa^h*/inacibA)Dhörcwg 

Vorschlag der at&HatohealBehöcdö»^ i .— \ ;.*,i\ .. ui ami^iür, 
u.\ ^iiiDIejjy^difitetioieüjöBtspceebeft iwctoigstsiis jrioftpiaff» «im Theil 
Vorschlägen, welche von dem Ahgöw^tte^Wiaditaicöt^ttöpiWn) an»- 

igagtogOBiiWatfellij iijiuvMin n<>nj.'MJ' ii *'i ^m/. *-,}'>Jl v.i» Uli.» ;i? 

? in Umi mim Mi^v ikttiomita^ iwekhei wiacheniiftotoitftniBn: nftd 
äfettnlikoi eme^iifT^üi^e.Dis^Ätt^ifi der Bonn: j4öd iB^hlieisuö^ 
beHsWl^mögliöhöfciMnaehädlM* tw;toaöheövJ^U^d«/Abgeord^ 
vi »MfiHinetofD«^ n^^aWtatfw«!] Mitglied** dfiftöentmiid du ,i§. ifl4. 
4or ÄagiemÄg9Torlagi9Jirtep^i2&idBÄ itns' 4er ea»teni;fi4ratlwüg &s 
)Bmste)httv<9(g«gaiigeaite Attwirfaiieni vVejrbessernÄganAffltetfgi» v i 
ni'ixj-* >Der±hörgörii(^ii'A^j>idaff -nicht iri dato Xirphe\oderhi 
v, s¥effh»dtiig jöA: irgrodii »elchdr kirchlichen vHanAkng statt* 

Jener §. enthält n&mlich die Beetnnnwtagy 4asar*ine bürger- 
liehe^iigeifi^U^'Jtt >idfer i dwth <$Nesi<flBstto wasgetAtlebenen 
Form geschlossen werden ]köjmej„i '•>nui.w>i\l r>u ^mAn^nv^uL 
i mxKDkAbgMt^efl'«.M^ 

nun schon bei der zweiten Benrihaog ittaileakftzeft 4femi;Mfcitn oben 
anfittufciten jiGedaalto ;das& .Btiu^ittfeidw Be- 

JttiMng vawfleiittieAen.toiCtt^^ 
titteitoKiiä ia^La^ (^in^A^ 
«fr gfttfcm As* "afajfteich mifr degi bäuerlichen j^isch ü e iiwin ff / wstak? 



464 Bemerkungen zum preu** Givilekc$eset*v. 9x Jfiflt* 1874* 

mui zu JttaMttv'>Ma*iräirifr«r^ »<**i <i» protestwh 

iischen ö^eiwl^n^di^fitewtliobeft beauftragen und ** liegt hior för 
die Pjrotaaitanteii-nnr ein* zweite Auflage des Gtedaotane des ScboK 
aoftichtsrgeeetee* wr. .Mai|i,fiM-i8».;ra\-- dase man die den ftfet- 
ikhen bis jeUt kraft ihrer, ^kirchlichen K^aöobaftniurtetondfinB^ 
fugnisse nimmt, ihnen dieselben. aberuatafftaiide&beaHitefr wiedergabt.« 
. , D^ der Eitftmf r gleich^ 

gierig raefeiiietf]^ Ver- 

febr*ns offen , Ima . und die Ausführung des SchnlaufeiebtsgeeeUe* den 
Beweis liefert, dass man sichiror Begieruag $wt solchem Tkat ver- 
sehen kfene, 40 W allerdings» die. von Herrn v. Mallin^krodt ge- 
stellt? Frage*. .. *• .. ■ v ... - .. •» -f.-; ■ • ■«- ■ 

*Ist es dann ae&h wahr* d*sa< dieses Öeeeta **r Amt obli- 
gatorische Civileho bringt?- oder stallt sich nicht vielmehr die 
Sachen dahin, dais das Qesetz allerdings üßn faÜ*oli$cken Lan- 
deeangehfrigfln gegenüber die obligatorisch*/ Civileho setzt, 
< den mxwgdwhen laintesbheilon gegenüber es. iahe* bei der bis- 
her üblichen Ehe ruhig •sein* Bewenden behalbe« l&stt, so weit 
es sich jrfcht etwa um grosse Städte handelt?** 
vollkommen; berechtigt .;..«• u . ,. { ,, %.,.■..: 

Dass der biergegsev wm Cuitawini^ter ^tond gemachte Hin- 
weis auf §.237. des Stra%eseteibuehet, . wonach ein geistlicher, der 
zu den religiösen Feierlichkeiten einer Eheschließung schreitet, be- 
vor ihm maehgeiwieaen wird* dass eine Heiratbsnrirand* xon dem 
FersonenstßftdsbmmUti .aufgenommen sei, einpr Strafe verJäUt,. durch- 
aus anzutreffend war, wieder genannte Abgeordnete *qg *beo die- 
sem g. 887. seihet nach, indem darin die, Strefbarkeft: awWcklich 
von dw Vo*bedwff*ng abhftagig gemacht vhrdv daieapr bürgerlichen 
Gültigtoeit der Ehe die Aufnahme der , Heia*tbsurknn<}* erforderlich 
seit ' eine Vorbedingung, die nach der Etarang . 4*8 > Entwurfes eben 
nicht zutraf * : < - « . r •• < . -n •• • > : > 

Der obige Verbesseruagsantrag, , des .Abgeordneten von Mal- 
linckrodt wurde bei der dritten Lesung aaganon^raen. 

• Nur noch auf swei Punkte wollen wir fcesfkgUob dflr Verhand- 
lungen im. Abgaordnetenbause hinweisen, 

Die Regiernngevorlage -enthielt gar keine Beeöi»?wwg ober die 
Ernennung der Standesbeamten and die Führung der Ston4wrf&gister 
für die Mitglieder des königlichen Hasses. Die im & 52. de&publi- 
cirten Geeetae* darüber lertfaaUme» Vorschrift ?erfe*kt ihre Ent- 
stehung einem, zur dritten Lesung eingebrachten Antrag* ,,4fr Ab " 
geordfleten WacUer i(Oels) und Genossen wd; den dpm vf»nr Benrea- 
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€A 7mwpimsk> s QfoUeh4§496i&\*i - .9*» ' Aftb*f tf&74 £Ö& 



^^nd^rJf^^ated>diestoTQmi*U|pft«( (toöfe^^i^cwbFjll^i^&öt 4*i dtf 

OeAiteenMiclikbit^Jiromiimog^ßeotii^un^ ütte* f#tim4$ttd »Kto* 
rotii tuiti' idi*9&J G<Jddkctefr^gmniechfc' statin *b • fcfl %$l4gfciiÖicll ' tbit 

-«.L ifer ^iSfl/- dtff> Bög^nrfgWoifeg^ ; ■ « -«ilclibt«' ^i«u beultet 4 ^ersten 

Artigem idtf>dtes<Hn a^^^n*ges^^h^^i VorfekiMfto^ fd^*»7 'ölfe 

- T....t,; »Jiiii' Glfeictoes tgilfc-von-; dt^Öefetiwmtfögötfs .~-«*falitfi*'dte 

Schliessung einer Ehe wegen Verschiedenheit des^BWigiouitief- 

-"•{•> ^ntwws^ va*bi^et>^mrtl Veiaho eit^ igtiirttich* Einwirkung 

•w itaf'dit VoHiricAtiiigifolr l^e^iööfdäe»* /i/ •< , »..i.j,^ 

> : j»" Bto van^dwniiAlbgOOi-drtrttA *.*.» ödrtedh ; f ät dteJdyittö ßerath- 

«l»^¥MttoIltor^Ail(H«g> 'Vöt&rtgte'die Stfcötokuttg 4i4**r -BttUnftniuig. 

Bfeiö*ßn*tej #eldhe>Äei*iv^0^teeih z^r lleelitferti^iitig desselben 

»Das Vepy^li'dör Bfw fcwtedu&V; Joden uiul : Öhrislmi f sagte 

er in der Sitzung vom 20. Januar er. ißtnmlto»illeohfc> WfcK 

•jiill H^j'^^viidP^Wldto^iiMi^^fis^ Ti«*le"dbr-eijrisUnheit 

'^' >t^t^- : nm^ *^t^hfe:TOe^n*#^o öA» pafcsttrt bei -Gelogiwihfeifr 

••^ ^tfe^^ftni'itifdei^lKÖeiieteö&^attWiiheibeii, findo } k4b feögüt 4 «n- 

"^ 1 ' »^s^^a&^ ^ffeirtwnr^ -öa» Kvimten 'fcelb$tf 

-"*> Writeritieft,''&lfi'<< V4yifes üiifl - •Gfrümlliöfcea g^gent •^»'•A^flte^n 

■»-^ i% 4^raefa6li^QiUfir l '-«U«M^in & '^o al**«4itttftuty'eirt"*o 'akefeJtoliite^ 
'-••' l,; ; zf&trtfrflHmt ^ne^ t)i*i«tärk. 

sten Motive vorhanden sein müssen und nicht alleüvda», mri~ 
■^teth Mdh ( / AHB^die ^terkrtiMV^JWiW «hiev 'grf&wfttelteni Erör- 
terung und Drftirmuoljrtiijg-mi^UDt^worf^^si^. ^Iu; 'rieft (jhiün** 
l,iw, ''«tei{ (5iögifert4«^MotKYiBri> istr Itet'üdite^Miigb. M$<M nur 
gesagt, da einmal hie*i < die / l\rt«i fr]**' $}to86ftdta**ung< mge- 
"-• i! '&hi8tWeft /f ttfe*d4 f 4 »i**> magse' tt^hiÄttClti-*ed^v ^öp/idem man 
•' l -ttleht^wifl i "daört"ihtia' «in Bhehiriderwtefi «fttgeg^stehtis «dW 

-jiiii - f>as j ^4* ÄWar^ Stehen < dteJin* ttotoe*->W«8e Jogiseh zusamt 

"' l '- tttenMtigtefr/ :idd-jj/id'^(n» ^ii.rK-j :i^;Ji.h ■!»;. •....«( i :m; n 

* - * J Ntui äbe*>« itrt? ttarcfet «Mi wn> den i MibchBta*»^ awisehe» J«? 

Archiv fiir Kirchenrecht. XXXI. 30 
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406 BemerktMgen zum praufa GiviUhegestt* . >t>« B* vifttat id». 

\> ^de^tawlißMisteti die! Itafla; wwiato Vtasterio» «ollÄfc au* 
gaoz, gelegentlich updioAiM aZfe MotraTiingp-deriiwidia^ Bäfchto- 
j > u» «atoy 4br jfctat giftet beseitigt wbrdflta, > daß» r die^ Rindes^ flie von 
i <i ihrem Väterü, »frenfiK s&ßbrafceil^iikd,) hiebt gm^Ta^Bi gfeh raett, 
rsojWerni liegen £eteöaönl wenden { obrigkdtiiotew »SfchotdL^eahA- 
sen. Man nennt das Tatafzw»n#. i vD«ön -M iaÖer)ihißi| Jooiape 
-iivfirtBtifetisoftdahi den'Stiiuta bettetitiiri/der girieituB^ teier Vor- 
mundschaft über das Kind, welche demselben zu seinem EtriHe 

• - •*» auf l die i Tbafo'vdrttlffyi-^ der 
> : sich iwr Bauche bekennt itmd 'deAüochi dieses S«rraTitfeiitiäeiBßm 
••1» Ki*de toMlkfibrifich ewtzielit.« ■.■« 'm-- •<.-:. i\ oh» ibujj i.l» /mü-»- 

Der Antrag v. Qerlach konnte nafcdriiefo . bei >eiaeqaiiHÄ«& von 
^o übwrri^g«nd' liberaler !■ Farbe keraevBerüükaichtiguiig fetfeaL Auch 
Am Herrefth«aQe ist dtetf nteht .: geschehdn und! eo ist<~jefte<'jBtatibfe- 
mflmg» Äer Vertagte *x jetzt 1tn§. 56; Oebetzi gewdrrifcttJ uc Ihl-iiA 

' Etat : BtHcplatis' fca^ itiltefcftg a*f -die gesdrtftlfcheiBbhÄHd- 
hibg- der Safche hi9^rrtiglftoklicber lopdWrtvl alswÄsnAbgeirdttstatt- 
baus, als es dur Vcnrberathungdefc GeseisfentmurfesfiDe tioipmium 
*ei hgwetat Glätte. Diesem Umstand »ist ie» z* >ai*r4*faken jHttsri Ja»- 
*obl tüiBeingi auf 'da* Jnhalt, als au6hi»ißetoag anfidiftlEkteBfag 
de*!<öesefcreb ,. die BeschWtese ttefr Abgeofotaetenhäüaesi wenigstens 
mrri < -graben ■ 4%täl ■ wesentliche Verbesserungen ^rfahcdB/ v >-<no-i j ti-* 

• ^ D% Annahme der' öbHgatoriäehe» 'GitiWhe>iim rjfeinap *ftnfat- 
lag" -**• Hank dem Faivsftcirafr^ aach \ Im 'Htrrinhriiibe r^^wtoö- 
berein keinem a^eiWl." Wie wlrö 1 est soöftt-deahbani Ndaaa bW^äer 
Schlüsöab6tntoi<wg 4ft H«e^ri*im* und. IUI (n^nn «»MtrüAtig^g*- 
aatity) oft** Edtechttldigrag fehlten und nrir 1 1140- «aiid^iAtefel - 
tmtng TheH «abtheo , vom deneü 80 ffir t»idiM>(<gegwi Auhftemkz 
stittidteH. : Schon die Cdnitiistfon hatte steh mit lOMgsgäi fiiStim- 
tnen 'ftirdi^A^ttahrmr ^rtolOii^ *Mfir> die Grimde »in dtai TÖerichte 
Tdm 1 8.» Fetiraftr *r. « ausführlich tiedtorgttegt «ML<-iid-.< ->iK .muu ■ 

• " t-peft Appell i tafohe»' ddr Graf BrÖhl ** «ter iflbneüldflbatte 
aft lj daö Berfenhaws-niH'iden 'Werten richtete*: »* -,-n.n- u.t.i hm! 

- {. «.. t ; ^Dflmu Hthfefibouse ist be*t : Gelegenheit ^'gebofiaAI ektemröt- 
tende That zn vollbringen, wie ihm die Gelegenheit ♦ ?Mch nnie 
''^c'jg^btftetf tttfrde 1 trtid 'wie efr ihte' soböki inohtwieüer geboten 
1 ■ <w^HkU wird.' Nehmen' Sie dön'Gteöetzentwurf urlseroäh gegen- 
wärtigen Föhn «fr* 80 lööfitrasignirtn fSto hadhj'Htoinör» vollen, 
^ *»•• teuersten, sehmer^ftstefl' üeheh^n^rtg^deBt Abfall d*s prens- 

biseh^ Staate vom Ch¥istent*tiD^<:i ■■■<<\>\<>>< v^.w^A 
tbrtlftTrg wirkungslos, ^Wer«o' ^ie'b^edten 'Worte idei- Herrn von 



\i 



^Ktes^ÄettowflmÄiAaffrWkiterbpract^atM Erh. w&rMfoferfei *rod der 
-€Mdbti ftstadenbrirg^iÄTafiöc* *tid 8txA(JJippej(Hfi<if^h^ vn/sg 
in»/ •.i!D^d>nnleatbeitö^e f .Mbrt^ dem 

, HermMjau^f das» tf >die,iQ»fettMwnr ate Stan^eßhoatfitfeiii-iailidrück- 
-&fc v^ua^esfcHoaaeiiMba+^ ^wi^' inMäw letafe^Zeit^ildasMlgio^. des 
4 $ekst pablicifteuiöesfiftRa*Izu leawiviafc/l *j,b Jnifm m;M .mm> 
-io7 i^irf ^i8ii^hrigenj)AbftnäteiiBg:eftl!fifet^hieh mohfcoaiSliwrtfeinzu- 

» i> , ßda /Abg*bi*tadt6tfbafflBKto^^ er 

-eraßtiteitrHerreiAaaseflfcu^ «enist der- 

selbe, da auch die Zustimmung (krKhÄfr iftafttn gefehlt JMrf^l iu die- 
ser ^«ädngiöesetatgeiwaDdöDL] -I i,- ,i d i.Jim» 7 •:;•!•:'/. -im] 
.i-uA Lette* Mnanfddiefeeto^ej^ 

-rirätthe*>§».>i54&j meltimr .detii&eistlidteüi Bötechfiidigtta^ettüfü^ ä*n 
Ausfall an öettnhrert irt <>Aii3sität stellt j\i$ das<öe*efcBT gekomman 
-1wd:idHdBilBtylttfcKdj»r'^ richtig be- 

morktb-featv i tf m-* aieueti Re^t iUcpsfonds i i dar f altariMriaai I Art gelchaffem 
rwardanpol* iiii^emhrfinjifiiifserii»^ siobeFen ßrifcarjwh 

-enthalten nsihihji-iaacbx roelchein i*8,sicftl beatknitlen < »würfle, V'Welob er 
^fleHÜifchtiletiras undttietivielier liekotbnldft vwJd.nlfebearbÄipbmftdvIe 
daÄ'duib*idefriHäu3öcni4eejI^ ckrt sogenann- 

ten conservatiwÖB) Pari wir < >iH«l'!8a!bstf to& v-^i«^mr iTdf rt 1 e »der/ Siibera- 
'tei)ihervorg«*etene-iB^ ifafriiiift Jämchrist- 

iidmiip*iier>Ek8U(hir*h (MdeaBtaiihädig**& hfifr tiiem&tisfälte an &teh 
iffibiikirm du trösUmvlwtoms rohttselteaWen Eü»frackf <flnd flfrvwar 
TOlbidkb mich* an« afairto gfcsalgtn wtoiaf^lAbgeöüdne^tWiftdtb^t 
bettMttt^^dieses • ¥*rfabDem erinneöfe «anfgewfaöeiiSiiberlittge« tuUfcw 
tek Ver8bcl»r t wel die ri dereinst <«igteö »»Gute .oiwtefr »ndohtf^iTOGh 
an und ib*. «öltet die Sicfa&taft: ». der .i Weib ütoabenU u Mkfeh futfitUiger 
•atan »fetnidfes nSehtarigfen derwpwtesU^ 
einem, die chrisUkfoe fhife itoi AfeiriM^ 

ttBdhfiUe&ndeti «fesetae. i IM evatig^li&cl^ 0^rifir^t#pfÄtl\ hat frei- 
lich nicht einmal geschlagen, wiubm >Mh rtn<e'Mm&m<iffl Q$i*m- 
tninöbt* lakteptetidfim -lß^JliftMrivfery ,g^ioW^t*nj, Schreiben da- 

HlrinihiisgeBpibolfßriit<) -uj» h-j. s. •« t:i«..n<iliü/ o\ ji:dT <>biivi 
ciio'lMO 1 »(Bi^gö^nwÜt^^mi^ndtogft^tatt^d^^« Yfllhwdlungen 

.i':- -über »de» v<>n/darAki^lMJben,8ta^ 

•im(1m; seteeotwQiff^ (betreffend: die.BwrkuijdviiMgu;^ V«air*W3*standes 

u •*••! a*d dkJfaumi'dpi&lmebti^ vollen 

Interesse welches die WitAtiigtaÜt d<ro<iji Ä&Jfr .s^Jl^ftden Ge- 

.1 «ttigetoting .ted/vdi^t^AilkttagöndÄft. ^geaor^aWtöfc a^fcWör 

30* 



r' *=»*Fgc*- 



46p Bemerkungen zum preu&a. Civilehegesetz v. 9. Mars 1874, 

den Staat als auch für die Kirche and speciell die unserem 
Amte unterstellte evangelische Kirche erheischen. Aus diesem 
Anlass Aeusserungen , welche sachlich auf die Gestaltung der 
Gesetze eingehen, an Ew^ffifölews zu richten, halten wir bei 
dem Stande, in welclwm gegenwärtig die Verhandlungen sich 

f^tftvmoM^ ffltfi'fäfeo- (ßftßs wo uns 

durch denselben getrieben , Ew. Excellenz geneigte Aufmerk- 
samkeit noch einmal fiifl die finanziellen Folgen in An- 
. , #pm<\h, ■#<$ > ipehtntmj ; wetehe dioi Arfhibrng < <fcr • kitchliche* Ehe- 
, : > ., .wldii'fmtty mitter foYvWfi/^ 

€iehen:Mh'd.ctc<* • . , m«. .:■ hum-p-w/ii/ www 

.. : -,Wu4,. : flun,$olgt» eine B^^nuög^^-Stolg^öhrerw^f^wJn 
Udba Mon 971,804. TM,. 23 S«r. Si-P/ji »v ^ d.^cn Ridltigfcöift.ei^T 
zLfc>UJje^.nvir : (tem.evangeli^liiei]. OiH^kirqhawatb iflJtett*WMt». ••'. .ml' 
, .Also kqinen laut . .des Rehmer*«* n«d, ^vXrAWJl nöw/Vgib 
uiciitjiflg n^ter,,BepMe der sbrisijiichiwi ;Jörobe, kßineu ,prHiQW el ^ 
Wittei-ispru^lL'. gegen ,4m &hw $w<® /$p. folgooB^ewn .&wtof9k 
nullit eiuiü^l (ein Wort 2w Sache Ijtest.jdiea* ob^t^e Kir^f^b^flf^ 
Y^ehwf&u,» qs jst. die .#manÄfrag$ u aUöta, die {sie .beschäftigt. „Ätotatt 

fawfwni- pir^toftl . .-.:,• . , .- , j,.«. : ,. ..» - t r, '■>•// <-*itws 

, . Hiermit ochfje^n w}r< unsere Beraei}* iwgga i über &$sc$ GegflK 
$tan4,widi sefreMfin van den/Minwt0iffl.idefr,Iww*ilö|nt #ff-Mfa#? 
3&u,^rla$a^ndep ,^nrtmctio»en,-üJ)«r die A^sfabnwg.de3 : öes^te^[ er^n 
gegpn^ in ^epsßn IjaJaas.wu' ju , miaejwn Jfcdauevi* wen Sßgmifif 
im 3fcMMi niftfet erkennen kßnn^ , . : , • , j ..;...,< . ,, : . ( . . ü ,. t: 

•'■ i « ? - .:,•,/ ii - :, « «|5 ,- ••. » ; • " »ji! i i.'j; -j \ in' ,'1 

i •■ '..".> i i * i ■,.. ; • ,• . ■ \ • • ; -, . ■ ' v \\ • </l *.:i. l »iii Mi '• •- 

• ; •' « f . .!•," i ■ ', ., .'j ',..-, '. i . ,i - . •■ '■* .i ,''-Ji-s.t.jf 
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/ » m : < ■■■■» j. : '' <■ ! T'hf«r- 

'*' ■ -•. :.li' •• . •< . »: " .. i. -i /:: :-i •' UM-H JK.'!' l.^'* 

- •:■ ' "i:-* '• ;»'...» - •■ 'M. '■• « • :ü '•,''•♦.; ;:^-H<« :•»{» f !0;.«i^ 

• ".' t ' •!■«■'■ I ^ •*■!;'; l , ' If'i i : > !. '• .' ■ ' |-f'»f { UTf» fl Bf 1 '« •>•■»!••, * 



> <\) v.*\ .'V.,. .r, » i } v* ,1,1' '.'•V ( ^ .\,v •,,'«• Vi «* , n >w, : »'iV .«' ..* v".Mj\\ % i\. 

.-- Die neuen öfiterHohJ Kiretatajsete^twMe ,<f874). 

^ x Burob do# ößte^^ 25. 

Mai 1868 w <bts> östertei«hiöclie Cwtewdat von öettöö^ter österreichi- 
schen Nfeegieraog^in stoeifiauptpwkterf geb^chen^ft:* bürgerlicher Seits 
ausser Anwendung gesetzt» Auf einen Vortrag des Ministers für 
Outtttd uad » Utiterriclit Stetanayör «wm 25 j ■ Juli 1870 ' • »hin (abgedr. 
irtt Archiv M. 24; S. 274 ff,) 'liees Ätf Kaiser Von Oesbetröich uttt^ 
dem 30. JnH il8?0 in Rom eridSMn; dtert die kaiaeitöche Regierung 
dft*'Cto»tordat'*b abgeschafft btitraekte, (e. <las< Aktenstück im Archiv 
Mi '2*.''Si>i2^'iff4),' indem er gtekbzeitig dai Cultii^minißter bö- 
auftargte, ^dieje^igen Öesetzve^Ägen tori)ufe^reit0fl, welch* "steh fclfe 
nbth wendig 1 däht^llen, m» die n^h ' geltenden Vo^sohrifSert i*es tetis. 
Patents V^tii 5. Nbv. 1855 [lfOtkr<* daö Concordat -afe^ Qmtü Ver- 
kündigt war] zur Regelung der kath. Kirche in öester*eich u üaeH 
Maass^aber dw* 8ttat*gtütidgeaefezfc und tiiit'Hüekmeht anf dfe historisch 
ge^efeerie* VeAMtniöäö ab^uäbdern;« (Vgl: auch unsere Bemerkungen 
htt ^o»Stf £ti. 26. ;& 8&4' «0 Ö6r Kaiser ^on Oeete^öich- führ ^uch 
ftacbdem er das Cdncfthiät hatte »tu 'Born als aufgehoben : erklären 
lassen, fort das Recht der Ernennung darBiBfcfofeft atateuübteh nttd 
Rom erhob auch hierwegen nicht den mindesten Anstand. Der Kai- 
ser übt dieses Recht auf Grund der Bullen über die Errichtung der 
betreffenden Bistnümer, wesshalb auch im Goncordate in dieser Be- 
ziehung der Ausdruck gewählt war: »nominare perget.« Die Kün- 
digung des Concordates hatte also auf dieses Recht keinen Einfluss 
geübt. Es war auch seit dem Abschluss des Concordates dieses in 
den Pjäsentationsschreiben des Kaisers für bischöfliche Sitze in jener 
Beziehung nicht als Rechtstitei bezeichnet worden. Anders ist es 
mit den ersten Dignitäten in den Gapiteln. Diese verleibt der Papst, 
aber noch gegenwärtig auf Empfehlung des Kaisers, obschon dieser 
Besetzungsmodus nur in dem Goncordate (Art. 22.) seinen Rechts- 
titel hat. Rom fuhr auch nach Kündigung des Concordats von 
Seiten der österr. Regierung fort, die vom Kaiser auf Grund des 
Concordats empfohlenen Gandidaten zu bestätigen. Ueberhaupt sind 
aber die Bestimmungen des Concordats, insoweit sie nicht durch die 
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' ".."Ol» *wt-8trim*f#t ; fltf^Wtfatoffc 28TO''dM» ^KÖWMäfeiUff- 

4."' < FBHNar il&TO^iiJW'nMfj ^nächdöm ^üi^fefeb»ai«wMni^'&MH|tf^ 
^rt^J^^^e^äh^eiv hatte;' fllriiMfWit- '**i^28]<"Notf4St^rfHatf 
v^ßi^öa^^ftfclö teht>rt taijah**<t890 5 *<ö f (^ Ott»* jtfflgfcw'Mi*' 
nttWübll^ifttoo l &&kn Wh lüdmiajty döfa fittttthttfrigetf SdwrfdgW*- 
söWä d^ ^ BÄrg^nrfnl«t^» t)r. (^kftt^wm;' J/l868y«ttttli*AeJto« 
to&ty tibörfdte *>:wit »«totoi i« 'Arc1Uv>M.W. i&'88*"ftrtf8 Uhn 
lÖTliterioMet^.' l*eb*Hdteie fite^l^Bntiwöifti^JÄwstt «ibdflriiiflt 
Uli vfel» ta'dtri Mtofetetflin ^^htt^JÄt? ^ordeni i ^iü'>(Ja*fr(y '>1^?2' 
hfctte m^n, *viö dtfe aus tyia* 7//Jam «ithte^ foinefciraäfel £b*tf 
vöWPrtf. ton ; Sctoalt* 0t ftettn feiÄtetfe'-im r p»öWÄI«h«üV/AiÄÖÄiH 
reiche raisKmtrdtid^ 0*r. i doö ./ naipra&fctJ ßeut^bettiM^rtw^^lÖW 
Nr. ! a- b^rkAt^ elite"7« »$9; 'ttiößwaertä* lPot%^ <Mter ^dte^wtttHi.* 
ntevoir Staat 'ttM K il^Jw fes^eteltti utfd"ttii ft^'^i3<Mtfr> v 4tf 
Bägiftacbtttag äkefgetear wie 1 w«fr rtn diesem 'aBöfidO'ie^otiifttgfW^ 
vetwbeitot :wto^n, r d*$ ittttto ri« tmmflgikfh ' hiebt ^ldg^'tatofota;i 
Mari bat Ate tri "Wien 1 geniaobtetf Vo^lagaiiinjite*/BeriI»iJmi»^GiUte«» 
midififtttfotti gttmMkfct und sibb Vo& diesen dje>$h^isek*^gi0btfr 
lafcam* &&: • Da&s' 4lv Lebim^r'foMi BübWürid' dter&ffitgtfngH derf 
Br.i'ffrtf. tidtist tt» Berti* und de» Itekilimrttas/Dii* v. Dtflinger »u 
BeMinv'w^Hmi habtett/ Labien wf* schon /näher •im Ar&tif btawiw^ 

Ant 21. Jwwr > 1874 legt* der Cultas*iriister< SbmhajtfoJte 
AbgöfoAtoteflhaUÄe d^nJBötwtrrf einet* Ogsottt» vor, »«ttmit^bea* 
BeatiioittingeÄ <ttür ftegeliuig der ätswerdn» {P f) ifcabtoiwb&ttiriasB» 
ctei-nkAh. Kittta 1 'erfaswit irentei,« tind ies&a Att •§/ latftetedftDaB 
F*Wwk vom» \5/' Ntwi 1755 [d. ^ da& OowoWa*] iakiseiheitt'voitatfiat» 
halte «tob aufgehoben?« ferner 2wrt'bet»tidßT0'€ie8et^tWürfei i«Wf 
di0i^ö^r^aIUchtevei*ÄltiQ8$e da^r kUteterticbel* Gfei»ti9eifed*tftei>i;< 
ouInftctataiBUftCkuhg' 6* 'Bedttfteisse>des'»t^i^GQltMi^as?Bä^ 
t^öiiato^ Pf^midiöhvWitiögwi^ ^m BttligloiMfm<^«>v/Ki^]deto^tt^> 
deri'^yiitoö! besondere» Ö^etfJÄittftlrfe '4in Aniehtojf ^efrnthebtegi^ 
sotfen ifticalteteii and 4er ifcirahbiJdii»^ / dw OattUdatefi^>d«8r/{^M4' 
lfoben«Stotiäes(* scwi* aaeh >in An^buftg^df« kirchlktoiiiPäferoi^i»e^ 

Die Zeitungen bericbtetei^ der Kaiser hdbb mtt Tttfiitefc f »BU/ 



V??&M* « JEM* -toter« ^irffreng&t&z^Upßrfa tfk 

b*iagpng,id0r erfwUrote* QwtfHfotyifrfef mfälwtäwL dwftfar. w^ 

noch in Folge der Bemerkungen dieses milden und ausgezeiphftBton« 
gäfcdifctoft Oan^wste» ap 4<W Entwürfen geftndejthwwdft wipögen 
wfc Mdife«* Wgww ijfcu» *qeh i« l li^Jwi^UftdßiE|»gW.g^^ff¥^Äi 
sgbeiotrg «raffi* her* örzftg^hen^sa^W/Tesft %iQese|Ä.pl^Jtw*rJSÄ u&d/d«ff i 
baig»grt)ew«M#tWiWl^«»W mW imw^iig^^nMtjßiiip^er^tifflöipn^ 
Qiftitnzvt^chetti *ora'. Ab09O|$netM^Mi8Q . w&f tfptoro^ *n£j *M8p5ii»/ 
vewhirftw: Fo»m* tomt? ia^iwrtitfenf» fteeetzeftfc^fe, w4^¥^ 
vembftoite' N^hWldwgt de* den I<eftNi daß lAiwAiyp .ifltiwifffl&h: 
gwtd •>« fcfttoAn^ten >,FMNffiao^m.:4«d" '?adi^bea KkeJwepgeset^i Pie 
beide* Bfomftrcfeischeu Hofciaonisten; Pjpaf. , Miadberg nn&v^ScJwUe^ 
ztiHifenr>d** GosrtzBötwßrfeiitand d^en Xettdonzi alsbaW tihifefc Beifaü* 
«är^r er m dec Berliner iWoehe*^hritt »b^^ Reich« 1874 JTfr. 
lftifjS.i 385/.tf^i'JetzWne^iiÄ dftr.iWteaeii *^eu^ freien, Prewfy« Nr. 
3983 ] ff. 'Wie, rvoJMftnd ig Schalk »dadurch ©it flem Öfu»daätzen.,ia 
WlderspiWhi/tr^diö a^ fmh(ar ( ^te ikatholisfßfeer C^ooi$irt zur Ver~ 
thtidtgOA^des ^err^WäChen Goaoqrdate* in ^etner iReik^ MoniSchrifteo 
dargelegt hatte, würfe ihrnivoo Broftii<»ifrAi#iögeltei^iii lä Artikeln im 
Wtewc ^VöterlandhNrj 3ör-80^ fta/ff.iuaobgemeBe^ (Dieses Blatt 
brachte! üJwjha»pt Nfo 23ifiL^awf(gro§6o Äabl guter. Artikel gegen jÄie 
Ge8dtÄ-Eabwüif0i f «Artet die gut eiy Wtafter CktfB^pondep^ö der 5ftg/ 
xOctnuanirfc bimcW^ieij^ ül>ermohtliobe twglefchf&dfe Iteratdlung 
det BestimiMögtfn des .Goncjord^tea uadrrder: ne<ien jQeBetz^Entwurfe 
und [beridhtefcen dieiV^hai^luj^en de^ö^efr^khisoheja AbgeordiHtetH 
hatw&)j Voä den.öetarE^kihischlBii Bfochtfea war. rfrt Fnitttbtohot tvoa 
Seckau (Gratz) Dr. Johannes Zwerger der erste, welcher iavetue* 
vcartrtfiaichexi-fawlioheflD Sebrift >füf seine Biöceaastfü« >üi&>4onfes- 
siondlen Ghxetzentwürfe* (Grata, Selbstverlag der katboliackea Press* 
vearoiu^BitchdrueJterei 1874» : 4Ö S. 8.)' b^buobUteiundi «eigte^wi^ 
d&< über die! wuchtigsten Angelegenheiten 4er . tetholwhen , Kirche 
einseitig /dttroh die Staatsgewalt -Gesetze gegebetv werden solltet; 
ob«e den: i?apst B»-kefrageö tind Geeetw: durch der#oA*^hr*inff 
die itakhotiaeb* . Kirche! vielfach bfßbhädigAjju^ ^«:ßyiln4digeriwhtet 
wMe/i. Eiöei i gedrängte f aber ganz äuagteeiohnete bündige Kritik 
deii^etotÄ^Bittwürfö witbÄit die .»Adiesse und Puoimiilom ^D^JSe.t 
katsdrk'iiiind iköiögjlji «p<tet« Maj^t&t au$ Anlas» der donf«$Wneüeö 
Gesetz Verlagen f .überreicht i • vom ■ \ kafchol.-rpolit&schfln Verein ■ • iftr . da« 
K^i^eichiBölmrtn«! (verfe^tiit^n.Pfrf, JJiu dement Bor.wyxxxtid 
Prof. Dr. -Bauer zu Prag. Daselbst 1874. Selb8fejtoteg>>dfir HCytiöor 
Metkoftchan BechdmekereL 7A & kJL 8.). 
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TOtf'lWtttrK '• Bftfcbüfo träten im Mto 1874 au einer, iftlioii ka 
FefBftttfr Vom -<3ard. FöföteH-zbisdiof ♦ Rauscher >. ftn^cnegten ■ , ConfeteBH 
ztf'Wieta tftoarnrftetf ttM tihtcrzefob»eteii eine ; [«u&sMartgel anlia^na 
erst im nächsteh'Iföftö <tea AtöIijvb fcflgenrie} lange JJ* ifor w#, ) weifcbe 
den IhhMt'dör Gesrt^iB&twürfe einrir «etogebeadeu .Kritik; «nterzieht 
utfäftarfrtt s^fieB$Vdie IBischftfc rwörden i »tu: iii30^di;8wh/<Jeiv<3e- 
sft^Bn^'Äyftn'fng^ 1 , fftdsisie mit dein ;Ooiicordatefdcnr SacbcLiwb 
irti ! FiiMilÄftg^ : rtaödcli; Als di*- Bischöfe m >Vieti :&naam*Mi|fcrft<«ea, 
tfitf dtfrt* flör bic leben ■ das folgende pf^tlidto tichntihtit eäwgelrolfe» : 

,lfl ,,J ; ^ •'" . 'H• , ■■^. , ■.» ' t.. 1 ' ni- -'f.-. | ;| j : r. M»'.'., Jil-«;'i.||: . 

Dilcqtiis Eilüs Notfris S. B. E. Cardinalibus et Vcncrafiuibus Fra- 
. .lr&u$ ÄrclwcpiscqpLi et Emscovis Inipcrti AustriycL '"' 

üileött Fiüi Nostri cfc Vemerabüe* Frfttrw Wntpm,rl>i,A|H>^Jtetm * . 

1 ' Yfr dorn a Ntfbiai catheKc« ovbi denüiioiata Jtatfafc jrtr flihterps 
datas die 24. Novembris, anno superiori, persecutio immaiiia.jQtati?* 
Betöesriaiii 1 Bei; in ßoFuteia et HeiVctra pvaosel-tHn* exoüata;. iquiira 
novu ittoerori Noetro accessio ßoHioitudonox.aütftis< tmmtita dft'<alii* 
injarftk itopendfentibtis eidefn'ßwrlesiaev qube Spowso Divitio fcitmfc 
eflfccta, jatn etipsa eotiqueri. nwito' potent oftMpropheitieftrivoae;^ su- 
per dolorem mimernm nteorum; addiämtiü. (Paalm<i6&, 27.) «Qititas 
injuriis eo gravius angimur quod a Gubcrnio: irrogenhuriÄnstridctu 
Nftttotiis, quae jainprtddm knaxttnis Ctoistiaiiao mpwMioac tetfipori- 
büs kni^ Scdi Äpdstoüeao conjuncüsmiua pro caiholicu üde rtfeaöe 

deeertatit. . ii,.r ..-,. \ 

Eqnid^ra ja«i aliquot tfb Wnc aau-is quaodam ia.iaio Imporio 
latafo smt tages et ordinatiortesy sanetissirais EcolöstJie juribu& cstsol- 
lemnibifis paatkoönventis^aiie adr^i^ao, qiias .i» Nostra altocatioöe 
ad. Vdnerabiles 'IVatrds &. K. B» Gardiüaks habita< die* 22. Jösianno 
1€68 cotoderonare et irrib» decliuaro pro officii Nostri rmiaercde- 
buimuSi Nunc vero fwiblids Imperii (Jornitös expeadendae «eii ftpffro* 
bandae pi-openontur novae' leg^s, quae eo manifeste spectaui^ «t «a+- 
tfeoKca Ettcleda in « peroiwosiseiniaai' servitaterti' . sub arbitriotiviljs 
aoctoritatie:o*tttra dm&aüi JoairGbristi Doinifti Nostri insüti^tioomD, 
oisriroo redigatnr. t • .ii •! • .;•, (,«<i"hn««i 

Httmrai eami generis Üi'eater et ttedemptor Ecclesia^faada« 
vit tanquam visibile suum m terris- regtuim, non modo eupeniÄturtvä 
cbarisimat^. iüMlibi» «Jagisterii ad sacram dodfrinamirÄdeudamy-et 
sajactis«ünL sacerdotii ad divinum veuMmm aiiiraanmK}ue 
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ne^fi^atertficio'ot.ßacrämictitis Iflroröovendaan, vgkw»; ctjam pitffria et 
plana tegJminfe poteaiate^iasinlctutii advföie^tsi^gos^tad jiijäwi 
eftfctttttoda , ' ad« saliibrem coeroitä^jOirt ivadlnbet^niiia. j^^ <^j^)U« 
qüaä *'d proprium^ fmero te^ßi' Dri *rirterti$ ^eritafluiki^; ; i ,i 

»' v QatfFiiarti ' vero si*peniataratLi »haoc^rogilmift^ 0OQl0*i^8tii)ii ppr, 
testte', <ex : tysa : Jestt €lroi*ti ; iüatitutiötie , idäveraia rf*QT$ia öskaigu^, 
irtdependens ab iroperio poUtiüof idci*co.;ipstan .iieguwbDei;iu ( iterw 
re^imm ^Bt ßoeietatiß *f)erfbctaerj {jUcxiicontrnetur tob ^bewa^. *uift 
^iluife, iwris jiwlbtt», *u«4 pfaeposittei qui? per*igilatofc quasi rannen*, 
l>ro animabus reddituri non civilis societatis rectoribus, sed prineipi 
pjistomm Jesu Christo, a quo dati sunt pastores et dolores nulH 
terreiiae potegtati in obenndo niinistcno salutis obnoxii. (Cf. Hebr. 
13, 17. Eph. 4, 11. 1 Petr. 5; 2.) Quare äicut ^ad sacros Ahtistites 
nmtius regendi, ila ad omneS -fidel es, 1 irtöflente Apostolo, officium per- 
tinet eisdteih öbcdiötufi ot subja'oertdi ?. ei pfroindo efciaaa populiö ca- 
tholicis sanetissimum jus est, ne in boc officio divinitus injuneto 
seqifetidi dwtriMWÄ, idisoiplimüa ac» leges.Eccleeiw a< ctoüi gubernio 
imfjediantan ■ : ..'■-.•• ?■••• .,! «:•,,•■.. ..■■;,, ■, ■(••,^7, « .<• . : i,,'- 

'"""iJa^tero' ipsi i iNöbfeüum <ptobe i &nt*lkigiti»> ; Dileati.flFilü ;:No&tnt 
et Ver^mbiles' Fratrds, quam gravis vialabio. hujusi dirtinao eeoßtiton 
tiohiö'Ecolesinle, qmaps intofcraibilts smbvereib juritUn Aposltüicaei Se- 
<Hs, saerwum Antwtitum, ipsiusque' populi cathölici; in learwra lagijun. 
rog^täöne, da qnibuB apiul Austriaca Oomitia n»»ö agiUin, coutUiear 
tur otpalÄtivproniulgotur/! .;• 1; : •. .' »*•/■,•• 

Nam Beoandtina oas^em leges;Eceleaa Jeau Übristiiin omrribftf 
fetB"?atioitibii9 <et actionibusv quae ud regimen fideliam spoetaet, 
supremo civilis auetoritatis imperio prorsus obnoxia et suhjecta<*Xr. 
istimatUr atque habet»?; idqm in ea Motiverum lespasi tione, ; quae 
vira et sensnm propositarum Jegnjm ex^licat, aperte Tcltttijf^n^pii 
loco ätatuituiv ffincefciam dedaratar diÄirte , • tiuberott civiti* esae 
ex rapiwna sua potestate Ieg«8 ferrei qaemadmoduira de- ahnltVuiy. 
ita etiatn de eecletfasticis rebus ^'utpote qnod <Eocle»aei ^vigikrer 
et doiBitrawi debeat non mens ac aliis qirib*8<mmqao ciram sooieta 
tibus ^rivntis »iqereque hamanis iutra l«o|ferii ^neaiJOxJBf^otiims« 

' Itaqu<e> eivitt<(juberuiam sibi^arrogattiam judiciaaviae -pioiüd« 
raagisieiitm de ' feo«stitBtioife' et jarifeus Scdesiae catbt>litta» ; t tnm 
supremum ejusdem regimen, quod partim per se ipstuft suis- legibus 
suaque i actioa«^ pirtitfi ' per' decksitsticos vires t «fti • TO»ueipaA^ exer- 
ceat. Qacv fit, nt potestati wucrae ad' regiendam Eoctesiam y ari opus 
inkiisi?eriif atque ad- ae*Hi(atiw»m Corporis. Obrirti diWftit4*f iusti- 
tato atbitrium et vis aib^g«tur'terröni rmperii, Centm kojaenketii 



i. i'. 



4Ttt Jtfcf&iWr/X fld «rito^t 

Kinwwpmi lUHuq^aticwcw p»o i i««'.^.*pri**itefi(»W»olicaiirte9i)jrii»*li»ä*g- - 

sunt, imperiale aliquod jus habere. Noli teiertoUdrevuffld ettoiöeo 
s^dMftswiißcriptttmileaAcjiqmta ö*i,:iDwic ( qu,aai üaesarify Caesari. Ad 
iWpquetofetKit patotoj|wrtiüyrt v i*4 rsaowÄotwiJ: ■Eddeuaa.M.^ß. sAnb; 
epdJJO^aui-AO^i; ji.tW m ,Kirif!i(i n-.ii) j'i il[ii(iK| otmMi^aa Bwwiiii 

expoiuti^pi^figüiUrlbo^we-Jigiacifii^ 
fonvirlprträfr/vttaitliiüivtälcira^^ 

PBW^flr^rrtittaöwni fewri^jasdeiärniatioria-igtiiaÄoftB aHlaV'eaTBdpirh- 
que Catliolicae Eccleaiae in Austriaca ditiooe pararitiipemiisawi'^'i. 
'•M[ffokcfew<iäiDgiifau e*rumdflai"loguin capiiä'.seqmlfi «fetam-irfaentio 
p.raet«rfcre:,nu)4».'modo-ifiüttwlmB) grarraipmhi-iDJtriaiifiiiirtaei ipoa 
hawimi'-'Jegdidj.-pBOjpfaitioo« <"fofBrturi IJfabfe jipaiß^etniiuliK'I'App 3 *»* 
Iittafti.Sfidi t .'UßO:<riMa9'^äbto, Ditecti - Filii i »patti et>lffilnMfbiles 
Frttiws^ aai 'total (K^atoy£ptkdi£oniB^^ 

iotoift(o8 oiiiBOieilissidiBii'ilftipMafcortiin annonl!Ö5iiciditriJ,J«du#}ii90-' 
deBi'i catholiqo prjniypa^sotomiiii'spoiiewne iHMiaitarutottqW^Jm^iiiiM- 
inntaHpahHiMrtiilegiariictnHiigaiav iiune jMparlkComitiio^aeciwaoda 
propoitÜjiir^tenqaaMiiiitnBi, ptobjubjöi |*artje- ^abrc^ataietiipitofidqtH! 
n«Haicnm;'iac.'tAt»»t(Hie» S^ei.tractWi<ffle!praegrt«»yiiur^^ 
Btiflri&M jNwtrifl' eBpoetalatiotitus i iplaue i «mtemptiaiidiHaae^iotectit 
iW'.teiDfiorJbitSfumibafl Adcs.rpablioai l *dh«0 1 wäluH.^ lakfljitiaalaai qnidefei 
potwiseenie Mmnon-vtntnitt-ibae fcristiaaiinfoüremm ioondibwn«-«ti*«H 
taituijr^'iperfioiwitoiü ■■ Contra-- ■h«io.B9Ü8a»i»ifa^ ■■rcrtiTeiiiiiiröjH-' 
tiooem (MrarfcTobisviTHleoti. (Filii iü(Btri.-«o .Meaerabilea ftaJms 4 ita~ 
mii prpttfstamifr ; tnnllWnvCiö magi»iiiitip«iiani«i r iSQ8trildolpr«ida-- 
nanoiaiwu:ac->cprolmraiifl[infnrKiin'<iIlam ,t^i,itai}eiriae-:ill*fc*mH B * n 
et :buju8i Oenoördatua. abmgatieois-et eeterlJiuq>i<canpaiBjnmi;il9gi*i 
causa eii'A(lu^iji,BnÄtecaer'»efaitari»ä:-<t6feiitioBe«:re¥aWifl , :(lw*i'i-- 
Dtw ab rOec«Btadi(M:¥atiEan3'Cenoilki'ediia8;iatqneiihac&iipiaicath«-- 
lica dogmataiimpiBap|ielJaattt« iinrioTBiiowee et coMmrafaincii 1 JHttt I» 
ua«>fidci:atnflmfetiti»tiotaii ificeleüae tftttaMwte.ui(MobrrtrnmuPipo». 
p.-SSi|i E^awtenrsi ,qBtT»oiiftiiiiiJ^teiE0a.ditione!^uii<pefeüiitiBjn»-' 
DMifi cwbmMtü *atiioüt«ä: fidrth -afcjldantViBaiBrarrftiiieW'iic ijtadjta-' 
tur'C«m^^oiBfliB.A¥i3!!8üi8^ot^tie.'iD!f«raalii!idoni^ a*g— üujiuuu 
Prin&ef», («aBureSinet ac: -proüebm" lcmgoiotaaiais-ipafffi! papulii^-aii 
legtB:tfejuator^*alib«8:«ommentia;aiB*«aej;: -■:■'<[ "■ In liitiyü si'plyn; 
'-■• ; .'ItB-rNobiB inamifl et iüTÜiis«»eiaaan«oaTentlciit> a at m n i 400» 
WH : Berthiwbnfli . Iwggifara i «fabranua«% ■ ot iMMMwraortfcrtfe haPafl 



et ^^mlipf T8i»«Wi«i€l «dtemöifai'iMrobpfeWfitof <J *0¥tt fqwtedfcrft 1 fttftt* 
juris* obtendWwfi etiftuitotfiiealtw^^ 

pwpriö fetflpiritalibtrtet'^efcta^ fu^rtt; 7 

confetitatat itque^d&efaat.) ; K*Z ircoiterf pkj iminufj; olßrraqtni Jims 
? • A Id;a* Vaktiy Ut ' iisv : qtwinci4*i fögtpituir nlggiö^y .Inv^lAbilfe 
ecctaifae ^ertw ^ flMfnkip<Mi 

religiosa institutione popnli et cleri ipsras, in vita ai'&aflgelitiaifi*' 
perfecüdiäii eiigeactay iaa^i^u&to4te)Bev^^p^ 
rase ' inpottaifan tfaribofin aniplfcetorictgu* iprd«petiiahfc^ t $iwerite ( if * * 

rtunqfaei bOOftiitie «i »fwDS^iratooi ^»ntarai ^«ämi Clfritö r fidem 'Wgtttti : 

• t ; i »Btagwn-prorfeB^NibiB » cop^lmeniorarä fltoiyi^wdi^ quan- 
tno^j maiqfniMißi)4fgDs;<tojasnwdL pörfe»antiir«'ta0tu^amn rftv ttt 
yar^pfcdentidmJTeäb»^), iöletti jFüiii(Nos*ri>i4b¥pi«rabil® (PratW», 
id thctyieniafllele liffr pfraeto i4e ipoifttt. S<*lfceki*dteia>ftce 'tariiiiaefe 
benßfiaiaf eG<ttfijri^kmp(kp*ietueier<riiii^^ ita 

civHi < {potatatö rfieot öbnoui»,, i nfc • >4atrij i Untat tos ^ • isi >*i<tri&* jAribtlfl 
(qood(rab8i4)fi ^uiedeeroöt r *Mregi«feii • ctioefeesiun? t . prp qubfidiatrict* 
rmtioawit ©eeiiianfc >edü<pri, non afiipiihH :^UfBaluWtfiiri*<!E>öle« 
siaQ'fpraesürifU'retirwe^' sediö^ nufenm^ ert(aDrbi*riu*iniowAn<^iai ra* f 
pwMicae 'piWt^iitp/lr^taiie>^ >m<^ei^ icc^pelwitAr. fi ^tiid' pött*: 

exHfd<>rqgatkWbu8Unfpe6ta^^ 

onübmp iis^banäuröi tEörtt*ii^«aÄeiiiiofia iii dt ^rows tafimiia iam 

apeDfca'estsntrt üemo nw« int*iiigafc^«atf ad^camip*ionöfflnetpiernk*m( 

reli|poBartw<<imil^^ 

Ihhö daaiqvd bohdram: jActwa j qtfae» itrimioet ,' Hanta» «stallt- aiQia« : 

nitot»i ßublkaitic^eii«* idireptiotie' yit diffirai! • Ea ibonaJ slqiridem ■■ 

poBtUaffflö« lege« prokatfttf, 'oWile »örtwnium '$iai "ptftstatenrBuam > 

erirt: TdÖaotMam f utbiqiuijusüet fas- ewe^djwek ea öüride»/ eonfefrd » 

et» v^gaiibia/impoaii*^ (piterdafeittr po** • 

seegkx; et* ainsj ium^adt (Epd^be < <feone, > BedMdt ^ag^ludibrinm «tot ad:: 

velatathUnt i&jiiBkitne rtlktaikaTidnimaiöritei e^atimpAnn n •*• : i 

vQuimii'haäo^jnt 4egte;tda qoäms ih pablki* lAaätrifcci itnperii .» 

cenritÜ8ijdäo«|)ta^Hn etrifa, ^aad^ebiansttnmiiiap, iprioripn* -hitia&iry; 

pepö[teotp vobiaplancisaat; öilpdfei iMIiö MrwtiS fet> VetwrabilwFl»*- 

tmpfKa&Hptia pmöula/qnwgregtyrö Vigilanttae/v«ifH* i»nareditis : 

impendiintt/ <i ÜMtpsunam^n«:.^! pan »Etolepiae in idfecrmw« wpatar; ; 

illudque agitur ut ei libertasKatoiatrtn^^ipiÄ» 'fik^JBfcomaa^OAiitaa-^ 

nwsif aevnfar dmfo yaDimamnwje Bcciasiae y - f «üb qofe y ti6cr>viget 

not rolett 4iv eisast ew qui- gaacronfe i^geditafa ww lumiimii ßw-p»* 



w\ww ivwbiß Mm wp}io*«*Mfo >ÄibU < im&a i$i\mh<Qpw M*~fr9* 

d^sse rqi^W.d^i^Ti^Mp^öuV.^iibit) Deo> ^bö^un a^^ür^aritirJibe- 
WH, vuJ* r e^ ( J>eus ^Qi^iuisitö^v qo»i aafttiaota (ßn 4»«Jtov*lfi*Jst- 

^^^ I( eti^wm qw* Äwate .pro üwm üei j \m^>w*gmw,*wi~ 

Magjaos, .ftinrito • Wim**, qtfihu» djgn wi wrtutoi ivartr* oeetapep, obea- 
tis, Ccrtqrp naroque Nobis e$t, flihü ?<w forat ftnintiftiiieqp* wtate 
minores üs V0HerabttUn*ö,.Fratrib*i$», qui #Hbi (iiittf ^wx^wit*>Hcer- 
biäsipap projji&c ig?& Ktertate Eeeieitae qpprohrawret - tfityriröootibiifi 
aipeqtaculijrp ,facti (1 nQn ^modo r^ia^i ^QiWMPits^PumiÄUüQ^ßwdio 
iUtö^ipimxt, scd.eüani in vdncujis oertanwn sustwwni fciöeiopiffl^ f ^H^- 

, iCefceriHjr rmti'm vidblis ii^ri« ,^,ia,Tirtttt^ J)^i,r(^ee fttjuüs 

ups: ito> pn^mowit. efc<$r«**fcj Iq ^u4wto i( prwurAoiT : W)el^4fe^;^ed 
CQB&difce, ,egfl.!YJtö aw)f)!im..{Jo. r l,(i )( 59 r ), i^Sritaq^e,»iqMi( pWh*wi- 
nere Nostro Apostolicb in hoc bello tarn v^viö^fe abrooitQ^Tft fie- 
<MWn* indio^i : rfJÄYÄna , .gjatia lipfwnHtatemj Jftwrtram , roh«rW»t(9i » duces 
con^it^ti wnpifc. fltt ¥<#5rwmjLOjßiam«s w$f^Qn}j^qU8A$. Jforijr 
Cantuapie«#iS) wfbw.oKin ^ptteaßit (JiW- laetMiie^i^riqulo appriroe 
coagruentüu»;, tfifupa q^m mtw »^,^x^eiKtniiin|iiiiciJ^^iae f 
in,ter ip«ps ^tJ>önm ( 09t*:qui* jhw mW ^li^i^t eUuqu^rimua«fnisi 
quod .Ecjdewe ,£*«&, wterno .tßfttajo^Dtoupno ot ./iftj:«n*0|itofe oa*ne 
kumpi^J^rreli^uit ft*^ In fide ^rgqiai4^^ritft^iCJin$tit€xuilfffttis 
Nobigcuu? iHiauxiliumiEcqlwifie^ ißt. au<? torHatfi ^t ( <pr*dfn ti* ; vobis 
collat^ ,oc^vri,te, boiiiiqibuß ^ q^ib^ &ttll?ruro «itiK3$^m,QQtfim. süf- 
fig 3i Bföletya öei 4gau40t üfowtete. • (fcnftdism* m fabwiabun- 
dantius, praesertim äi* causa DeL iDe^N^bw.antem proifcyrU ienete, 
quia satius, jdu^us poiortem incurrere temporalem, quam miserae 
servitutis augustias perpetuare. Nara hujus controversiae exitus ha- 
betur ad consequentiam temporuin futurorum, ut Ecclesia aut per- 
petuis, quod absit f aerumnre lageat, aut perenni gaudeat libertate.« 
(S. Thom. Cant. ep. 38.) 

Qu um autetn vobis interea adnitendum sit, ut quae instant 
pericula, auctoritate, prudentia et studiis vestris praecaveatis t nihil 
utilius atque opportunius fore intelligitis , quam ut collatis consiliis 
disquiratis ac deliberetis quaenam rationes viaeque aptiores suppe- 
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trtrtt, r qti6'^ertitn bdque efflckduis propösitürö finem a^seqiiamini. Dtlto 
EcoleSiaeJtfta' im^tbätkr , vestvani :'•*** *t' &dfcfce6d*ttteä r ei ttdtfWäö 
iwttrutti ^)bnatfa pro dottfo s I&äel ; öölMitiö vwe p^gtkMum^llt 
et defärisid' Validier/ <pio tnagfe cortödriöt itf tmlnn : coif 6j>iTahy fefw^ 
gtiloi-uii!i öperä et-ötoiato» erit? .etM^- diligentläö •ßraevi&i'et <5üi^ 
stitftta fÄerftf ageiidi fai^ l: pro 1 varift nfcöeaäitete t^um qiiae forte 
cecidörtirtv ä^h^rtdai' 'Qöare^ tfaäPfctWito ükfue etiötrl 'h^taini^ tft 
quaTTiptitimw^onV^niato "W tfnftib, f e*!coi^üti*caW 6öflto'Kis°neriH8fAf 
GOöstüüütte ckfette oroWbia^öe ^rOb*!tftm r v q*a |iro4fßdi ,; ve^tri r hi- 
tionA prop»teetis unaniroeä ma4* iftgraöütia, et Ecdesia^ libeytat^m 
fdrtitet U\jBattoiuii Hae^ idea Va$ •& Nobie iironeri pat* emt, tie offi- 
cio NoßtN) irt 'teilte rei grävifcale deessö ▼iflw^tteür^>' , NÄm pertlttöstitii 
Nobia *<Mv ,f vyJs 'etfai^'cite fiortatiobeö Nosttes hak adtro : fafeÄe ef- 
fecttims.' ' Aliöqüte nötidirtt^pem otmteiti 1 attjeGhtiuä : Mo tit'eaä tytaie 
pr&tfebduirtur i calfcrtfitaMs ■; alio^amiteDöuö avertat. Ncfe enitn 
movet ad bene sperandum pietas et religio Carissimi in Ohristo Filii 
Neotri Frtacfooi J^ephi Impwatoris et RegT^ ^ivetiv Nttöinevis lit- 
töri* "ftodiwiift » diö f «ad 1 'ipsmtf f datis e&iie ■ ofosetfriiVhiiuB 1 ■'' ne ! trnqttatn 
coaimitöei l e V*lity nt iti ämplfesiiua 'ditiöife $ua ifahemestae serVitüti 
tvadator EeolBsria, et catholfei ciVtes ejus' 1 Jmperio sübjecti in stim- 
nraö aölgnstias addticantar. «• •« .::![' 

; Quöftianvvefrö ifcriifti^adtettns BceMMftm' öeöiütüritur et mora 
quawtö ]flett0rBefäpör ^erteilte ^V vofe Winftofe oportet 1 dfcsidWi con- 
quimm/ Präejiif D6ü&"corisiliia.T6striör, et potertti pra'eaidid Mio 
voB' adjuVet^tit (iuae ad dectis Nonriuis Ejus et ahimarum sälütem 
möximö 'perthient cohstituere et perfidere feliciter vafeatis. In auspi- 
cinttt' autem • caelestis imjus praesidii öt praeeiptae benevalentiae 
NöBtttftff «tedtiiriohioiii A^estolieam Benedictioneth Vobiö univeröis et 
siilgalis, Düecfti Filii Nöstrl et VeuerabllesPrUtres^nec nöti Cfero 
et fidöliiros vigiluntiae te&träe commissi» peramanter Hb^ertlnins.' 

' Datum Romae apüd f S. Petfam die Vll. Martii anno Domini 
MDOOCfcXSIV. Poirtificaflnsf Nöstri vteewiflöctav*. r 
- ■ * i - •'» ■■ i- \ , '.;■ -• ',•>:' : * 'ßtrfct ( typ "fv '" » 
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